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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
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Lieber Leser, 


Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 
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Clinton und Kohl 
festigen ihre beson- 
deren Beziehungen 
Während ihrer Treffen in 
Washington haben US-Prä- 
sident Bill Clinton und Bun- 
deskanzler Helmut Kohl, die 
neue Partnerschaft zwischen 
den beiden Ländern, die die 
besonderen Beziehungen 
zwischen Großbritannien 
und den USA verdrängen, 
gefestigt. 


US-Präsident Bill Clinton: 
»Amerika hat keinen besseren 
Freund als Bundeskanzler Kohl.« 
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Beleidigung von 
Bundeswehrsolda- 
ten 


Wehrkunde-Tagung 
zeigt Kluft zwischen 
USA und Britan- 
nien 


4/1995 


Wirtschaft 


8 Banker der Krone 


in Schwierigkeiten 
Kurz vor Jahresende kündig- 
te eine der Top-Anlageban- 
ken der City of London, S. 
G. Warburg and Co., überra- 
schend an, daß sie mit einer 
anderen Anlagefirma fusio- 
nieren möchte. Es waren 
keine Fusionsverhandlun- 
gen, es ging um die Über- 
nahme der angeschlagenen 
Warburg-Bank. 


Genfer Bank im 
Mittelpunkt eines 
Geldwäsche-Kar- 
tells 


Ist Argentinien der 
Nächste auf der 
Schlachtbank der 
Banker? 


Die IWF Wirt- 
schaftsreformen in 
Rußland sind 
gescheitert 


Wer wird aus der 
Lektion des Peso- 


Fiaskos lernen? 

Die Schröpfung des Peso 
und der mexikanischen 
Aktien hat sich noch ver- 
schlimmert. Der Aktien- 
crash in anderen Teilen der 
Welt eskalierte ebenfalls und 
es wird wegen der Panik 
Mexiko dafür die Schuld 
gegeben. 
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China will statt 
Kapitulation vor 
GATT einen 


Handelskrieg 


Mont Pelerin 
Society führt gegen 
französischen 
Dirigismus Krieg 
Bei der Mont Pelerin 
Society handelt es sich um 
das Kommandozentrum für 
die gegenwärtige Offensive 
der »Konservativen Revo- 
lution«, die von der Gruppe 
in den USA: angeführt wird, 
deren Hauptanhänger der 
Sprecher des Repräsentan- 
tenhauses, Newt Gingrich, 
und Senator Phil Gramm 


sind. Dies ist die Rahmenor- 


ganisation für radikale 
Freimarkt-Ideologen. 
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Internationales 


Papst Johannes 
Paul Il. in Asien 


Kein Ende der 
Instabilität in Ita- 
lien in Sicht 


Dini führt das Pro- 
gramm der Banker 


in Italien an 

Die neue italienische Regie- 
rung unter Führung von Pre- 
mierminister Lamberto Dini, 
einem ehemaligen leitenden 
Direktor des Internationalen 
Währungsfonds, hat auf 
Kosten des italienischen 
Staates eine Reihe von Spar- 
programmen veranlaßt, die 
vom Finanzestablishment 
verlangt wurden. Nach nur 
kurzer Zeit ist seine Regie- 
rung bereits instabil, so daß 
sich die Parteien auf Neu- 
wahlen vorbereiten. 


In Italien spielen 
Technokraten 
Politiker 
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tet weltweit einen 
grünen Terrorismus 
»Falls ich reinkarniert wer- 
de, möchte ich gerne als töd- 
licher Virus zurückkehren, 
um zur Lösung der Überbe- 
völkerung beizutragen«, 
Prinz Philip Mountbatten, 
zitiert von der Deutschen 
Presseagentur im August 
1988. 


Lord William 
Rees-Mogg: Seine 
Lordschaft packt 
aus 


Sinn Fein und das 
US-Wirtschafts- 
system 


Boris Jelzin zwi- 
schen zwei Feuern 


Jelzins Debakel in 
Grosny 


In Rußland ist kein 
Ende in Sicht für 
Krieg und Wirt- 
schafts-Chaos 
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Das Ende des 
Regimes von Boris 
Jelzin 

Das Regime von Boris Jel- 
zin in Rußland, das im Jahr 
1991 begann, ist in einen 
Zerfallsprozeß eingetreten. 
Das klinische Symptom 
eines sich rasch nähernden 
Ende des Regimes und der 
wirtschaftlich ruinösen 
»Reformen«, die es durch- 
geführt hat, ist die zuneh- 
mende Loslösung des Präsi- 
denten von jedem Kontakt 
mit der Realität der russi- 
schen Krise. 


Der Krieg auf dem 
Balkan vor einer 
Wende 


Der Krieg in Alge- 
rien könnte zu 
einem raschen Ende 
kommen 


Burundi: Weiterer 
Völkermord in 
Afrika befürchtet 


Die unvollendete 
Aufgabe von Mar- 
tin Luther King 


Wer profitiert in 
Südamerika von 
den neuerlichen 
Grenzkriegen? 


Pekings Resolution 
zur Lösung der 
Agrarkrise 


Ständige Rubriken 
6 Banker-Journal 
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30 


Die Besorgnisse werden 
öffentlich; Nigeria: Takti- 
sches Nachgeben gegenüber 
IWF; Globale Finanzlawine: 
Die Parallelen zu den dreißi- 
ger Jahren; IWF-Chef: Zehn 
weitere Mexikos?; »Orange 
County« kommt nach 
Deutschland; Hamilton- 
List-Tradition lebt auf; 
Finanzen: Die Beinahe- 
Weltkatastrophe. 


Impressum 


Europa-Journal 
Rußland im Umbruch; Bal- 
ladurs Freunde; Trügerische 
Ruhe in Frankreich; Franzö- 
sischer Dirigismus; Ver- 
kehrskorridor Berlin-Mos- 
kau; Deutschland: Die 
Zukunft der Kernenergie; 
Rußland hat Priorität. 


Hintergrund- 
Journal 

Gingrich versteht sich als 
»wahrer Revolutionär« in 
der Tradition Robespierres; 
Clinton greift die »Politik 
des Informationszeitalters« 
an; Londons Wut über Clin- 
ton; Skandalapparat gegen 
Clinton wird reaktiviert; 
Clinton nutzt Präsidialvoll- 
machten in der Mexiko- 


- Krise. 
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64 
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Vertrauliches 

China: Kein Chaos nach 
Deng; Clinton friert Terrori- 
stenkonten ein; WHO: Ost- 
europäisches Gesundheits- 
wesen am Ende; Realitäts- 
schock in Frankreich; Mit- 
terrand noch nicht aus dem 
Geschäft?; China im Eisen- 
bahnbau führend; »Gold- 
finger« und die Union Ban- 
caire Privee/Geopol; Verän- 
derungen in Algerien. 


Deutschland- 
Journal 

Kritik an Bundesbank wird 
lauter; Gewerbesteuer für 
Freiberufler widersinnig; In 
Ostdeutschland droht sin- 
kender Wohnstandard; 
Rapsöl schafft Wärme; 
Internationaler Konjunktur- 
aufschwung stärker als 
erwartet; Children Mission 
Fund mit riesigem Spen- 
den-Zuwachs; Trinkaus 
erwartet steigende Zinsen 
zum Jahresende; Sammlern 
von Münzbriefen drohen 
finanzielle Verluste; Schorn- 
stein-Reparaturen oftmals 
überteuert. 


Zu guter Letzt 
Todesstrafe für Drogen- 
händler; Gefahrenzeichen 
für den Standort Deutsch- 
land. 
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Globale 
Finanzlawine: 
Die Parallelen 
zu den dreißiger 
Jahren 


Für den 3. Februar war ein Son- 
dertreffen der Finanzminister 
und Zentralbankchefs der Sie- 
benergruppe im kanadischen 
Toronto angesetzt. Hintergrund 
des G7-Treffens ist der sich ver- 
schärfende Prozeß der internatio- 
nalen finanziellen Desintegra- 
tion. Die Finanzkrise in Mexiko 
hält nunmehr seit Wochen un- 
vermindert an. Hinzu kommt ein 
dramatischer Aktiensturz in 
Tokio und anderen wichtigen 
asiatischen Finanzplätzen. Die 
Vorgänge der jüngsten Ver- 
gangenheit in Lateinamerika, 
Asien und anderswo sind sym- 
ptomatische Prädikate des unver- 
meidlichen Zusammenbruchs- 
prozesses der aufgeblähten glo- 
balen Spekulationsblase. 


Mit seltenem Realismus bemerk- 
te der stellvertretende US-Fi- 
nanzminister Lawrence Sum- 
mers bei einer Rede in der 
Washingtoner Georgetown-Uni- 
versität am 21. Januar: »Wenn 
jeder Investor denkt, er werde 
der letzte sein, der sein Geld her- 
ausholt, werden sie es alle sehr 
eilig haben, ihr Geld zu holen, 
und wenn jeder zum Ausgang 
rennt, kann die negative Prophe- 
zeiung sich selbst erfüllen... Es 
waren Abwärtsspiralen dieser 
Art, die die Depression in den 
Vereinigten Staaten und nach 
dem Fall der Kreditanstalt (im 
Jahre 1931) die Depression in 
Europa nach sich zogen.« 


Trotz des weithin begrüßten 
Kreditgarantiepakets der USA 
von bis zu 40 Milliarden Dollar 
zur Stabilisierung der Finanz- 
krise in Mexiko fiel der Peso 
weiter auf einen neuen Tiefst- 
stand von 5,75 zum Dollar, und 
auch die mexikanische Börse 
erlebte in den vergangenen Wo- 
che einen dramatischen Sturz. 
Der Widerstand gegen die Be- 
dingungen der Kreditgarantie in 
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der mexikanischen Regie- 
rungspartei PRI führte zu einer 
Streikserie, welche die Produk- 
tion im Olstaat Tabasco lahmzu- 
legen drohte. In den USA drohen 
Kongreßabgeordnete, die das 
Freihandelsabkommen mit Me- 
xiko (NAFTA) von Anfang an 
abgelehnt hatten, Clintons Ret- 
tungspaket für Mexiko zu 
blockieren. Am 21. Januar warn- 
te Clinton in einer Radio- 
sendung, die aus den Ereignissen 
in Mexiko resultierende »Ver- 
trauenskrise« könne sich interna- 
tional ausweiten. 


Am 23. Januar fiel der Index der 
Tokioer Börse um 5,4 Prozent 
oder 1054 Punkte auf den tief- 
sten Stand seit über einem Jahr. 
Vom 19.-23. Januar verloren die 
großen asiatischen Finanzmärk- 
te, die schon seit fünf Wochen 
nachgeben, weitere 4,6 Prozent. 
Grund für den japanischen 
Finanzkollaps ist nicht unmittel- 
bar das furchtbare Erdbeben in 
Kobe, da der Wiederaufbau 
Japans physisches Wirtschaftspo- 
tential erhöhen wird. Allerdings 
wird die Regierung eine große 
Menge neuer Anleihen ausgeben 
müssen, wodurch die Zinsen 
steigen werden. Es ist wahr- 
scheinlich, daß Japan erhebliche 
Summen an Kapital von den 
internationalen Finanzmärkten 
ins Land zurückholen wird. In 
den USA wird eine neue 
Zinserhöhung durch die Federal 
Reserve erwartet, was mit Be- 
fürchtungen internationaler Zins- 
erhöhungen zusammenfällt. 


Auch die Krise einiger Wäh- 
rungen in der EU geht weiter, 
obwohl die Ankündigung der 
Ernennung Lamberto Dinis zum 
italienischen Ministerpräsiden- 
ten zu einer momentanen Be- 
ruhigung geführt hat. Italie- 
nische Lira, spanische Peseta 
und schwedische Krone sind 
sehr schwach gegenüber der D- 
Mark. Die Folgen katastrophaler 
Verluste führender Investment- 
häuser im letzten Jahr werden 
erst jetzt ganz sichtbar. Letzte 
Woche wurde gemeldet, daß die 
im Derivatgeschäft besonders 
aggressive amerikanische Bank 
Bankers Trust 423 Millionen 
Dollar Verluste mit Derivatkon- 
trakten hinnehmen mußte — bis 
jetzt der größte Buchverlust 
einer Bank mit Derivaten über- 
haupt. In den vergangenen 12 
Monaten betrugen die Verluste 
schon 1,3 Milliarden. Die große 
Wall-Street-Firma Bear Stearns 


meldete für das 4. Quartal 1994 
einen Ertragsrückgang um 75 
Prozent. DO 


Finanzen; Die 
beinahe-Welt- 
katastrophe 


Die bedrohliche Schwäche des 
weltweiten Finanz- und Schul- 
densystems wurde am 31. Januar 
erneut deutlich. Nur Präsident 
Clintons 50-Milliarden-Dollar- 
Rettungspaket verhindert an die- 
sem Tag einen dominoartigen 
Kollaps der Weltfinanzstruk- 
turen, als Mexiko kurz vor der 
Zahlungsunfähigkeit stand. Der 
Umfang von Clintons Rettungs- 
paket, das er per Präsidialvoll- 
macht auf den Weg brachte, ist 
ohne Beispiel in der Finanz- 
geschichte und wurde nur in 
Absprache mit dem Internatio- 
nalen Währungsfonds in Was- 
hington und der Bank für Inter- 
nationalen Zahlungsausgleich in 
Basel, aber ohne Konsultation 
mit den übrigen G-7-Regie- 
rungen zusammengestellt. Auf 
dem Eiltreffen der G-7 in 
Toronto erklärte US-Finanz- 
minister Robert Rubin, die Krise 
drohte dermaßen zu eskalieren, 
daß für Beratungen mit den 
anderen Regierungen keine Zeit 
geblieben sei. Somit mußten die 
Vereinigten Staaten am 31. 
Januar für das internationale 
Finanzsystem die Rolle des glo- 
balen Kreditgebers letzter In- 
stanz übernehmen. 


IWF-Direktor Michel Camdessus 
ließ die Dramatik der Ereignisse 
deutlich werden, als er am 2. 
Februar die außergewöhnliche 
Eile begründete, mit der immer- 
hin 17,8 Milliarden Dollar IWF- 
Mittel zusammengebracht wur- 
den. Camdessus erklärte: »Es 
drohte unmittelbar die Gefahr, 
daß Mexiko hätte auf Devisen- 
kontrollen zurückgreifen müs- 
sen. Wäre es dazu gekommen, 
hätte dies eine wahre Welt- 
katastrophe ausgelöst.« Er nann- 
te die Mexiko-Krise »die erste 
große Krise unserer neuen Welt 
globalisierter Finanzmärkte«. 


Bei der Vorstellung des Ret- 
tungspakets am 31. Januar sagte 
Finanzminister Rubin: »Die 
Marktbedingungen in Mexiko 
hatten einen Punkt erreicht, wo 
wir meinten, die finanziellen 
Sorgen nähmen ein schreckli- 


ches und vielleicht sogar... nun, 
es gibt Worte, die ein Finanz- 
minister nie aussprechen sollte. 
deswegen will ich nur sagen, daß 
die Lage sehr besorgniserregend 
wurde.« US-Finanzstaatssekretär 
Lawrence Summers sagte am 31. 
Januar im US-Fernsehen, wer 
das »Marktsystem« allein mit 
solchen Krisen fertig lassen wer- 
den wolle, handele wie die poli- 
tischen Eliten zwischen 1929 
und 1931. »Die Folgen hat man 
in den darauffolgenden zehn 
Jahren gesehen... Die Regierung 
muß gerade in Zeiten besonders 
schwerer finanzieller Nöte ein- 
greifen.« Die Ablehnung dieses 
Grundsatzes war schuld, daß »es 
zu einer großen Depression kam, 
da die Regierungen nicht bereit 
waren, einzugreifen«. 


Die Lage in Mexiko mag sich 
mit Hilfe der gewährten 50 
Milliarden Dollar etwas beruhigt 
haben. Doch es stellt sich sofort 
sie Frage: Wer wird der nächste 
sein? Und wie viele weitere sol- 
che Rettungsaktionen können 
sich G-7, IWF und BIZ noch lei- 
sten? 


Die Besorg- 
nisse werden 
öffentlich 


Auf dem jährlichen World Eco- 
nomic Forum in Davos hat 
Megaspekulant George Soros die 
versammelten mehr als 1000 
Politiker und Geschäftsleute vor 
einem drohenden Finanzkollaps 
gewarnt. Wenn die Krise in 
Mexiko nicht eingedämmt wer- 
den könne, so Soros, werde das 
Finanzchaos nicht nur auf die 
aufstrebenden Märkte übergrei- 
fen, sondern sich auch OECD- 
Länder wie Italien erfassen. Da 
der Westen wachsende finanziel- 
le, wirtschaftliche und politische 
Schwierigkeiten erleben werde, 
sei es laut Soros um so dringli- 
cher, eine »neue Weltordnung« 
zu errichten. 


Lord William Rees-Mogg, füh- 
render Sprecher der britischen 
Oligarchie, sieht eine Depression 
kommen. In der Londoner 
»Times« schrieb der Lord: »Die 
Probleme der amerikanischen 
und europäischen Abhängigkeit 
von den Rücklagen Japans und 
den Rücklagen Deutschlands, 
die jetzt Defizite wie wir alle 
haben, könnten sich in eine akute 


Weltkrise verwandeln. Wenn das 
Kapital kracht, gibt es eine De- 
pression.« 


Laut Kosaku Inabu, Präsident der 
japanischen Handelskammer, 
werden sich die Wiederaufbau- 
kosten für die Erdbebenschäden 
in Kobe auf 400 Milliarden 
Dollar belaufen, schreibt Rees- 
Mogg. Deshalb werde sich Japan 
wohl darauf konzentrieren, 
»seine eigene Infrastruktur oder 
die chinesische Industrie anstatt 
das amerikanische oder europäi- 
sche Defizit zu finanzieren«. 


Der zweite wichtige Faktor für 
»den größten Kapitaleinbruch 
seit den dreißiger Jahren«, so 
Rees-Mogg, sei Deutschland. 
Die Europäer, die glaubten, sie 
hätten in Deutschland ein »klei- 
nes Japan«, lägen ebenfalls 
falsch, da Deutschland seit 1989 
»keine Rücklagen oder Export- 
überschüsse mehr hat, um dies zu 
ermöglichen.« D 


Nigeria: Takti- 
sches Nach- 
geben gegen- 
über IWF 


Am 14. Januar stellte der nigeria- 
nische Staatschef General Ab- 
acha den Haushalt für 1995 vor. 
Darin werden einige der strikte- 
sten dirigistischen Maßnahmen 
wieder aufgehoben, die erst 1994 
gegen den Widerstand des IWF 
durchgesetzt worden waren. Die 
Haushaltsentscheidung der Re- 
gierung wurde postwendend von 
der »Financial Times« als »poli- 
tischer Richtungswechsel« und 
erste Annäherung an die liberali- 
stische Wirtschaftsideologie des 
IWF aufgefaßt. Abacha kündigte 
eine Reihe von »gelenkten 
Deregulierungen« und »Libera- 
lisierungen« an. 


Als Beschwichtigung gegenüber 
IWF und den Gläubigerbanken 
wird in Nigeria ein zweiter frei 
floatender Devisenmarkt für den 
Privatsektor zugelassen, wäh- 
rend die Regierung weiterhin am 
früheren Wechselkurs von 22:1 
gegenüber dem Dollar festhält. 
Gleichzeitig wurde ein Gesetz 
aufgehoben, das die Menge an 
Stammaktien, die von ausländi- 
schen Anlegern an nigeriani- 
schen Unternehmen gehalten 


werden können, auf maximal 60 
Prozent begrenzt. Darüber hinaus 
bietet die Regierung in- und aus- 
ländischen Unternehmern zehn- 
jährige »Leasingverträge« für 
einige Schlüsselbetriebe an. 
Nach erfolgreicher Steigerung 
der landwirtschaftlichen Produk- 
tion ist die Regierung aber wei- 
terhin fest entschlossen, in der 
Nahrungsmittelversorgung autark 
zu werden. Im Haushalt sind zu- 
dem Mittel für den Bau und 
Erhalt besonders dringlicher 
Straßen, Eisenbahnstrecken und 
Wasserwege vorgesehen. Auch 
für Sozialausgaben sind erhebli- 
che Ausgaben vorgesehen. 


Der IWF und der Pariser Ciub 
bedienten sich zur Durchsetzung 
ihrer Ziele verschiedener privater 
Gruppierungen in Nigeria und 
drohten mit neuerlichen, ver- 
schärften Wirtschaftssanktionen, 
die das Land unregierbar ge- 
macht hätten. Westliche Me- 
dien stellen die neue Haushalts- 
ausrichtung zu Unrecht als Sieg 
des Zentralbankchefs Paul Og- 
wuma dar. Vielmehr wird nach 
Einschätzung informierter Beob- 
achter die Kompromißhaltung 
gegenüber dem IWF von der 
gesamten Regierung getragen, 
weil sie glaubt, keine andere 
Alternative zu haben. Einige 
Mitglieder der Regierung stellen 
bereits die Notwendigkeit eines 
Kompromisses mit dem IWF in 
Frage, da die Ereignisse in 
Mexiko und andere Turbulenzen 
bereits die Schwäche des IWF- 
Finanzsystems erwiesen hätten. 


IWF-Chef: 
Zehn weitere 
Mexikos? 


Bei einem Pressebriefing in Paris 
am 8. Februar äußerte sich IWF- 
Direktor Michel Camdessus un- 
gewöhnlich offen über die Rolle 
des Währungsfonds in der mexi- 
kanischen Finanzkrise: »Ich kann 
zehn weitere Länder anführen, 
die noch in diesem Jahr in ernste 
Schwierigkeiten geraten könn- 
ten. Erwarten Sie aber nicht, daß 
ich Ihnen die Liste vorlege.« 
Camdessus' Bemerkung ist ein 
zähneknirschendes Eingeständ- 
nis, daß die Mexikokrise, die 
immerhin 50 Milliarden Dollar 
Soforthilfe benötigte, durchaus 
nicht so »einzig« oder »außer- 
gewöhnlich« ist. 


Im Zusammenhang mit Cam- 
dessus' Versuch, die Rolle des 
IWF in den »aufstrebenden 
Märkten« zu stärken, wird inzwi- 
schen angestrengt darüber speku- 
liert, welche die übrigen »potenti- 
ellen Mexikos« sein könn- 
ten. Camdessus meinte lediglich, 
das Zusammentreffen dreier 
Faktoren könnte ähnliche Krisen- 
situationen auslösen: ein »beispiel- 
loser Rückgang der Waren- 
preise«, wenn die finanzielle 
Stabilität eines Landes vom 
Export solcher Güter abhängt; 
eine »politische Krise«, in der 
notwendige Regierungsfunk- 
tionen ausfallen; sowie eine 
»kurzzeitige (finanzielle) Schwä- 
che« etwa durch umfassende 
Kapitalflucht ausländischer An- 
leger. Nach solchen Kriterien 
gelten die folgenden Länder als 
akut krisenanfällig: Argentinien, 
Brasilien, China, Ungarn, Philip- 
pinen, Thailand, Rußland. Auch 
folgende OECD-Industriestaaten 
mit sehr hoher öffentlicher 
Verschuldung und Kreditab- 
hängigkeit vom Ausland fallen 
darunter: Schweden, Kanada und 
Italien. mm) 


»Orange 
County« 
kommt nach 
Deutschland 


Die durch das ansässige Kern- 
kraftwerk wohlhabend geworde- 
ne Gemeinde Neckarwestheim in 
Baden-Württemberg - seit 1972 
über 120 Millionen DM Gewer- 
besteuer — hat ein ähnliches 
Schicksal wie der kalifornische 
Landkreis Orange County erlit- 
ten. Bürgermeister Horst Arm- 
bruster (FDP) hatte mit Unter- 
stützung eines »Anlagenberaters« 
der seit zwei Monaten wegen 
Anlagebetruges in U-Haft sitzt, 
fast die gesamten Ersparnisse der 
Gemeinde in windige Spekula- 
tionsgeschäfte »investiert«. Da- 
runter auch die Millionen, wel- 
che das AKW für ein städtisches 
Schwimmbad gestiftet hatte. 


Die Geschäfte wurden über inter- 
nationale Banken mit erstklassi- 
ger Bonität abgewickelt, den 
Schweizer Bankverein in Genf 
und die Bank Austria in Wien. 
Doch unmittelbar vor einer 
anstehenden Rechnungsprüfung 
mußte Armbuster dem Land- 


und Gemeinderat eingestehen, 
daß insgesamt 40 Millionen DM 
verschwunden sind. Etwa 25 
Millionen DM waren von Genf 
aus an »Thalia«, eine berüchtigte 
Briefkastenbank auf der winzigen 
Südseeinsel Nauru, transferiert 
worden. Armbruster befindet sich 
nun in Stammheim in Unter- 
suchungshaft. Oo 


Hamilton-List- 
Tradition 
lebt auf 


Die Debatte im amerikanischen 
Establishment über die Frage, ob 
man weiter dem »liberalen 
Freihandel« folgen oder zu dem 
»amerikanischen System der 
Nationalökonomie« von Alexander 
Hamilton und Friedrich List 
zurückkehren sollte, hat neuen 
Auftrieb erhalten. Die Dezember- 
Ausgabe 1994 des Magazins 
»National Interest«, gewöhnlich 
ein Sprachrohr neukonservativer 
Kreise, enthält einen Artikel des 
Harper's-Herausgebers Michael 
Lind, worin sich der Autor in 
ungewöhnlich deutlicher Weise 
für List und Hamilton stark 
macht. Im letzten Jahr hatte 
James Follows vom »Atlantic 
Monthly« eine Serie von Artikeln 
veröffentlicht, worin dokumen- 
tiert wurde, daß die Vereinigten 
Staaten durch die Wirtschafts- 
politik von Hamilton und List zur 
führenden Industriemacht der 
Welt geworden seien. Lind und 
Fallows betonten, daß List und 
Hamilton auch für die Festlegung 
der heutigen Wirtschaftsstrate- 
gien in der OECD, den nachkom- 
munistischen Ländern und der 
Dritten Welt von erheblicher 
Bedeutung seien. 


Lind beschreibt ausführlich die 
Hamiltonsche Tradition in den 
USA; vor allem verkörpert durch 
so einflußreiche Männer wie 
Matthew und Henry Carey sowie 
Henry Clay. Den amerikanischen 
Bürgerkrieg stellt er richtig als 
Kampf zwischen dem britischen 
Freihandelssystem und den »Ha- 
miltoniern« in Person Abraham 
Lincolns dar. Die Konföderation 
der Südstaaten sei das Werkzeug 
britischer imperialer Pläne gewe- 
sen. Bisher hatten lediglich 
Lyndon LaRouche und seine 
Anhänger diesen »vergessenen« 
Aspekt der amerikanischen Ge- 
schichte dokumentiert. = 
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England 


Banker der 
Krone in 
Schwierig- 


keiten 


Kurz vor Jahresende kündigte eine der Top-Anlagebanken der 
City of London, S. G. Warburg and Co., überraschend an, daß sie 
mit der Anlageberatungsfirma Morgan Stanley von der Wall 
Street über eine eventuelle Fusion der beiden Firmen in Ver- 
handlungen stehen. Sofort tauchten in den Londoner und New 
Yorker Finanzmedien Storys auf, in denen die Fusion als Ehe 
zwischen zwei Riesen gepriesen wurde, die auf beiden Seiten des 
Atlantik eine ungeheuere Finanzmacht schaffen würde. Die Ak- 
tienpreise von Warburg schnellten in Spekulationen über das Er- 
gebnis dieser Verhandlungen in die Höhe. 


Nun tauchen Details auf, die ein 
ganz anderes Bild bieten als die 
Version, die vom Warburg-Mana- 
gement Anfang Dezember veröf- 
fentlicht wurde. 


Kurz vor Weihnachten gab Mor- 
gan Stanley eine knappe Erklä- 
rung ab, in der es hieß, die Ge- 
spräche seien abgebrochen wor- 
den, weil das Mercury Asset Ma- 
nagement — die lukrative Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaft und 
Tochter von Warburg — es abge- 
lehnt hatte, die Fusion mit der 
amerikanischen Firma zu akzep- 
tieren. Ein Sprecher für Morgan 
Stanley in New York bestätigte, 
daß das Unternehmen kaum Inter- 
esse an einer Fusion habe, wenn 
sie damit keinen Zugang zum 
mehrere Milliarden Dollar 
schweren Mercury Asset Mana- 
gement bekäme, das Warburg zu 
75 Prozent gehört. Doch die tat- 
sächlichen Gründe dafür, warum 
die Fusionsgespräche in erster Li- 
nie stattfanden, wurden von einer 
loyalen britischen Presse ver- 
schleiert. 


Es waren keine 
Fusionsgespräche 


Informanten der City of London 
haben geäußert, daß die Fusions- 
gespräche mit der Schaffung ei- 
nes neuen Finanzgiganten wenig 
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Königin Elizabeth Il. hat mit 
ihrem Aktienbroker Arger, 
derihre Interessen bei Royal 
Dutch Shell vertritt. 


zu tun hätten, sondern vielmehr 
mit der Tatsache, daß sich War- 
burg, ein wichtiger Teil der Fi- 
nanzmacht der City of London, in 
einer schweren Finanzkrise be- 
findet. »Es waren keine Fusions- 
gespräche«, sagte ein hochrangi- 
ger Vertreter einer anderen Lon- 
doner Handelsbank. 


»Beide Parteien einigten sich auf 
den Begriff Fusion anstatt Über- 
nahme von Warburg durch Mor- 
gan Stanley, um Warburgs Ruf 
nicht zu schädigen.« 

Quellen der City of London be- 
richten, daß die Bank von Eng- 


land Morgan Stanley insgeheim 
als geeigneten Partner ausgesucht 
hat, um eine der ersten Handels- 
banken Londons zu unterstützen. 
Der Chef der europäischen Sek- 
tion von Morgan Stanley in Lon- 
don, David Walker, war zuvor ein 
hochrangiger Mitarbeiter der 
Bank von England. 


Genauso wenig ist es Zufall, daß 
Warburg-Chef Sir David Scholey 
im Verwaltungsrat der Bank von 
England sitzt. Ein Zusammen- 
bruch von Warburg wäre nicht nur 
peinlich für die Bank von Eng- 
land, sondern es würde auch Lon- 
dons Anspruch, das weltweit do- 
minierende Banken- und Finanz- 
zentrum zu werden, einen gewal- 
tigen Schlag versetzen. 


Verheerende Verluste 
in Bond-Handel 


Zuverlässigen Informanten unter 
den Bond-Händlern in der City of 
London zufolge hat Warburg in 
den letzten 12 Monaten im 
Bond-Handel verheerende Verlu- 
ste erlitten. Am 30. September 
letzten Jahres hatte die Bank für 
das Halbjahr Verluste in Höhe 
von mehreren Hundert Millionen 
Dollar zu verzeichnen, 43 Prozent 
weniger als im Vorjahreszeit- 
raum, doch an sich nicht ausrei- 
chend, um einen Konkursantrag 
zu stellen. 


Diesen Berichten zufolge hat 
Warburg den Umfang seiner tat- 
sächlichen Verluste in Wirklich- 
keit jedoch in der verzweifelten 
Hoffnung verborgen, daß vor dem 
Ende des Steuerjahrs zum 31. 
März 1995 in den weltweiten 
Bond- und Finanzmärkten ein 
Aufschwung sichtbar werden 
würde. Als die Bondmärkte An- 
fang Dezember weiter fielen und 
die Buchverluste auf den War- 
burg-Konten die Bank in eine de 
facto Zahlungsunfähigkeit brach- 
ten, war die Bank von England 
gezwungen, Notmaßnahmen zu 
ergreifen, um einen geeigneten 
Partner zu finden, während sie 
Warburg erlaubten, es als Fusion 
zwei starker Firmen darzustellen, 
um Gerüchte über Probleme bei 
Warburg mundtot zu machen. 


Diese Probleme kommen. jetzt 
langsam an die Oberfläche. Inner- 
halb weniger Tage nach dem 
Scheitern der Gespräche kündigte 
Warburg die Entlassung eines 
Direktors, Peter Twachtmann, an, 
der für den gruppenweiten Bond- 


handel zuständig war. Der drama- 
tische Schritt wurde dem Schei- 
tern der Fusionsverhandlungen 
zugeschrieben, eine kaum plausi- 
ble Vertuschungsgeschichte. 


Der Markt für britische Staatspa- 
piere hat im Jahre 1994 seine 
schwersten Verluste seit 1955 er- 
litten. 


Broker der 
Königin 


Doch bei der Zukunft von War- 
burg steht mehr auf dem Spiel, 
denn es ist keine normale briti- 
sche Handelsbank. Es ist eine der 
Institutionen im Kern des soge- 
nannten »Club of the Isles«, einer 
ultrageheimen, inoffiziellen Grup- 
pe der führenden Königsfamilien 
Europas und ihrer Finanzkräfte 
um das Haus Windsor herum. 


Bei Warburg handelt es sich in der 
Tat nicht um eine normale Effek- 
tenbank. Sie ist über ihre Tochter 
Rowe und Pitman der offizielle 
Aktienbroker der Königin. Rowe 
und Pitman sind auch Aktienbro- 
ker für den weltweit einflußreich- 
sten Ölkonzern Royal Dutch 
Shell, an der Königin Elizabeth 
einen großen privaten Anteil be- 
sitzen soll. 


Doch das sind nicht die einzigen 
Verbindungen des »Club of the 
Isles« vom Haus Windsor. War- 
burg-Chef Rt. Hon. The Earl 
Cairns ist auch der persönliche Fi- 
nanz-Investment-Berater von Prinz 
Charles, der neben dem Titel 
Prinz von Wales auch den Titel 
Lord of the Isles trägt. 


The »Isles« (Inseln) ist ein histo- 
rischer Verweis auf Großbritan- 
niens Inseln nahe Norwegen wie 
Shetlands und Orkney. Der Name 
»Club of the Isles« soll sich auf 
eine große Gruppe alter Geheim- 
familien der »schwarzen Oligar- 
chie« Nordeuropas beziehen, des- 
sen Reichtum und Macht mit Fir- 
men wie Warburg und N. M. 
Rothschild in London verbunden 
ist. 


Auf jeden Fall wird die Welt um 
den 31. März herum eine genaue- 
re Vorstellung haben. Alle Anzei- 
chen deuten darauf hin, daß die 
Ergebnisse düster aussehen wer- 
den, es sei denn, die Bank von 
England ist mit ihrer Macht in der 
Lage, rasch eine andere Lösung 
für das Finanzproblem zu fin- 
den. 


Schweiz 


Genfer Bank 
im Mittel- 
punkt eines 


Geldwäsche- 
Kartells 


Am 27. November 1994 verhafteten Bundesbeamte Jean Jacques 
Handali von der Union Bancaire Privee CBI-TDB (UBP) in Genf 
und Gary Kaminsky von der Dollar Time, Inc. in Florida und be- 
schuldigten sie, an der Spitze eines Kartells zu stehen, in dem 
Gelder im Wert von mehreren Millionen Dollar gewaschen wer- 
den. Die drittgrößte Privatbank der Schweiz, die UBP, ist die 
gleiche Bank, die auch der Frankfurter Immobilienbetrüger Jür- 
gen Schneider benutzt hat, um Hunderte Millionen von DM aus 
betrügerischen Immobiliengeschäften zu waschen. 


Am nächsten Tag führte die Gen- 
fer Polizei in den Genfer Büros 
der UBP eine Razzia durch, blok- 
kierte Bankkonten und beschlag- 
nahmte Dokumente und Compu- 
terdisketten. Auf Antrag der US- 
Behörden eröffnete der Staatsan- 
walt in Genf ein Untersuchungs- 
verfahren gegen die Bank. Am 
gleichen Tag verhafteten US-Be- 
hörden mehrere Personen in New 
York, die zum Waschen von Bar- 
geld aus den Vereinigten Staaten 
auf die Konten der UBP als Teil 
eines Kurierdienstes fungierten. 
Die Spur führt auch über London, 
wo ein Buchprüfer für die Londo- 
ner M. Sorsky and Co. darin ver- 
wickelt sein soll. Insgesamt 11 
Beteiligte, darunter drei Konten- 
führer der UBP, wurden von dem 
Gericht angeklagt. 


Dem Büro des Staatsanwalts in 
Miami zufolge wurde im Jahre 
1993 eine Untersuchung gegen 
einen Gary Kaminsky, Vertreter 
der Finanzabteilung bei der Dol- 
lar Time Inc., einer Einzelhan- 
delskette mit Sitz in Hollywood, 
Florida, in Gang gesetzt. In sol- 
chen Betrieben werden häufig 
Bargelder aus dem Drogenhandel 
gewaschen. Zu der Zeit plazierten 
Bundesbeamte einen vertrauli- 
chen Informanten in dem Netz- 


werk, der drei Millionen Dollar 
bot, die das Kartell waschen soll- 
te. Der Anklage und damit zu- 
sammenhängenden Unterlagen 
zufolge war das Hauptziel der 
Operation die »Schweizer Ver- 
bindung«. 


Die Schweizer 
Verbindung 


Jean Jacques Handali, ein franzö- 
sischer Staatsbürger und Abtei- 
lungsleiter bei der UBP-Bank 
sitzt jetzt im amerikanischen 
Bundesgefängnis. Die Bank be- 
teuert offiziell ihre Unschuld und 
behauptet, daß Handali seine kri- 
minellen Aktivitäten alleine aus- 
geführt habe. Den Anklagen des 
amerikanischen Staatsanwalts zu- 
folge soll Handali nichtsdestowe- 
niger zusammen mit zwei ande- 
ren Kontenführern, Jeckile E. Va- 
lero und Karl Michael Ley, Dro- 
gengelder im Wert von Millionen 
von Dollar über die Konten eines 
Albert Shammah geleitet haben, 
der ein persönlicher Freund von 
Joseph Shalm, einem Mitglied 
des Aufsichtsrats der Bank, ist. 


Während der UBP-Vertreter be- 
hauptet, Handali habe allein ge- 
handelt, geht aus den Anklagen 


und anderen Gerichtsdokumenten 
hervor, daß Handali und zwei an- 
dere im Namen der Bank gehan- 
delt haben. Aus Telefon- und Ge- 
sprächsmitschnitten und Zeugen- 
aussagen von Regierungsbeam- 
ten und Informanten geht hervor, 
daß Handali uneingeschränkt 
zugab, daß er Bargeld aus Dro- 
genhandel weiterleitete und sei- 
nen potentiellen Kunden oder In- 
formanten sogar dazu ermunterte, 
auch andere Drogenhändler an- 
zuhalten, die Dienste der Bank in 
Anspruch zu nehmen, um ihnen 
beim »Verwalten« großer Bar- 
geldsummen zu helfen. 


An einem Punkt luden Handali 
und seine Kollegen den Kunden 
oder Informanten nach Genf ein, 
um sich mit einem der »Ge- 
schäftsführer« der Bank — wahr- 
scheinlich einem Aufsichtsrats- 
mitglied zu treffen. Viele der 
Treffen fanden am Hauptsitz der 
UBP in Genf statt, wo der »Kun- 
de« dazu ermuntert wurde, in ei- 
nige der führenden europäischen 
Investmentfonds zu investieren. 
Die UBP ist als die drittgrößte 
Privatbank in der Schweiz auf die 
Investition von Hunderten von 
Millionen Dollar ihrer »vertrau- 
lichen« Kunden in solche Fonds 
wie die Soros-Management- 
Fonds spezialisiert. 


Fassade für 
britische Interessen 


Doch was ist die Union Bancaire 
Privee? Wie berichtet wird, wur- 
de die UBP nach der Fusion der 
Compagnie Banque et d’Investis- 
sements (CBI) mit der Trade De- 
velopment Bank (TDB), beide 
Genf, gegründet. Erstere war die 
Privatbank von Edgar de Picciot- 
to, einer alten levantinisch-jüdi- 
schen Bankenfamilie, die auch im 
Aufsichtsrat von George Soros’ 
Quantum Fund sitzt, der in 
Schweizer Bankenkreisen als 
Fassade für die britischen Finanz- 
interessen bekannt ist. 


Es sollte darauf hingewiesen 
werden, daß Mrs. Picciotto ein 
gut angesehenes Mitglied in Prinz 
Philips 1001 Club ist. Die Picciot- 
tos gehörten vor kurzem dem Or- 
ganisationskomitee eines Wohltä- 
tigkeitskonzerts zur Spenden- 
sammlung für den World Wide 
Fund for Nature (WWF) an, das 
von dem British Council in Genf 
gesponsert wurde. Das Konzert 
wurde nur wenige Stunden nach 
der Razzia der Polizei in Picciot- 


tos Bank abgehalten. Der 1001 
Club und sein Ableger, der WWF, 
sind die ersten Organisationen, 
über die die Oligarchie hinter der 
britischen Monarchie ihre Opera- 
tionen zur Zerstörung und Entvöl- 
kerung von Ländern unter dem 
Deckmantel des Umweltschutzes 
und des Schutzes gefährdeter 
Tierarten laufen ließ. 


Die Trade Development Bank ge- 
hörte Edmond Safra, der der Anti- 
Defamationsliga (ADL) im Jahre 
1989 eine Million Dollar gegeben 
hat. Safra wurde im Januar 1989 
von der amerikanischen Drogen- 
behörde und von amerikanischen 
Zollbeamten als erster Drogen- 
geldwäscher genannt, der die sy- 
risch-libanesisch-bulgarische Con- 
nection und das kolumbianische 
Kokainkartell bedient. 

In den Fall war auch die Shakar- 
chi Trading Company verwickelt, 
die einer Schmugglerfamilie aus 
dem Libanon gehört. Die Ankla- 
ge wurde schließlich fallengelas- 
sen. Safra ist ebenfalls Mitglied 
des 1001 Clubs und ein großer 
Geldgeber für den WWF. Safra ist 
auch mit Picciotto gut bekannt. 
Nachdem seine Partnerschaft mit 
der American Express Company 
Mitte der achtziger Jahre ausein- 
anderbrach, soll Safra sich mit 
Amex außergerichtlich vergli- 
chen haben, wozu auch der Ver- 
kauf von TDB an CBI durch 
Amex im Jahre 1989 gehörte. 
Jetzt kommt Albert Shammah. 
Die amerikanischen Staatsanwäl- 
te behaupten, daß UBP-Bankkon- 
ten von Shammah für illegale 
Transaktionen benutzt worden 
sind. Shammah, von italienisch- 
libanesischer Abstammung, wur- 
de im Jahre 1985 auf Antrag eines 
italienischen Staatsanwalts in der 
Schweiz verhaftet, der ihn be- 
schuldigte, zusammen mit türki- 
schen kriminellen Familien einen 
Geldwäscherring zu führen. 
Nach persönlicher Intervention 
durch Bettino Craxi, dem damali- 
gen Premierminister der Soziali- 
stischen Partei in Italien, der jetzt 
selbst der Korruption angeklagt 
ist, wurde Shammah damals frei- 
gelassen und die Anklagen gegen 
ihn wurden fallengelassen. 

Zu den anderen, die zugunsten 
von Shammah intervetierten, ge- 
hörten der damalige Bürgermei- 
ster von Mailand, Carlo Tognoli 
und Vittorio Rip Di Meana, ehe- 
maliger Umweltminister der so- 
zialistischen Partei und jetzt Spre- 
cher der parlamentarischen Dele- 
gation der italienischen Partei der 
Grünen. m 
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Argentinien 


Nächster auf 
der Schlacht- 
bank der 
Banker? 


Nach der Abwertung des mexikanischen Peso am 20. Dezember 
1994 und der anschließenden Krise, die sich auf den ganzen la- 
teinamerikanischen Kontinent erstreckte, wiederholten der ar- 
gentinische Finanzminister Domingo Cavallo und Präsident 
Carlos Sail Menem heftig, daß »Argentinien nicht Mexiko ist« 
und sie versprachen hoch und heilig, daß es nie eine Abwertung 
des argentinischen Peso geben werde. 


Erschüttert durch den dramati- 
schen Kurssturz an der Börse in 
Buenos Aires — 29 Prozent seit 
20. Dezember -, einem starken 
Verfall im Wert der argentini- 
schen Bonds, darunter den Bra- 
dy-Bonds, und einer ausgewach- 
senen Bankenkrise, holte Cavallo 
detaillierte Schaubilder und Stati- 
stiken hervor, um die »Uhter- 
schiedex zwischen den Volks- 
wirtschaften der beiden Länder 
herauszustellen, und er setzte sich 
bei den ausländischen Investoren 
dafür ein, daß sie seinem Wirt- 
schaftsprogramm doch Vertrauen 
schenken und ihre Gelder nicht 
abziehen sollten. 


Die Lage ist 
schlimmer 


Doch das einzige, was Argenti- 
nien von Mexiko unterscheidet, 
ist, daß sich Argentinien, wenn 
überhaupt, in einer »viel schlim- 
meren« Lage befindet als sich 
Mexiko vor der Abwertung be- 
fand und — wie zahlreiche Wall 
Street-Experten und Ökonomen 
meinten — ist es wahrscheinlich 
das nächste Land, in dem es zur 
Explosion kommen wird. Cavallo 
hat nicht nur alles Falsche ko- 
piert, was Mexiko gemacht hat, 
sondern — wie Menem sich gerne 
rühmt -, er hat es sogar noch dop- 
pelt so schnell gemacht wie Mexi- 
ko unter Präsident Carlos Salinas 
de Gortari. 

Das sollte niemanden überra- 
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schen. Domingo Cavallo und der 
frühere mexikanische Finanzmi- 
nister Pedro Aspe, der für das der- 
zeitige Debakel verantwortlich 
ist, haben in ihrer Studienzeit — 
Cavallo in Harvard und Aspe am 
MIT - viele Jahre zusammen ver- 
bracht und sind gute Freunde 
geworden, Bevor Cavallo argenti- 
nischer Finanzminister wurde, 
nahm er an Aspes Sitzungen mit 
seinem Wirtschaftsteam teil, um 
etwas über das mexikanische 
»Wirtschaftswunder« zu lernen. 


Diese beiden teilen nicht nur das 
Engagement für die Freimarkt- 
idiotien, die sie ihrem Land je- 
weils auferlegt haben, sondern sie 
sind auch beide eng befreundet 
mit David Mulford, dem Staatsse- 
kretär im US-Finanzministerium 
unter George Bush und jetzt Füh- 
rungskraft bei Credit Suisse First 
Boston, der beiden Männern als 
Berater und Mentor diente. Mul- 
ford war der Autor des berüchtig- 
ten Brady-Schuldenreduktions- 
plans, der jetzt vor ihren Augen in 
Stücke gerissen wird, und er ist 
derzeit dabei, Cavallos Geschäfte 
mit der Bankengemeinde an der 
Wall Street zu koordinieren und 
hat eine Werbekampagne mit dem 
Titel »Vamos Argentina« (»Los, 
Argentinien«) in Gang gesetzt, 
um die Vorzüge von Cavallos 
Plan zu verkaufen und sein Mo- 
dell im Jahre 1995 zu retten. 


Wie der brasilianische Journalist 
Carlos Chagas kürzlich in der Ta- 


geszeitung »Tribuna da Impren- 
sa« in einem Wortspiel mit Caval- 
los Namen, der auf portugiesisch 
»Pferd« bedeutet, schrieb: »Ar- 
gentinien wird geführt auf dem 
Pferderücken (einem Cavallo) 
und geht über die gleiche Klippe 
(wie Mexiko).« 


Doch keine noch so große Publi- 
city wird Argentinien daran hin- 
dern, in die Luft zu gehen. Es ist 
jetzt nur noch eine Frage von 
wann und nicht, ob die Explosion 
eintreten wird. 


Es gibt keine 
Landeswährung 


Zwei Faktoren weisen darauf hin, 
daß der Zusammenbruch bald 
passieren könnte. Ein Faktor ist 
die Tatsache, daß der argentini- 
sche Peso seit März 1991 per Ge- 
setz mit einer 1:1 Parität an den 
US-Dollar angehängt ist - Cäval- 
los berühmter Konvertibilitäts- 
plan. Indem der Zentralbank ver- 
boten wurde, neues Geld heraus- 
zugeben, es sei denn, es wird 
durch Gold oder Dollar-Reserven 
gestützt, wurde die Krediterzeu- 
gung der souveränen Kontrolle 
der Regierung entzogen und in 
die Hände der US-Federal Reser- 
ve gelegt, was den Peso zu einem 
»kranken Mann« und den Dollar 
praktisch zum gesetzlichen Zah- 
lungsmittel innerhalb des Landes 
machte. 


Die Schlangen von Bürgern, die 
heute vor den Banken stehen und 
begierig darauf warten, ihre Pesos 
gegen Dollar zu tauschen, sind 
nicht nur ein Beweis für die Voll- 
ständigkeit des Dollarisierungs- 
plans, sondern auch für die Tat- 
sache, daß die Bürger Cavallos 
Behauptungen, der Peso sei 
»ebenso gut wie der Dollar«, im- 
mer noch keinen Glauben schen- 
ken. 


Wie es die Tageszeitung »Clarin« 
im November 1992 richtig for- 
mulierte, bedeutete das Caval- 
lo-Modell, daß die Wirtschaftspo- 
litik des Landes, insbesondere die 
in Umlauf befindliche Geldmen- 
ge und die Zinssätze »grundle- 
gend von den internationalen 
Fluktuationen und der Politik 
abhängen, die »außerhalb des 
Landes< auftreten«. Da das Sy- 
stem fester Wechselkurse für die 
Ausländer kaum ein Risiko be- 
deutete, ist das Land auch ganz 
rechtmäßig ein Tummelplatz für 
einen spekulativen Aktienmarkt 


und »Investitionen« im Zusam- 
menhang mit Derivaten gewor- 
den, die normale Bank- und ande- 
re wirtschaftliche Aktivitäten im 
Zusammenhang mit Produktion 
ersetzen. 


Eine Kopie 
des Debakels in Mexiko 


Argentinien besitzt die zweifel- 
hafte Auszeichnung, ins »post- 
industrielle« Zeitalter einzutre- 
ten, ohne seine eigene Industrie je 
vollständig entwickelt zu haben. 
Da das Modell vollständig davon 
abhängt, daß ausländisches Kapi- 
tal ins Land hineinfließt, bricht es 
zusammen - und mit ihm die Fä- 
higkeit des Landes, sein gegen- 
wärtiges acht bis zehn Milliarden 
Dollar Defizit, darunter auch den 
Schuldendienst, zu tragen - wenn 
eine Kapitalflucht einsetzt, wie 
das jetzt geschieht. Das ist eine 
Kopie der Formel für das Debakel 
in Mexiko. 
Zweitens, die Privatisierung — der 
Ausverkauf des Privatsektors, 
wie er von ausländischen Wuche- 
rern gefordert wird - ist keine Op- 
tion für Argentinien, wie das für 
Mexiko und besonders Brasilien 
immer noch der Fall ist. Die Re- 
gierung Menem hat »Großmut- 
ters Schmuck« bereits verkauft in 
Gestalt solch wichtiger Firmen 
wie den einst staatseigenen Öl€- 
konzern Yacimientos Petroliferos 
Fiscales (YPF) und eine große 
Anzahl anderer staatseigener Be- 
triebe, die insgesamt 20,5 Milliar- 
den Dollar erwirtschaften. 


Cavallo kündigte am 9. Januar an, 
daß er jetzt bereit sei, alle restli- 
chen Staatsunternehmen zu ver- 
kaufen, darunter die strategisch 
wichtige Nationale Energiekom- 
mission (CNEA), die Yaciretä 
und Salto Grande Dämme, den 
Petrochemiekomplex Bahia Blan- 
ca und die Futaleufü und Pichi Pi- 
cün Leufü sowie eine Anzahl 
kleinerer hydroelektrischer und 
energieerzeugender Projekte. Er 
versüßte das Angebot mit einem 
Plan Schulden-gegen-Eigenka- 
pital, mit dem die abgewerteten 
argentinischen Bonds zur Zah- 
lung von 100 Prozent des Aktien- 
werts an den privatisierten Unter- 
nehmen benutzt werden können, 
während sie zuvor nur zur Zah- 
lung eines Teils des Ganzen ver- 
wendet werden konnten. Doch 
die Gesamtsumme dieser Verkäu- 
fe wird, wenn überhaupt, drei 
Milliarden Dollar wahrscheinlich 
nicht überschreiten. 


Der Finanzminister meint, was 
heute in Argentinien passiert, sei 
eher ein »Sommersturm« und 
nicht die Reflektion des Irrsinns 
eines kostbaren Modells und der 
Korruptheit des ganzen interna- 
tionalen Finanzsystems. So ver- 
sprach Cavallo bei einem Treffen 
am 10. Januar vor 200 Investoren 
und Bankern im St. Regis Hotel in 
Manhattan hysterisch, das Modell 
zu »vertiefen« und meinte, »wenn 
wir eine Regelung finden, mit der 
Pesos von Dollars unterschieden 
werden, werden wir sie eliminie- 
ren«. Am 11. Januar tat die Regie- 
rung mit Erlaß 22638 unter ande- 
rem genau das und erlaubte den 
Banken, den Flüssigkeitskoeffi- 
zienten entweder in Pesos oder in 
Dollars zu halten. 


Die Kuh hat 
keine Milch 


Er versprach hoch und heilig, die 
Regierung würde zeigen, daß sie 
das Vertrauen der Investoren 
verdiene, wenn im Jahre 1995 ein 
Überschuß von drei Milliarden 
Dollar erzielt wird, die Regie- 
rungsausgaben »unerbittlich« ge- 
senkt werden, alles zusammenge- 
strichen wird, was vom Staatssek- 
tor noch bleibt, die Steuereinnah- 
men erhöht werden und für das 
Jahr 1995 ein ausgeglichener Etat 
präsentiert wird. Der Schulden- 
dienst für das Jahr 1995 in Höhe 
von 5,2 Milliarden Dollar - an 
Zinsen und Tilgung - wird erfüllt, 
indem mindestens weitere fünf 
Milliarden Dollar an in Dollar 
ausgestellten Schuldpapieren aus- 
gegeben und Einnahmen aus der 
Privatisierung verwendet wer- 
den. 


Die Pläne sind 
illusorisch 


Im schlechtesten Fall würde das 
Wirtschaftswachstum um 4,5 
Prozent steigen, sagte er, und um 
sechs Prozent unter besseren 
Umständen. Das Handelsdefizit 
wird im schlechteren Fall 4,7 Mil- 
liarden Dollar, im günstigeren 
Fall 1,5 Milliarden Dollar nicht 
überschreiten. Die Exporte wer- 
den um 20 Prozent, die Importe 
um zehn Prozent steigen. Wenn 
unbarmherzig mehr Sparmaßnah- 
men auferlegt werden, meinte er, 
kann Argentinien überleben. 


»Cavallos Pläne sind illusorisch« 
und zwar aus zwei Gründen: Ar- 
gentinien befindet sich aufgrund 


der neo-liberalen Reformen der 
letzten Jahre bereits in einer star- 
ken Rezession und die Bevölke- 
rung des Landes und das, was 
vom produktiven Sektor übrigge- 
blieben ist, werden die brutalen 
Sparmaßnahmen, die der Mini- 
ster ins Auge gefaßt hat, weder 
wirtschaftlich noch politisch 
überstehen. Dies wird besonders 
relevant, weil die argentinischen 
Präsidentschaftswahlen im Mai 
1995 abgehalten werden und Me- 
nem unbedingt wiedergewählt 
werden will. Wird er wirklich be- 
reit sein, Rentner noch mehr ab- 
zuschrecken, indem er die Zah- 
lungen, die der Staat ihnen 
schuldet, noch mehr reduziert? 
Wird er eine soziale Explosion, 
besonders in den Provinzen, ris- 
kieren? 


Die offizielle Arbeitslosigkeit 
liegt bereits bei 12 Prozent und 
die Unterbeschäftigung bei zehn 
Prozent — das sind mehr als 
20 Prozent der wirtschaftlich akti- 
ven Bevölkerung oder 2,8 Millio- 
nen Menschen. 


Am aufschlußreichsten ist dabei, 
daß in diesem reichen Agrarland 
der Verbrauch von Rindfleisch, 
einem Haupterzeugnis des Lan- 
des, von 68 kg pro Kopf im Okto- 
ber 1993 auf 62,3 kg ein Jahr spä- 
ter gefallen ist — das ist ein Rück- 
gang von 7,7 Prozent. 


Insgesamt befindet sich der 
Agrarsektor, traditionell die Quelle 
von Argentiniens Exporteinnah- 
men, in der Krise und es gelingt 
nicht, einen angemessenen Preis 
für die Produkte zu erzielen. Min- 
destens 40.000 kleine und mittle- 
re Unternehmen stehen am Rande 
des Bankrotts; regionale Volks- 
wirtschaften, die Sparmaßnah- 
men unterworfen wurden, sind 
am Boden zerstört. Verschiedene 
Staatsbanken wie jene in San Juan 
und Cördoba stehen kurz vor der 
Zahlungsunfähigkeit. 


Alarmierende Zahlen 
über den Zustand 
der Industrie 


Wie ein Mitglied aus Cavallos 
Team es offen der Zeitschrift 
»Noticias« gegenüber formulier- 
te: »Wenn sich der Kapitalzu- 
strom verlangsamt, ist nicht die 
Abwertung die Gefahr, sondern 
die Rezession.« 


In einem Bericht der Argentine 
Industrial Union (UIA) vom Sep- 
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Charles Manson und der Wertewandel 
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Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelie Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath » Mensch oder Ratte » 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution ® Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt «e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch‘ für eine „neue Gesellschaft“ 
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Argentinien 
Nächster auf 
der Schlacht- 
bank der 
Banker? 


tember 1994 standen ein paar 
alarmierende Zahlen über den Zu- 
stand der nationalen Industrie. 
Derzeit nutzt der Investitionsgü- 
tersektor nur 26 Prozent der in- 
stallierten Kapazität; über einen 
Einjahreszeitraum fielen die Ex- 
porte von Werkzeugmaschinen 
um 38 Prozent und die Importe er- 
höhten sich um 132 Prozent. Die 
Exporte von landwirtschaftlichen 
Maschinen fielen um ein Zehntel. 
Die Traktorproduktion ist von 
12.322 Stück im Jahre 1984 auf 
2916 im Jahre 1993 gefallen, wo- 
von 42 Stück ins Ausland ver- 
kauft wurden. Die Produktion 
von Straßenbaumaschinen ist fast 
eingestell, ebenso wie die 
Schiffsproduktion. Verschiedene 
andere Sektoren haben die Pro- 
duktion gestoppt und konzentrie- 
ren sich auf Importe. »Fünfzehn 
»wettbewerbsfähige< petrochemi- 
sche Werke haben ihre Türen für 
immer geschlossen und dabei 
wurden fast 30 Prozent der Ar- 
beitskräfte hinausgeworfen«, so 
wird in dem UIA-Dokument be- 
richtet. 


Das Bankensystem 
stirbt 


Zu diesen Fakten kommt noch 
hinzu, daß »das argentinische 
Bankensystem zahlungsunfähig 
ist«. Die Banken vergeben keine 
Kredite mehr für wertbeschaffen- 
de Anlagen, sondern sie machen 
ihre Gewinne durch den Handel 
mit Bonds und Schuldpapieren 
sowie verschiedene Derivate- 
Geschäften, wobei sie sich auf 
ausländisches Kapital stützen. 
Dies reflektiert den Irrsinn des 
spekulativen Krebsgeschwürs am 
besten, das die Volkswirtschaften 
dieser Länder befallen hat. Die 
verfügbaren Kredite haben Zins- 
sätze von 20 bis 25 Prozent, die 
für kleinere Banken und Unter- 
nehmen gleichermaßen gelten. 


Die Banco Extrader, eine von 
zwei Banken und Brokerage- 
Häusern, die sich im Vergleichs- 
verfahren befinden, haben sieben 
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Argentiniens Präsident Car- 
los Menem steht vor seiner 
Wiederwahl und behauptet 
»Argentinien ist nicht Mexi- 
ko«. 


Prozent des nationalen Marktes 
an Schuldpapieren abgedeckt. Sie 
sollen auch in fragliche Off- 
shore-Praktiken auf den Cay- 
man-Inseln und in Spekulations- 
geschäfte verwickelt gewesen 
sein. Ihre Gesamtverluste betru- 
gen 70 Millionen Dollar. 

Die Zeitung »El Cronista« berich- 
tete am 6. Januar, daß die Banken- 
krise in Wirklichkeit nicht erst im 
Dezember 1994, sondern bereits 
Mitte des Jahres begonnen hat, als 
es schwieriger wurde, ausländi- 
sche Finanzierungen zu erhalten. 
Sobald die Krise in Mexiko aus- 
gebrochen war und die Einleger 
begannen, ihre Gelder abzuzie- 
hen oder in Dollar zu investieren, 
wurde durch den daraus folgen- 
den Run auf die Banken die Exi- 
stenz vieler kleiner Banken be- 
droht. Die zweite Bank, die zu- 
sammenbrach, Banco Finansur, 
verlor die Hälfte ihrer Einlagen, 
45 Millionen Dollar, in nur zwei 
Wochen. 


Der Run auf 
die Banken 


»El Cronista« zufolge machten 
die »irregulären« — oder proble- 
matischen — Schulden des ganzen 
Bankensystems im Januar 1994 
noch 45 Prozent des Gesamtbe- 
standes aus und erhöhten sich im 
August auf 58 Prozent. In dem 
12-Monatszeitraum zwischen Sep- 
tember 1993 und 1994 stiegen die 
Kredite, deren Zahlung gefährdet 
war, um 25 Prozent. Nach einem 
neuen Bankengesetz, das am 1. 
Januar in Kraft treten sollte, wird 
von den Banken verlangt, ihre 
Reserven wegen der Kreditaus- 
fälle zu erhöhen. 


Das viel publizierte »Sicher- 
heitsnetz«, das ursprünglich von 
fünf Großbanken errichtet wurde 
und das dann noch auf einige 
mehr erweitert wurde, funktio- 
niert vielen Berichten zufolge 
nicht. Die Zentralbank mußte den 
großen Privatbanken die Senkung 
ihrer Flüssigkeitskoeffizienten un- 
ter der Bedingung erlauben, daß 
diese Gelder an Banken mit Li- 
quiditätsproblemen weiterverlie- 
hen werden. Doch dem Vertreter 
von Finansur, Marcelo Ruiz 
Huidrobo, zufolge, konnte im 
Falle seiner Bank das Sicherheits- 
netz nicht mit der Geschwindig- 
keit reagieren, die der Run auf die 
Banken erforderte. Andere haben 
sich darüber beschwert, daß das 
Verfahren äußerst selektiv ist, daß 
nur Banken mit guten Chancen 
auf Rückzahlung der Darlehen 
Unterstützung erhalten. 


Am 12. Januar kündigte die Zen- 
tralbank in dem verzweifelten 
Versuch, 1,5 Milliarden Dollar 
Liquidität in das System hinein- 
zuschießen, eine Reduzierung der 
Flüssigkeitskoeffizienten an. 


Und die 
Außenschuld? 


Wie ein scharfsinniger lokaler 
Kommentator meinte, ist die 
Achillessehne von Cavallos Mo- 
dell die Außenschuld. Eine Reihe 
negativer Faktoren summiert sich 
zu einer Unfähigkeit, das Konto- 
korrentdefizit zu tragen. Auslän- 
dische Gelder versiegen. 


Die Kosten für Auslandskredite 
steigen wegen der höheren inter- 
nationalen Zinssätze. Es wird zu- 
nehmend schwieriger werden, für 
die argentinischen Schuldpapiere 
Käufer zu finden. Die Zinssätze 
im Inland hochzusetzen, um aus- 
ländisches Kapital anzuziehen, ist 
ein Spiel mit dem Feuer. 


Wie es in einer Studie über die 
Schuldenexplosion in Lateiname- 
rika heißt, betrug Argentiniens 
wahre Außenschuld am Ende des 
Jahres 1993 106 Milliarden Dol- 
lar, was viel mehr ist als die offi- 
zielle Zahl von 70 Milliarden 
Dollar. Dies ist auf die Kategorie 
zurückzuführen, die als »interna- 
tionalisierte, interne Schuld« be- 
schrieben wird — die nominelle 
Inlandsschuld, die in Wirklichkeit 
eine ausländische Verpflichtung 
darstellt, weil sie in US-Dollar 
lautet. Diese »Inlandsschuld« 
wirkt so als wäre es eine Außen- 


schuld, da sie jederzeit aus dem 
Land fliehen kann. 


Ende des Jahres 1993 lag diese 
Zahl bei schätzungsweise 33 Mil- 
liarden Dollar -— 14 Milliarden 
Dollar davon öffentliche und 19 
Milliarden Dollar private Schul- 
den, bezeichnet in Dollar, plus 
weitere drei Milliarden Dollar in 
Peso bezeichnete Schulden. Heu- 
te ist diese Zahl erheblich gestie- 
gen, obwohl keine genauen Daten 
verfügbar sind. Es ist wahr- 
scheinlich, daß die gesamte Au- 
Benschuld Argentiniens Ende des 
Jahres 1994 in der Größenord- 
nung von 125 Milliarden Dollar 
lag. 


Der Trend, das Land mit ausländi- 
schen Importen zu überfluten, hat 
im Einklang mit Cavallos »wirt- 
schaftlicher Offnung« weiterhin 
zugenommen. Das Handelsdefi- 
zit für das Jahr 1994 beträgt schät- 
zungsweise 5,8 Milliarden Dollar, 
fast doppelt so viel wie die 3,5 
Milliarden aus dem Jahre 1993. 
Die Exporte betrugen 19,1 Mil- 
liarden Dollar und die Importe 
25,9 Milliarden Dollar; letztere 
stiegen im Vergleich zum Jahre 
1993 um 16,8 Milliarden Dollar. 


Der geplante Schuldendienst für 
das Jahr 1995 beträgt einschließ- 
lich Zinsen und Tilgung 5,2 Mil- 
liarden Dollar. Wie wird das ge- 
zahlt? Cavallo beabsichtigt auf 
internationalen Märkten zumin- 
dest fünf Milliarden Dollar an 
Schuldenbonds auszugeben. Im 
Jahre 1994 wurden 3,7 Milliarden 
Dollar an Schuldpapieren auf den 
Märkten plaziert, um einen 
Schuldendienst in Höhe von 2,9 
Milliarden Dollar abzudecken. In 
den letzten 70 Tagen des Jahres 
1994 gab die Regierung Bonds im 
Wert von 2,8 Milliarden Dollar 
aus, eine Milliarde Dollar davon 
in den ersten beiden Dezember- 
wochen. Der Verdacht liegt nahe, 
daß mit dieser Ausgabe ein steu- 
erliches Defizit kaschiert werden 
sollte, das weitaus höher lag als 
die Regierung zugab. Im Oktober 
vergangenen Jahres deckte die 
Federal Tax Commission auf, daß 
sich der Finanzminister an der 
Pensionskasse des Landes ver- 
griffen hatte, um ein Finanzdefizit 
abzudecken. 


Das alles addiert sich zu einer 
Formel, die zur Finanzexplosion 
und in die wirtschaftliche Kata- 
strophe führt - und in die politi- 
sche Niederlage Menems bei den 
bevorstehenden Wahlen. 


Rußland 


Die IWF- 
Wirtschafts- 
reformen 


sind 


gescheitert 


Taras Muranivsky 


Professor Taras Muranivsky hielt die folgende Rede auf einer in- 
ternationalen Konferenz über »Die wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme in der Ukraine« am 1. Dezember 1994 in Kiew. 


Die Anzahl von Leuten, die nicht 
nur in Rußland, sondern auch im 
Ausland die Reformen uneinge- 
schränkt unterstützen würden, die 
im Jahre 1992 mit der Preislibera- 
lisierung und der Privatisierung 
begonnen haben, nimmt ständig 
ab. Wissenschaftler betonen im- 
mer mehr in ihren Abhandlungen, 
daß die jetzigen Reformen in 
Rußland zeigen, wie eine vom 
Staat durchgeführte Wirtschafts- 
politik zu Ergebnissen führt, die 
ihren Zielen und Absichten ent- 
gegenstehen. 


Das Scheitern 
der Reformen 


Doch man muß die Positionen 
unterscheiden, von denen aus die- 
se Beurteilungen erfolgen. Min- 
destens zwei Ansätze sind von 
Seiten der Monetaristen aus zu 
beobachten: Einige von ihnen ta- 
deln die Reformer wegen Unent- 
schlossenheit bei der Durchfüh- 
rung der »Schocktherapie«, wäh- 
rend andere vorwerfen, daß die 
Reformen in der falschen Reihen- 
folge durchgeführt werden. Doch 
der Slogan, der sie alle vereint, ist 
der Übergang auf die Spontanität 
des sogenannten »freien Mark- 
tes«. 


Uns sind die Wirtschaftsschulen 
und einzelne Experten, die den 
Monetarismus der Chicago School 


von Milton Friedman, Jeffrey 
Sachs, des Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und der Welt- 
bank scharf kritisieren, weniger 
vertraut. 


Die Prinzipien der Volkswirt- 
schaft finden in zahlreichen Pu- 
blikationen, Konferenzen und Se- 
minaren des Schiller-Instituts, das 
Niederlassungen in der Bundesre- 
publik Deutschland, den Verei- 
nigten Staaten, Frankreich und 
vielen anderen Ländern besitzt, 
immer weitere Verbreitung. Die- 
ses Institut leistet durch seine re- 
gelmäßige Analyse der Aktivitä- 
ten des IWF in verschiedenen 
Ländern der Welt große Dienste. 


In Publikationen des Schiller-In- 
stituts wurden beispielsweise Da- 
ten veröffentlicht, die aufzeigen, 
wie die Aktivitäten des IWF in la- 
teinamerikanischen Ländern zu 
solchen Ergebnissen führten wie 
Produktionskürzungen, Hyperin- 
flation, Dollarisierung, das Flo- 
rieren der Drogenwirtschaft, das 
Wachstum der Außenschuld und 
schließlich solchen Situationen, 
wo der IWF die schwierige Posi- 
tion dieser Länder ausnutzt und 
ihnen Bedingungen und Diktate 
für die Wirtschafts- und Sozialpo- 
litik auferlegt. 


Die IWF-Abgesandten schreiben 
das Scheitern dabei, die Wirt- 
schaft des Landes nach den Vor- 


schriften des IWF zu reformieren, 
den Ländern selbst zu. Jeffrey 
Sachs erklärte beispielsweise das 
Scheitern der »Schocktherapie« 
in Bolivien, die im Jahre 1985 be- 
gonnen wurde, so: »Bolivien war 
ein armes Land, das unter Hyper- 
inflation litt. Jetzt ist es ein armes 
Land geworden, aber ohne Hy- 
perinflation.« 


Vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus waren die derzeitigen 
Reformen in Rußland — wenn eine 
Wiederbelebung der Wirtschaft 
tatsächlich von ihnen erwartet 
wurde — von Anfang an zum 
Scheitern verurteilt. 


Die Gründe für das, was passiert, 
sollten in der Theorie des Mone- 
tarismus gesucht werden, einer 
Manifestation der Ideologie des 
Neoliberalismus, der auf David 
Hume (1711 bis 1776) und Adam 
Smith (1723 bis 1790) zurückzu- 
führen ist. Der Prozeß des Waren- 
austausches auf dem Markt wird 
von dieser Ideologie als der Kern- 
punkt der Macht der Wirtschaft 
als Ganzes angesehen. Die Pro- 
duktion von materiellen Gütern 
(Volkswirtschaft) erhält die Rolle 
eines Art Marktgegengewichts, 
während die Wirtschaftswissen- 
schaft zum Studium dessen, wie 
man zu Geld kommt und reich 


‚wird, degradiert wird. 


Das Problem 
des Monetarismus 


Zusammen mit der Ideologie des 
Neoliberalismus und Monetaris- 
mus wurde deshalb in Rußland 
die Praktik eingeführt, indivi- 
duelle Ergebnisse — im Grunde 
monetäre — zu erzielen, indem 
man seine schwächeren Gegner 
»mit den Ellbogen aus dem Weg 
drängt«. Daraus folgen Konkurs, 
Kriminalität, Mafiaverhalten und 
andere Untugenden. 


Mit all der Bestialisierung, die 
über Rußland gefegt ist, bleibt je- 
doch noch die Hoffnung, daß die 
Pattsituation überwunden werden 
kann, wenn der richtige, wissen- 
schaftlich gültige Weg für die 
wirtschaftliche und soziale Wie- 
derbelebung gewählt wird. Dabei 
ist es äußerst wichtig, daß die 
Prinzipien der Volkswirtschaft — 
Produktion von materiellen Gü- 
tern — verstanden und, wenn 
möglich, verwendet werden. 


Insofern als der Markt ein Mittel 
und nicht ein Zweck ist, sollten 


wir allmählich das metaphorische 
Bild, das uns auferlegt wird — 
»Marktwirtschaft« -— aufgeben. 
Wir sollten von der Wiederbele- 
bung einer sozial orientierten 
Wirtschaft sprechen — mit einem 
Markt, Wettbewerb, staatlichen 
Regularien und anderen Attribu- 
ten der Entwicklung einer Volks- 
wirtschaft und Gesellschaft als 
Ganzes -—. 


Zu Hause haben weder die Verei- 
nigten Staate noch England - 
noch nicht einmal während der 
Thatcher-Regierung — monetari- 
stische Vorschriften in ihrer rein- 
sten Form angewendet. Sie wen- 
deten sie nur auf abhängige Län- 
der — darunter auch Rußland - 
durch IWF-Ultimaten an. Auch 
wurden die Prinzipien der Volks- 
wirtschaft — Produktion von ma- 
teriellen Gütern — nicht ange- 
wendet. Doch das ganze Welt- 
wirtschaftssystem verliert dabei. 


Die Entwicklung 
der Volkswirtschaft 


Die Quellen der Volkswirtschaft — 
Produktion von materiellen Gü- 
tern — gehen auf Gottfried Leib- 
nitz (1646 bis 1716), Benjamin 
Franklin (1706 bis 1790), 
Alexander Hamilton (1757 bis 
1804), Friedrich List (1785 bis 
1846), Sergei Witte (1849 bis 
1915) und andere zurück. Ihre 
Ideen wurden in den Wirtschafts- 
programmen von Adenauer, de 
Gaulle und den Staatsführern des 
Nachkriegs-Japan realisiert. 


Danach ist die Wirtschaft im we- 
sentlichen der Bereich der Pro- 
duktion von materiellen Waren 
und Dienstleistungen. Und der 
Markt und das Geld sind lediglich 
die Mittel zur Ankurbelung der 
Produktion und Durchführung 
des Austauschs und zur Umver- 
teilung neu hergestellter Waren 
und Dienstleistungen. 


Nur die Wirtschaftspolitik ist 
wohlbegründet, die anerkennt, 
daß normale und anhaltende Exi- 
stenz der Menschheit vollständig 
von der konstanten Entwicklung 
und Perfektion jener Arten von 
Produktion abhängt, die wir nor- 
malerweise mit universellem, 
wissenschaftlichem und techno- 
logischem Fortschritt in Verbin- 
dung bringen. 


Die Autoren und Anhänger dieser 
volkswirtschaftlichen Prinzipien 
sehen deshalb die Aussichten für 
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Rußland 


Die IWF- 
Wirtschafts- 
reformen 
sind 
gescheitert 


die wirtschaftliche Wiederbele- 
bung Rußlands entlang dem Weg 
der Ausnutzung existierender, 
wissenschaftlich-produktiver Fä- 
higkeiten, darunter der militä- 
risch-industrielle Komplex, An- 
hebung der Investitions- und In- 
novationsaktivitäten, Durchfüh- 
rung einer strukturellen Umorga- 
nisation auf der Grundlage einer 
weiten Verbreitung neuer Tech- 
nologien, Unterstützung der Um- 
wandlung von Rüstungsproduk- 
tion und Entwicklung sowie Nut- 
zung wissenschaftsintensiver Pro- 
dukte. 


Utopie der post- 
industriellen 
Gesellschaft 


Vom Standpunkt der Volkswirt- 
schaft als Produktion materieller 
Güter und Dienstleistungen ist 
kein weniger verhaßter Begriff 
wie der »freie Markt« die Utopie 
der sogenannten »post-industriel- 
len Gesellschaft«. Wir können es 
nur bedauern, daß diese These so 
leicht aufgegriffen und von fast 
allen russischen Ökonomen und 
Soziologen automatisch verwen- 
det wurde. Wenn dieser Begriff 
auf eine tatsächliche Beurteilung 
des Zustandes der Weltwirtschaft 
angewendet wird, dann wäre 
»post-industrielle Gesellschaft« 
nicht die Bezeichnung der Ge- 
sellschaft, nach der man streben 
muß, sondern der Gesellschaft, 
vor der die Menschheit bewahrt 
werden muß. 

Bereits im Jahre 1988 zeigte der 
französische Ökonom und Nobel- 
preisträger Maurice Allais in sei- 
nen Schriften, daß das tägliche 
Welthandelsvolumen an materiel- 
len Gütern 12 Milliarden Dollar 
umfaßt, während das Volumen 
der Finanztransaktionen 420 Mil- 
liarden Dollar betrug. »Niemals 
bisher hat es in der Geschichte ei- 
ne derartige Anhäufung von Fi- 
nanzblasen (financial bubbles) 
gegeben«, meinte der Wissen- 
schaftler. 
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Heute hat sich diese Kluft noch 
vergrößert. Bei der Produktion 
materieller Waren und Dienstlei- 
stungen werden diese und andere 
Finanzmechanismen durchaus kor- 
rekt Wucher genannt - eine ge- 
fährliche Krankheit der Wirt- 
schaft und der Gesellschaft als 
Ganzes. 


In Rußland hat sich dieser finan- 
zielle Schwindel bisher in Form 
des bekannten »MMM-Syndroms« 
gezeigt. Doch bei der existieren- 
den Geschwindigkeit der Deindu- 
strialisierung des Landes können 
diese »Kapriolen« mit der welt- 
weiten »post-industriellen« Blase 
verglichen werden. 


Vom Standpunkt der Volkswirt- 
schaft als Produktion materieller 
Waren und Dienstleistungen aus 
betrachtet ist »der heute weltweit 
größte Finanzschwindel aller Zei- 
ten« — trotz seiner noch machtvol- 
len Organisation und Strukturen — 
dabei, zusammenzubrechen. Und 
wenn die dringend benötigten 
Maßnahmen nicht ergriffen wer- 
den, kann sich dieser Niedergang 
für die ganze Welt, einschließlich 
Rußland, in eine sehr ernste wirt- 
schaftliche Katastrophe verwan- 
deln. 


Eine falsche 
Steuerpolitik 


Im russischen Steuersystem wird 
jetzt das westliche Steuersystem 
kopiert. zu dessen Grundlagen 
eine Einkommensteuer, eine Er- 
tragssteuer und eine Mehrwert- 
steuer gehören. In der Theorie ist 
ein solcher Ansatz für die Be- 
steuerung korrekt. Doch die ho- 
hen Steuersätze, die in Rußland 
eingeführt worden sind — jeder 
versteht das sehr gut, aber nie- 
mand tut’etwas dagegen -, haben 
die Leute dazu veranlaßt, nach 
Wegen zu suchen, um die Steuern 
zu umgehen. Sie finden viele 
Möglichkeiten, ihr Einkommen 
im Dienstleistungssektor oder im 
Kioskgeschäft zu vertuschen. Das 
wiederum »stiehlt« die Leute aus 
der Produktion, wo es kompli- 
zierter ist, Einkommen zu verber- 
gen und seine Besteuerung zu 
umgehen. 


Insofern als das Besteuerungssy- 
stem in Rußland grundlegend da- 
hingehend orientiert ist, das 
Haushaltsdefizit zu reduzieren, 
führt es, neben anderen Faktoren, 
nicht zu Wachstum, sondern zum 
Rückgang der Produktion. Vom 


Standpunkt der Volkswirtschaft 
als Produktion materieller Waren 
und Dienstleistungen aus be- 
trachtet, erfüllt die Besteuerungs- 
politik — neben der Deckung der 
laufenden Zahlungsverpflichtun- 
gen der Regierung - die Funktion 
der Verteilung des »Gewichts« 
der Steuern auf alle Wirtschafts- 
bereiche, um jene Bereiche weni- 
ger zu besteuern, an deren Ent- 
wicklung der Staat interessiert ist 
und jene Bereiche höher zu be- 
steuern, deren Entwicklung nicht 
wünschenswert ist - zum Beispiel 
Wucher in allen seinen Formen, 
illegale Drogen, Prostitution und 
andere unmoralische Arten von 
Geschäften -. 


Der Begriff der Volkswirtschaft 
als Produktion materieller Waren 
und Dienstleistungen sieht vor, 
daß die Regierung ein humanisti- 
sches Prinzip von Gerechtigkeit 
einhält, wenn es die verschiede- 
nen Schichten der Gesellschaft 
mit Steuern belegt. Eine schwere 
Steuerlast für Arbeiterfamilien ist 
nicht nur unmoralisch, sondern 
auch regressiv, denn es zerstört 
das menschliche Leben und 
bremst die progressive gesell- 
schaftliche Entwicklung. Die Be- 
steuerung von Privatkapital sollte 
auch flexibel sein: hohe Einnah- 
men sollten nicht zu Strafzwek- 
ken hoch versteuert werden, son- 
dern es ist dabei zu berücksich- 
tigten, wie diese Einnahmen ge- 
nutzt werden. Es ist beispielswei- 
se ratsam, für Investitionen, die 
vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus als nützlich angesehen 
werden, bestimmte Steuernach- 
lässe zu gewähren. 


Der Anstieg 
der Inflation 


Fragen der Besteuerung stehen 
mit den Problemen der Inflation 
in engem Zusammenhang. Die 
Volkswirtschaft steht mit der 
geldwerten Inflation, mit der In- 
flation aus Ausgaben und Steuern 
in Zusammenhang. In Umlauf ge- 
brachtes Geld oder seine Surroga- 
te — Wertpapiere als ein Mittel für 
Transaktionen, Kredite als Zah- 
lungsmittel — dienen als Zah- 
lungsmittel für materielle Güter 
oder Dienstleistungen. Unwie- 
derbringliche Verluste entstehen 
aufgrund finanzieller Wucherer 
oder Bodenzins. Der Empfänger 
solcher Gelder gibt nichts dafür. 
Es wird einfach nur Geld wegge- 
nommen. 

Im Grunde wirkt die Zahlung des 


Schuldendienstes wie eine Steuer, 
die auf den Preis materieller Wa- 
ren und Dienstleistungen aufge- 
schlagen wird. Die Ausgaben 
nehmen entsprechend zu, was 
wiederum die Preise erhöht. Für 
das gleiche Warenproduktvolu- 
men muß mehr gezahlt werden, 
ohne daß man im Austausch dafür 
etwas bekommt. Damit wird die 
Inflation gesteigert. 


Später kann dieses Geld wieder 
für Zinswucher oder Bodenzins 
verwendet werden. So breitet sich 
der Wucher wie ein Krebsge- 
schwür aus und saugt die monetä- 
ren Ressourcen aus der Wirtschaft 
immer mehr heraus. Wenn diese 
Krankheit nicht gestoppt wird, 
wird die Produktion von materiel- 
len Waren und Dienstleistungen 
schrumpfen und es kommt zur 
Stagflation, das heißt, die wirt- 
schaftliche Stagnation in Verbin- 
dung mit der Inflation, die 
zwangsläufig stärker wird, wäh- 
rend die monetären Einnahmen 
steigen, wird von der Wirtschaft 
abgezogen und gerät in die Hände 
der Wucherer. 


Während die Wucherer der Volks- 
wirtschaft immer mehr Ressour- 
cen entziehen, verändert sich die 
Struktur der sozialen und produk- 
tiven Prozesse und der nicht pro- 
duktive Aktivitätsbereich erwei- 
tert sich, darunter der finanzielle 
Schwindel und andere Blasen in 
der Wirtschaft. Und schließlich 
verändern sich die Bestandteile 
des Volkseinkommens. Jetzt nimmt 
die monetäre Inflation die Form 
der Kosteninflation an. 


Die Zahlen des Bruttosozialpro- 
dukts beispielsweise zeigen Ein- 
nahmen aus dem Drogenhandel 
zusammen mit anderen Indikato- 
ren fiktiven Wachstums, die 
nichts mit dem produktiven Wirt- 
schaftswachstum gemeinsam ha- 
ben. Die »post-industriellen« 
Schrecken bestätigen sich voll 
und ganz. 


Die Monetaristen glauben, daß 
ein zu rasches Wirtschaftswachs- 
tum Inflation verursacht und um 
sie zu bekämpfen, muß man des- 
halb diese Geldmissionen unter 
den Bedingungen eines Produk- 
tionsrückgangs regulieren. Vom 
Standpunkt der Volkswirtschaft 
als Produktion materieller Waren 
und Dienstleistungen ist das nicht 
so. Um die Inflation zu bekämp- 
fen, muß folgendes getan werden: 
Rasche Ankurbelung des techno- 
logischen Fortschritts in der Pro- 


duktion materieller Güter und 
Produktions-Infrastruktur; Erhö- 
hung der in Umlauf befindlichen 
Geldmenge (kein Ausschluß von 
Emissionen) mit dem Ziel der 
Vergabe von Sonderkrediten nur 
für bestimmte produktive Inve- 
stitionen; hohe Besteuerung von 
Wucher und ähnlich verschwen- 
derischen Aktivitäten — wie Wäh- 
rungsspekulation —, was die Be- 
dingungen für ihr völliges Ver- 
schwinden schafft. 


Man darf die 
Produktion 
nicht verletzen 


In Rußland führt die Geldpolitik 
nicht zur Unterdrückung oder 
Eindämmung der Inflation im Zu- 
sammenhang mit den Produk- 
tionskosten, sondern nur zu einer 
starken Zahlungsmittelknappheit 
im Land. Folglich führt die künst- 
liche Eindämmung der Geldinfla- 
tion zu einem krisenhaften Pro- 
duktionsrückgang und zu anderen 
negativen Phänomenen - wie den 
berüchtigten Nichtzahlungen -. 
Mit anderen Worten, eine Ver- 
langsamung des Preisanstiegs 
führt zu einem Absinken der 
Produktion, die neue Inflation mit 
sich bringt. 


Deshalb müssen wir nach Metho- 
den zur Bekämpfung der Inflation 
suchen, die nicht zu einem Pro- 
duktionsrückgang, sondern zu 
dessen Stabilisierung führen und 
die die soziale Unterstützung der 
Bevölkerung gewährleisten. 


Leider wurde in den Schwellen- 
ländern, wo stimulierende und 
antiinflationäre Maßnahmen ein- 
gesetzt werden, wie es von Key- 
nes-Anhängern, Monetaristen 
und Strukturalisten empfohlen 
wird, kein Erfolg erzielt. Die In- 
flation in diesen Ländern stimu- 
liert die Kapitalflucht nicht in 
produktive Sektoren, sondern in 
Bereiche, die vor dem negativen 
Einfluß der Inflation — Finanzen, 
Außenhandel, Devisenbestand - 
relativ stark geschützt sind sowie 
auch in den nichtproduktiven 
Verbrauch. Der Faktor versteck- 
ter Arbeitslosigkeit wirkt sich 
ebenfalls negativ aus. In diesen 
Ländern wurden die Prinzipien 
der Volkswirtschaft durch Pro- 
duktion materieller Waren und 
Dienstleistungen bisher noch 
kaum untersucht und werden bis- 
her noch nicht in großem Umfan- 
ge angewendet. 

Vermögensfragen, insbesondere 


die Durchführung von Privatisie- 
rungen nehmen bei den Wirt- 
schaftsreformen in Rußland einen 
wichtigen Platz ein. Die in Ruß- 
land gewählte Methode kann 
zwanghaft revolutionär, politisch 
— nicht wirtschaftlich — genannt 
werden: sie haben beschlossen, 
auf Kosten der totalen Zerstörung 
der früheren (Staats-)form eine 
neue Form von (Privat-)besitz zu 
schaffen. Das ist ein rein bolsche- 
wistischer Weg der Aneignung 
des Vermögens eines anderen, nur 
in umgekehrter Richtung, das 
heißt, der »Dekulakisierung« des 
Staates. Leider hat die Ukraine 
heute diesen Weg genommen. 


Politiker haben völlig korrekt 
festgestellt, daß die Entwicklung 
einer Wirtschaft staatlicher Regu- 
lation bedarf. In einer Reihe von 
Sektoren ist Staatseigentum vor- 
zuziehen. Außerdem hat der Staat 
viele Möglichkeiten und Mittel 
zur Überwachung und Interven- 
tion hinsichtlich Organisation der 
Arbeit auf dem privaten Sektor 
und der Preisbildungsprozesse. 


Das derzeitige Wirtschaftsleben 
in Rußland wird vor allem durch 
den Handel mit Importwaren in 
Gang gehalten. Doch es ist 
wohlbekannt, daß dieser Weg zu 
nichts führt. Im Grunde hat die 
Wirtschaft zwei Möglichkeiten: 
entweder werden die destruktiven 
Prozesse fortgesetzt und »schnap- 
pen« sich die »noch atmenden« 
Inseln der Wirtschaft oder der 
Staat wird die Volkswirtschaft 
ausreichend ankurbeln, indem er 
die produktiven Sektoren und die 
Infrastruktur mit Geldmitteln - 
einschließlich Emissionen — ver- 
sorgt und durch Investitionen. 


1 
Rein monetaristische Methoden 
der Inflationsbekämpfung kön- 
nen die Wirtschaft selbst ruinie- 
ren. Die russischen Lektionen 
sollten bei der Durchführung der 
wirtschaftlichen und sozialen Re- 
formen in der Ukraine berück- 
sichtigt werden. m 
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Mexiko 


Wer wird 
aus der 
Lektion des 
Peso-Fiaskos 
lernen’ 


Am 3. Januar gab Mexikos Präsident Erneste Zedillo den Dikta- 
ten der internationalen Finanzgemeinde nach und kündigte ein 
Not-Wirtschaftsprogramm an, das einzig und allein darin be- 
steht, daß die mexikanische Wirtschaft und das mexikanische 
Volk weiterhin für das Überleben des spekulativen Krebsge- 
schwürs mit Namen Weltfinanzsystem geopfert werden. Kombi- 
niert mit einem Versprechen von 18 Milliarden Dollar an auslän- 
dischen »kurzfristigen« Darlehen —- die Hälfte davon von der 
amerikanischen Federal Reserve Bank und dem US-Finanzmini- 
sterium - sollte mit Zedillos Spar- und Privatisierungsprogramm 
das »Vertrauen« wiederhergestellt und Mexiko für die in Panik 
geratenen, internationalen Investoren »attraktiv« gehalten werden. 


Das ist nicht geschehen. Die 
Schöpfung des Peso und der 
mexikanischen Aktien hat sich 
noch verschlimmert. Der Aktien- 
crash in anderen Teilen der Welt 
eskalierte ebenfalls und es wird 
wegen der Panik Mexiko dafür 
die Schuld gegeben. Investment- 
häuser wie Salomon Brothers, die 
sich beeilen, im Austausch für 
Mexiko das zusammengebroche- 
ne Polen als Ort für Investitionen 
anzubieten, mußten am 4. Januar 
feststellen, daß die Bondmärkte 
der sogenannten aufstrebenden 
Märkte weltweit übel dastanden. 
Die Kurse auf den Aktienmärkten 
in Brasilien und Argentinien fie- 
len rascher als auf dem mexikani- 
schen Markt. 


Ein Lehrstück in 
puncto Spekulation 


Die Wall Street und London ga- 
ben der »falschen Handhabung« 
des Pakets durch den mexikani- 
schen Präsidenten die Schuld für 
den anhaltenden Aderlaß und 
forderten, daß Mexiko seine na- 
tionale Olgesellschaft Pemex 
zum Verkauf anbieten solle, um 
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den Sturz der Finanzwerte auf- 
zuhalten. Die Pressestellen der 
Banken meinten, die Regierung 
Clinton solle ihre Hilfe nicht ver- 
sagen. 


Wenn die 18 Milliarden Dollar 
nicht genügen, um die Panik auf 
dem Markt zu stoppen, »ist eine 
weitere, deutliche Unterstützung 
sehr wichtig für die amerika- 
nischen Sicherheitsinteressen«, 
schrieb die »Baltimore Sun« in 
ihrem Leitartikel vom 4. Januar. 


»Dieses Land kann sich eine 
zusammengebrochene mexikani- 
sche Wirtschaft nicht leisten.« 


Doch die Lektionen über Mexi- 
kos Peso-Krise sind anderer Na- 
tur. Die unerschrockenen Leute, 
die sich weltweit in Führungspo- 
sitionen befinden, haben die Kri- 
se Mexikos als Lehrbuchbeispiel 
für die spekulative Blase erkannt. 
Von China über Polen bis nach 
Brasilien haben die Menschen 
begriffen, welche Schritte zu un- 
ternehmen sind, um das Überle- 
ben ihres Landes zu sichern, wäh- 
rend sich die weltweite Finanzim- 
plosion nähert. 


Seit die Krise ausgebrochen ist, 
haben Zeitungen in Mexiko, Peru, 
Venezuela und der Dominikani- 
schen Republik Erklärungen dar- 
über veröffentlicht, daß die »me- 
xikanische« Krise eine Krise des 
Systems als ganzes ist. 


Die Schuldenkrise 
nähren 
Das Rettungspaket der Wall 


Street, das vom mexikanischen 
Präsidenten angekündigt wurde, 
zeigt genau die Situation zwi- 
schen dem letzten Stadium von 
Krebs und der Aufrechterhaltung 
der spekulativen Blase. Wenn er 
nicht entfernt wird, braucht Krebs 
immer mehr Ressourcen auf, bis 
schließlich der einst gesunde Kör- 
per stirbt und auch den Krebs mit 
sich nimmt. 


Sich dies vor Augen haltend, wol- 
len wir mit dem ausländischen 
Teil des Rettungspakets, den 18 
Milliarden Dollar an außerordent- 
lichen Krediten für Mexiko be- 
ginnen. Auf den Finanzmärkten 
ist man verzweifelt, denn mit nur 
6,1 Milliarden Dollar an ausländi- 
schen Reserven und hohen Ver- 
bindlichkeiten aus Importen ver- 
fügt Mexiko über keine Geldmit- 
tel, um seine ausländischen Ver- 
pflichtungen zu zahlen. Inmitten 
der stetig sich verschlechternden 
Derivate-Krise fürchten die Ban- 
ker, daß das Finanzsystem ein län- 
geres Schuldenmoratorium nicht 
überleben würde. 


Die Zahlen variieren, doch nach 
Schätzungen werden 16,9 Mil- 
liarden Dollar an »tesobonos« — 
in Dollar bezeichnete, mexikani- 
sche Regierungspapiere — zwi- 
schen jetzt und Juni fällig. Vergli- 
chen mit den schätzungsweise 
10 bis 11 Milliarden Dollar an 
»tesobonos« und »Cetes« - in Pe- 
so bezeichnete, mexikanische Re- 
gierungspapiere -—, die bis zum 
2. Februar fällig würden, kann der 
erste Fall als langfristige Krise 
betrachtet werden. 


Ungefähr 70 bis 80 Prozent der 
letzteren werden von ausländi- 
schen Institutionen gehalten. Bis 
zur Peso-Abwertung am 20. De- 
zember ist die mexikanische Re- 
gierung über diese Bonds hin- 
weggegangen. Doch jetzt lösen 
Investoren ihre Bonds bei Fällig- 
keit ein und lehnen es ab, neue zu 
kaufen. In der ersten Januarwo- 
che konnte die Regierung für ihre 
»tesobonos« mit dreimonatiger 


Laufzeit nicht mehr als eine 
Handvoll Käufer finden, selbst 
bei so derartig verrückten Zins- 
sätzen von 12,5 Prozent. 


Weitere ungesicherte 
Darlehen 


Mit dem Notplan versucht man, 
diese Krise zu lösen, indem »die 
Schuldenblase erhöht« wird. Die 
Regierungen der USA, Kanadas 
und europäische Regierungen so- 
wie große US-Banken haben 
Mexiko zum ersten Mal in 12 Jah- 
ren 18 Milliarden Dollar an unge- 
sicherten Darlehen zur Verfügung 
gestellt, so daß das Land seinen 
Verpflichtungen nachkommen und 
den Peso schützen kann. Diese 
Kredite müssen aber normaler- 
weise innerhalb von sechs Mona- 
ten zurückgezahlt werden! Die 
US-Banken sind so verzweifelt, 
daß die Citibank und J. P. Morgan 
drei Milliarden Dollar von den 
18 Milliarden übernommen ha- 
ben. 

Mit diesen Krediten soll jedoch 
nur Zeit gewonnen werden, wäh- 
rend die mexikanische Regierung 
und ihre Gläubiger in New York 
ein neues Schuldenpaket mit län- 
gerer Laufzeit zusammenstellt, 
mit dem die alten Schulden be- 
zahlt werden sollen. Der Plan be- 
steht darin, neue Bonds auf den 
Markt zu bringen, um diejenigen, 
die fällig werden, damit abzudek- 
ken und das zu Bedingungen, die 
die Investoren dazu verleiten sol- 
len, wieder mexikanische Papiere 
zu kaufen. Zur Diskussion steht 
eine Kombination von Maßnah- 
men, wobei eine verrückter ist als 
die andere. 

Ein Vorschlag besteht darin, daß 
die US-Regierung die Garantie 
für die neuen Schulden der mexi- 
kanischen Regierung überneh- 
men soll. Das heißt, der Zusam- 
menbruch des mexikanischen Fi- 
nanzsystems würde de facto von 
dem amerikanischen Federal Re- 
serve System aufgefangen — ge- 
nau das, von dem es heißt, daß es 
unter den geheimen Vereinbarun- 
gen des nordamerikanischen Frei- 
handelsabkommens (NAFTA) 
passieren würde. 


Ein anderer Vorschlag, der auf 
dem Tisch liegt und der mit dem 
ersten wahrscheinlich verbunden 
ist, besteht darin, daß Mexiko sein 
Ol dazu benutzt, die Schulden zu 
stützen, indem es den Schuldnern 
ein erstrangiges Pfandrecht auf 
die Öleinnahmen des Landes 
einräumt. 


In Finanzkreisen werden auch 
Zinssätze diskutiert, die bei den 
Bonds mit dreijähriger Laufzeit 
bei bis zu 20 Prozent liegen und 
die in Dollar ausgestellt sein 
müßten. 


Der mexikanischen Außenschuld 
und den Anleiheverpflichtungen 
als Lösung dieser Krise noch eins 
draufzusetzen, ist der reine Wahn- 
sinn — ganz zu schweigen von 
dem Irrsinn, daß die Vereinigten 
Staaten die Garantie dafür über- 
nehmen sollen. Die Schulden 
Mexikos haben bereits astrono- 
mische Höhen erreicht. 


Schuldenlast von 
210 Milliarden Dollar 


Die offizielle Außenschuld im öf- 
fentlichen und privaten Sektor 
stieg von 119 Milliarden Dollar 
im Jahre 1993 auf 140 Milliarden 
Dollar im Dezember 1994 - eine 
Steigerung von 21 Milliarden 
Dollar — weitgehend auf dem pri- 
vaten Sektor — innerhalb eines 
Jahres. In diesen Zahlen sind die 
Verpflichtungen der Regierungs- 
bonds, deren Zahlung die Banker 
so beunruhigt, noch nicht einmal 
eingeschlossen! Um zu einer 
Schätzung der wahren Außen- 
schuld zu gelangen, müssen diese 
Bonds noch hinzugezählt werden, 
ebenso wie die ausländischen An- 
teile am mexikanischen Aktien- 
markt. Im Jahre 1993 betrug diese 
tatsächliche Außenschuld schät- 
zungsweise 183 Milliarden Dol- 
lar. Heute liegt sie bei ungefähr 
210 Milliarden! 


Die inländische Seite des Ret- 
tungspakets verpflichtet die me- 
xikanische Regierung, einen grö- 
ßeren Einnahmenfluß zu erzeu- 
gen, um diese immer größer wer- 
denden Schulden abzuzahlen und 
zwar durch zwei Hauptmecha- 
nismen: der erste ist die Privati- 
sierung, das heißt, der Verkauf 
von mehr Produktionskapazitäten 
des Landes. Präsident Zedillo 
kündigte an, daß die Regierung 
vier wichtige Häfen, seine Ei- 
senbahnlinien, weitere gebühren- 
pflichtige Straßen, sein Kommu- 
nikationssystem und seine Flug- 
häfen verkaufen werde. 


Nationaler Ausverkauf 
für den Schuldendienst 


Die Rechner laufen auf Hochtou- 
ren, um herauszufinden, wieviel 
Milliarden durch diesen »nationa- 


len Ausverkauf« — wie die »Was- 
hington Post« es bezeichnete - für 
Schuldenzahlungen aufgebracht 
werden können. Ein mexikani- 
scher Aktienbroker meinte, daß 
schätzungsweise 38 Milliarden 
Dollar durch Privatisierungen 
aufzubringen wären, wenn auch 
Teile von Pemex hinzukämen. 


Gläubiger reagierten auf Zedillos 
Programm enttäuscht, denn er hat 
weder die Energieversorgung des 
Landes noch Teile von Pemex in 
den Auktionsblock mit einbezo- 
gen — zumindest nicht ausdrück- 
lich. Pemex ist die einzige große 
Rosine, die in Mexiko noch un- 
verkauft geblieben ist. Wie das 
New Yorker »Journal of Com- 
merce« in seinem Leitartikel vom 
5. Januar habgierig meinte, ist Pe- 
mex »einer der weltgrößten Ol- 
produzenten ... der Reserven im 
Wert von schätzungsweise fast 
750 Milliarden Dollar kontrol- 
liert«. 


Der zweite Mechanismus, über 
den Einnahmen erzeugt werden 
können, besteht darin, den Le- 
bensstandard der Mexikaner noch 
weiter auszuhöhlen. Zum Notpro- 
gramm der Regierung gehören 
drastische Kürzungen sowohl an 
inländischen Krediten als auch an 
Regierungsausgaben. Preiserhö- 
hungen im öffentlichen Trans- 
portwesen und bei Waren — der 
Benzinpreis beispielsweise stieg 
um zehn Prozent und wird im Jah- 
re 1995 um weitere zehn Prozent 
steigen — und sicherstellen, daß 
die Löhne im Jahre 1995 um nicht 
mehr als sieben Prozent steigen 
werden, auch wenn die Inflation 
offiziellen Prognosen zufolge 
voraussichtlich 16 Prozent betra- 
gen wird. Damit sollten die Ko- 
sten der Regierung gesenkt und 
die Einnahmen erhöht werden, so 
daß mehr Geld für die Schulden- 
zahlung zur Verfügung steht und 
die Lohnkosten in Mexiko niedrig 
genug sind, damit wieder mehr 
ausländische Investoren ins Land 
kommen. 


Mörderische Maß- 
nahmen zur Rettung 
des Systems 


Das ist ein Plan zur Zahlung der 
Schulden durch Sklaverei und 
Mord. Wenn für den Verkauf von 
Mexikos Produktionskapazitäten 
nicht mehr viel übrig bleibt, ist 
nach 12 Jahren Aushöhlung vom 
Lebensstandard noch viel weni- 
ger übrig, um den Schuldenzah- 


lungen nachzukommen. Die Real- 
löhne sind zwischen 1982 und 
1992 um die Hälfte gesunken. 


Im Jahre 1993 errechneten Ex- 
perten, daß die Arbeitslosigkeit in 
Mexiko tatsächlich bei 50 Prozent 
lag. Die Industrie ist ausgebrannt. 
In einer von einer mexikanischen 
Bank durchgeführten Studie wur- 
de errechnet, daß im Jahre 1994 in 
Mexiko 600.000 Arbeitsplätze in 
der Fertigung verlorengegangen 
sind. 


Die mexikanische Tageszeitung 
»El Financiero« meinte am 
4. Januar, die kombinierte Aus- 
wirkung von Abwertung und 
Schrumpfung auf dem Inlands- 
markt aufgrund des Notpro- 
gramms droht, sechs bereits ge- 
schwächte Fertigungsindustrien 
zu eliminieren: Textilien, Druk- 
kereiwesen, Holz, Grundmetalle, 
nichtmetallische Mineralstoffe und 
Kunststoffe, Gummi und Ölderi- 
vatprodukte. 


Diese Maßnahmen sind nicht nur 
mörderisch; sie werden auch 
nicht funktionieren, da sich mit 
jeder Maßnahme zur »Rettung« 
des Systems ein anderer Teil des 
Systems verschlechtert. Beispiel- 
haft ist die Entscheidung der Re- 
gierung, die Zinssätze in schwin- 
delerregende Höhen zu treiben, 
damit wieder ausländisches Kapi- 
tal hereinkommt. Dieser Schritt 
hat das inländische Bankensy- 
stem in den Bankrott getrieben. 
Am 4. Januar hat die mexikani- 
sche Bankenvereinigung bei der 
Regierung eine Notunterstützung 
beantragt und sich dabei auf die 
hohen Zahlungsausfälle bei Kre- 
diten, die hohen Geldkosten und 
die Auswirkungen der Abwertun- 
gen auf die eigenen Dollarver- 
pflichtungen der Banken bezo- 
gen. 


Vorbereitung der 
Rettungsboote 


Unterdessen beginnen auch die 
Schulden und Bankensysteme im 
übrigen Lateinamerika zusam- 
menzubrechen. In Argentinien 
verhält es sich nicht viel anders 
als in Mexiko, wo »der Deich ge- 
brochen ist«, wie der Wirtschafts- 
redakteur Daniel Muchnik von 
der argentinischen Tageszeitung 
»Clarin« am 1. Januar schrieb. 


Seit Mexiko und Argentinien eine 
ähnliche Wirtschaftspolitik durch- 
führen, ist die große Frage, ob 


durch die Peso-Abwertung eine 
weitreichende Finanzkrise ausge- 
löst wurde, die auf dem ganzen 
Kontinent »unberechenbar« ist. 


Das Wirtschaftsteam des neuen 
brasilianischen Präsidenten Fer- 
nando Henrique Cardoso ist da- 
von überzeugt, daß die Krise in 
Mexiko nicht vorüber ist und daß 
Mexiko vielleicht ein Schulden- 
moratorium erklären muß, be- 
richtete die Tageszeitung »Jornal 
do Brasil«. Wenn das passieren 
sollte oder wenn das wackelige 
argentinische Finanzsystem zu- 
sammenbricht, _ sind Vertreter 
Brasiliens der Überzeugung, daß 
die Investoren ganz Lateinameri- 
ka auf die »schwarze Liste« set- 
zen werden. 


Insgeheim wächst die Überzeu- 
gung, daß jene Länder, die sich in 
gewisser Weise vor dem Freihan- 
dels-Schwindel gechützt haben, 
heute am besten drauf vorbereitet 
sind, der Krise ins Auge zu sehen. 
Venezuela, dessen Regierung im 
Jahre 1994 Devisenkontrollen 
eingeführt hat, ist der wichtigste 
Fall. Die mexikanische Wirt- 
schaftskrise beherrschte beim er- 
sten Kabinettstreffen des Jahres 
1995 in Venezuela die Diskus- 
sion, wobei mehrere Minister 
meinten, daß Mexiko ein Opfer 
des »Neoliberalismus« — wie die 
radikale IWF-Feihandelsschule 
in Lateinamerika genannt wird - 
ist, berichtete die venezuelani- 
sche Tageszeitung »El Globo«. 


Ein Minister wies darauf hin, daß 
Mexiko die Entscheidungen über- 
nommen hat, die die neoliberalen 
Theoretiker haben wollten; wenn 
Venezuela das auch getan hätte, 
wäre es in einer ähnlichen Lage, 
meinte er. m) 


China 


Statt 


Kapitulation 


vor GATT 
Handelskrieg? 


Die Verhandlungen zum Wiederbeitritt Chinas zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) sind im Dezember geschei- 
tert und vereitelten Chinas starken Wunsch, Gründungsmitglied 
der Welthandelsorganisation (WTO) - die am 1. Januar an die 
Stelle der GATT-Abkommen trat - zu werden. Obwohl die Welt- 
presse den Zusammenbruch als eine Niederlage für China be- 
zeichnet hat, war es zumindest in zwei Punkten ein wichtiger Sieg 


für Peking. 


Erstens hat sich China den 
IWF-GATT-Gruppen, die im letz- 
ten Jahr einen weltweiten Angriff 
gegen China inszeniert hatten, 
mit dem Ziel, die chinesische 
Wirtschaft als eine »Vorbedin- 
gung« für die GATT-Mitglied- 
schaft für die Verwüstungen 
durch die Finanzinstitutionen 
Londons und der Wall Street zu 
öffnen, widersetzt. Eine Gruppe 
innerhalb der Regierung Clinton 
um den Handelsrepräsentanten 
Mickey Kantor herum, arbeitete 
offensichtlich entgegen den Infra- 
strukturentwicklungsplänen des 
Präsidenten für China mit den 
GATT-Freihandelskriegern zusam- 
men. Kantors Vertreter brachen 
die Gespräche über bilaterale 
Handelsthemen mit den Chinesen 
zur gleichen Zeit ab, als auch die 
GATT-Gespräche zusammenbra- 
chen und Kantor droht nun, als 
Vergeltung für die Weigerung 
Chinas, vor seinen Forderungen 
zu kapitulieren, einen Handels- 
krieg gegen China in Gang zu 
setzen. Er rechnet mit der vollen 
Unterstützung des Newt Gingrich 
Flügels der neuen republikani- 
schen Mehrheit im Kongreß. 


Doch ein Sieg 
für China? 


Neben der klugen Entscheidung, 
den von IWF und GATT erforder- 
ten »Schocktherapie«-Ansatz ab- 
zulehnen, gibt es einen zweiten 
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Grund dafür, warum der Zusam- 
menbruch der Gespräche als Sieg 
für China angesehen werden 
muß. Die sich daraus ergebende 
Pause in den Verhandlungen 
darüber, wie weit China bei der 
Kürzung von Zöllen, der Öffnung 
der Inlandsmärkte und der Ak- 
zeptierung ausländischer Finanz- 
institutionen und Praktiken gehen 
wird, könnte Peking die erforder- 
liche Atempause geben, die nötig 
ist, um zu erkennen, daß die ganze 
GATT-IWF Struktur dabei ist, 
endgültig zusammenzubrechen. 


Ein »Erfolg« beim GATT-Beitritt 
wäre etwa das gleiche, als wenn 
man sich selbst erfolgreich den 
AIDS-Virus spritzen würde. Die 
gleiche Botschaft gilt auch für 
Taiwan, dessen Regierung eifrig 
dabei ist, jede wichtige politische 
Richtlinie zum Scheitern zu 
bringen, die dazu beigetragen hat, 
ihre Wirtschaft zu einer der welt- 
weit stärksten zu machen — und 
das alles als »Voraussetzung« für 
die GATT-Aufnahme zusammen 
mit (oder vor) dem Mutterland. 


Der derzeitige Ausbruch der Fi- 
nanzkrise in Mexiko sollte eine 
Warnung dafür sein, daß die 
Freihandelsmanie, sei es GATT, 
das nordamerikanische Freihan- 
delsabkommen oder das asia- 
tisch-pazifische Wirtschaftskoo- 
perationsforum, die Krise nur 
verschlimmert, die durch den Zu- 
sammenbruch der realen Produk- 


tion und die Vergrößerung der 
spekulativen Blase auf den Welt- 
finanzmärkten verursacht wurde. 


Die Verhandlungen begannen vor 
acht Jahren, als China die Wieder- 
aufnahme in GATT beantragt hat, 
nachdem es nach der Übernahme 
durch die Kommunisten im Jahre 
1949 ausgetreten war. China hat 
begonnen, an den GATT-Treffen 
teilzunehmen, während es dabei 
war, seine Wirtschaft den GATT- 
Bedingungen anzupassen, ob- 
wohl es kein offizielles Mitglied 
war. 


Im Jahre 1994 bestand dann Pe- 
king darauf, daß es die entspre- 
chenden Anpassungen vorgenom- 
men habe, um zugelassen zu wer- 
den und setzte den 1. Januar 1995 
als Termin, um das politische Pre- 
stige zu gewinnen, ein Grün- 
dungsmitglied der neuen WTO zu 
sein. 


Eine neue 
Bedingung für China 


Doch im Juli letzten Jahres fügten 
die GATT-Sprecher plötzlich eine 
neue Bedingung hinzu: China 
darf GATT nicht als ein Schwel- 
lenland, sondern muß als Indu- 
strieland beitreten, womit weitaus 
härtere Anforderungen verbun- 
den wären, darunter die Abschaf- 
fung aller zollfreien Handelsre- 
striktionen wie Importlizenzen 
und Quotensysteme, die Öffnung 
des Bankensystems für ausländi- 
sche Großbanken und ähnliche 
Maßnahmen, die Chinas schwa- 
chen und rückständigen Argrar- 
sektor zerstört, viele aufstrebende 
Industrien vernichtet und im all- 
gemeinen eine Aufgabe der Sou- 
veränität des Landes bedeutet 
hätten. 

Dieser Forderung ging ein übler 
Streich des IWF voraus, der im 
Jahre 1993 einen neuen Abrech- 
nungsmechanismus einführte, durch 
den China plötzlich die drittgröß- 
te Volkswirtschaft auf der Welt 
wurde, während sie noch am Tage 
vorher auf Platz elf lag. Mit der 
neuen Methode der »Kaufkraft- 
parität« wurde den Waren und 
Dienstleistungen ein Weltwert 
zugeordnet und das Bruttoin- 
landsprodukt eines Landes wurde 
auf der Basis der Schätzungen des 
durchschnittlichen Warenkorbs 
einer Durchschnittsfamilie unter 
Verwendung von Weltpreisen neu 
berechnet. 

Durch diesen Trick wurde der 
große Unterschied im Wert der 


Waren und Dienstleistungen ig- 
noriert, der durch den akkumu- 
lierten Wert der physischen und 
menschlichen Infrastruktur und 
Technologie definiert wird, wel- 
che wiederum die Arbeitsproduk- 
tivität in einem bestimmten Land 
definieren. Die neue »Tatsache«, 
daß China die drittgrößte Volks- 
wirtschaft auf der Welt sei, er- 
schien im Westen in jeder Analy- 
se und in jeder Nachrichtenmel- 
dung. 


Peking lehnte es jedoch ab, die- 
sem Komplott nachzugehen. Der 
Außenhandelsminister Wu Yi 
warnte den Westen wiederholt 
davor, daß China »für den Wie- 
dereintritt in GATT weder seine 
fundamentalen Interessen opfern, 
noch seine Prinzipien aufgeben 
werde«. 


Die amtliche »China Daily« 
schrieb am 29. Dezember 1994, 
daß es offensichtlich sei, daß es 
dem Westen klar ist, daß China 
ein unterentwickeltes Land ist, da 
»sie sonst nicht über zehn Milliar- 
den Dollar in den chinesischen 
Markt gesteckt hätten, um sich 
die billigsten Arbeitskräfte der 


‚Welt zunutze zu machen«. 


In dem Artikel hieß es weiter: 
»Man braucht nur eine Exkursion 
in das riesige Innere Chinas zu 
unternehmen und kann sich dann 
mit den Vertragsparteien, die dar- 
auf bestehen, China als Schwel- 
lenland zu bezeichnen, ausein- 
andersetzen.« 


Paradoxerweise war es Chinas 
Bereitschaft, während der »Re- 
formära« Deng Xiaopings ein 
verzweifeltes, verarmtes Land- 
volk der Globalisierung — das 
heißt, Suche nach billigen Ar- 
beitskräften — der krisenhaften 
Volkswirtschaften zu opfern, die 
die gegenwärtige Krise in der chi- 
nesischen Wirtschaft hervorgeru- 
fen haben. 


Handelskrieg oder 
Weiterentwicklung? 


Ein großer Teil des GATT-An- 
griffs wurde vom US-Handelsre- 
präsentanten Kantor öffentlich 
inszeniert, dessen üble Taktiken 
drohten, Präsident Clintons Be- 
mühungen, die Handelsbeziehun- 
gen zwischen den Vereinigten 
Staaten und China stark zu er- 
weitern, zu unterminieren. Nach- 
dem Kantor-Assistentin Charlene 
Barschefsky im Sommer letzten 


Jahres den Chinesen die neue For- 
derung verkündet hatte, daß Chi- 
na für den GATT-Beitritt als 
Schwellenland angesehen wird, 
schickte Präsident Clinton Han- 
delsminister Ron Brown mit einer 
anderen Botschaft auf eine Son- 
dermission, die das Ziel hatte, 
umfangreiche Verträge über die 
Infrastrukturerschließung zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und China zu schließen. Brown 
kündigte an, daß Clinton eine 
»12jährige Tradition der laissez- 
faire Regierung über Bord gewor- 
fen habe«. 


Andere Vertreter sagten, daß die 
Regierung die Absicht habe, die 
Politik, »China als Sourcing zu 
benutzen« — Nutzung der ver- 
armten, billigen Arbeitskräfte für 
die Produktion von Waren, die in 
die USA zurücktransportiert wer- 
den -, zugunsten von Investitio- 
nen in große Infrastrukturprojekte 
und die Förderung von High-Tech 
Exporten nach China, ändern 
werde, das sowohl der chinesi- 
schen Wirtschaft als auch der 
US-Industrie hilft. 


Kantor setzte seine Sabotage der 
Bemühungen des Präsidenten 
fort, indem er den Konflikt über 
die geistigen Eigentumsrechte im 
Zusammenhang mit Urheber- 
rechten an Computersoftware, 
Videos und Pharmazeutika ma- 
nipulierte. 


Kantors Assistent Lee Sands, der 
die Verhandlungen führte, verließ 
die Besprechungen plötzlich ver- 
stimmt und wollte die Chinesen 
damit offensichtlich beleidigen. 


Er behauptete, Peking habe sich 
nicht ernsthaft bemüht, das Pro- 
blem zu lösen, besonders hin- 
sichtlich der Raubkopien von 
Hollywood-Videos und Musik- 
CDs - um das es Kantor, der als 
Vertreter der Hollywood-Mafia 
berüchtigt ist, offenbar insbeson- 
dere geht —. Kantor gab zu, daß er 
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die Gespräche um die geistigen 
Eigentumsrechte als Druckmittel 
dafür benutzte, um die Chinesen 
dazu zu zwingen, die GATT-Be- 
dingungen anzunehmen und er 
hatte den 4. Februar als Endter- 
min für China festgesetzt, um die 
US-Forderungen zu erfüllen; an- 
dernfalls würden dem Land Straf- 
zölle auf 100 Prozent der Importe 
im Wert von bis zu 2,8 Milliarden 
Dollar auferlegt. 


China verkündete prompt seine 
eigene Palette von Vergeltungs- 
maßnahmen, darunter die Ausset- 
zung der Verhandlungen mit US- 
Automobilfirmen und die Aufer- 
legung von Zöll auf Videos, CDs, 
Zigaretten und Kosmetika. 


China will keinen 
Handelskrieg 


China hält die Tür für weitere Ge- 
spräche offen, um einen Handels- 
krieg zu vermeiden. Peking ist 
sich der unterschiedlichen, wider- 
sprüchlichen Politik der Regie- 
rung Clinton bewußt. »China 
Daily« wies darauf hin, daß 
»selbst Ginger Lew vom amerika- 
nischen Handelsministerium den 
Fortschritt erkannt hat«, den man 
in Sachen geistige Eigentums- 
rechte gemacht hat und weist auf 
den bevorstehenden Besuch von 
Handelsminister Ron Brown im 
April als vielversprechendes Zei- 
chen für bilaterale Handelsbezie- 
hungen hin. 

Parallel zu Berichten in den letz- 
ten Wochen hat Peking verschie- 
dene westliche Banken im Zu- 
sammenhang mit der Einführung 
des höchst spekulativen Derivate- 
handels auf den schwachen Märk- 
ten in China zur Rede gestellt und 
es abgelehnt, Derivateverträge zu 
erfüllen, die ihrer Meinung nach 
auf skrupellosem Wege zustande- 
kamen und meinte, daß es sich in 
keinen potentiellen Finanzkollaps 
des Westens verwickeln lassen 
würde. 


Absprache-Gremien 


Mont Pelerin 
Society führt 


gegen franzö- 


sischen Diri- 
gismus Krieg 


Bei der Mont Pelerin Society handelt es sich um das Kommando- 
zentrum für die gegenwärtige Offensive der »konservativen Re- 
volution«, die von der Gruppe in den Vereinigten Staaten ange- 
führt wird, deren Hauptanhänger der Sprecher des Repräsen- 
tantenhauses, Newt Gingrich, und Senator Phil Gramm sind. 
Dies ist die Rahmenorganisation für »radikale Freimarkt«-Ideo- 
logen wie der Wirtschaftswissenschaftler und Nobelpreisträger 


Milton Friedman. 


Ende der vierziger Jahre wurde 
sie mit Unterstützung Churchills 
auf der Grundlage der Ideen des 
Österreichers Friedrich von 
Hayek ins Leben gerufen. Von 
Hayek, der in seinen späteren Jah- 
ren in Großbritannien lebte, war 
ein starker Bewunderer der Ideen 
solch britischer Ostindien-Frei- 
markt-Ideologen wie Adam Smith 
und John Stuart Mill und versuch- 
te ihre Ideen zu einer »liberalen« 
philosophisch-wirtschaftlichen Po- 
litiktradition auf dem europäi- 
schen Kontinent zusammenzu- 
fügen. 


Einem hochrangigen Mont Pele- 
rin-Informanten in Europa zu- 
folge, der offen »über den Hin- 
tergrund« sprach, war die Unter- 
minierung der Tradition staatlich 
gelenkter Kredite für produktive 
Investitionen, die in Frankreich 
beginnend mit Jean-Baptiste Col- 
bert im 17. Jahrhundert propa- 
giert worden ist, eine von Hayeks 
Hauptbesessenheiten in seinem 
Leben. Diese Politik ist unter dem 
Namen »Dirigismus« bekannt. In 
der Neuzeit wurde sie von Präsi- 
dent de Gaulle wiederbelebt und 
aggressiv verfolgt. 


Die Unterstützung für eine solche 
Intervention von Seiten des Staa- 


tes ist in der französischen Bevöl- 
kerung tief verwurzelt. Von 
Hayeks Ansicht, die von seinen 
Epigonen heute geteilt wird, ist, 
daß ihr globales Ziel eines voll- 
ständig »liberalen Freihandels«- 
Regimes und ungehinderte Fi- 
nanzspekulation nur erreicht wer- 
den könnte, wenn der Dirigismus 
»a la frangaise« diskreditiert 
würde, angefangen in Frankreich 
selbst und dann auch in anderen 
Ländern, wo er als attraktiver po- 
litischer Ansatz angesehen wird. 


Der Informant meinte, daß selbst 
angesichts der zunehmend libera- 
len Politik ‘des sozialistischen 
Präsidenten Francois Mitterrand 
und der verschiedenen Regie- 
rungen, die unter seiner Präsi- 
dentschaft regiert haben — ob so- 
zialistisch oder gaullistisch — die 
Unterstützung für eine dirigisti- 
sche Politik in der Bevölkerung 
nicht erheblich geschwächt wur- 
de. So mag Premierminister 
Edouard Balladur — der nach den 
Wahlen im Mai 1995 wahrschein- 
lich Frankreichs nächster Präsi- 
dent werden wird - zwar bei Mei- 
nungsumfragen hoch im Kurs 
stehen, doch diese scheinbare Po- 
pularität existiert trotz seiner 
Maßnahmen zur »Privatisierung« 
von Schlüsselsektoren der ehe- 
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Absprache-Gremien 
Mont Pelerin 
Society führt 
gegen franzö- 
sischen Diri- 
gismus Krieg 


mals staatlichen französischen In- 
dustrie und seiner engen Bezie- 
hungen zu Spitzenleuten im pri- 
vaten Bankwesen und in der 
Hochfinanz. 


Zur verstärkten Offensive gegen 
den französischen Dirigismus ge- 
hört die Erneuerung von Pascal 
Salin, Professor an der Universi- 
tät von Paris-Dauphine, zum in- 
ternationalen Leiter der Mont Pe- 
lerin Society — es ist das erste 
Mal, daß ein Franzose diesen Po- 
sten innehat. Salins Hauptverbün- 
deter in der Regierung ist der Mi- 
nister für Unternehmen und wirt- 
schaftliche Entwicklung, Alain 
Madelin, der bei der alle zwei 
Jahre stattfindenden Mont Pelerin 
Konferenz im letzten Jahr in Can- 
nes den Ton angab. 


Am 13. Dezember 1994 wurde 
Madelin vom »Wall Street Jour- 
nal« — viele seiner führenden 
Köpfe gehören ebenfalls zur 
Mont Pelerin Society — als »ein 
starker Partisan für den freien 
Markt und Regierungsbeschrän- 
kung eingeführt ... so nahe wie 
man in Frankreich dem Stil von 
Gingrich sich annähern kann«. 
Madelin beklagte das »kulturelle 
Problem« in Frankreich, daß »zu 
viele Leute vom Staat leben ... sie 
sind nicht an einer Veränderung 
interessiert«. Er äußerte seine Un- 
terstützung des »angelsächsi- 
schen Modells«. 


Angriff auf die 
Ecole Polytechnique 


Der Mont Pelerin Vertreter mach- 
te eine Person in Frankreich aus, 
die heute das repräsentiert, was er 
für »den Feind« hält: den Nobel- 
preisträger für Wirtschaftswis- 
senschaften, Maurice Allais. In 
den letzten Jahren hat Allais eine 
Reihe vernichtender Expos&s 
über die Betrügereien geschrie- 
ben, die von der Freihandelslobby 
begangen worden sind, die ver- 
sucht, den souveränen National- 
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staaten das Regime von GATT 
und WTO aufzuerlegen. Der ame- 
rikanische Politiker Lyndon La- 
Rouche hat Allais als vielleicht 
den einzigen Wirtschaftswissen- 
schaftler gepriesen, der je einen 
Nobelpreis in Wirtschaftswissen- 
schaften erhalten hat und tatsäch- 
lich auch kompetent ist. 


Der Mont Pelerin Informant be- 
klagte, daß Allais nicht nur die 
Freihandels-Frage  »verdreht«, 
sondern daß er auch ein »typi- 
sches Produkt« von Frankreichs 
Ecole Polytechnique ist. Das ist 
die Institution, die im 18. Jahr- 
hundert in den Vordergrund rück- 
te und einige von Frankreichs 
größten Wissenschaftlern, Inge- 
nieuren und Militärplanern her- 
vorgebracht hat: wie Gaspard 
Monge und Lazare Garnot. Wäh- 
rend die konzeptionelle Macht 
der Ecole Polytechnique in dem 
Regime, das Frankreich nach der 
Niederlage Napoleons und dem 
oligarchischen Wiener Kongreß 
des Jahres 1815 auferlegt wurde, 


Friedrich von Hayek, der Mentor der österreichischen Wirt- 
schaftsschule. Er war gegen die Rolle des Staates bei der 
Förderung des wissenschaftlichen und technologischen 


Fortschritts. 


US-Senator Phil Gramm ist ein Vertreter der gegenwärtigen 
»konservativen Revolution«. 


stark geschwächt worden ist, ge- 
lang es ihr immer noch solche 
großen Persönlichkeiten wie die 
Wissenschaftler Louis Pasteur 
und Marie Curie hervorzubrin- 
gen. 


Die Hauptsorge von Hayek kon- 
zentrierte sich auf jene Franzo- 
sen, die versuchten, die wissen- 
schaftliche Rationalität der Ecole 
Polytechnique der Sphäre der 
Wirtschaftswissenschaften auf- 


zuerlegen. Stattdessen empfahl er 
die Wiederbelebung einer »be- 
stimmten Form von Liberalis- 
mus, der Frankreich innewohnt, 
und der in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts wohlbekannt 
war, doch der seither aus dem 
französischen Nationalbewußt- 
sein verschwunden ist«, sagte der 
Informant. 


In welch verwässerter Form sie 
jetzt auch im Vergleich zu der Zeit 


von Monge und Carnot existieren 
mag, die Ecole Polytechnique 
spielt bei der Aufrechterhaltung 
der Tradition des Dirigismus und 
des Staats- und Verwaltungsdien- 
stes in Frankreich eine zentrale 
Rolle. Ebenfalls von Bedeutung 
ist Frankreichs Nationale Verwal- 
tungsschule (ENA), in der die Be- 
amten des Landes ausgebildet 
werden. Der Mont Pelerin Vertre- 
ter spottete, daß die Leute an der 
ENA »über Wirtschaft absolut gar 
nichts wissen, sie wissen nichts 
über Geld, nichts über Zinssätze, 
gar nichts.« 


Auf dieser Schiene der eigentli- 
chen Realität im Stile von Hayeks 
bekräftigte der Mont Pelerin Ver- 
treter zuversichtlich, daß es »kei- 
ne Gefahr für einen neuen Finanz- 
crash gebe. In Wirklichkeit ist der 
Crash bereits im Jahre 1987 pas- 
siert.« 

In Nachahmung von Gingrichs 
Haltung eines Robespierre, der es 
auf die Zerstörung des etablierten 
Systems abgesehen hat, sagte er 
selbstgefällig: »Ich dachte immer, 
bei der Sowjetunion handele es 
sich um ein integriertes System, 
das ungeachtet jeglicher Bela- 
stungen zusammenhalten würde. 
Ich habe mich geirrt. Jetzt bin ich 
überzeugt, daß Frankreich die 
nächste Sowjetunion sein wird. 
Der französischen nomenklatura 
stehen ein paar große Schocks be- 
vor.« 6 


Die DDT-Story ANZEIGE 


ij) | 


il 


Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Gift in der Nahrung, 
Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 
dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DDT. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDT. Trotzdem ist sie falsch. 

Sie war nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDT-Story« kennt, versteht, was uns mit 
»Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 


Die DDTI-Story, Sonderausgabe der Zeitschrift FUSION DM 9,50 
zu beziehen über 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner Straße 11 - 40764 Langenfeld 


Europa- 


Journal 


Französischer 
Dirigismus 


Wie wir berichteten, gehört die 
Mont-Pelerin-Gesellschaft zum 
ideologischen Kommandozen- 
trum der konservativen Revo- 
lution um den Parlaments- 
sprecher Newt Gingrich in den 
USA. Ende der vierziger Jahre 
war die Gesellschaft als »radika- 
le Verfechterin« der Freimarkt- 
ideologie des Friedrich von 
Hayek gegründet worden. Eines 
der strategischen Hauptziele der 
Gesellschaft ist gegenwärtig die 
französische Tradition der dirigi- 
stischen Wirtschaftspolitik, wie 
sie im Frankreich des 17. Jahr- 
hunderts von Jean-Baptiste Col- 
bert gegründet worden war. 
Bereits Hayek hatte immer wie- 
der insistiert, staatliche Ein- 
griffe, wie sie vom früheren 
Staatspräsidenten General de 
Gaulle befürwortet worden wa- 
ren, stellten ein wesentliches 
Hindernis für die weltweite 
Umsetzung der Ideen der Ge- 
sellschaft dar. 


Die Ideologen der Mont- 
Pelerin-Gesellschaft sehen mit 
Sorge, daß trotz der »freimarktli- 
chen« Orientierung der französi- 
schen Regierung staatliche In- 
terventionen in der breiten 
Bevölkerung wie auch in der 
Führungselite immer noch stark 
befürwortet werden. Darüber 
hinaus ist in der französischen 
Gesellschaft die Auffassung ver- 
ankert, daß es gefährlich sei, 
Finanzgeschäfte und reale 
Wirtschaft voneinander abzu- 
koppeln. 


An der Spitze der »Feindbilder« 
von Hayeks in Frankreich stehen 
die Ecole Pelytechnique sowie 
die Ecole Nationale d’Admini- 
stration, zwei zentrale Insti- 
tutionen, die die Tradition des 
Dirigismus und des Staats- 
dienstes hochhalten. Von Hayek 
polemisierte persönlich gegen 
die Grundauffassung der Ecole 
Polytechnique, die die Wirt- 
schaftsaktivitäten als Umsetzung 
der Erkenntnisse der Wissen- 
schaft und besonders der 
Ingenieurwissenschaften sieht. 
Der französische Wirtschafts- 
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nobelpreisträger Maurice Allais, 
der den Nobelpreis erhalten hat, 
wird von den Mont-Pelerin- 
Ideologen besonders argwöh- 
nisch betrachtet, da er aus dieser 
Tradition stammt. 


Vor diesem Hintergrund ist es 
von Bedeutung, daß erstmalig 
ein Franzose zum Leiter der 
Internationalen Mont-Pelerin- 
Gesellschaft gewählt wurde. Es 
handelt sich um Prof. Pascal 
Salin, der an der Universität 
Paris-Dauphine tätig ist. Sein 
wesentlicher Verbündeter in der 
politischen Arena ist Industrie- 
minister Alain Madelin, der auch 
bei dem Treffen der Gesellschaft 
in Cannes 1994 die Hauptrede 
hielt. Madelin hängt der angel- 
sächsischen Wirtschaftsideo- 
logie an und wurde vom »Wall 
Street Journal« als »französischer 
Newt Gingrich« gelobt. iM) 


Rußland hat 
Priorität 


Das tatsächliche Gesprächsthe- 
ma des Treffens von Kohl und 
Clinton am 8.-9. Februar in 
Washington drehte sich um eine 
gemeinsame amerikanisch-deut- 
sche Haltung im Falle plötzlicher 
politischer Veränderungen in 
Rußland. Eine solche gemeinsa- 
me Strategie muß im Zu- 
sammenhang mit der zwischen 
Clinton und Kohl im letzten 
Sommer vereinbarten deutsch- 
amerikanischen »Sonderbezie- 
hung« gesehen werden. Der Was- 
hingtoner Gipfel fand nur weni- 
ge Tage nach der jährlichen 
Wehrkundetagung in München 
statt, wo eine deutliche Polarisie- 
rung zwischen den deutschen 
und amerikanischen Teilneh- 
mern gegenüber den britischen 
zu beobachten war. 


Clinton und Kohl wollen unbe- 
dingt sicherstellen, daß eine zu 
erwartende Phasenänderung in 
Rußland dort nicht zu antiwestli- 
cher Radikalität führt. Sollte es 
zum endgültigen Bruch mit der 
gescheiterten sogenannten »Re- 
formpolitik« kommen, möchten 
sie eine Situation vermeiden, wo 
Rußland »den Westen« insge- 
samt für die Erniedrigung ver- 
antwortlich macht, die Rußland 
durch die IWF-Schocktherapie 
nach 1991 erlebt hat. Öffentlich 
wurde diese Sorge in einer 
Bemerkung Kohls deutlich, als 


er auf einer Pressekonferenz un- 
ter beifälligem Nicken Clintons 
betonte, der Westen dürfe nie- 
mals »Rußland in eine Ecke 
drängen«. Ein solcher Kurs wür- 
de nur denjenigen Kräften in 


Moskau in die Hände spielen, die 


den alten Ost-West-Gegensatz 
wiederherstellen wollen. 


Ähnliche Überlegungen kamen 
in Kohls und Clintons Formulie- 
rungen bezüglich der Öster- 
weiterung der NATO zum Aus- 
druck. Beide Staatsmänner er- 
klärten, der Beitritt osteuropäi- 
scher Länder werde zwangsläu- 
fig erfolgen, aber in einem »all- 
mählichen und offenen Prozeß 
ohne .Überraschungen«. Die 
NATO werde immer wieder ver- 
sichern, daß eine solche Erwei- 
terung nicht gegen Rußland 
gerichtet sei. Daß eine erfolgrei- 
che Beziehung mit einem Ruß- 
land »nach der Reformpolitik« 
möglich ist, wird auch an jüng- 
sten Entwicklungen auf russi- 
scher Seite deutlich. Die russi- 
sche Militärführung, allen voran 
der Generalstab, hat’ durch ihre 
Opposition gegen Jelzins Krieg 
in Tschetschenien gezeigt, daß 
sich das Militär trotz der Inten- 
sität der russischen Krise rational 
verhält und nicht zu antiwestli- 
chem Abenteurertum neigt. DO 


Rußland im 
Umbruch 


Rußland befindet sich gegenwär- 
tig in einem Phasenwechsel. Die 
Regierung Jelzin zerfällt, hält 
sich aber noch kurzfristig an der 
Macht, da es keine oppositionel- 
le Schattenregierung gibt. 


Ein Hauptanzeichen des politi- 
schen Zerfalls ist, daß sich Boris 
Jelzin und seine Kamarilla im- 
mer weiter von der Realität 
abkoppeln. Nach Jelzins abwegi- 
ger Reaktion auf den Start einer 
norwegischen Forschungsrakete 
am 26. Januar mußte auch der 
Westen dies endlich zur Kennt- 
nis nehmen. Seine Erklärung, er 
habe erwogen, den »Nuklear- 
koffer« zu aktivieren, als er auf 
einer Reise nach Lipetsk war, hat 
im Westen ein deutliches Ab- 
rücken vom bisherigen »Kon- 
sens« mit Jelzin und die soge- 
nannten »Reformen« ausgelöst. 
Er habe mit seinem Verhalten 
bestätigt, daß er zu allem fähig 
sei; er würde sogar eine interna- 
tionale Krise riskieren, um bei 


den eskalierenden innenpoliti- 
schen Auseinandersetzungen seine 
Haut zu retten. Die Art und 
Weise des Tschetschenien-Krie- 
ges ist ein weiteres Symptom für 
die Realitätsferne der Gruppe um 
den Präsidenten. 


Die wirtschaftliche Zusammen- 
bruchskrise in Rußland scheint 
Jelzin überhaupt nicht mehr 
wahrzunehmen. In Lipetsk mein- 
te er allen Ernstes, allgemein 
herrsche »gute Stimmung« in 
der Bevölkerung. Sein Presse- 
sprecher Wjatscheslaw Kosti- 
kow erklärte: »Das Rußland der 
arbeitenden Bevölkerung und die 
Mehrheit des Landes sind stabil 
und ruhig.« Dieses potemkin- 
sche Reich des »Zaren Boris« 
kann keinen langen Bestand 
haben. Irgendwann in diesem 
Jahr wird in Rußland der kriti- 
sche Punkt erreicht sein, wo ent- 
weder ein starkes, vom Militär 
gedecktes Regime an die Macht 
kommt und strenge dirigistische 
Wirtschaftsprinzipien durch- 
setzt, oder der weiter anhaltende 
Zerfallsprozeß wird blutiges 
Chaos in verschiedenen Formen 
hervorbringen, dessen strategi- 
schen Wirkungen ganz Europa 
bedrohen werden. 


Deutschland: 
Die Zukunft 
der Kern- 
energie 


Auf dem leisen Weg zu einer 
Großen Koalition nimmt die Fra- 
ge der Kernenergie eine Schlüssel- 
rolle ein. Anfang Januar hieß es, 
die vor den Bundestagswahlen 
ausgesetzten Gespräche über 
einen »Energiekonsens« würden 
in Kürze wieder aufgenommen. 
Die Gespräche sollen im wesent- 
lichen vom niedersächsischen 
Ministerpräsidenten Gerhard 
Schröder (SPD), der neuen Um- 
weltministerin Angela Merkel 
sowie Wirtschaftsminister Gün- 
ther Rexrodt geführt werden. 
Nach einem jüngsten Treffen mit 
Schröder erklärte der bayerische 
Ministerpräsident Edmund Stoi- 
ber, seine Differenzen mit 
der SPD seien »überbrückbar«. 
Auch Merkel zeigte sich gegenü- 
ber Schröder kooperationsbereit. 
Zu den ungeklärten Fragen, die 
im »Energiekonsens« gelöst 
werden müssen, gehören: 


Der mögliche Bau neuer Kern- 
kraftwerke in Deutschland. Ge- 
genwärtig gibt es drei zentrale 
Entwicklungslinien: der standar- 
disierte Euroäische Druck wasser- 
reaktor (EFR) von Siemens/Fram- 
atome, das Projekt SWR 600 
eines verbesserten Siedewasser- 
reaktors mit 600 MW Leistung 
sowie den inhärent sicheren 
Hochtemperaturreaktor (HTR). 


Die Finanzierung der deutschen 
Kohleförderung. Der sogenannte 
»Kohlepfennig« läuft im kom- 
menden Jahr aus. Als Vorschläge 
sind die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer, eine allgemeine Energie- 
steuer und eine »strukturelle öko- 
logische Steuerreform« im Ge- 
spräch. 


Eine Vereinbarung über die Zwi- 
schen- und Endlagerung gering- 
und mittelradioaktiver Abfälle. 
Das im Juli 1994 verabschiedete 
Energie-Artikelgesetz besteht nun 
nicht mehr auf der Wiederauf- 
bereitung abgebrannter Brenn- 
elemente, sondern erlaubt künf- 
tig auch die direkte Endlagerung. 
Als Standorte für Endlager sind 
zunächst Gorleben, Salzgitter 
und Morsleben vorgesehen. 


Damit hat auch das Problem der 
Endlagerung hochradioaktiver 
Abfälle seine unmittelbare Be- 
deutung verloren. Das neue 
Gesetz gibt der Kernindustrie 
einen Spielraum von etwa 40 
Jahren zur Verwirklichung eines 
Endlagerkonzeptes. Zwei zusätz- 
liche Alternativen werden disku- 
tiert: der Bau eines Endlagers 
außerhalb Deutschlands, etwa in 
der Ukraine oder in Rußland; 
sowie die Zukunftstechnologie 
der Lasertrennung, die die 
Aufspaltung des Abfalls oder des 
Natururans in alle seine Bestand- 
teile und Isotope ermöglichen 
soll. Damit verwandelte sich der 
Nuklearabfall in einen wertvol- 
len Rohstoff. D 


Verkehrs- 
korridor 
Berlin-Moskau 


Eine gemeinsame Absichtser- 
klärung zum Bau eines kombi- 
nierten Straßen-/Schienenkorri- 
dors zwischen Berlin, Warschau, 
Minsk und Moskau wurde am 
23. Januar in Berlin von den 
Verkehrsministern Deutsch- 
lands, Polens, Weißrußlands und 


Rußlands sowie einem hohen 
Vertreter der EU unterzeichnet. 
In dem Dokument wird aus- 
drücklich auf die zweite paneu- 
ropäischen Verkehrskonferenz 
auf Kreta im April 1994 verwie- 
sen, wo die Bahnverbindung 
Berlin-Moskau als zentraler 
Bestandteil der Ost-West-Wirt- 
schaftsentwicklung definiert wor- 
den war. Hochgeschwindig- 
keitsbahnverbindungen zwischen 
West- und Osteuropa stehen im 
Mittelpunkt von LaRouches Plan 
des »Produktiven Dreiecks« aus 
dem Jahre 1989. 


Die Unterzeichnung der Ab- 
sichtserklärung ist ein Ereignis 
vorrangiger Bedeutung. Inmitten 
der postkommunistischen »Re- 
form«-Wirren vor allem in 
Weißrußland und Rußland kom- 
men nun konkrete Wieder- 
aufbaumaßnahmen in Gang. 
Ohne eine leistungsfähige Ver- 
kehrsverbindung nach West- 
europa und eine umfassende 
Verbesserung der osteuropäi- 
schen Infrastruktur wäre dort ein 
wirtschaftlicher Wiederaufbau 
praktisch unmöglich. Der Bau 
der Bahnlinie Berlin-Moskau 
wird die Bauwirtschaft, den 
Waggonbau und andere Indu- 
striesektoren direkt stimulieren 
und eine Lokomotivwirkung 
auch auf die übrige Wirtschaft 
haben. 


Nach Maßgabe des Berliner 
Memorandums soll die Reisezeit 
zwischen Berlin und Moskau in 
den kommenden fünf Jahren um 
30 Prozent auf 20 Stunden ver- 
kürzt werden. Schon in zwei 
Jahren sollen die Züge zwischen 
Berlin und Warschau mit einer 
Durchschnittsgeschwindigkeit 
von 160 km/h verkehren. Die 
knapp 2000 km lange Gesamt- 
strecke von Schiene und Straße 
soll etwa 20 Milliarden DM 
kosten. Die Mittel für die Bahn- 
strecke bringen die vier beteilig- 
ten Länder sowie die EU auf. Die 
parallele Autobahn wird privat 
finanziert. 


Balladurs 
Freunde 


Edouard Balladur hat seine 
Kandidatur für die französische 
Präsidentschaftswahl im April 
offiziell angekündigt. Die Ta- 
geszeitung »La Tribune« gibt 
einen nützlichen Überblick über 
die wichtigsten Unterstützer 


Balladurs, die fast ausnahmslos 
aus der »Hochfinanz« kommen. 
Sein wohl engster Verbündeter 
ist Claude Trichet, der frühere 
Leiter des Schatzministeriums 
und heutige Chef der Banque de 
France. Ahnlich nahe steht 
Balladur auch der jetzige Schatz- 
minister Christian Noyer. Das 
Ministerium hat seit Ende der 
siebziger Jahre die Abkehr der 
französischen Wirtschaftspolitik 
von der traditionellen Förderung 
von Infrastruktur und Industrie 
im Sinne Colberts und de 
Gaulles zugunsten einer moneta- 
ristischen Orientierung betrie- 
ben. Ein weiterer enger Freund 
Balladurs ist sein ehemaliger 
Kabinettschef Charles de Crois- 
set, der heute an der Spitze der 
Credit Commercial de France 
steht. Auch Jacques Friedmann, 
Chef der riesigen Versiche- 
rungsgruppe UAP, ist ein enger 
Freund Balladurs. 


Zu einem »zweiten Freundes- 
kreis« gehören Marc Vienot, 
Präsident der Societe Generale, 
ebenso wie deren Vizepräsident 
Jean Paul Delacour, Balladurs 
Schwager. Die Familie Roth- 
schild kennt Balladur gut seit der 
Zeit seiner engen Zusammen- 
arbeit mit George Pompidou, der 
Direktor der Rothschild-Bank 
war, bevor er in die Politik ging. 
Balladur ist auch ein guter 
Bekannter von Michel Pebereau, 
Präsident der riesigen BNP 
(Banque Nationale de Paris), und 
Edouard De Ribes, Kopf der über- 
aus elitär und verdeckt arbeiten- 
den Finanzgruppe Groupe Ri- 
vaud. Bemerkt werden muß auch 
die starke Präsenz der Bank 
Lazard Freres in der Nähe 
Balladurs, die erklären konnte, 
warum sie als Berater der franzö- 
sischen Regierung in Privati- 
sierungsfragen ausgewählt wurde, 
Jean Marie Messier, ebenfalls 
ehemaliger Mitarbeiter in Balla- 
durs Stab, hat heute eine führen- 
de Stellung bei Lazard Freres. 
Auch Balladurs Sohn Jerome 
war schon bei Lazard tätig. 


Trügerische 
Ruhe 
in Frankreich 


Auch wenn die französische 
Führung bemüht ist, die Lage auf 
den Devisen- und Finanzmärkten 
als ruhig darzustellen, mehren 
sich die Anzeichen dafür, daß in 


der französischen Finanzwelt 
eine Zerreißprobe droht. So fiel 
der Franc gegenüber der D-Mark 
auf seinen tiefsten Stand seit 14 
Monaten, nachdem die französi- 
sche Wochenzeitung »L'Evene- 
ment du Jeudi« über einen Kor- 
ruptionsskandal in Grenoble be- 
richtete, in den die RPR ver- 
wickelt ist. Und als aus London 
Gerüchte ausgestreut wurden, 
Ministerpräsident Edouard Bal- 
ladur wolle zurücktreten, kam es 
sogar zu einer kurzfristigen 
Panikreaktion. 


Bereits vor dem 27. Januar zeig- 
ten sich französische Kreise über 
einen anhaltenden Rückzug aus- 
ländischer, vor allem amerikani- 
scher Investoren wie Goldman 
Sachs und Lehman Inc. aus den 
französischen Aktien- und An- 
leihemärkten in den vergangenen 
Wochen besorgt. 


Die Börse ist seit dem 1. Januar 
um 10 Prozent und der CAC- 
Aktienindex gegenüber Februar 
1994 um 25 Prozent gefallen. 


Auch die erwartet hohen Ver- 
luste zweier Staatsbetriebe, des 
Versicherungskonzerns GAN und 
der Bank Credit Lyonnais sorgen 
für Unruhe. GAN berichtete über 
neue Verluste in Höhe von drei 
Milliarden Französische Francs 
(FF) über schon bekannte Ver- 
luste hinaus. Zwei Wochen zu- 
vor hatte die Credit Lyonnais be- 
kanntgegeben, sie benötige Hilfs- 
gelder in Höhe von mindestens 
50 Milliarden FF. Vor sechs Mo- 
naten war noch von der Hälfte der 
Summe die Rede gewesen. 


Darüber hinaus meldeten auch 
andere Konzerne wie Banque 
Suez, EIf-Erap, Air France und 
Pechiney erhebliche Verluste. 
Am 25. Januar erklärte die staats- 
eigene Air France, sie habe sämt- 
liche Bestellungen und Op- 
tionen neuer Flugzeuge rückgän- 
gig gemacht, da dies die zu 
erwartenden Verluste der Gesell- 
schaft bis Ende 1995 auf 3-3,5 
Milliarden FF erhöht hätte. Am 
gleichen Tag kündigte der Alu- 
miniumhersteller Pechiney an, er 
werde zwei Milliarden FF eigener 
Anteile veräußern, um damit 
»exzessive« Schulden zu bezahlen. 


Vatikan 


Papst 


ohannes 
Paul II. ın 


Asien 


Die römisch-katholische Kirche muß auf die Aufgabe vorbereitet 
sein, Asien im 21. Jahrhundert zum Christentum zu bekehren 
und die Christen auf den Philippinen werden dabei eine wichtige 
Rolle spielen, sagte Papst Johannes Paul II. am 15. Januar vor 
400 Millionen Menschen in Manila. Die Menge, die sich hier zum 
Abschluß des Weltjugendtages versammelt hatte, war die größte 
in der 17jährigen Amtszeit des Papstes. Es waren sogar noch 
mehr Menschen als bei seiner Rückkehr als Papst in seine Hei- 
mat Polen im Jahre 1979. Die vorwiegend römisch-katholischen 
Philippinen waren die erste Station einer Reise durch Asien, zu 
der auch Papua Neu-Guinea, Australien und Sri Lanka gehör- 


ten. 


Indem er sich insbesondere an die 
Jugend wandte, die sich in großer 
Zahl versammelt hatte, meinte 
Papst Johannes Paul, sie »besäße 
die Herausforderung, ein Ziel, ein 
Schicksal zu haben und danach zu 
streben«. Er drängte sie, die »fal- 
schen Lehrer« in Wissenschaft, 
Kultur und in den Medien zu- 
rückzuweisen, die versuchen, sie 
davon zu überzeugen, daß es kei- 
ne eindeutige Wahrheit und kei- 
nen sicheren Weg zum Glück 
gibt. Er fuhr fort, daß sie »für die 
Kirche, für ihr Land und die gan- 
ze Menschheit ein Zeichen der 
Hoffnung sein müßten. Euer 
Licht muß sich von Manila bis in 
die entferntesten Ecken der Welt 
erstrecken.« 

Indem er die von den Briten lan- 
cierte Kampagne, die ihn in Ver- 
ruf bringen sollte und ihn als alt 
und krank bezeichnete, bagatel- 
lisierte, winkte er am 14. Januar, 
dem Vorabend des Weltjugend- 
tages, den Jugendlichen, die sich 
weithin erstreckten, so daß man 
sie mit-bloßem Auge schon gar 
nicht mehr erkennen konnte, mit 


seinem Stock zu. Später dirigierte 


er ein Lied mit seinem Stock mit 
Silberknauf und begann ihn dann 
zur Freude der Teenager herum- 
zuwirbeln. 

In Australien forderte der Papst 
seine Zuhörer auf, die Verantwor- 
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Auf seiner Reise durch Asien forderte Papst Johannes 


tung dafür zu übernehmen, Armut 
und Krankheit in ganz Asien zu 
mildern. 


»Euro Überlegenheit und Res- 
sourcen versetzen Euch in die 
Lage, Verantwortung in Ozeanien 
und in der pazifischen Region und 
für einen großen und sich rasch 
weiterentwickelnden asiatischen 
Kontinent zu übernehmen. Mit 
Gottes Hilfe müßt Ihr fortfahren 
und zusammen mit anderen ar- 
beiten, den Frieden voranzutrei- 
ben, die menschliche Entwick- 
lung zu fördern und Armut, Hun- 
ger und Krankheit soweit wie 
möglich einzudämmen.« 


Morddrohungen: 
Cui bono? 


In den Tagen vor der Asienreise 
hat es fast ständig Drohungen ge- 
gen das Leben des Papstes gege- 
ben. die einzige Parallele war die 
Anzahl von Drohungen gegen 
Präsident Clinton in den letzten 
Monaten. Zu den ernsthaftesten 
dieser Drohungen gehört die Auf- 
deckung eines angeblichen Kom- 
plotts gegen den Papst, als die Po- 


Paul Il. die Menschen immer wieder auf, Verantwortung zu 
übernehmen, um Armut und Hunger in ganz Asien zu mil- 


dern. 


lizei von Manila am 6. Januar eine 
Wohnung in Manila untersuchte 
und Karten über den Wegverlauf 
sicherstellte, den der Papst bei 
seiner Fahrt durch die Stadt neh- 
men wollte. 


In der Wohnung wurden außer- 
dem - dem Sprecher der Polizei 
von Manila zufolge — Zeitgeräte, 
Computer, Bibeln, Kruzifixe, 
Buttons mit den Insignien des 
Papstes und Bilder des Papstes 
sichergestellt. Nach Diskussionen 
unter den Geheimdiensten mehre- 
rer Länder wurde entschieden, 
daß einige der angeblichen »Füh- 
rer der islamischen Fundamenta- 
listen« in dem Komplott gegen 
den Papst auch im Zusammen- 
hang mit dem Bombenanschlag 
auf das New Yorker World Trade 
Center am 26. Februar gesucht 
wurden. 


Bei dem Anschlag auf das World 
Trade Center ergaben sich Fragen 
über die enge Beziehung des FBI 
mit einigen der angeblichen Ter- 
roristen vor dem Anschlag. Nach 
den Ermittlungen hat sich her- 
ausgestellt, daß andere Komplotts 
moslemischer »Fundamentalisten« 
insgeheim vom britischen Ge- 
heimdienst gelenkt wurden. 


Bei einem der Terroristen, der In- 
formanten zufolge jetzt auf den 
Philippinen in Haft sein soll, han- 
delt es sich um Ahmed Salem, der 
ursprünglich auf der Gehaltsliste 
von Graham Knowle, einem in 
New York City lebenden, briti- 
schen »privaten Sicherheitsbera- 
ter« stand. Salem ist Ende des 
Jahres 1992 scheinbar vom FBI 
gefeuert worden. 

Etwas verwirrend waren Nach- 
richtenmeldungen darüber, daß 
der Vatikan der philippinischen 
Regierung eine Liste mit 109 Na- 
men von Ausländern gegeben hat, 
die versuchen könnten, auf die 
Philippinen einzureisen, um die 
Reise des Papstes zu stören und 
daß die philippinische Polizei die 
Spur des Vatikan verfolgt. Doch 
der katholische Nachrichten- 
dienst zitierte den Sprecher des 
Papstes. Joaquin Navarro-Valls, 
der solche Berichte heftig demen- 
tiert hat. Präsident Fidel Ramos 
schien in Diskussionen mit der 
Presse anzudeuten, daß sich die 
Philippinen in engem Kontakt mit 
den Geheimdiensten anderer Län- 
der befinden und daß sie bei der ° 
Erstellung dieser Terroristen-Li- 
ste geholfen haben. 

In seinem 1994 erschienen Buch, 
»Crossing the Threshold of Ho- 


pe«, macht der Papst deutlich, daß 
seine Strategie ist, an den Ver- 
stand und das Gewissen des Men- 
schen zu appellieren, ein Ansatz, 
den die Oligarchen hassen und 
fürchten. 


Für Prinz Philip 
eine Zielscheibe 


Die Diplomatie des Papstes be- 
sitzt eine weitere, strategische 
Dimension. Er konzentrierte sich 
auf den Eintritt des Christentums 
ins dritte Jahrtausend und ein Teil 
dieses Bekehrungsvorstoßes ist 
die Berichtigung der Fehler der 
Vergangenheit. 


In einem apostolischen Schrei- 
ben, das vom Vatikan am 14. No- 
vember veröffentlicht wurde, 
schlug er beispielsweise vor, daß 
die internationale Schuldenlast 
der ärmeren Länder entweder 
ganz gestrichen oder im Jahr 2000 
zumindest erheblich reduziert 
wird. In den letzten Monaten hat 
der Papst zwei Mal auf das Recht 
der armen Länder auf Zugang zur 
Atomkraft hingewiesen. 


Seit Mai 1990 ist Papst Johannes 
Paul II. für Prinz Philip, Herzog 
von Edinburgh, zur Zielscheibe 
geworden, weil der Papst das von 
dem World Wide Fund for Nature 
des Prinzen propagierte malthu- 
sianische Dogma ablehnt. Die 
weltweiten Organisationsbemü- 
hungen des Papstes gegen die De- 
populationskonferenz der UNO 
in Kairo im September vergange- 
nen Jahres haben den Eifer be- 
stimmter Kreise unter Führung 
des Prinzen dazu, den Papst zum 
Verschwinden zu bringen, noch 
verstärkt. 


Dieses Blatt hat schon gezeigt, 
daß der World Wide Fund for Na- 
ture durchaus einiges mit den 
Mordanschlägen des britischen 
Geheimdienstes, wie sie von der 
Permindex ausgeführt wurden, zu 
tun hat. 


Der wahre Krisenherd war jedoch 
der kürzeste und letzte Aufenthalt 
der Reise, Sri Lanka. Als der 
Papst am 20. Januar dort ankam, 
war seine Gegenwart äußerst 
umstritten. In Sri Lanka ist eine 
wichtige Mordorganisation be- 
heimatet, die dort ungestraft ar- 
beiten kann. In den letzten Jahren 
wurden auf Sri Lanka ein Pre- 
mierminister und ein Verteidi- 
gungsminister ermordet. Im No- 
vember wurde der Präsident- 


schaftskandidat einer großen Par- 
tei bei einem Bombenanschlag 
von Terroristen getötet. 


Die Ermittlungen bei diesem An- 
schlag liefen ins Leere. Außer- 
dem ist man der Überzeugung, 
daß die Mörder des früheren indi- 
schen Premierministers Rajiv 
Gandhi, der im Mai 1991 getötet 
worden ist, aus Sri Lanka kamen. 


Die Separatisten Tamil Tigers, die 
seit 20 Jahren in einen Terrorkrieg 
gegen die Zentralregierung ver- 
wickelt sind, sollen Gandhi er- 
mordet haben — ein Mord, der 
dem Krieg gegen die südliche He- 
misphäre zugute kam, der wäh- 
rend der Regierungszeiten von 
George Bush und Margaret That- 
cher geführt wurde. 


Der Papst traf genau zu dem Zeit- 


punkt in Sri Lanka ein, als die Ta- ° 


mil Tigers zu einer neuen Ver- 
handlungsrunde mit der Regie- 
rung gezwungen worden waren. 


In der vorhergehenden Woche 
war ein Tamil-Führer, der für die 
Verhandlungen war, ermordet wor- 
den. 


Der Papst und 
sein Stock 


Die Atmosphäre in Sri Lanka war 
auch gegen Johannes Paul II. auf- 
gerührt worden. Die buddhisti- 
sche Sangha - die nationale Füh- 
rung der Buddhisten und wichtige 
ideologische Gegner der Hindu 
Tamils — sagten am 21. Dezem- 
ber, daß sie ihr Treffen mit ihm 
boykottieren werden, wenn er 
sich für die Bemerkungen, die er 
in »Crossing the Threshold of 
Hope« über den Buddhismus ge- 
macht habe, entschuldigt. Die 
buddhistischen Priester nannten 
die Bemerkungen »boshaft, irre- 
führend und böswillig falsch in- 
terpretiert«. Am 31. Dezember 
wurde dann auf einer Konferenz 
der Föderation der buddhisti- 
schen Organisationen beschlos- 
sen, daß sie mit einer Entschuldi- 
gung vom Vatikan nicht zufrieden 
wären und daß sein Besuch ein 
Aktder Aggression wäre, wenn er 
seine Bemerkungen nicht zurück- 
ziehen würde. Die Buddhisten 
von Sri Lanka haben weitreichen- 
de Beziehungen zum World Wide 
Fund for Nature, der in seiner 
Propaganda vermerkt, daß die 
buddhistischen Mönche von Sri 
Lanka »als natürlicher Wildhüter 
fungieren«. = 


Italien 


Kein Ende 
der Instabili- 
tät in Sicht 


Die Regierung, die der jahrzehntelangen Reihe unstabiler Kabi- 
nette in Italien ein Ende setzen sollte, hat sich selbst als eine der 
unstabilsten erwiesen. Silvio Berlusconis Koalition, gebildet 
durch seine Partei, Forza Italien (Los Italien!), die Nordliga, die 
Nationale Allianz und die winzige CCD, brach am 22. Dezember 
1994 nach nur sieben Monaten zusammen. Der Grund dafür lag 
darin, daß die institutionellen Alchimien, die die Probleme lösen 
sollten, die sich aus der Wirtschaftskrise ergaben, eine Genera- 
tion von Politikern an die Macht brachten, die dümmer und ma- 
nipulierbarer waren als die vorhergehenden. Jetzt ist die Gefahr, 
daß die Gruppe, die noch mehr institutionelle Alchimien - und 
mehr Dummheit an der Macht - verlangt, bei der neuen Regie- 


rung vorherrschen wird. 


Die Krise der Regierung Berlus- 
coni war angesichts der wider- 
streitenden Natur der Regierungs- 
koalition von Anfang an vorpro- 
grammiert, doch sie kam zum 
Ausbruch, als klar war, daß seine 
Regierung nicht bereit sein wür- 
de, die vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) geforderte ra- 
dikale Sozial- und Wirtschaftsre- 
form durchzuführen, wie totale 
Privatisierung des Altersrenten- 
systems und großer staatseigener 
Unternehmen. 


Schlüssel zur 
Stabilisierung der 
Region 


Außerdem war die Krise in einem 
strategischen Augenblick ausge- 
brochen, in dem Italien in den drei 
wichtigsten Konfliktzonen auf 
der Welt, dem Balkan, dem Na- 
hen Osten und Algerien, eine 
wichtige Rolle spielt. Diese Ge- 
biete grenzen im Nordosten, Süd- 
osten und Südwesten an das Mit- 
telmeer. Italien ist eine Industrie- 
macht im Zentrum dieser Region 
und erstreckt sich wie eine Brük- 
ke von Europa nach Nordafrika 
und ist durch intensive Handels- 
beziehungen mit seinen Nachbarn 
verbunden. 


Das Land ist deshalb ein Schlüs- 
sel für jede Politik zur Stabilisie- 
rung der Region auf der Grundla- 


ge wirtschaftlicher Entwicklung, 
ein Ansatz, den die italienische 
Regierung bisher unterstützt hat, 
indem sie sich der Politik von 
Clinton und Peres über Palästina 
anschloß und Initiativen unter- 
nahm, die einen Dialog zwischen 
der Regierung und der Opposition 
in Algerien begünstigten. 


Auf dem Balkan ist Italien logi- 
stisch unentbehrlich, wenn die 
NATO unter amerikanischer Füh- 
rung entscheidet, eine effektive 
Militärintervention gegen die 
Serben in Bosnien zu unterneh- 
men. All dies könnte sich ändern, 
wenn die britische Gruppe in der 
nächsten Regierung vorherrscht 
oder wenn eine Krise, die aus zu 
frühen politischen Wahlen ent- 
steht, ein monatelanges politi- 
sches Vakuum schafft. 


Es war von Anfang an klar, daß 
die von Berlusconi organisierte 
Regierungskoalition wegen inter- 
ner Konflikte auseinanderbre- 
chen würde. Im letzten Frühjahr 
gründete Berlusconi eine neue 
Partei, Forza Italia, und erzwang 
ein Wahlbündnis mit zwei ande- 
ren, völlig antagonistischen Kräf- 
ten, den radikal-liberalen Separa- 
tisten aus dem Norden, der Nord- 
liga, und der zentralistischen, tra- 
ditionell anti-liberalen Nationa- 
len Allianz. 

Viele Italiener im Süden wählten 
die Kandidaten der Nationalen 
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Italien 


Kein Ende 
der Instabili- 
tät in Sicht 


Allianz genau deshalb, weil sie 
eine Politik anboten, die der 
Nordliga genau entgegengesetzt 
war. Viele Italiener im Norden 
wählten die Kandidaten der Nord- 
liga aus Protest gegen die Politik, 
von der sie glaubten, daß die Na- 
tionale Allianz sie repräsentieren 
würde. Dieses »Wunder« wurde 
erreicht, indem das Schreckge- 
spenst des Sieges der Opposi- 
tionsfront, beherrscht von der frü- 
heren kommunistischen Partei, 
jetzt PDS genannt, vorgegaugelt 
wurde. Der gemeinsame Nenner 
der Koalition war deshalb ein an- 
geblicher »Antikommunismus«. 


In Wirklichkeit wollte Berlusconi 
verhindern, was er richtigerweise 
als die Übernahme Italiens durch 
eine von anglo-venezianischen 
Kräften beherrschte, politische 
Tarnorganisation empfand, die 
von der Agnelli-Caracciolo-De 
Benedetti-Mediengruppe repräsen- 
tiert wird. Die von der PDS ge- 
führte, »progressive« Front wur- 
de tatsächlich von den Anglo-Ve- 
nezianern beherrscht, was sich in 
der Tatsache zeigt, daß sie in Rom 
einen Kandidaten gegen Berlus- 
coni aufgestellt hatten, einen 
Technokraten, der ein Mitarbeiter 
in einer von Carlo De Benedettis 
Finanzholdings ist, Silivo Spa- 
venta. De Benedettis Bruder 
Franco, ein Bewunderer von 
Adam Smith, wurde auch als ein 
»progressives« Mitglied des Par- 
laments gewählt. 


Berlusconi hatte auch zwingende 
persönliche Gründe dafür, in die 
Politik zu gehen. Sein Finanz- 
und Medienimperium Fininvest 
sollte bald zur Zielscheibe der po- 
litisch motivierten »Clean Hands« 
-Ermittlungen werden, einer »An- 
ti-Korruptions«-Kampagne, durch 
die die anglo-venezianische Grup- 
pe die politischen Parteien mit Er- 
folg zerstört hat, die 45 Jahre lang 
bei den italienischen Wählern am 
meisten gefragt waren. 


Die Nordliga war gezwungen, un- 
ter Berlusconi einen Wahlblock 
zu bilden oder dafür beschuldigt 
zu werden, Italien »den Kom- 
munisten« ausgeliefert zu haben. 
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Denn die Interessen der Liga la- 
gen von Anfang an genau auf der 
Seite der anglo-venezianischen 
Front. Berlusconi gewann die 
Wahlen, doch es war nur eine Fra- 
ge der Zeit, wann der Konflikt 
ausbrechen würde. 


Hinter der Krise um 
die Pensionsgelder 


Einer der Gründe hinter der Krise 
ist die vom IWF geforderte Pri- 
vatisierung des Altersrentensy- 
stems, das gegenwärtig unter der 
staatseigenen INPS zentralisiert 
ist. Eine der Ursachen für Italiens 
ungeheuere Staatsschuld — fast 
1,25 Billionen, mehr als das Brut- 
tosozialprodukt - ist das Defizit 
des Pensionsplans. So verlangte 
der IWF als erstes, daß die Regie- 
rung die Bezugsansprüche redu- 
ziert — was Berlusconi teilweise 
tat -; dann besuchte Mitte De- 
zember eine IWF-Delegation Ita- 
lien und stellte ein viel härteres 
Ultimatum: das Altersrentensy- 
stem muß bis Mai 1995 privati- 
siert werden. 


Es ist klar, daß kein Politiker dies 
tun und dabei noch hoffen kann, 
wiedergewählt zu werden. Des- 
halb braucht man eine technokra- 
tische Regierung, die diese Auf- 
gabe erledigen soll. Genau das, 
was Liga-Chef Umberto Bossi 
und Oppositionsführer wie PDS- 
Generalsekretär Massimo D’Ale- 
ma und Rocco Buttiglione, Sekre- 
tär der Volkspartei, öffentlich ver- 
treten haben. 


Die ganze Diskussion basiert auf 
einer Täuschung. Italiens Alters- 
rentensystem hat kein Defizit. 
Die von INPS veröffentlichten 
Zahlen zeigen, daß sich die nor- 
malen Auszahlungen und Einzah- 
lungen die Waage halten. Die so- 
genannten Defizite stammen aus 
dem Teil der Zahlungen, die INPS 
in den vergangenen Jahren in 
Form von Arbeitslosengeld, Kurz- 
arbeitergeld und anderen Aus- 
gleichszahlungen aufgrund von 
Regierungsentscheidungen hatte 
leisten müssen, oft erzwungen 
durch Großfirmen wie Fiat und 
Olivetti, die Arbeitnehmer entlie- 
ßen und Probleme mit dem Ge- 
werkschaften vermeiden wollten. 
Die gleichen Firmen stehen heute 
hinter der Kampagne über den 
»Bankrott des Altersrentensy- 
stems«. 


In Wirklichkeit sind es die Londo- 
ner Finanzmärkte, die bankrott 


sind und deshalb wollen sie ihre 
Hand auf Italiens Altersrenten- 
gelder bekommen. Wenn die 
IWF-Reformen durchgeführt wer- 
den sollten, würden etwa 90 Billio- 
nen Dollar in die Hände der von 
London kontrollierten Privatfonds 
gelangen. Dieses Geld würde in die 
Derivate-Spekulation geleitet oder 
in Anlagenausschlachtungs-Ope- 
rationen wie Privatisierung der In- 
dustrien gesteckt. 


Berlusconis 
Hauptfehler 


In seiner Wahlkampagne hat Ber- 
lusconi versprochen, er würde 
durch seine Investitionspolitik 
zwei 
schaffen. Seine Zeitung »Il 
Giornale« hatte sogar eine Liste 
von Infrastrukturprojekten ver- 
öffentlicht, von der Forza Italia 
behauptet hatte, sie hätten für die 
Regierungspolitik oberste Priori- 
tät. Berlusconi hat nichts derglei- 
chen getan und stattdessen Haus- 
haltskürzungen vorgenommen. Die 
am Jahresende veröffentlichten 
Zahlen zeigen, daß die Arbeitslo- 
sigkeit im Jahre 1994 um 400.000 
gestiegen ist, die zu den zwei Mil- 
lionen Arbeitslosen noch hinzu- 
kamen, die unter den vorherge- 
henden Regierungen Amato und 
Ciampi produziert worden war- 
en. 


Anstatt der Realität ins Auge zu 
schauen, verteidigte Berlusconi 
auf der Pressekonferenz zum Jah- 
resende seine Politik und die Idee 
eines vorhandenen »Wirtschafts- 
aufschwungs«. In Wirklichkeit 
besteht der Aufschwung aus ei- 
nem Mini-Exportboom, der auf 
jene Firmen begrenzt ist, die im 
Jahre 1993 in der Lage waren, die 
Abwertung der Lire auszunut- 
zen. 


Großunternehmen wie der Auto- 
mobilhersteller Fiat sprechen von 
Gewinnen, weil sie in den letzten 
drei Jahren über 40000 Arbeit- 
nehmer entlassen haben. Bei Oli- 
vetti wurde ein ausgeglichener 
Etat nur deshalb erreicht, weil in 
den letzten vier Jahren ein Drittel 
ihrer Arbeitskräfte entlassen wor- 
den sind. Das gleiche geschah bei 
Pirelli. 


Außerdem zeigt eine vor kurzem 
durchgeführte Studie, daß die 
meisten Industriefirmen, die ihre 
Produktion erhöht haben, dies nur 
deshalb taten, weil sie ihre Kapa- 
zitätsausnutzung auf fast 100 Pro- 


Millionen Arbeitsplätze - 


zent brachten und keine Investi- 
tionen tätigten. Sie konnten dies 
tun, indem sie die Arbeitnehmer 
dazu zwangen, Schichten rund 
um die Uhr zu machen, in vielen 
Fällen, ohne Überstunden bezahlt 
zu bekommen. 

Es gab in dieser Situation nur 
zwei Alternativen: entweder eine 
technokratische Regierung oder 
ein Übergangskabinett Berlus- 
coni, das zu baldigen Wahlen im 


Frühjahr führt. Im ersteren Fall 


wird die Zusammensetzung des 
Kabinetts darüber entscheiden, 
wie Italiens Außenpolitik ausse- 
hen wird. Eines der schlimmsten 
Dinge wäre gewesen, wenn Scal- 
faro den früheren Präsidenten 
Francesco Cossiga, eine durch 
und durch britische Marionette, 
ernannt hätte. Cossiga hat sich in 
London darauf vorbereitet, weil 
er das auch schon bei der letzten 
Regierungskrise tat. 


Jakobinische 
Staatsanwälte 


Wer auch immer der nächste ita- 
lienische Premierminister wird, 
er wird sich jakobinischer Verfol- 
gung ausgesetzt sehen, wenn er 
die IWF-Diktate nicht erfüllt. 
Diese Verfolgung heißt »Clean 
Hands«-Ermittlungen und wird 
von einer Gruppe von Verwal- 
tungsbeamten unter dem Mailän- 
der Oberstaatsanwalt Francesco 
Saverio Borrelli durchgeführt. 


Die Funktion der »Clean Hands« 
Ermittlungen ist mehr oder weni- 
ger vergleichbar mit der White- 
water-Operation gegen Präsident 
Clinton. Sie versuchten beispiels- 
weise Berlusconi zu eliminieren, 
indem sie ihn beschuldigten, er 
habe die Bestechung von Polizei- 
beamten zugelassen, die die Bü- 
cher von Berlusconis Firma Fin- 
invest untersuchten. Die An- 
schuldigung bezieht sich auf Er- 
eignisse, die im Jahre 1990 statt- 
fanden und die Bestechungssum- 
me lag unter 200000 Dollar. 

Indem sie eine Pressekampagne 
in Gang setzten, sollte Berlusconi 
jedoch diskreditiertt und zum 
Rücktritt gezwungen werden. 
Stattdessen beschuldigte Berlus- 
coni sie des »Komplotts« gegen 
seine Regierung, sogar nachdem 
er Anfang Dezember gezwungen 
worden war, sich einer sieben- 
stündigen, erniedrigenden »Be- 
fragung« zu unterziehen. Statt- 
dessen ordnete er eine staatliche 
Untersuchung in den Büros des 
Mailänder Staatsanwaltsan. U 
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Italien 


Dini führt 
das Pro- 
sramm der 


Banker an 


Die neue italienische Regierung unter Führung von Premiermi- 
nister Lamberto Dini, einem ehemaligen leitenden Direktor des 
Internationalen Währungsfonds, hat auf Kosten des italieni- 
schen Staates eine Reihe von Sparprogrammen veranlaßt, die 
vom Finanzestablishment verlangt wurden. Nach nur kurzer 
Zeit im Amt ist die Regierung so instabil, daß sich die Parteien 
bereits auf Neuwahlen vorbereiten, die schon im Mai stattfinden 


könnten. 


Dinis Transportminister Giovan- 
ni Caravale hat Italiens Beteili- 
gung an einem wichtigen Hoch- 
geschwindigkeits-Eisenbahn-Pro- 
jekt blockiert, indem er ankün- 
digte, daß das Projekt von finan- 
zieller Seite her erneut untersucht 
werden müsse. Obwohl Caravale 
offiziell dementiert, daß er das 
ganze Projekt streichen will, wür- 
de es mit seiner Maßnahme min- 
destens für ein Jahr lang gestoppt, 
womit viele Verträge aufs Spiel 
gesetzt werden, die vom Staat, 
von Privatfirmen und lokalen Be- 
hörden bereits unterzeichnet wor- 
den sind. Diese komplexen Ver- 
handlungen sind bereits zu 
99,9 Prozent abgeschlossen, wie 
der Chef der Staatlichen Eisen- 
bahn, Lorenzo Necci, gerade ei- 
nen Tag vorher verkündet hatte. 


Der italienische Staat finanziert 
derzeit 40 Prozent der Hochge- 
schwindigkeits-Eisenbahn-Pro- 
jekte. Privatfirmen werden den 
Rest finanzieren, doch die Inve- 
stitionen werden vom Staat ver- 
sichert. Caravale, ein ehemaliger 
Bürokrat aus dem Finanzmini- 
sterium, ist der Meinung, daß der- 
artige staatliche Garantien einer 
Subvention gleichkommen und 
möchte dies ändern. 


Franco Carraro, Chef der Firma 
Impregilo, die 61 Prozent der Li- 
nie Florenz-Bologna bauen soll, 
hat erklärt, wenn die Verträge 
nicht sofort unterzeichnet wer- 


Der zurückgetretene italie- 
nische Regierungschef Sil- 
vio Berlusconi sieht in Neu- 
wahlen seine politischen 
Chancen. 


den, »könnte sich das Projekt um 
ein Jahr verzögern. Inzwischen 
gibt es sehr ernste Beschäfti- 
gungsrisiken«. 


An einer anderen Front hat Ar- 
beitsminister Tiziano Treu ange- 
kündigt, daß 1,5 Millionen Rent- 
ner in diesem Jahr einen Teil ihrer 
Rente in Staatsobligationen erhal- 
ten werden. Die Bonds mit einer 
fünf- oder zehnjährigen Laufzeit 
werden das Aquivalent für unge- 
fähr 20 Milliarden Dollar sein, die 
von der letzten Regierung gekürzt 


worden sind und später vom 
Obersten Gerichtshof wieder ein- 
gesetzt wurden, der entschied, 
daß die Streichungen verfas- 
sungswidrig waren. 


Sergio D’ Antoni, Führer einer der 
drei großen Gewerkschaften, der 
CISL, gab dem Plan seine Unter- 
stützung. »Wir stimmen der Zah- 
lung in Staatsobligationen zu«, 
sagte er. »Es ist wichtig, rasch zu 
handeln.« 


Was das Verteidigungs- und Au- 
ßenministerium angeht, so wer- 
den diese von Oligarchen be- 
herrscht, wie wir bereits berich- 
teten. Der stellvertretende Vertei- 
digungsminister Carlo Maria San- 
tora, Gründer des Zentrums für 
Geopolitik und Ethno-Nationalis- 
mus in Mailand, runzelte die Stirn 
in einem Interview mit der Zeit- 
schrift »L’Italia«, als er das Kon- 
zept Festung Europa von Karl 
Haushofer und Adolf Hitler be- 
fürwortete. Livio Caputo, ein 
Mitglied des Zentrums, wurde 
von Außenministerin Susanna 
Agnelli jetzt zum Vertreter Ita- 
liens beim EU-Ausschuß ernannt, 
der die nächste Konferenz über 
die Durchführung der Maastrich- 
ter Verträge zur Europäischen 
Einheit vorbereitet. 


Man richtet sich 
auf Neuwahlen ein 


Im Hinblick auf baldige Neuwah- 
len im Mai hat der linke Block 
den Technokraten Romano Prodi 
bereits zum Kandidaten für das 
Amt des Premierministers ge- 
macht. Prodi ist ein Produkt der 
London School of Economics. Im 
Jahre 1989 war er Teil des Teams, 
das von dem gebürtigen Ungarn 
und Finanzier George Soros zu- 
sammengestellt worden ist und 
unter der Führung von Harvards 
»Flohmarkt«-Ökonom Jeffrey 
Sachs den »Reform«-Plan für 
Rußland, der als Shatalin-Plan 
bekannt ist, verfaßt hat. Prodi 
drängt für West- und Osteuropa 
auf einen Plan ähnlich dem Nord- 
amerikanischen Freihandelsab- 
kommen (NAFTA), das Mexiko 
ausplündert, während es die Löh- 
ne in den Vereinigten Staaten und 
Kanada in den Keller treibt. 


Als er in den achtziger Jahren 
Chef des riesigen Staatskonzerns 
IRI war, verkaufte Prodi Alfa Ro- 
meo an den FIAT-Boß Gianni 
Agnelli — dessen Schwester die 
derzeitige Außenministerin ist — 


und das Nahrungsmittelunterneh- 
men SME an Carlo de Benedetti — 
der letztere Vertrag wurde als so 
skandalös betrachtet, daß er nach 
einer Woche storniert wurde -. 
Unter der Regierung von Carlo 
Azeglio Ciampi wurde Prodi er- 
neut zum IRI-Chef ernannt und 
verkaufte zwei Großbanken, die 
Banca Commerciale und Credito 
Italiano, an eine Koalition mittel- 
europäischer »fondi« oder Fami- 
lienvermögen, die mit dem Ban- 
ker Enrico Cuccia verbunden wa- 
ren. 


Es geht zu wie bei 
einer Trauerfeier 


Prodi bezeichnet sich selbst als ei- 
nen Christen mit sozialen Belan- 
gen. Mit seiner Kandidatur soll 
zum Teil erreicht werden, daß der 
Volkspartei (PPI, ehemals Christ- 
demokraten) und dem gemäßig- 
ten Block die Stimmen der Katho- 
liken weggenommen werden. 


Auf der anderen Seite der politi- 
schen Palette zeigte der Kongreß 
der separatistischen Nordliga, der 
am 12. Februar in Mailand zu En- 
de ging, die tiefe Krise, in die die 
Partei gestürzt ist, seit ihr Führer 
Umberto Bossi die Regierung von 
Silvio Berlusconi Ende des Jahres 
1994 zugunsten des von den Lin- 
ken unterstützten Kabinetts Dini 
zu Fall gebracht hat. Die Nummer 
Zwei in der Nordliga, der frühere 
Innenminister Roberto Maroni, 
verließ die Partei zusammen mit 
54 Parlamentsmitgliedern. 


Laut Meinungsumfragen verei- 
nigt die Nordliga, die bei den letz- 
ten Wahlen über 100 Volksvertre- 
ter bekam, derzeit lediglich drei 
Prozent auf sich. Der ehemalige 
Ideologe der Nordliga. Gianfran- 
co Miglio, der die Liga verließ 
und sich dem konservativen 
Block angeschlossen hat, be- 
zeichnete das Klima im Kongreß 
als »eine Trauerfeier, so wie siein 
den südlichen Regionen stattfin- 
den, wo der Leichnam noch nicht 
einmal begraben ist und die Ver- 
wandten sich schon über die Erb- 
schaft streiten«. 


Interessanterweise war Massimo 
D’Alema von der früheren Kom- 
munistischen Partei PDS ein 
Gastredner auf dem Kongreß der 
Nordliga. Was Bossi betrifft, so 
wurde er als Generalsekretär der 
Liga wiedergewählt, nachdem al- 
le Dissidenten aus der Partei hin- 
ausgeworfen worden waren. U 
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Italien 


Technokraten 


spielen 


Politiker 


Italiens 54. Nachkriegsregierung, die am 17. Januar vereidigt 
wurde, ist ein Modell für das, was Ralf Dahrendorf, Mitglied der 


Trilateralen Kommission und Sprecher für die in London ange- 
siedelte, internationale Oligarchie, kürzlich als eine Transforma- 


tion der westlichen Demokratiesysteme in »autoritäre asiatische 


Werte« bezeichnete. Angeführt von Lamberto Dini, einem frühe- 


ren Direktor des Internationalen Währungsfonds, besteht die 


neue italienische Regierung ausschließlich aus Technokraten 
und keinerlei gewählten Vertretern. Außenministerin ist Susan- 
na Agnelli, Tochter von Fiat-Besitzer Giovanni Agnelli, und, wie 
ihr Bruder, langjähriges Mitglied des oligarchischen 1001 Clubs. 
Damit ist sichergestellt, daß die italienische Außenpolitik direkt 
vom Londoner Außenministerium ausgeführt wird. 


Die Regierung Dini ist das Ergeb- 
nis einer Entscheidung von Präsi- 
dent Oscar Luigi Scalfaro. Nach 
der italienischen Verfassung er- 
nennt der Präsident den Regie- 
rungschef nach der Stärke der 
verschiedenen Gruppen im Par- 
lament. Der Regierungschef wählt 
dann seine Minister. Doch Scalfa- 
ro verdrehte die Verfassung und 
bestand darauf, daß die Regie- 
rung von einem Technokraten ge- 
führt wird und daß kein Parla- 
mentsmitglied oder ein Mitglied 
der vorhergehenden Regierung 
Berlusconi ein Mitglied des 
neuen Kabinetts sein sollte. Die 
Kabinettsminister spiegeln nicht 
den Einfluß der Wählerschaft 
wider, sondern eher der techno- 
kratischen »Experten«. Das Ver- 
teidigungsministerium ging an ei- 
nen Militär, das Innenministe- 
rium an einen Verwaltungsbeam- 
ten, das Justizministerium an ei- 
nen ehemaligen Staatsanwalt, das 
Gesundheitsministerium an einen 
Krankenhausdirektor, das Haus- 
haltsministerium an einen Ban- 
ker. Dini wird das Finanzministe- 
rium behalten, das er unter der 
Regierung Berlusconi leitete. 


Im Interesse der 
City of London 


Die Regierung Dini ist somit also 
genau die Art von einem von den 
Briten auferlegten Regime, vor 
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Lamberto Dini, früher Di- 
rektor des Internationalen 
Währungsfonds, heute Ita- 
liens Regierungschef. 


dem immer wieder gewarnt wur- 
de, seit ein geheimes Treffen be- 
kannt wurde, das am 2. Juni 1992 
an Bord der königlichen Yacht 
»Britannica« vor der italienischen 
Küste stattgefunden hat und an 
dem die britische und italienische 
Finanzelite teilnahm. Über das 
Ereignis wurde in der italieni- 
schen Presse weithin berichtet 
und Antonio Parlato, ein Parla- 


mentarier, der in der Regierung 
Berlusconi später stellvertreten- 
der Haushaltsminister wurde, 
richtete im Frühjahr 1993 zu dem 
Thema eine parlamentarische An- 
frage an die Regierung. Diese 
könnte eine Vorstellung darüber 
vermitteln, warum die Briten jetzt 
jede Beteiligung von Mitgliedern 
der vorhergehenden Regierung an 
der Regierung Dini ausgeschlos- 
sen haben. 


Scalfaros Hauptanliegen ist, daß 
die neue Regierung von den »in- 
ternationalen Märkten« akzep- 
tiert wird. Die Märkte, das heißt, 
die City of London, liebten Dini 
tatsächlich so sehr, daß die italie- 
nische Lira ein paar Punkte nach 
oben ging, nachdem der neue Pre- 
mierminister sein Programm ver- 
kündet hatte, das aus einer zusätz- 
lichen Haushaltskürzung von 
9,24 bis 12,32 Milliarden Dollar 
besteht, einer durchgreifenden Re- 
form des Pensionssystems (Pri- 
vatisierung), Anti-Trust-Gesetz- 
gebung und einer Reform des lo- 
kalen Wahlsystems. Der Anstieg 
hat jedoch nur ein paar Stunden 
gedauert. Die Währung fiel er- 
neut, als zwei ernannte Minister 
zurücktraten, bevor sie vereidigt 
werden konnten. 


Dini soll auch in ein paar Mona- 
ten zurücktreten, sobald sein Pro- 
gramm durchgeführt ist, damit 
bald Wahlen stattfinden können, 
doch zu der Zeit, wo dieser Arti- 
kel geschrieben wird, ist es zwei- 
felhaft, ob er überhaupt die Ver- 
trauensvoten überstehen wird, die 
im Parlament stattfinden werden. 


Dini genießt die Unterstützung 
der ehemaligen kommunistischen 
Partei (PDS) und anderer linksli- 
beraler Gruppierungen, sowie der 
Volkspartei (PPI, ehemals Christ- 
demokraten) und der Nordliga, 
während der konservative Block, 
bestehend aus Berlusconis Forza 
Italia (Los, Italien!), Nationale 
Allianz und den winzigen Christ- 
demokraten (CCD) dagegen stim- 
men werden. Auch die orthodo- 
xen Kommunisten (Rifondazione 
Comunista) werden dagegen 
stimmen. Der entscheidende Fak- 
tor ist eine Gruppe von Vertretern 
der Nordliga, die den »Verrat« der 
alten Regierungskoalition durch 
Nordliga-Chef Umberto Bossi 
nicht akzeptiert haben und nicht 
für die neue Regierung stimmen 
werden. 


Wenn Dini fällt, stellt die Oligar- 
chie neue Optionen auf, darunter 


auch eine Periode des Chaos und 
der Destabilisierung. Neue Prota- 
gonisten der politischen Szene 
bereiten sich bereits vor, wie der 
ehemalige Staatsanwalt Antonio 
Di Pietro, um die nächste Phase in 
Richtung »autoritäres asiatisches 
Modell« durchzuführen. 


Die Di Pietro- 
Karte 


Die Pietro, der in den Augen der 
manipulierten öffentlichen Mei- 
nung ein Held geworden ist, war 
in Wirklichkeit einer der Haupt- 
schuldigen bei der Zerstörung der 
nationalen Institutionen. Er hat 
die »Clean Hands«-Untersuchung 
in Mailand geleitet, in der angeb- 
lich politische Korruption »auf- 
gedeckt« und erfolgreich be- 
kämpft worden ist. In der Folge 
zerstörten Di Pietro und sein 
Team ein erfolgreiches System 
völlig und die Korruption ist im- 
mer noch vorhanden. Mit Hilfe 
der Medien haben sie ein System 
etabliert, in dem jeder Politiker, 
der nicht mit der Oligarchie in 
Einklang steht, ins Gefängnis 
geht. 


Im Dezember trat Di Pietro inmit- 
ten von Spekulationen darüber, 
daß er ein politisches Amt an- 
strebe, von seinem Posten als 


Staatsanwalt in Mailand zurück. 


Unterdessen begann er an der 
Freien Carlo Cattaneo Universität 
in Varese zu lehren, die nach dem 
britischen Agenten aus dem 
19. Jahrhundert benannt ist, der 
Adam Smiths Dogmen voran- 
trieb. Heute werden Cattaneos 
»föderalistische« Vorschläge da- 
zu benutzt, separatistische Pläne 
voranzutreiben. 


Die Cattaneo Universität wurde 
vor vier Jahren von einer Gruppe 
Vareser Geschäftsleute gegrün- 
det, die die Nordliga unterstütz- 
ten. Als Di Pietro seine neue Auf- 
gabe an der Cattaneo Universität 
öffentlich bekanntgab, enthüllte 
die Presse, daß gegen ihren neuen 
Chef Ermittlungen laufen, weil er 
erst vor zwei Jahren politische 
Parteien bestochen haben soll, 
und demonstrierte damit die Ab- 
surdität seines »Anti-Korrup- 
tionskreuzzugs«. 


Eine seltsame Mischung 
von Interessen 


Die Cattaneo Universität ist ein 
Nest von radikalen Freimarkt- 


Theoretikern und  irrationalen 
Theoretikern. Wie ihre Gründer 
erläuterten, war sie als Training- 
(Gehirnwäsche-)Zentrum für In- 
dustrieführer, besonders aus klei- 
nen und mittelgroßen Firmen, 
gedacht. Zu den Lehrern gehört 
Geminello Alvi, ein ehemaliger 
Vertreter der Bank for Internatio- 
nal Settlements und Nachfolger 
des Anthroposophen Rudolf 
Steiner. 


Mario Monti, Kommissar der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft und ra- 
dikaler Freimarktanhänger, lehrt 
ebenfalls an der Universität in 
Varese. Monti sagte in einem In- 
terview mit »Corriere della Sera« 
am 13.November 1994, daß die 
Zerstörung der politischen Partei- 
en Italiens weniger durch Korrup- 
tion als durch »die Öffnung der fi- 
nanziellen Grenzen und deshalb 
den freien Kapitalumlauf hervor- 
gerufen wurde, der seit April 
1990 einen Wettbewerb zwischen 
Italiens Schatzanweisungen und 
allen anderen Schatzanweisungen 
auf der ganzen Welt eröffnet 
hat«. 


Die Liberalisierung der Finanz- 
märkte, sagte Monti, »hat dem Fi- 
nanzministerium — das heißt, der 
Regierung - ihr Finanzmonopol 
genommen«. »Ich habe immer 
darauf bestanden«, fügte Monti 
hinzu, »daß die finanzielle Libe- 
ralisierung das Stemmeisen dafür 
ist, ... um eine künstliche Lunge 
aus dem öffentlichen Sektor zu 
entfernen.« 


Doch derjenige, der am besten 
zeigt, was sich hinter Di Pietro 
und der Cattaneo Universität 


versteckt, ist der ehemalige Präsi- 
dent Francesco Cossiga. Als die 
Universität am 21. November 
1991 eröffnet wurde, zeigte sich 
Cossiga als Präsident der Repu- 
blik persönlich als Schirmherr. 
Man muß sich Cossige anschau- 
en, um zu verstehen, wer Di Pie- 
tro ist. 


Vom Beginn seiner Karriere an 
hat Di Pietro unter Cossigas 
Schutz agiert. Als Polizist war Di 
Pietro — nach Aussagen der 
Schwiegermutter von Carabinieri 
General Carlo Alberto Dalla 
Chiesa — eines der »vielverspre- 
chendsten« Mitglieder des Anti- 
Terror-Sonderkommandos von 
Dalla Chiesa. Dalla Chiesa wurde 
als der Mann berühmt, der die Ro- 
ten Brigaden zerstört hat, doch er 
tat dies, nachdem sie »nutzlos« 
geworden waren, das heißt, nach- 
dem sie im Jahre 1978 Aldo Moro 
gekidnapped und getötet hatten. 


Verhinderung der 
vollen Wahrheit 


Der Grund dafür wurde klar, als 
die berühmte Mitgliederliste der 
geheimen Freimaurerloge Propa- 
ganda-2 im Jahre 1981 veröffent- 
licht wurde: Dalla Chiesa war 
Mitglied der P-2, zusammen mit 
den Chefs aller Geheimdienste 
und der Polizei während der Ent- 
führung Moros. Cossiga war zu 
der Zeit Innenminister und koor- 
dinierte sämtliche Ermittlungsor- 
gane während Moros Gefangen- 
schaft und seiner Ermordung. 
Danach, als der P-2-Skandal 
ausbrach, verhindert Cossiga, daß 
die volle Wahrheit herauskam. 
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Das gleiche tat er später, als die 
Existenz eines anderen Destabili- 
sierungsnetzwerks — die Geheim- 
organisation Gladio — von Pre- 
mierminister Giulio Andreotti 
enthüllt wurde. 

In dem Polizeibezirk von Via 
Roma, in dem Di Pietros Karriere 
1981 in Mailand begann, befand 
sich immer die Sektion des loka- 
len Geheimdienstes (SISDE). Im 
vergangenen Jahr eröffneten die 
Florenzer Staatsanwälte eine Un- 
tersuchung gegen die Mafia in 
Mailand, die Verbindungen zu 
mehreren von Di Pietros früheren 
Kollegen hatten. 


Die Pietros Karriere als Staatsan- 
walt begann in Bergamo. Als er 
nach Mailand ging, war Cossiga 
bereits Präsident der Republik. 
Im Jahr 1992 begann Cossiga mit 
dem, was der Geheimdienstagent 
Angelo Codevilla in einem Arti- 
kel in »Foreign Affairs« im glei- 
chen Jahr als den Beginn der Zer- 
störung der italienischen Institu- 
tionen bezeichnete. Cossiga be- 
gann eine Kampagne gegen die 
politischen Parteien und beschul- 
digte sie »Cosa Nostra« zu sein, 
das heißt, wie die Mafia. Cossiga 
griff auch die Verwaltungsbeam- 
ten an, die aus Protest in Streik 
traten. In Mailand war Di Pietro 
der einzige Beamte, der es abge- 
lehnt hat, sich dem Streik anzu- 
schließen. Er bereitete inzwi- 
schen seine »Anti-Korruptions«- 
Untersuchung vor. 


Danilo Taino vom »Corriere della 
Sera« zufolge bekam Di Pietro 
bei seinen Ermittlungen Unter- 
stützung von Kroll Associates, 
bekannt als »Wall Street CIA«. 


JONATHAN TENNENBAUM 


KERNENERGIE: Die weibliche Technik 
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Als im Jahre 1993 alle politischen 
Parteien der Regierung zerstört 
worden waren und das Parlament 
praktisch aufgehört hatte, zu exi- 
stieren, veröffentlichte Di Piero 
ein Buch über die Verfassung, mit 
einer Einleitung von Cossiga, der 
ihm eine große politische Zukunft 
voraussagte. 


Francesco Cossiga hat eine direk- 
te Verbindung zur City of Lon- 
don. Es gibt keinen Urlaub, den 
Cossiga nicht in Großbritannien 
verbringt. Besonders während ei- 
ner Regierungskrise verbringt er 
seine Zeit gerne in London. Als 
Margaret Thatcher im vergange- 
nen Jahr nach Italien kam, um ihr 
Buch vorzustellen, riet man ihr, 
dies nicht in Rom zu tun, wo es 
vielen Leuten nicht gefallen hat, 
was sie über Italien und die Italie- 
ner geschrieben hat. Stattdessen 
hat sie in Mailand eine Konferenz 
abgehalten, auf dem Podium zu 
ihrer rechten saß Cossiga, zu ihrer 
linken Mario Monti. 

Bei der letzten Regierungskrise 
wurde Cossiga von Scalfaro aus 
London zurückgerufen, um ins- 
geheim zu untersuchen, ob er eine 
Regierung bilden könnte. Cossiga 
akzeptierte und begann mit seinen 
Konsultationen vom Hotel d’Ing- 
hilterra (England Hotel) in Rom 
aus. Schließlich ließ er die Idee 
fallen, weil er von Berlusconis 
Partei keine Unterstützung be- 
kommen konnte. Er sagte, er wer- 
de sich nicht »zurückhalten«, 
wenn das Land in eine schwere 
Krise stürzt, »Blut über die Trep- 
pen des Parlaments fließt« und ei- 
ne »über den Parteien« stehende 
Figur erforderlich ist, die das 
Land führen soll. OD 


Das Atom galt lange als unteilbar. Es bedurfte großer geistiger und experimenteller Anstren- 
gungen, um die Spaltbarkeit dieser kleinsten Materieteilchen einzusehen und zu verwirkli- 
chen. Vor allem Frauen haben diese Erkenntnis oftmals gegen den Widerstand ihrer 
männlichen Kollegen durchgesetzt und der Menschheit die Tür zu dieser gewaltigen 
Energiequelle aufgeschlossen. Das Buch beschreibt die Geschichte der Kernenergie von der 
Entdeckung der Radioaktivität bis zum Hochtemperaturreaktor aus dieser Perspektive. 
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Hintergrund- 


Journal 


Clinton greift 
die »Politik 
des Informa- 
tionszeitalters« 
an 


Während viel Energie darauf 
verwendet wurde, die Rede des 
Präsidenten am 24. Januar zur 
Lage der Nation zu interpretie- 
ren, fand die Rede, welche er am 
21. Januar vor dem Plenum des 
Demokratischen Nationalkomi- 
tees (DNC) hielt, nur wenig 
Beachtung. Hier brachte der 
Präsident seine politische Philo- 
sophie und die politische Rich- 
tung, die er in den kommenden 
zwei Jahren verfolgen will, viel 
wirksamer zum Ausdruck. Er 
griff die Ideologen unter Füh- 
rung Newt Gingrichs an, die die 
Regierung entsprechend ihrer 
Idee der »Informationsgesell- 
schaft« wenn nicht beseitigen, so 
doch radikal »stutzen« wollen. 
Clinton faßte Gingrichs Position 
folgendermaßen zusammen: »Der 
Sprecher (Gingrich) zitierte aus- 
führlich Franklin Roosevelt, daß 
fast alle Errungenschaften des 
20. Jahrhunderts den Demo- 
kraten zu verdanken seien. Nun 
aber, im Zeitalter der Informa- 
tion, sind sie (die Demokraten) 
irrelevant. Dankt ihnen, sie ha- 
ben gute Arbeit geleistet, gebt 
ihnen eine goldene Uhr und 
schickt sie nach Hause. Und 
bringt uns ins Zeitalter der In- 
formation. Denn im Zeitalter der 
Information ist die Regierung 
eigentlich ein Teil des Problems. 
Sie ist ein Grundübel. Und diese 
Demokraten glauben, es gebe für 
jedes Problem ein Programm. 
Sie meinen, die Regierung könne 
die Probleme lösen. Sie irren 
sich: Sie sind irrelevant. Werft 
sie hinaus!« 


Dem stellte der Präsident seine 
eigene politische Philosophie ge- 
genüber: »Wir haben größere 
Verpflichtungen, als nur gegen 
eine andere Partei zu kämpfen - 
ich jedenfalls... Ich glaube nicht, 
daß die Regierung alle Probleme 
lösen kann. Aber ich glaube auch 
nicht, daß die Regierung ein 
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Grundübel darstellt. Unsere Grün- 
derväter schufen die Regierung 
in einer Zeit, als die Regierung 
nur begrenzte Aufgaben hatte. 
Und ich glaube, ihre Erklärung, 
wofür die Regierung erforderlich 
ist, ist die Beste, die wir finden 
können: »Wir glauben an folgen- 
de selbstverständliche Wahrhei- 
ten: daß alle Menschen gleich 
geschaffen sind, daß sie vom 
Schöpfer mit gewissen unver- 
äußerlichen Rechten ausgestattet 
sind und daß zu diesen das 
Leben, die Freiheit, und das Stre- 
ben nach Glück gehören. Und 
die Regierung wurde dazu ge- 
schaffen, den Menschen bei der 
Verfolgung dieser Ziele zu helfen. 
Daran glaube ich... Ich glaube 
nicht, daß die Regierung zu ir- 
gendeinem Zeitpunkt ihrem We- 
sen nach gut oder schlecht ist. Ist 
sie relevant? Funktioniert sie? Re- 
flektiert sie unsere Werte und un- 
sere Interessen? Das ist die Frage.« 


Der Präsident plädierte für über- 
parteiliche Zusammenarbeit statt 
Konfrontation: »Ich fordere die 
Führer der anderen (Republika- 
nischen) Partei auf: Ihr habt 
einen Teil der Verantwortung 
gewonnen, nehmt sie wahr. Gebt 
die Politik der Dämonisierung 
und Konfrontation auf, und laßt 
uns darüber nachdenken, wie wir 
der gemeinsamen Verantwor- 
tung gerecht werden können.« 


Während Clinton zwar wieder- 
um von einem »großartigen 
Aufschwung« sprach, der leider 
von den realwirtschaftlichen 
Tatsachen nicht gestützt wird, 
erkannte er an: » Es ist wahr, daß 
viele Menschen in Amerika... 
heute härter für weniger Geld 
arbeiten als vor 15 Jahren. Ihre 
Löhne haben mit der Inflation 
nicht Schritt gehalten. Im ver- 
gangenen Jahr haben weitere 1,1 
Millionen Amerikaner ihre Kran- 
kenversicherung verloren, und 
dies waren Arbeiterfamilien, kei- 
ne Sozialhilfeempfänger... Immer 
mehr Arbeiter haben das Gefühl, 
sie seien Wegwerfprodukte, die 
in dieser neuen, sich schnell 
wandelnden Globalwirtschaft 
einfach weggeworfen werden 
können. Und sie haben große 
Angst... Wir müssen an die 
Menschen da draußen denken, 
die härter arbeiten und doch 
zurückfallen, und die ein An- 
recht auf den amerikanischen 
Traum besitzen.« 


Clinton betonte, daß die Men- 
schen bei wachsender Unsicher- 


heit »anfällig sind für die Si- 
renengesänge, die man bei der 
letzten Wahl hörte: Versprecht 
ihnen alles, sagt ihnen, was sie 
hören wollen, sagt ihnen, der 
Feind ist die Regierung.« 
Clinton riet den Führern der 
Demokratischen Partei: »Wir 
dürfen aus den jüngsten Wahlen 
keine falschen Schlüsse ziehen. 
Wir dürfen nicht glauben, die 
einzige Antwort sei die, bessere 
Negativwerbung zu machen als 
sie. Denn wir haben Pflichten 
gegenüber der Bevölkerung die- 
ses Landes und gegenüber der 
Partei, die wir lieben...« Damit 
griff Clinton wesentliche Punkte 
auf, die Edward Kennedy am 11. 
Januar in einer Rede vor dem 
Nationalen Presseklub in Was- 
hington betont hatte. Kennedy 
hatte die Demokraten aufgeru- 
fen, sich an die Prinzipien zu hal- 
ten, die sein Bruder, der ermor- 
dete Präsident John F. Kennedy, 
und Franklin Roosevelt vertreten 
hatten. Die Demokraten hätten 
im November überall dort ge- 
wonnen, wo sie zu diesen Prin- 
zipien standen, und verloren, wo 
sie versuchten, Gingrich zu imi- 
tieren. oO 


Gingrich ver- 
sieht sich als 
»wahrer Revo- 
lutionär« in 
der Tradition 
Robespierres 


Am 20. Januar hielt der neue 
Sprecher des Repräsentanten- 
hauses Newt Gingrich eine Rede 
vor dem republikanischen Natio- 
nalkomitee, worin er seine Poli- 
tik der Konservativen Revo- 
lution mit bis dahin ungekann- 
tem Fanatismus und Radika- 
lismus zur Schau stellte. »Wir 
müssen verstehen, wie groß und 
wie dramatisch anders das Aus- 
maß der Revolution ist, die wir 
brauchen... Wir müssen unsere 
Vision des Landes, das wir 
führen werden, präsentieren. 
Wie das Land aussieht, wenn wir 
tatsächlich an der Macht sind — 
was meiner Meinung nach bis 
April 1997 der Fall sein wird ... 
Dies ist eine rechte Revolution. 
Bei echten Revolutionen wird 
die geschlagene Fraktion norma- 
lerweise nicht überzeugt, son- 


dern geht kämpfend unter ... 
Denken Sie an die Bourbonen in 
Frankreich. Sie sagten nicht: 
»Können wir bitte bei der Revo- 
lution mitmachen? Sie blieben 
Bourbonen ... Ich erwartete ei- 
gentlich, daß die Demokraten 
sagen würden: »Das war wirklich 
eine interessante Wahl (die 
Kongreßwahl im November 
1994). Was können wir daraus 
lernen?« Statt dessen haben die 
Demokraten entschieden, daß es 
nur ein Ausrutscher war, daß es 
ihre Aufgabe ist, uns jeden Fort- 
schritt so bitter und so schmerz- 
haft wie möglich zu machen, 
Chaos und Zerstörung zu schaf- 
fen und eine liberale Kampagne 
vorsätzlicher Lügen gegen uns 
zu führen, um uns aufhalten... 
Ich bin ein wahrer Revolutionär, 
und sie sind wahrhaft reaktionär. 
Wir werden ihre Welt verändern, 
und sie werden alles tun, um uns 
daran zu hindern. 


Wir werden eine wirksame, voll- 
streckbare Todesstrafe ein- 
führen... Außer der Verfas- 
sungsänderung für einen ausge- 
glichenen Haushalt werden vier 
Schlüsselelemente den Haushalt 
bestimmen. Erstens muß er mit 
der entstehenden Gesellschaft 
der dritten Welt des Informa- 
tionszeitalters Kompatibel sein... 
Zweitens müssen wir unsere 
Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt stärken... Drittens 
müssen wir den Wohlfahrtsstaat 
ersetzen... Viertens müssen wir 
die Macht Washingtons dezen- 
tralisieren und verteilen.« 


Gingrichs Selbstdarstellung als 
Robespierre in einer Neuauflage 
der französischen Revolution sei 
durchaus angemessen. Das Re- 
publikanische Nationalkomitee 
und viele Republikaner im Kon- 
greß hätten sozusagen als »mo- 
derne Jakobiner« ihre »phrygi- 
schen Mützen aufgesetzt«. Man 
charakterisierte Gingrich als 
»nervenschwachen Robespierre, 
Danton oder Marat, die übrigens 
alle drei vom britischen Geheim- 
dienst ausgebildet wurden, ins- 
besondere von Jeremy Bentham, 
der seit 1782 dem britischen 
Geheimdienst vorstand und ei- 
nen großen Teil der französi- 
schen Revolution lenkte«. 


Am 10. Januar hatte Gingrich 
öffentlich seine Bewunderung 
für William Pitt (britischer 
Premierminister von 1783-1801) 
zum Ausdruck gebracht. LaRou- 
che betonte, daß die Jakobiner 


sowie deren Kontrolleure von 
seiten Großbritanniens und der 
französischen Hochadelsfamilie 
Orleans »Feinde der amerikani- 
schen Revolution waren, wie 
Tom Paine (ein Führer der ameri- 
kanischen Revolution) fest- 
stellte, als er in Paris eingesperrt 
wurde«. 


Heute versuche Gingrichs »neo- 
jakobinische, populistische« Be- 
wegung »Verfassung, Struktur 
und staatliche Einheit der Ver- 
einigten Staaten zu zerstören«. 
Hinter Gingrichs populistischer 
Bewegung stehe »die Mont- 
Pelerin-Gesellschaft, ein Arm 
des britischen Geheimdienstes, 
der Ende des Zweiten Welt- 
krieges auf Geheiß Churchills 
mit Hilfe Friedrich von Hayek 
gegründet wurde«. Gingrich sei 
wie »ein Schauspieler in Holly- 
wood. Er schreibt nicht das 
Drehbuch, er spielt bloß seine 
Rolle«. DO 


Londons Wut 
über Clinton 


An der jährlichen »Wehrkunde«- 
Tagung vom 3. bis 5. Februar in 
München nahmen teil: US- 
Verteidigungsminister William 
Perry, dessen Staatssekretät Jo- 
seph Nye, Staatssekretär im US- 
Außenministerium Richard Hol- 
brooke, Generalstabschef John 
Shali-Kashvili, neun Senatoren 
und zwei Abgeordnete des Re- 
präsentantenhauses. Die Konfe- 
renz demonstrierte die neue Son- 
derbeziehung zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Deutsch- 
land und machte die tiefgreifen- 
de Entfremdung zwischen Was- 
hington und London offenkundig. 


Der Besuch Bundeskanzler Hel- 
mut Kohls stellte die persönliche 
und politische Verbundenheit 
zwischen ihm und Präsident 
Clinton erneut unter Beweis. Die 
»Washington Post« schrieb: 
»Motiviert durch die persönliche 
Beziehung zwischen Kohl und 
Clinton und die gemeinsamen 
Interessen (der USA und 
Deutschlands) entwickelt sich 
eine besondere Beziehung, die 
schon jetzt die übrigen bilatera- 
len Beziehungen Washingtons 
zum Kontinent überschattet.« 


Ein führender Parlamentarier der 
britischen Konservativen sagte 
am 6. Februar, London habe 


»von Clinton die Nase voll... 
Wir mögen es nicht, wenn man 
uns sagt, was wir tun sollen... 
Dieser amerikanische Präsident 
prügelt auf uns ein!« Des weite- 
ren warf er Clinton vor, die tradi- 
tionelle amerikanisch-britische 
Sonderbeziehung zu zerstören 
und zu verlangen, daß sich Lon- 
don einem »von Deutschland be- 
herrschten Europa unterwerfe«. 


Lord Rees-Mogg von der Lon- 
doner »Times« hielt sich Anfang 
Februar in Washington auf, als 
auch Baroness Thatcher in den 
USA weilte. Am 6. Februar 
schrieb er in der »Times« die 
»schrecklichen« Skandale gegen 
Clinton seien »Schlimmer als 
Watergate«, und es sei »unwahr- 
scheinlich, daß Clinton politisch 
davonkommt«. Am 9. Februar 
verfaßte er einen weiteren »Ti- 
mes«-Artikel, in dem er Newt 
Gingrich und seinen »aktiven 
Konservatismus« in den Himmel 
lobte. 


Der Washingtoner Korrespon- 
dent des zur Hollinger-Gruppe 
gehörigen Londoner »Sunday 
Telegraph« Ambrose Evans- 
Pritchard bezeichnete Clintons 
Mexiko-Politik als »Dauerfias- 
ko« eines »Abgelebten und hilf- 
losen weißen Hauses« und sagte 
als Konsequenz daraus einen 
»Bürgerkrieg in Mexiko« und 
den »Verfall des Dollar« voraus. 
Dabei dürfte London erheblich 
irritieren, daß die öffentliche 
Unterstützung für Gingrich seit 
den Novemberwahlen Deutlich 
nachgelassen hat, während das 
Ansehen Clintons angestiegen 
ist. Sogar der Londoner Daily 
Telegraph mußte feststellen: 
»Clinton gewinnt, während Ging- 
rich wackelt.« 4 


Clinton nutzt 
Präsidialvoll- 
machten in der 
Mexiko-Krise 


Angesichts der Obstruktionshal- 
tung des Kongresses, insbeson- 
dere aus dem Umfeld des 
Sprechers des Repräsentanten- 
hauses Newt Gingrich, ließ 
Präsident Clinton das ursprüngli- 
che 40Milliarden-Dollar Bei- 
standspaket für Mexiko fallen. 
Statt dessen verfügte er am 31. 
Januar per Präsidialdekret einen 


neuen Megakredit für Mexiko, 
der sich aus 20 Milliarden-Dollar 
aus dem US-Währungsstabili- 
sierungsfonds, über den der 
Präsident per Dekret ohne Zu- 
stimmung des Kongresses verfü- 
gen kann, 17,5 Millionen-Dol- 
lar vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und zehn 
Milliarden Dollar von der Bank 
für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich (BIZ) zusammensetzt. 


Der Inhalt des Pakets sei 
»schrecklich«, aber dennoch sei 
es »politisch notwendig«. Es 
war, »dringend erforderlich, daß 
die US-Regierung Maßnahmen 
ergriff, um der mexikanischen 
Regierung zu helfen, einen 
»Run« auf die mexikanischen 
Banken abzuwenden«. Ohne 
Eingreifen der US-Regierung 
»hätte die mexikanische Nation 
den Bankrott erklären müssen..., 
dann wäre das gesamte Welt- 
finanzsystem zusammengebro- 
chen«. Clinton »sah... daß der 
Kongreß der Vereinigten Staaten 
gegenwärtig unfähig ist, irgend- 
welche wichtige Fragen zu 
behandeln. Dort ist man mit tak- 
tischen Spielchen beschäftigt«. 
Daher »blieb Präsident Clinton 
keine andere Wahl, als zu sagen, 
»ich muß meine Regierungsvoll- 
machten und den Einfluß des 
Präsidentenamtes einsetzen, um 
zu verhindern, daß Mexiko 
explodiert.< Genau das hat der 
Präsident getan und damit die 
Gruppe um Newt Gingrich 
erheblich diskreditiert... Tak- 
tisch gesehen war es ein brillan- 
ter Schritt.« D 


Skandal- 
apparat gegen 
Clinton wird 
reaktiviert 


Whitewater und ähnliche Skan- 
dalkampagnen in den Vereinig- 
ten Staaten sind in eine neue, 
provokative Phase eingetreten. 
Donald Smaltz, der »unabhängi- 
ge Ermittler«, der die Unter- 
suchungen gegen den Landwirt- 
schaftsminister Mike Espy leitet, 
berief Theodore Greenberg aus 


dem Justizministerium in sein ' 


Team. Smaltz erklärte, Green- 
berg werde » eine wichtige Rolle 
bei den Ermittlungen« gegen 
Espy » und damit verbundenen 
Fällen« spielen. Die Tatsache, 


daß Greenberg zu den Espy- 
Ermittlungen hinzugezogen wur- 
de, deutet darauf hin, daß eine 
erhebliche Eskalation des Falles 
geplant ist, die sich nicht nur 
gegen Espy, sondern auch gegen 
Präsident Clinton richten wird. 


Seit seiner Berufung im vergan- 
genen Herbst weitete Smaltz die 
Ermittlungen gegen Espy, die 
sich auf den Geflügelkonzern 
Tyson Foods Inc. in Arkansas 
und dessen Gründer Don Tyson 
beziehen stetig aus. Schon im 
Dezember hatte Smaltz die Be- 
hauptungen eines früheren Ty- 
son-Mitarbeiters als »glaubhaft« 
bezeichnet, er habe Umschläge 
voller Hundert-Dollar-Noten nach 
Little Rock gebracht, die dem 
damaligen Gouverneur Clinton 
übergeben wurden. Mitte De- 
zember berichtete die »New York 
Post«: »Der Sonderermittler, der 
den Hühnerkönig Don Tyson und 
seine Verbindungen zur Regie- 
rung Clinton untersucht, wird mit 
Anschuldigungen bombardiert, 
die von politischer Korruption bis 
zum Drogenhandel reichen.« Die 
Behauptungen über Tyson und 
den Drogenhandel wurden im 
vergangenen Oktober zuerst von 
Evans-Pritchard in einem Artikel 
»Bill Clinton und der Hühner- 
mann« im »Sunday Telegraph« 
erhoben. 


Es ist sehr ungewöhnlich, daß ein 


hoher Beamter des Justiz- 
ministeriums wie Greenberg als 
Mitarbeiter eines Sonderermitt- 
lers eingesetzt wird. Gewöhnlich 
werden dazu privat praktizieren- 
de Anwälte und ehemalige 
Staatsanwälte herangeholt. Green- 
berg hat Verbindungen zu hohen 
Kreisen des CIA und des israeli- 
schen Geheimdienstes. Als Bun- 
desanwalt für Ost-Virginia spe- 
zialisierte er sich Smaltz zufolge 
auf »komplizierte Ermittlungen 
gegen Wirtschaftsverbrechen« 
und »Fragen der Nationalen 
Sicherheit«. Er war an allen 
Verfahren am Bundesgericht in 
Alexandria beteiligt, welche den 
CIA oder das Geheimdienst- 
millieu betrafen. ii) 
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Haus Windsor 


Prinz ent- 
faltet welt- 
weit grünen 
Terrorismus 


»Falls ich reinkarniert werde, möchte ich gerne als tödlicher Vi- 
rus zurückkehren, um zur Lösung des Problems der Überbevöl- 
kerung beizutragen.« Prinz Philip Mountbatten, zitiert von der 
Deutschen Presseagentur, August 1988. 


»AIDS ist kein Fluch, sondern ei- 
ne willkommene und natürliche 
Abhilfe zur Reduzierung der Be- 
völkerung auf dem Planeten ... 
Wenn die Menschen verschwin- 
den, so würde ich das sicher nicht 
bedauern ... Wie das Feudalzeit- 
alter mit der Schwarzen Pest en- 
dete, so wird AIDS den Fort- 
schritt des Industriezeitalters be- 
enden. Und das ist gut so, denn in- 
dustrieller Fortschritt verursacht 
Bevölkerungwachstum.« David 
Foreman, Gründer der grünen 
Terrorgruppe Earth First!, in der 
Ausgabe von »Earth First! Jour- 
nal« am 8. November 1987. 


Kampf gegen 
Inovationen und 
Fortschritt 


Eine der größten Falschmeldun- 
gen der vergangenen 25 Jahre ist 
die Idee, daß die Umweltschutz- 
bewegung spontan als gesell- 
schaftliche Protestbewegung an 
der Basis gegen die industrielle 
Luftverschmutzung, Pestizide, 
Atomenergie, Überbevölkerung 
und ähnliche »gruselige Miß- 
bräuche« des industriellen Fort- 
schritts entstanden ist. 


Nur der naivste Konsument von 
Medienpropaganda könnte dies 
glauben. Die heutige radikale 
Okologiebewegung war die 
Schöpfung von Prinz Philips 
World Wildlife Fund (WWF, jetzt 
World Wide Fund for Nature) und 
ähnlicher Organe, die von dem 
geheimen und mächtigen Club of 
the Isles in London kontrolliert 
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werden. Unter Verwendung der 
ungeheuren finanziellen Ressour- 
cen eines internationalen Netzes 
steuerfreier gemeinnütziger Stif- 
tungen (der »fondi«) und gestützt 
durch seine hervorstechende Rol- 
le in dem weltweiten Schwarz- 
handel mit Drogen und seine 
Kontrolle über einen Geld- 
wäscheapparat, steckte der Club 
Milliarden von Dollar in die 
Gründung einer Fülle von Grup- 
pierungen, die das Ziel haben, na- 
hezu die gesamten fortgeschritte- 
nen Technologien zum Stillstand 
zu bringen. 


Ein großer Teil dieser Gelder floß 
in die Gründung eines internatio- 
nalen, ökologisch-terroristischen 
Untergrunds, der die größte terro- 
ristische Gefahr auf der Erde 
darstellt. Hunderte von Millionen 
Dollar flossen allein in eine riesi- 
ge Public Relations Aktion - 
Earth Day 1970 - um die »Bewe- 
gung der Grünen« in Gang zu 
setzen. Earth Day wurde finan- 
ziert von den Vereinten Nationen, 
der Atlantic Richfield Oil Com- 
pany, der Ford-Stiftung und der 
Rockefeller-Stiftung und wurde 
über das vom britischen Geheim- 
dienst gesponserte Aspen-Institut 
für humanistische Studien gelei- 
tet, ein führender nordamerikani- 
scher Außenposten des verstorbe- 
nen Lord Bertrand Russell. 


Die größten Medien steuerten 
Milliarden von Dollar an kosten- 
loser Werbung bei, indem sie die 
Trommel für solche Werke um- 
weltschützerischer Scharlatanerie 
rührten wie für Rachel Carsons 


»Silent Spring« aus dem Jahre 
1966, Barbara Wards »Spaceship 
Earth«, ebenfalls aus dem Jahre 
1966 und Teddy Goldsmiths 
»Blueprint for Survival«. 


Der Beitrag der Medien war Teil 
der Inszenierung des WWE. 
Wenn man die Mitgliederliste im 
exklusiven 1001 Nature Trust, der 
im Jahre 1971 von Prinz Bernhard 
der Niederlande als Hauptfinan- 
zierungsquelle für den WWF ge- 
gründet wurde, durchschaut, sieht 
man, daß viele der weltweit füh- 
renden Verleger, darunter Conrad 
Black von der Hollinger Corpora- 
tion und Gustavo Cisneros von 
Venevision, Gründungsmitglie- 
der waren. 


Ähnliche Bemühungen, darunter 
die Ausbreitung der New Age 
»Aquarian Conspiracy«, wurden 
von solchen Entitäten des Clubs 
wie der Royal Dutch Shell Petro- 
leum Company insgeheim finan- 
ziert und gesponsert. Der ehema- 
lige Vorsitzende der Royal Dutch 
Shell, John H. Loudon, war seit 
dem Jahre 1977 internationaler 
Präsident des WWF. Stewart 
Brand, der Gründer des »Whole 
Earth Catalogue«, eines der er- 
sten Symbole der Bewegung der 
»Grünen«, wurde jahrelang durch 
eine obskure »Beratungs«-Firma 
in San Francisco, Global Busi- 
ness Network, über Royal Dutch 
Shell finanziell stark unterstützt. 
Global Business Network dient 
als Tarnorganisation für Shells 
Planungsgruppe und das Stanford 
Research Institut (SRD, ein 
Denktank, der mit dem britischen 
Tavistock-Institut in Verbindung 
steht, einem Zentrum für die Un- 
tersuchung von Gehirnwäsche 
und psychologische Kriegsfüh- 
rung. 


Westliche Zivilisation 
auf den Müll werfen 


Unter einer ständig wachsenden 
Zahl von Organisationsnamen - 
bei der letzten Zählung waren 
über 12000 Umweltschutzgrup- 
pen als gemeinnützige Organisa- 
tionen allein in den Vereinigten 
Staaten eingetragen - dienen die 
radikalen Umweltschützer in dem 
Vorstoß des Club of Isles, die Zer- 
störung der westlichen Zivilisa- 
tionen zu erreichen, als »Schock- 
truppen«. 


Man kann die derzeitigen Aktivi- 
täten der Grünen nur dann ver- 
stehen, wenn man die Agenda des 


WWF und des Club of the Isles 
verstanden hat: »Auslese der 
menschlichen Herde«, Reduzie- 
rung der menschlichen Bevölke- 
rung von dem jetzigen Stand von 
über fünf Milliarden auf unter ei- 
ner Milliarde in den nächsten 
zwei bis drei Generationen. 


Um dieses Ziel zu erreichen, hat 
sich Prinz Philip, der Gründer und 
»Hohe Priester« des WWF einem 
weltweiten Völkermord ver- 
schrieben, der in der menschli- 
chen Geschichte beispiellos ist. 
Das Gemetzel, das der WWF im 
April 1994 in Ruanda in Gang ge- 
setzt hat, ist ein Musterbeispiel 
für das, was der ganzen Mensch- 
heit bevorsteht, wenn Prinz Philip 
und seine Kohorten Erfolg haben 
werden. Seit April 1994 wurden 
80 Prozent der Bevölkerung von 
Ruanda entweder ausgelöscht 
oder in Flüchtlingslager getrie- 
ben, die als Folge des von den 
Briten gesponserten Kriegs dort 
nicht viel mehr sind als Todesla- 


ger. 
Das ist Prinz Philips Vorstellung 
davon, »wie man die Umwelt ret- 
tet«. In einem Interview mit der 
Zeitschrift »People« am 21. De- 
zember 1981 bezeichnete der 
Prinzgemahl das Bevölkerungs- 
wachstum als die größte Gefahr 
für die Umwelt: »Es steht uns eine 
große Katastrophe bevor nicht 
nur für die Natur, sondern auch 
für den Menschen. Je mehr Men- 
schen es gibt, umso mehr Res- 
sourcen werden verbraucht, umso 
mehr Umweltverschmutzung gibt 
es, umso mehr Kriege werden 
geführt. Wir haben keine Wahl. 
Wenn das Bevölkerungswachs- 
tum nicht freiwillig kontrolliert 
wird, wird es durch zunehmende 
Krankheiten, Hungertod und Krieg 
unfreiwillig kontrolliert werden.« 


Gehirnwäsche und 
Destruktion 


Radikaler Umweltschutz und Eu- 
genik waren über ein Jahrhundert 
lang die bevorzugte Ideologie der 
europäischen Oligarchen und 
führende Figuren im Club of the 
Isles — besonders Prinz Philip und 
Prinz Bernhard - haben zum Start 
des WWF im Jahre 1961 wesent- 
lich beigetragen. Doch erst auf 
dem Höhepunkt der Drogen- 
Rock-Sex Gegenkultur Ende der 
sechziger Jahre konnte so etwas 
wie eine »Volks«-Bewegung zur 
Unterstützung einer solchen 
selbstmörderischen Agenda über- 
haupt ins Auge gefaßt werden. 


Prinz Philip, Herzog von 
Edinburgh und Prinzgemahl 
der Königin des Vereinigten 
Königsreichs. 


Britische Spezialisten für psycho- 
logische Kriegsführung, die nach 
dem Zweiten Weltkrieg in den 
Vereinigten Staaten arbeiteten, 
mußten erschreckt feststellen, 
daß die Mehrheit der jungen 
Amerikaner sich für Wissenschaft 
begeisterten, an den Fortschritt 
glaubten und ganz allgemein ihrer 
Zukunft optimistisch ins Auge 
schauten. Diese Werte erreichten 
während der Präsidentschaftszeit 
von John F. Kennedy neue Höhen 
der Popularität. 


William Sargant, ein britischer 
Psychiater vom Londoner Tavi- 
stock-Institut — der in Kriegszei- 
ten die psychiatrische Abteilung 
der britischen Armee leitete —, 
verbrachte zwischen den fünfzi- 
ger und sechziger Jahren viel Zeit 
in den Vereinigten Staaten und ar- 
beitete an Experimenten, um den 
Verstand zu kontrollieren. In ei- 
nem Buch aus dem Jahre 1957 mit 
dem Titel: »Battle for the Mind: A 
Physiology of Conversion and 
Brainwashing« schrieb er einen 
Entwurf darüber, wie man diesen 
Optimismus zerstört. 


»Verschiedene Arten von Über- 
zeugungen können bei vielen 
Menschen implantiert werden, 
nachdem die Gehirnfunktion 
durch zufällig oder absichtlich 
eingeflößte Furcht, Zorn oder 
Aufregung ausreichend zerstört 


wurde. Vorübergehend einge- 
schränkte Urteilskraft und erhöh- 
te Beeinflußbarkeit gehören zu 
den häufigsten Folgen, die durch 
derartige Zerstörung verursacht 
werden. Ihre verschiedenen Grup- 
penmanifestationen werden manch- 
mal unter der Überschrift »Her- 
deninstinkt< zusammengefaßt und 
treten am spekulärsten in Kriegs- 
zeiten auf, während schlimmer 
Epidemien und in allen ähnlichen 
Zeiten gemeinsamer Gefahr, die 
die Angst und so die Beeinfluß- 
barkeit des Einzelnen und der 
Massen steigern.« 


Ein mysteriöses 
Komplott 


Sechs Jahre vor der Ermordung 
von Präsident John F. Kennedy 
und ein Jahrzehnt vor der Ermor- 
dung von Martin Luther King Jr. 
und Robert Kennedy, vor dem Be- 
ginn des Vietnamkrieges und den 
Rassenunruhen in den Städten er- 
läuterte Dr. Sargant die breit an- 
gelegte Strategie, um den Glau- 
ben der Amerikaner an den wis- 
senschaftlichen und technologi- 
schen Fortschritt zu zerstören. 


Wie CODE vor kurzem doku- 
mentierte, ist es kein Zufall, daß 
einer von Prinz Philips führenden 
Mitarbeitern bei der Gründung 
des WWF, Major Louis Mortimer 
Bloomfield, ein kanadischer Offi- 
zier im britischen Geheimdienst, 
persönlich in das Komplott zur 
Ermordung Präsident Kennedys 
verwickelt war. Der einzige, ge- 
gen den je wegen Beteiligung am 


Mordkomplott gegen Kennedy 
prozessiert wurde — der Ge- 
schäftsmann Clay Show aus New 
Orleans — war ein enger Vertrau- 
ter Bloomfields und ein Direktor 
von Bloomflieds Permindex, ei- 
ner Tarnfirma des britischen Ge- 
heimdienstes. 


Bloomfields Name erscheint in 
der Mitgliederliste des 1001 Club 
und in seinem Nachruf - er starb 
Mitte der achtziger Jahre - wurde 
er als Gründer und Repräsentant 
der kanadischen Niederlassung 
des WWF bezeichnet. Nur weiles 
Staatsanwalt Jim Garrison nicht 
gelungen war, an bestimmte 
wichtige Beweisstücke zu ge- 
langen, wurde Shaw von der Be- 
teiligung am Mordkomplott ge- 
gen Kennedy freigesprochen und 
Bloomfields Name aus der 
Schande herausgehalten. 


Aus der Gegenkultur 
gehen die Grünen 
hervor 


Einer von Dr.: William Sargants 
Mitarbeitern bei den Experimen- 
ten über Verstandskontrolle, Al- 
dous Huxley, sprach in einer Vor- 
lesung im Jahre 1961 an der Cali- 
fornia Medical School in San 
Franeisco, die von Voice of Ame- 
rica gesponsert wurde, weitaus 
offener als Sargant von der neuen 
»Technologie« der Gehirnwä- 
sche: 


»In den nächsten ein oder zwei 
Generationen wird es eine phar- 
makologische Methode geben, 


mittels derer man die Menschen 
dazu bringt, daß sie ihre Sklaverei 
lieben und die Diktatur sozusagen 
ohne Tränen akzeptieren. Für 
ganze Gesellschaften wird eine 
Art schmerzloses Konzentrations- 
lager geschaffen, so daß den Men- 
schen zwar in Wirklichkeit ihre 
Freiheit genommen wird, ihnen 
dies aber gefallen wird, weil sie 
durch Propaganda oder Gehirn- 
wäsche, verfeinert durch pharma- 
kologische Methoden, von dem 
Wunsch, zu rebellieren, wegge- 
bracht sind. Und das scheint die 
letztliche Revolution zu sein.« 


Sprach Huxley von der »Bewe- 
gung der Grünen«? 


Huxley, ein in Hollywood leben- 
der Brite, wurde einer der ersten 
Gurus der amerikanischen Dro- 
gen-Rock-Sex Gegenkultur. Sein 
Buch »Schöne Neue Welt«, das 
von seiner Vision einer Weltdik- 
tatur »ohne Tränen« handelt, die 
durch tolle Drogen verabreicht 
wird, war ein Klassiker der Ge- 
genkultur. Mitte der sechziger 
Jahre half er beim Aufbau des 
Esalen-Instituts in Big Sur, Kali- 
fornien, einem Mekka der Ge- 
genkultur, das von dem gleichen 
Royal Dutch Shell/Stanford Re- 
search-Institut finanziert und ge- 
leitet wurde, das auch Stewart 
Brand unterstützte. Esalen-Grün- 
der Michael Murphy ist heute zu- 
sammen mit Brand, dem radika- 
len Umweltschützer Amory Lo- 
vins und Donella Meadows, der 
Mitaurtorin des Propaganda- 
Traktats über Nullwachstum »Li- 
mits to Growth«, ein Mitglied des 
Global Business Network. 


Während Aldous Huxley auf ei- 
ner von der US-Regierung ge- 
sponserten Konferenz die Vorzü- 
ge bewußtseinserweiternder Dro- 
gen pries, gründete sein Bruder 
Sir Julian Huxley, der Präsident 
der Eugenics Society in London, 
zusammen mit Prinz Philip und 
den hochrangigen Handlangern 
der britischen Krone, Max Ni- 
cholson und Sir Peter Scott, den 
World Wildlife Fund. 


Bis zum Jahr 1969 hatte die Dro- 
gen-Rock-Sex Gegenkultur das 
frühere Engagement für wissen- 
schaftlichen und technologischen 
Fortschritt aus dem Denken vieler 
junger Amerikaner und Europäer 
ausgelöscht. Der Boden war von 
Prinz Philip und seinen Freunden 
für den Start ihres Pilotprojekts 
im Oko-Terrorismus bereitet wor- 
den: Greenpeace. m) 
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Lord William Rees-Mogg 


Seine Lord- 
schaft packt 


aus 


Lord William Rees-Mogg, der im Jahre 1988 in der Grafschaft 
von Avon zum Baron von Hinton Blewitt gemacht wurde, ist ein 
Hauptsprecher für die britische Monarchie und deren Elite- 
Club-of-the Isle. Als Peer auf Lebenszeit ist Rees-Mogg seit den 
fünfziger Jahren mit einer führenden Rolle in den wichtigsten 
britischen Propagandaorganen betraut: der »Financial Times«, 
der »Times« und der British Broadcasting Corporation (BBC). 
Seltsamerweise ist dieser Nadelstreifen-Aristokrat durch seine 
Partnerschaft mit James Dale Davidson von der National Tax- 
payers Union (NTU, Bund der Steuerzahler) in den USA sehr 
stark in die populistischen Netzwerke in den Vereinigten Staaten 
eingedrungen. Davidson und Rees-Mogg haben zahlreiche Pro- 
pagandatraktate im Namen der Konservativen Revolution ver- 


faßt und verteilt. 


In einem Kommentar in der Lon- 
doner »Times« vom 5. Januar 
»packte« Rees-Mogg über die 
wahre Agenda der Konservativen 
Revolution »aus« und schrieb, 
daß über 95 Prozent der Weltbe- 
völkerung zu Beginn der Infor- 
mations-Revolution auf den Müll 
geworfen werden. Daß 95 Pro- 
zent der Bevölkerung als unge- 
bildete, dumme Sklaven für die 
fünf Prozent, die eine neue, feu- 
dalistische Elite bilden werden, 
kaum überleben werden. Rees- 
Mogg ging sogar so weit, eine Ei- 
ne-Welt-Diktatur zu entwerfen, in 
der alle Dissidenten entweder ei- 
ner »Lobotomie unterzogen« oder 
getötet werden. 


Immer neue 
Skandale kreieren 


Am 21. November 1994 schrieb 
Rees-Mogg in der »Times«, daß 
»der Sieg der Republikaner des 
rechten Flügels in Amerika sicher 
ein großes Echo in Großbritan- 
nien haben wird«. Er fuhr fort: 
»Der neue Ton in der Politik der 
amerikanischen Republikaner wird 
in Großbritannien sicher gehört 
werden, schon allein deswegen, 
weil die Kongreßkampagne unter 
Leitung von Newt Gingrich so er- 
folgreich war. In der Politik gibt 
es keinen Ersatz für Sieg... In 
Amerika haben echte soziale 
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Kräfte zum Sieg der Republika- 
ner geführt... Ein ähnlicher... 
Konservatismus in Großbritan- 
nien würde über den Thatcheris- 
mus hinausgehen... Die Ameri- 
kaner, die mit ihrer Stimme den 
Republikanern die Mehrheit im 
Repräsentantenhaus verschafft ha- 
ben, glauben an das Programm 
von Gingrich. Die zehn Gesetz- 
entwürfe, die in den ersten 100 
Tagen des neuen Kongresses ein- 
gebracht werden müssen, spie- 
geln das wider, was die Offent- 
lichkeit will.« 


Wenn es um das »Gewinnen von 
Wahlen« geht, schloß er, »ist es 
Newt Gingrich, dem das gelingen 
kann.« 


Wie auch die Figuren des briti- 
schen Geheimdienstes von gerin- 
gerem Rang, Ambrose Evans- 
Pritchard und Sir Peregrine 
Worsthorne, hat auch Rees-Mogg 
seit langem das Whitewater- 
Komplott gegen Präsident Clin- 
ton genährt. Die von der briti- 
schen Oligarchie gestellte Aufga- 
be bestand darin, in der britischen 
Presse eine immer stärker zuneh- 
mende Welle von Skandalen zu 
kreieren, die in die Vereinigten 
Staaten hinüberschwappt. 


Am 1. August 1994 schrieb 
Rees-Mogg dann in der Londoner 
»Times«, daß es Clinton niemals 


gelingen werde, den »Schmutz, 
das Geld und das Blut« aus seiner 
Zeit als Gouverneur von Arkan- 
sas abzuschütteln. Rees-Moggs 
Artikel trug die Überschrift: »Die 
Schwierigkeiten beginnen in Litt- 
le Rock« und Seine Lordschaft 
schrieb, daß Washington voll ist 
von Klatsch und Tratsch über ein 
»mysteriöses Geheimnis, das das 
Weiße Haus verzweifelt zu ver- 
bergen sucht«. Dieses »Geheim- 
nis« ist Arkansas selbst, ein ame- 
rikanischer Staat, den er mit Pa- 
lermo in Italien, dem Zentrum der 
blutigen Mafia-Aktivitäten ver- 
gleicht. 


Am 31. Oktober 1994 meinte 
Rees-Mogg verwegen, daß die 
Schüsse von Francisco Duran auf 
das Weiße Haus ein »verhängnis- 
volles Beben in den Nicht-Verei- 
nigten Staaten« verkünden. 


»Kann Clinton 
überleben?« 


In einem Artikel für die Londoner 
»Times« vom 5. Dezember 1994 
unterstützte er dann Larry Ni- 
chols, den Möchtegern-Mörder 
Clintons, nachdem die US-Presse 
Nichols auf einem Video vom 
11. Mai 1994 gezeigt hatte, wo er 
auf einer Kundgebung in Boulder, 
Colorado, mit einer Pistole we- 
delte und Präsident Clinton be- 
drohte. 


Am 13. März 1994 hatte Evans- 
Pritchard einen Nichols als partei- 
ischen Zeugen in Whitewatergate 
gegen Clinton aufgebaut, dem die 
Kanone locker sitzt. In Rees- 
Moggs Artikel wurde dieses The- 
ma fortgesetzt, nachdem Nichols 
Todesdrohung gegenüber dem 
Präsidenten aufgedeckt worden 
war und Nichols wurde als »ent- 
schieden ungünstiger Zeuge« 
bezeichnet. 


»Kann Clinton überleben?« frag- 
te Seine Lordschaft. Er schluß- 
folgerte: »Während sich die Kraft 
aufbaut, scheint es unwahr- 
scheinlich, daß Clinton erneut 
nominiert, geschweige denn wie- 
dergewählt werden kann; es ist 
noch nicht einmal sicher, daß er 
das Ende dieser Amtszeit errei- 
chen wird, ohne angeklagt zu 
werden.« 


Rees-Moggs Artikel zeigen, daß 
der Club of the Isles alles tun 
wird, um Präsident Clinton zu eli- 
minieren und den kurzfristigen 
Notbehelf - den Sprecher des Re- 


präsentantenhauses Newt Gin- 
grich - einzuführen, um Washing- 
ton zu beherrschen und zu de- 
montieren. 


95 Prozent der 
menschlichen 
Rasse abschreiben 


Rees-Moggs jüngste Vorhersage 
in seinem Buch »The Great Rek- 
koning: How the World Will 
Change in the Depression of the 
1990s« ist, daß eine Periode des 
wirtschaftlichen Zusammenbruchs 
und der Gewalt in Form der Infor- 
mations-Revolution einen neuen 
Feudalismus und Sklaverei ein- 
leiten wird. Frech behauptet er, 
daß höchstens fünf Prozent der 
Bevölkerung nötig sein werden, 
wenn das Zeitalter der Renaissan- 
ce endet und das Informations- 
zeitalter beginnt. 


Sein Kommentar in der Londoner 
»Times« vom 5. Januar trug den 
Titel: »Es ist die Elite, auf die es 
ankommt - In Zukunft muß sich 
Großbritannien auf die Ausbil- 
dung der obersten fünf Prozent 
konzentrieren, von deren Erfolg 
wir alle abhängen werden.« In 
diesem Kommentar schrieb er 
weiter: 


»In gewisser Weise ist Großbri- 
tannien auf den Wettbewerb im 
Informationszeitalter besser ein- 
gestellt als dies in dem zu Ende 
gehenden Zeitalter der Massen- 
produktion der Fall war. Das In- 
formationszeitalter wird von 
Kommunikation und Dienstlei- 
stungen, darunter auch Finanz- 
dienstleistungen angetrieben... Als 
Exporteur von Finanzdienstlei- 
stungen ist Großbritannien mit 
den Vereinigten Staaten und Ja- 
pan voll konkurrenzfähig, abge- 
sehen von der Dimension ihrer in- 
ländischen Kapitalbildung und 
konkurriertt noch mehr mit 
Deutschland.« 


»Das nächste Jahrhundert wird, 
wie das 19. Jahrhundert, wahr- 
scheinlich das Zeitalter der freien 
Berufe werden, mit der Betonung 
auf besondere Fähigkeiten, und 
Großbritannien ist immer noch 
ein Land mit vielen Freiberuflern 
und ein relativ elitäres Land. Das, 
was als unsere kulturelle Rück- 
ständigkeit angesehen wurde, 
könnte sich als Vorteil erweisen ... 
Das nationale Interesse Großbri- 
tanniens besteht darin, daß der 
Rest der Welt seine Geschäfte in 
und durch unser Land machen 


sollte, aber wir sollten auch in der 
Lage sein, zu den gleichen Bedin- 
gungen unsere eigenen Geschäfte 
zu machen.« 


»Für die Bildungspolitik gibt es 
hier faszinierende Implikationen 
und sie sind höchst unpopulär. Im 
20. Jahrhundert herrschte die 
Ansicht, daß die Wirtschaft der 
Massenproduktion auch eine 
Massenausbildung erfordert, un- 
ter der man die universelle Bereit- 
stellung moderner, pädagogischer 
Fähigkeiten verstand. Im 21. 
Jahrhundert wird die Betonung 
mehr auf den größeren Fähigkei- 
ten der fähigsten Studenten lie- 
gen.« 


»..Im internationalen Wettbe- 
werb werden vielleicht fünf Pro- 
zent der Bevölkerung 80 Prozent 
des Volkseinkommens produzie- 
ren und die Beschäftigung der 95 
Prozent wird von dem Erfolg der 
wenigen abhängen. ...Großbritan- 
nien hat für das Empire ausge- 
bildet, hat für Fabriken ausgebil- 
det und jetzt muß es für Wissen 
und Kommunikation ausbilden.« 


Das ist einer der Hauptgründe 
dafür, warum Newt Gingrich, der 
Sprecher des amerikanischen Re- 
präsentantenhauses, Alvin Toff- 
lers eigentlich feudalistische 
»Dritte Welle«-Doktrin übernom- 
men hat. Wie bei den Sklaven von 
Sparta wird das Leben dieser Un- 
terklasse wertlos sein. 


Abschaffung des 
»Wohlfahrtsstaates« 


In einem Unterabschnitt eines 
Buchs »The Great Reckoning«, 
das er zusammen mit dem Grün- 
der und Vorsitzenden des ameri- 
kanischen Bundes der Steuerzah- 
ler, James Dale Davidson, im Jah- 
re 1991 unter dem Titel: »Fare- 
well to the Welfare State« ge- 
schrieben hat, beschreibt Rees- 
Mogg sein mörderisches Pro- 
gramm für die Vereinigten Staa- 
ten weiter. Er schrieb: »Die 
Notwendigkeit, ein hohes Defizit 
zu senken, wird dazu führen, daß 
die staatlichen Ausgaben dras- 
tisch verkürzt werden. Auch 
wenn nur wenige von den Be- 
hauptungen, die wir an früherer 
Stelle über die Notwendigkeit zur 
Beschneidung der Einkommens- 
verteilung und Reduzierung der 
Massenarmut aufgestellt haben, 
überzeugt waren, werden die Be- 
hörden durch die Umstände zur 
Handlung gezwungen werden. 


Programme werden drastisch ge- 
kürzt oder gar abgeschafft wer- 
den.« 


»Öffentliche Schulen werden bis 
zum Jahr 2000 weitgehend priva- 
tisiert sein. Durch den Fall der 
Immobilienpreise wird der finan- 
zielle Vorteil wegfallen, der viele 
Familien der oberen Mittelklasse 
dazu veranlaßte, öffentliche Schu- 
len zu unterstützen ... Sinkende 
Grundstückspreise machen die 
Wahl zwischen Privatschulen und 
öffentlichen Schulen attraktiver 
... Angesichts ständig schlechter 
werdender pädagogischer Er- 
gebnisse, werden die öffentlichen 
Schulen das Depressionstrauma 
in ihrer jetzigen, kostspieligen 
Form kaum überleben ... Es wird 
eine ungeheure Zunahme an pri- 
vaten pädagogischen Dienstlei- 
stungen geben, einschließlich ge- 
meinnütziger und nicht gemein- 
nütziger Schulen...« 


»Deshalb ist es wahrscheinlicher 
als es sich die meisten Menschen 
jetzt vorstellen können, daß die 
öffentlichen Schulen im kom- 
menden Jahrzehnt in den Verei- 
nigten Staaten mehr oder weniger 
verschwinden werden. Pädagogi- 
sche Unternehmer werden die sel- 
tene Gelegenheit bekommen, 
miteinander zu konkurrieren, in- 

“ dem sie den Kindern, deren Eltern 
es sich leisten können, eine lei- 
stungsstarke Grundschulbildung 
und weiterführende Ausbildung 
bieten.« 


Rees-Mogg zufolge war der 
»Wohlfahrtsstaat« nie mehr als 
eine Ausplünderung der Mittel- 
klasse durch die Unterklasse un- 
ter Androhung von Gewalt. Wie 
er in einem Kapitel von »The 
Great Reckoning« mit der Über- 
schrift »Drogen, Selbsttäuschung 
und die imperiale Kultur der 
Slums« schrieb: 


»Die Kultur der Slums ist zu einer 
imperialen Kultur geworden .... 
Die Unterklasse ist von einer win- 
zigen Subkultur in den Innenstäd- 
ten der sechziger Jahre zu einer 
heute dominierenden Kultur in 
vielen städtischen Zonen gewor- 
den. Das rasche Wachstum der 
Unterklasse bedeutete einen dra- 
matischen Anstieg der Gewalt, 
Drogenabhängigkeit und sozialer 
Desintegration unter den Schwar- 
zen.« 


Wie wir noch sehen werden, ist 
Rees-Mogg zwar ein Student der 
»rohen Gewalt«, doch er ist auch 


ein britischer Schlägertyp, der 
entschlossen ist, die »Unterklas- 
se« — wie er sie zu bezeichnen 
pflegt - zu unterdrücken. 


»Blut auf den 
Straßen« 


Lord Rees-Moggs erstes Buch 
mit James Dale Davidson, das im 
Jahre 1987 erschien und den Titel 
»Blood in the Streets: Investment 
Profits in a World Gone Mad« 
trug, war nach Baron Nathan Rot- 
schilds Maxime: »Wenn das Blut 
über die Straßen fließt, ist es an 
der Zeit, zu kaufen« benannt 
worden. Gemeint ist damit der 
Coup von Baron Rothschild, der, 
nachdem er mitgeholfen hatte, 
den britischen Aktienmarkt zu 
drücken, ein Vermögen damit 
machte, daß er geschickt als erster 
in Erfahrung brachte, daß Napo- 
leon in Waterloo geschlagen wor- 
den war. 


Rees-Mogg analysiert alle Situa- 
tionen nach einer Methode, die er 
»Megapolitik« nennt, was »der 
Vergleich von roher Macht« ist. 


Er hat die 2000 Jahre seit dem Tod 
von Christus in vier Zyklen von je 
500 Jahren aufgeteilt, an deren 
Ende sich das Gleichgewicht der 
»rohen Macht« verschoben hat. 
Das ist ein Grund dafür, warum er 
das Ende des 500 Jahre alten ge- 
schichtlichen Zyklus des Zeital- 
ters der Renaissance vorausplant, 
das er an anderer Stelle als 
»Schießpulver-Revolution« be- 
zeichnet. 


Für Rees-Mogg ist »der Zustand 
der Natur«, auf dem die Megapo- 
litik basiert, äquivalent mit der 
Ansicht der Philosophen der 
Aufklärung, daß »das höchste 
Gesetz das Gesetz des Dschun- 
gels ist. Das Gesetz der Wüste. 
Das Gesetz der dunklen Straße in 
der Innenstadt. Es ist das Gesetz, 
das sagt, daß das, was nach Recht 
und Gerechtigkeit dein ist, nur so 
lange dein ist, wie du — oder je- 
mand anders — es beschützen 
kann.« 


Ein Beifall für die Schlägernatur 
des Britischen Empire ist die Be- 
schreibung der Schlacht von Om- 
durman im Jahre 1898 durch Win- 
ston Churchill. In dieser Schlacht, 
die in »Blood in the Streets« 
nacherzählt wird, reduzierten die 
Briten 40.000 Derwische zu blu- 
tenden Haufen, indem sie vom si- 
cheren Ort ihrer Schiffe aus auf 


sie feuerten. Wie Churchill das 
Massaker genoß: 


»Im kritischen Moment erschien 
das Kanonenboot und begann 
plötzlich mit Schnellfeuergeweh- 
ren und Kanonen zu schießen. 
Die Entfernung war gering, die 
Wirkung ungeheverlich. Die 
schreckliche Maschine trieb stolz 
auf dem Wasser - ein wunder- 
schöner weißer Teufel - und 
wandt sich im Rauch. Über den 
Korreri Hills, die aus Staubwol- 
ken und Felssplittern herausrag- 
ten, näherten sich Tausende von 
Soldaten. Die angreifenden Der- 
wische sanken in ineinander ver- 
strickte Haufen zusammen ... Die 
Infanterie feuerte stetig und un- 
erschütterlich, ohne Hast oder 
Aufregung, denn der Feind war 
weit weg und die Offiziere waren 
vorsichtig. Die Soldaten waren 
sehr an ihrer Arbeit interessiert 
und gaben sich große Mühe. 
Doch gegenwärtig war die rein 
körperliche Handlung ermüdend 
... Und die ganze Zeit durchdran- 
gen drüben auf der anderen Seite 
in der Ebene Kugeln das Fleisch 
und zersplitterten die Knochen. 
Blut spritzte aus schrecklichen 
Wunden. Tapfere Männer kämpf- 
ten sich weiter durch explodieren- 
de Granaten hindurch - leidend, 
verzweifelt, sterbend.« 


Informations- 
Revolution 
bedeutet Sklaverei 


Rees-Mogg zufolge — und wie 
Gingrichs Guru Alvin Toffler 
rasch bestätigt — wird der nächste 
Zyklus der Geschichte derjenige 
sein, wo der Mensch Maschinen 
kreiert, die eine künstliche Intelli- 
genz besitzen und eine Informa- 
tions-Revolution hervorrufen. Trotz 
der Unmöglichkeit seines utopi- 
schen Plans sind die Höhepunkte 
aus Rees-Moggs Science Fiction 
des »Neuen Zeitalters« aus »The 
Great Reckoning« erwähnens- 
wert und zwar aus politischen 
Gründen, die der Konservativen 
Revolution zugrundeliegen: 


»Wie alle wahren Revolutionen 
ist die Informations-Revolution 
auch eine Revolution der Macht. 
Miniaturisierte Technologien mi- 
niaturisieren die Institutionen. Im 
Laufe der Zeit wird der Mikro- 
chip den Nationalstaat zerstören. 
Er wird kleinen Gruppen und so- 
gar Einzelpersonen die Fähigkeit 
verleihen, Gewalt auf eine Art 
und Weise anzuwenden, die Re- 
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Lord William 
Rees-Mogg 


Seine Lord- 
schaft packt 
aus 


gierungen stürzen und große Or- 
ganisationen zerstören könnten.« 


»Längerfristig gesehen wird die 
megapolitische Auswirkung der 
Mikrotechnologien im Extrem 
devolutionär sein ... Somit wird 
die Informations-Revolution die 
moderne Wirtschaft, deren Gren- 
zen von Gewehren überwacht 
werden, stürzen.« 


Der elektronische 
Feudalismus 


»Fortschritte in der Miniaturisie- 
rung und der Computertechnolo- 
gie implizieren nicht nur den Er- 
satz von Rohstoffen durch In- 
formationen, sie versprechen 
auch, daß im Laufe der Zeit die 
Menschen auf molekularer Ebene 
die Kontrolle über die Natur er- 
halten werden ... Während spezi- 
fische Gene, die die menschliche 
Entwicklung kontrollieren, ge- 
funden werden ... ermöglicht die 
Gentechnik auf dieser Ebene auch 
die Entwicklung neuer, tödlicher 
biologischer Waffen.« 
»Molekularcomputer würden den 
Bau numerisch gesteuerter As- 
sembler zur Bearbeitung von Ma- 
terie auf molekularer Stufe er- 
möglichen — was als Nanotechno- 
logie bekannt ist ... Unsichtbare 
Maschinen, die durch eine künst- 
liche Intelligenz programmiert 
wurden, könnten buchstäblich je- 
den zwingen, sich so zu verhalten, 
wie es der letztendliche Program- 
mierer will... Man könnte auf die- 
se Weise für die Müllabfuhr Ro- 
boter haben, die menschliche 
Merkmale besitzen oder Men- 
schen mit roboterhaften Merk- 
malen. Sie könnten darauf pro- 
grammiert werden, Müll zu mö- 
gen und aus dem Abstauben alter 
Fenstersimse ein großes Glücks- 
gefühl ziehen ... Die Sklaverei 
könnte zurückkehren ... Sklaven 
werden alle sein, die die Nano- 
technologie nicht kontrollieren 
und sie werden all das tun, was 
von Aladin verlangt worden sein 
könnte, als er seine Lampe putz- 
te.« 
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Das ist das Schicksal, das Lord 
Rees-Mogg durch die Informa- 
tions-Revolution für die große 
Mehrheit voraussieht: eine Rück- 
kehr zum »elektronischen Feu- 
dalismus« und zur »Sklaverei«. 


Rees-Mogg: 
»Kein guter Christ« 


Wer ist William Rees-Mogg 
überhaupt? Zunächst einmal hat 
er seine walisische, katholische 
Herkunft und die christlichen 
Werte, die die Familie seiner ver- 
storbenen Ehefrau Gillian ver- 
sucht hat, in ihm einzupflanzen, 
verraten. In seinem ersten, halb- 
autobiographischen Buch aus 
dem Jahre 1977 mit dem Titel »At 
Humbler Heaven, The Begin- 
nings of Hope«, räumt er mit ty- 
pisch britischem Understatement 
ein, daß er »kein guter Christ« ist. 


Er wurde am 14. Juli 1928 in 
Temple Cloud, Somerset gebo- 
ren, besuchte die Charterhouse- 
Privatschule und dann das Balliol 
College in Oxford. 


Im Jahre 1951 war er Präsident 
der Oxford Union. Nachdem er 
vom Jahre 1952 bis 1960 bei der 
»Financial Times« gearbeitet 
hatte, bekam er im Jahre 1960 ei- 
nen Job bei der Londoner »Sun- 
day Times« und arbeitete sich 
dann nach oben. Von 1967 bis 
1981 war er Redakteur bei der 
»Times« und ist seit dem Jahre 
1992 Kolumnist bei dieser Zei- 
tung. Zu seinen Aufgaben zwi- 
schen 1982 und 1992 zählten der 
Vizevorsitzende des Direkto- 
riums der British Broadcasting 
Corporation (1981 bis 1986) und 
Vizevorsitzender beim Board of 
Standards Council (1988 bis 
1993). 


Er war lange Mitglied der Kon- 
servativen Partei und hat bei 
Nachwahlen im Jahre 1956 als 
Tory-Kandidat im Chester-le- 
Street County Durham kandidiert 
und erneut, jedoch ohne Erfolg, in 
den allgemeinen Wahlen im Jahr 
1959. Von 1961 bis 1963 war er 
Vizevorsitzender des nationalen 
Beratungsausschusses über poli- 
tische Ausbildung der Konserva- 
tiven Partei. 


Er war ein sehr enger Freund und 
Berater von Margaret Thatcher, 
zu der Zeit, als sie Premiermini- 
sterin war, und sie dankte ihm 
dafür, indem sie im Jahre 1981 
seinen Namen auf eine Liste von 


Personen setzte, die geadelt wer- 
den sollten. 

Rees-Mogg war auch Direktor in 
zahlreichen Firmen. Seit dem 
Jahre 1981 war er ein Direktor der 
General Electric Co., an der Kö- 
nigin Elizabeth einen großen An- 
teil besaß und deren früherer 
Vorstandschef, Lord Peter Rupert 
Carrington, ein Mitbegründer und 
britischer Controller von Kissin- 
ger Associates, Inc. war. GEC 
war für die Konservative Partei in 
der Zeit, als Margaret Thatcher 
Premierministerin war, der Gold- 
esel. Seit dem Jahre 1988 war er 
ein Direktor von J. Rothschild 
Holdings, der Holdingfirma, die 
für den Abkauf von Schrottpapie- 
ren und die Derivate-Spekulatio- 
nen von Baron Jacob Rothschild 
zuständig ist. 


Ein CIA für 
Investoren 


Es mag deshalb nicht überra- 
schen, daß Baron Rothschilds 
Cousin und häufiger Geschäfts- 
partner, Sir James Goldsmith, 
Rees-Moggs erfolglose rechtliche 
Bemühungen, die Annahme der 
Maastrichter Verträge in Großbri- 
tannien im Jahre 1993 zu verhin- 
dern, finanziert hat. Und noch 
wichtiger: Jimmy Goldsmith und 
Rees-Mogg verpflichteten sich, 
den ehemaligen Präsidenten der 
Europäischen Kommission, Jac- 
ques Delors, an der Durchsetzung 
seines »Weißpapiers« für die eu- 
ropäische Hochgeschwindigkeits- 
Eisenbahnlinie und andere Infra- 
strukturprojekte zu hindern. 

Goldsmith und Rees-Mogg ver- 
pflichteten sich im Juni 1994 auch 
dazu, eine Allianz von Umwelt- 
schützern und Bankern zu bilden, 


die Subventionen für Energie- 


und Infrastrukturprojekte stoppen 
würden. 

Das ist das gleiche Argument, das 
in dem »Green Scissors«-Bericht 
vorgebracht wurde, der von 
NTUs James Dale Davidson her- 
ausgegeben worden ist, dessen 
Gruppierung selbst immer »grü- 
ner« geworden ist. Davidson, ein 
Amerikaner, hat das Pembroke 
College in Oxford besucht. Er 
und Rees-Mogg haben nicht nur 
zusammen die Bücher »Blood in 
the Streets« und »The Great 
Reckoning« geschrieben, son- 
dern sie geben auch zusammen ei- 
nen Newsletter mit dem Namen 
»Strategic Investment« heraus, in 
dem »Investmentchancen« ange- 
boten werden, die auf dem bevor- 
stehenden Crash basieren, wäh- 
rend wirkliche Lösungen wie der 
Delors-Plan und solche High- 
Tech-Infrastrukturprogramme wie 
der Tennessee Clinch River 
Schnellbrüter — bei dem David- 
sons NTU mitgeholfen hat, es zu 
Fall zu bringen — gekippt wer- 
den. 

»Strategic Investment« behaup- 
tet, über ein Netzwerk von Ge- 
heimdienstquellen zu verfügen, 
das sie zu einem »CIA für Inve- 
storen« macht. Der monatliche 
Newsletter brachte im ganzen 
letzten Jahr einen permanenten 
Strom von Propaganda gegen 
Clinton hervor, auch wenn sich 
Davidson selbst als ehemaliger 
Freund und Berater des Präsiden- 
ten gibt. Davidson ist auch ein 
Chef der Strategic Advisors 
Corporation, die in einem Netz- 
werk von in- und ausländischen 
Geldmanagementfirmen verwik- 
kelt ist, die sich beim bevorste- 
henden Finanzkollaps aufs Ab- 
kassieren, vorbereiten, indem sie 
billig einkaufen, wenn das »Blut 
auf den Straßen fließt«. 


Irland 


Sinn Fein 


und das US- 
Wirtschafts- 


system 


Keine Nation, die in den letzten sechs Jahrhunderten gegründet 
wurde und ihre nationale Souveränität erhalten hat, mußte ohne 
Hilfe von außen eine überwältigende Herrschaft und Unterdrük- 
kung überwinden wie Irland im Jahre 1921, als es das Ende 
750jähriger britischer Herrschaft bezwang. Es sollte uns nicht 
überraschen, daß der Mann, der die größte Verantwortung für 
die Gründung des irischen Staates trägt, in der öffentlichen Dis- 
kussion in Irland heute kaum Erwähnung findet. Dies weist ihn 
als einen Gegner der britischen Oligarchie aus, der für seine Er- 
rungenschaften gegenüber ihr gehaßt wird. Es ist Arthur Grif- 
fith (1872-1922), der Journalist, Drucker und Student der Welt- 
geschichte, der die Sinn-Fein-Bewegung im Jahre 1902 gegrün- 
det hat. Sie gründete ihrerseits im Jahre 1921 den Irischen Frei- 
staat und Griffith war bis zu seinem Tode Anfang des Jahres 1922 


sein erster Präsident. 


Sinn Fein ist zwar durch 70 Jahre 
politischer Zwietracht in Irland 
und dem von den Briten geschür- 
ten Bürgerkrieg in Ulster stark 
mitgenommen, doch sie steht 
noch heute im Mittelpunkt des 
britischen Zorns über Präsident 
Clintons Friedensinitiative und 
Initiative zur wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in Irland. 


Griffith verstand die Geopolitik 
der britischen Elite des 19. Jahr- 
hunderts, die Geopolitik, die heu- 
te — 100 Jahre später - die Politik 
und die Ereignisse wiederholt, die 
zu zwei Weltkriegen führten. Er 
verstand den britischen Premier- 
minister William Pitt, der die bri- 
tische Politik von 1785 bis 1805 
nach der amerikanischen Revolu- 
tion umgestaltet hat, damit die 
amerikanische republikanische 
Idee in Europa oder Lateiname- 
rika keinen Erfolg hat. Griffith hat 
die Ursache und den Verlauf des 
Ersten Weltkriegs in einem Arti- 
kel in der Sinn Fein Zeitung »The 
United Irishman« im Jahre 1911 
vorausgesagt: 

»Das ist Pitt- das ABC von Pitts 
Kontinentalpolitik. Keine Konti- 
nentalmacht darf den Kontinent 
beherrschen. Gegen jede Macht, 


Der britische Premiermini- 
ster John Major betreibt in 
Nordirland eine Politik der 
Verschleppung. 


die die Hegemonie über den Kon- 
tinent anstrebt, müssen Kombina- 
tionen anderer Kontinentalmäch- 
te, unterstützt durch die englische 
Flotte, geformt werden. 

Deutschland im 20. Jahrhundert 
steht zu England wie Frankreich 


im 18. und 19. Jahrhundert und 
Spanien im 16. Jahrhundert. 
Deutschland steht im gleichen 
Verhältnis zur englischen Politik 
wie Philip von Spanien, Ludwig 
XIV. und Napoleon Bonaparte da- 
zu standen. Eines Tages wird der 
Stahlring fest angezogen und 
dann kommt es zum Krieg ... und 
Deutschland muß seinerseits, wie 
Frankreich, einer Welt in Waffen 
ins Auge sehen. 


Es bedarf nicht der Gabe der 
Prophezeiung, um dies voraus- 
zusehen. Für den Kenner der eng- 
lischen Politik ist dies klar. Viel- 
leicht in ein paar Jahren oder erst 
in 20 Jahren, doch die Welt wird 
mit Sicherheit einen Krieg erle- 
ben ... einen Krieg, der durch Pitts 
Politik unvermeidlich geworden 
1st.« 


Der Zweck 
britischer Politik 


Griffith verstand auch Großbri- 
tanniens »vom Himmel gesand- 
ten Außenminister« Palmerston 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts. 
Er war der Meister der Rebellen- 
bewegungen des »Jungen Euro- 
pa«, die europäische Regierungen 
für die Zwecke der britischen Po- 
litik gelähmt und gestürzt haben. 


Aus der gleichen Artikelreihe in 
»The United Irishman« im Jahre 
1911: 


»Von dem Tag von Cannings Tod 
an bis zum Ende seiner eigenen 
Tage (40 Jahre) beherrschte Pal- 
merston die englische Außenpo- 
litik... Er metzelte Braune und 
Gelbe für britische Spekulanten 
und den Opiumhandel nieder, 
doch diese Dinge liefen nebenher. 
Er schikaniert kleine Königrei- 
che... und lieferte Kriegsgerät aus 
den staatlichen Rüstungsfabriken 
an Rebellen in Ländern, deren 
Herrscher zu schwach waren, um 
England dazu zu bringen, das 
Völkerrecht zu respektieren. 


Doch so etwas kann der alltägli- 
che englische Außenminister im- 
mer tun... Palmerston hat der eng- 
lischen Außenpolitik nichts hin- 
zugefügt. Doch er hat sie so 
durchgesetzt, wie er sie von Pitt 
gelernt hat... 


Frankreich lehnte es ab, auf Cob- 
dens Idee des Freihandels herein- 
zufallen und lebte in einem uner- 
träglichen Zustand der Tyrannei... 
Er behauptete sich und Palmer- 


ston antwortete mit einer franzö- 
sischen Revolution. Die britische 
Botschaft in Paris nutzte die Un- 
zufriedenheit der Franzosen mit 
bewundernswerter Fertigkeit und 
warf Louis Philippe schließlich — 
in der Revolution des Jahres 1848 
- vom Thron... Das junge Irland 
mit seinem Traum, das dieses re- 
generierte Frankreich sein Schwert 
für Irland aus der Scheide ziehen 
würde, eilte nach Paris... M. La- 
martine komplimentierte das jun- 
ge Irland hinaus und teilte ihm zu 
seinem großen Erstaunen mit, daß 
sich die französische Republik 
mit England ausgezeichnet ver- 
stehen würde...« 


Und was die britische Patenschaft 
der Französischen Revolution 
von 1789 betrifft: 


»Ende des 17. Jahrhunderts war 
Spaniens Stärke gebrochen. Das 
18. Jahrhundert erlebte ein Eng- 
land, das seine Kraft darauf kon- 
zentrierte, Frankreich zu zerbre- 
chen... Die Revolte der amerika- 
nischen Kolonien gab Frankreich 
und Spanien die Gelegenheit, 
England für immer zu demüti- 
gen... Die englische Flotte war 
geschlagen, doch aufgrund des 
groben Kriegsmißmanagements 
durch die Alliierten war sie nicht 
besiegt. England entging in den 
Jahren 1778-82 der Vernichtung 
als große Seemacht wegen der 
Fehler, die ' seine Widersacher 
machten. 


Da der Umsturz in Frankreich und 
die Unterwerfung Irlands die bei- 
den Schritte waren, die für Pitts 
Politik wichtig waren, ist es er- 
klärlich, daß er vier Jahre lang die 
Französische Revolution unter- 
stützte. Die französische Monar- 
chie war der alte Feind Englands. 
Pitt machte die Revolution, um 
die Monarchie zu stürzen.« 


Was die beiden Länder betrifft, 
deren Mitarbeit die Briten ent- 
schlossen verhindern sollten und 
auch jetzt entschlossen sind, zu 
verhindern: »Das moderne 
Deutschland und das moderne 
Amerika — Englands politische 
Rivalen und kommerzielle Kon- 
kurrenten - sind die Kreation von 
Friedrich List und Henry Carey.« 


Sinn Fein und das 
amerikanische System 


Die Sinn Fein-Bewegung, die 
heute weitgehend lediglich als der 
»politische Arm der Irisch-Repu- 
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Irland 


Sinn Fein 
und das US- 
Wirtschafts- 
system 


blikanischen Armee (IRA)« be- 
zeichnet wird, hat in den Jahren 
1904 bis 1921 sämtliche Institu- 
tionen des souveränen und konsti- 
tutionellen irischen Staates aufge- 
baut und die britische Krone 
schließlich dazu gezwungen, ihre 
bewaffneten Streitkräfte abzuzie- 
hen und den irischen Freistaat 
anzuerkennen. 


Sinn Fein wurde von Arthur Grif- 
fiths Verständnis des »amerikani- 
schen Systems« der Volkswirt- 
schaft geleitet. Beginnend mit 
Gottfried Leibniz’ Gründung der 
Wirtschaftswissenschaften als Wis- 
senschaft des technologischen 
Fortschritts im 17. Jahrhundert, 
wurde das »amerikanische Sy- 
stem« weltweit bekannt durch die 
Errungenschaften von Alexander 
Hamilton als Finanzminister der 
jungen Vereinigten Staaten — der 
seine Verantwortung und Regie- 
rungsmittel definiert hat, um die 
Produktions- und Agrarversor- 
gung und den Fortschritt einer 
Nation aufzubauen. Seine führen- 
den Mitstreiter im 19. Jahrhun- 
dert waren Friedrich List und 
Henry Carey; der erstere, Schöp- 
fer einer starken deutschen 
Volkswirtschaft, der letztere, Ab- 
raham Lincolns Okonom. 


Aus einem Artikel von Arthur 
Griffith in einer Ausgabe von 
»The United Irishman« aus dem 
Jahre 1911: 


»Pitts Ende war die kommerzielle 
Eroberung der Welt. Anfang des 
18. Jahrhunderts wurde dieses 
Ziel offen zugegeben. Doch die 
nachfolgenden Mißgeschicke zwan- 
gen England dazu, eine Maske 
aufzusetzen. 


Adam Smith, Mr. Pitts Mentor, 
lieferte die Maske. Sein Wealth of 
Nations war, ist und wird immer 
das beste Beispiel eines raffinier- 
ten Plans zur englischen Welter- 
oberung bleiben, der unter dem 
Deckmantel eines Aufsatzes über 
Volkswirtschaft vorgebracht- wur- 
de, gewürzt mit jener Menschen- 
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Clinton 
hat mit seiner Politik der 
Friedensinitiative gegenüber 
Nordirland den Zorn der Bri- 
ten auf sich gezogen. 


US-Präsident Bill 


liebe, die die Sentimentalisten al- 
ler Länder vereint... 


Die Lehren von Adam Smith wur- 
den auf dem Kontinent von Eng- 
land fleißig propagiert, während 
das Land seine eigenen Häfen vor 
Importen sehr wohl verschloß. 
Das Geld der Engländer wurde 
vom Secret Service für Journali- 
sten und Theoretiker auf dem 
Kontinent ausgegeben, die den 
Freihandel befürworten und die 
Häfen auf den Kontinenten für 
englische Erzeugnisse öffnen 
sollten... Zu jenem Zeitpunkt er- 
schien in Deutschland ein Mann, 
dessen scharfer Verstand, intensi- 
ver Patriotismus und furchtloser 
Charakter den Grundstein für die 
heutige Macht Deutschlands leg- 
ten. 


Der Mann war Friedrich List... 
Aus Furcht davor, daß seine Pro- 
paganda England mißfallen wür- 
de, wurde er aus seinem Geburts- 
land Württemberg verstoßen. 
Nachdem er in anderen deutschen 
Staaten Zuflucht gesucht hatte, 
wurde er auch von diesen aus 
gleichem Grund vertrieben... Er 
wurde ins Gefängnis geworfen. 


Nach seiner Freilassung ging er 
nach Amerika. Hier geriet er un- 
ter den Einfluß der beiden Iren 
Carey, deren Ideen, zusammen 
mit seinen, den Grundstein seiner 
Doktrin der Volkswirtschaft bil- 


deten, auf die das moderne 
Deutschland aufgebaut ist. 


... Henry Carey ist der Urheber 
der Vereinigten Staaten, wie Eng- 
lands kommerzieller Rivale, List, 
sein Kollege, der Urheber 
Deutschlands als Englands Kon- 
kurrent als Seemacht ist.« 


Irland um jeden 
Preis retten 


Aus Arthur Griffiths Rede vor 
dem Sinn Fein Parteitag im Jahre 
1905: 


»Uns in Irland wurde von unse- 
rem englischen Herrn, unseren 
britischen Schulbehörden und un- 
seren Barrington Lecturers ge- 
lehrt, daß es unser Schicksal ist, 
die fruchtbare Mutter von Heer- 
scharen zu sein — daß wir dem 
Produktionszweig keine große 
Beachtung schenken müssen... 
Der Trugschluß zerfällt, noch be- 
vor man lange darüber nachden- 
ken muß - doch es ist eine Phan- 
tasie, die in Irland für die Wahr- 
heit gehalten wurde. Mit List ant- 
worte ich: 

Ein Land kann seine Zivilisation, 
seinen Wohlstand und seinen so- 
zialen Fortschritt nicht so gut för- 
dern und unterstützen, wenn es 
Agrarprodukte gegen Fabriker- 
zeugnisse tauscht als wenn es eine 
eigene Industriemacht aufbaut. 
Eine reine Agrarnation kann sich 
niemals in dem Maße entwickeln 
wie eine Handelsnation mit ent- 
sprechender inländischer Infra- 
struktur und Seefahrt, kann ihre 
Bevölkerung nie entsprechend ih- 
rem Wohlstand steigern oder sich 
moralisch, intellektuell, sozial 
oder politisch weiterentwickeln: 
sie wird nie bedeutende politische 
Macht erlangen oder weniger 
fortgeschrittene Nationen beein- 
flussen... 


»Mein Ziel«, sagt List, >ist es, um 
jeden Preis Deutschland vor der 
Zerstörung zu retten, die die Wirt- 
schaftspolitik Englands für das 
Land vorsieht.< Unser Ziel ist es, 
Irland um jeden Preis zu retten... 


»Es gehört zur Politik des Natio- 
nalrats der Sinn Fein, die Einheit 
der wichtigen Interessen zu er- 
reichen, die die nationale Stärke 
hervorrufen.« 


Ich zitiere den Scharlatanen, die 
in der Sprache eines Landes und 
seiner kulturellen Tradition keine 
Dinge von wirtschaftlichem Wert 


sehen, hier nochmals List: >In je- 
dem Land wird die Autorität einer 
Landessprache und seine Litera- 
tur, die Kunst und die Perfektion 
der kommunalen Einrichtungen 
mit der Weiterentwicklung seiner 
Industrie Schritt halten.< 


List wurde in seinem eigenen 
Land, wo Dr. Bowrins, der von 
der britischen Regierung bezahlt 
wurde, um ihn in öffentlichen Re- 
den zu diskreditieren, heftig be- 
kämpft...« 


Die Sinn Fein benutzte von 1904 
bis 1921 den Kolonialhafen und 
die Harbour Boards und die Ka- 
nalbehörden von Irland, die loka- 
len Kolonialregierungen und die 
kulturellen Institutionen »genau 
wie Franklin und Washington sie 
in Amerika benutzt hatten«, um 
die Institutionen der Volkswirt- 
schaft aufzubauen. Schließlich 
hat die Sinn Fein unter den ver- 
blüfften Gesichtern der britischen 
Premierminister Winston Chur- 
chill und Austin Chamberlain und 
den über 100.000 britischen Sol- 
daten und der britischen Militär- 
polizei in Irland, die sie schließ- 
lich abziehen mußten, eine Na- 
tion aufgebaut. 


Die erste irische Cosgrove-Regie- 
rung nach Griffiths Tod beendete 
den Bürgerkrieg, beschaffte rasch 
Kredite, verabschiedete eine 
grundlegende Landreform, die 
den. Farmern Besitzrechte und 
Wohlstand verlieh und baute am 
Fluß Shannon ein neues Wasser- 
kraftwerk, um die Stromversor- 
gung sicherzustellen. 


Die Weltgeschichte und 
die Sinn Fein 


Arthur Griffiths ausgezeichnete 
Druckschrift: »The Resurrection 
of Hungary: An Example for Ire- 
land« wurde von der Sinn Fein- 
Bewegung in den Jahren 1904 bis 
1920 weithin verteilt. Mit ihr 
setzte Griffith die irisch-nationa- 
listische Führung über den aus- 
weglosen irischen Zentrismus 
von Protesten und Rebellentum 
und gab ihr ihren Platz in der Ge- 
schichte der Nationalstaaten. Er 
zeigte, daß Ungarn im Jahre 1867 
seine Unabhängigkeit vom öster- 
reichischen Habsburger Reich er- 
langte und danach durch einen 
konstitutionellen, staatsaufbau- 
enden Widerstand zu nationalem 
Wohlstand gelangte, den auch Ir- 
land erreichen könne. An dem 
Beispiel des britischen Diploma- 


ten Charles Boner zeigte er, daß 
die Briten dies fürchteten: 
»Boner war kein Dummkopf. Er 
war ein schlauer Engländer, der 
im britischen diplomatischen 
Dienst beschäftigt war. Er hoffte 
auf die Niederlage der Ungarn, 
denn er fürchtete, daß Irland die 
Taktik der Ungarn nachahmen 
und England lähmen würde, 
wenn es ihnen gelänge, Öster- 
reich zu schlagen. »Was ich sah 
und hörte«, schrieb er, »erinnerte 
mich ständig an Irland... Pitt sah, 
daß jeder andere, nur nicht die 
Iren, in Irland bestimmen müßten, 
wenn die Dinge überhaupt noch 
zu retten wären.<« 


Und an dem Beispiel der Londo- 
ner »Times« vom August 1861: 
»Das ungarische Unterhaus wur- 
de diesmal eingeladen«, schrieb 
die Londoner »Times«, »genau 
das zu tun, was das irische Parla- 
ment Ende letzten Jahrhunderts 
getan hat... Das irische Parlament 
hat nach heftigen Debatten der 
Union mit Großbritannien zuge- 
stimmt.« 


Doch Ungarn widersetzte sich. 
Die »Times« des Jahres 1861 war 
sehr traurig. Sie hatte gehofft, daß 
Österreich befreit worden wäre, 
zugunsten Englands gegen Preu- 
Ben zu kämpfen und die Ungarn 
verdarben das Spiel der engli- 
schen Diplomaten. 


Eine Widerspiegelung 
der amerikanischen 
Revolution 


Griffith zeigte, daß die ungarische 
nationale Führung von Ferencz 
Deak und Lajos Kossuth in Wirt- 
schaftsfragen ebenfalls von Fried- 
rich List geleitet worden ist. Doch 
Griffith verwies die irische natio- 
nale Führung auf das Beispiel von 
Leibniz’ großem irischen Kolle- 
gen, Jonathan Swift, in den be- 
rühmten »Gullivers Reisen«: 
»Dann kam Swift... Durch sein 
großes Genie hat er ganz Irland, 
Adlige wie Bauern, Katholiken, 
Protestanten, Nonkonformisten, 
Cromwellanhänger und Gälen zur 
Opposition gegenüber England 
aufgefordert und als er sie vereint 
hatte, begann er seinen Donner- 
schlag in dem berühmten Vierten 
Brief... daß durch das Gesetz 
Gottes, der Natur und der Natio- 
nen das irische Volk so frei ist wie 
das Volk von England. ...Swift 
starb ohne die Unabhängigkeit 
seines Landes erlebt zu haben, 
doch sein Geist lebte. 


In den achtziger Jahren des 
18. Jahrhunderts beobachteten 
die Irish Volunteers dies, der briti- 
sche Freihandel zerstörte die iri- 
schen Industrien und sie verstan- 
den, daß nicht Frankreich der 
Feind war und demzufolge ent- 
warfen sie den berühmten Vertrag 
über »Nicht-Importe und Nicht- 
Verbrauch«... Das ganze Land war 
durch diesen Vertrag zusammen- 
gerückt und forderte jetzt seine 
Freiheit... 


England verzichtete auf seine 
Forderung, dieses Land zu regie- 
ren, eingeschüchtert durch die 
Bajonette der 200.000 Irish Vo- 
lunteers, Katholiken und Prote- 
stanten... Dieser Verzicht — Eng- 
land verzichtet damit für immer 
auf alle Ansprüche, dieses Land 
zu regieren — steht in der briti- 
schen Gesetzessammlung. Nach 
der Verfassung — der im Jahre 
1782 geschaffenen irischen Ver- 
fassung — existiert im britischen 
Parlament keine Befugnis, für 
dieses Land Gesetze zu erlassen 
oder hat seit dem Jahre 1783 exi- 
stiert.« 

In »The Resurrection of Hunga- 
ry« beschrieb Griffith die an- 
schließende Unterminierung die- 
ser irischen konstitutionellen Be- 
wegung - selbst eine Widerspie- 
gelung der amerikanischen Revo- 
lution — durch Premierminister 
Pitts Freihandelsdruck, unter- 
stützt durch immer mehr britische 
Truppen, die nach Irland kamen, 
bis Pitt das irische Parlament im 
Jahre 1801 zu dem Act of Union 
mit Großbritannien verlockte. Er 
zeigte, daß Irland seine nationale 
Souveränität gewinnen könne, in- 
dem es diese »Union« für gesetz- 
widrig und ungültig erklärt — wie 
es der ungarische Widerstand mit 
Österreich getan und die Verfas- 
sung Ungarns beibehalten hatte — 
und die staatsaufbauende Politik 
des amerikanischen Volkswirt- 
schaftssystems verfolgt: 


Griffith: »Wenn es notwendig ist, 
zu leiden, wird sich die Nation 
dem Leid unterwerfen, um den 
künftigen Generationen die kon- 
stitutionelle Freiheit zu erhalten 
und weiterzureichen, die sie von 
ihren Vorvätern geerbt hat... Denn 
was Macht und Stärke wegneh- 
men, wird durch die Zeit und die 
günstigen Umstände vielleicht 
wiederhergestellt, doch die Wie- 
dergewinnung dessen, auf das ei- 
ne Nation durch eigene Zustim- 
mung aus Furcht vor Leid ver- 
zichtet, ist eine schwierige und 
unsichere Sache.« Oo 


Rußland 


Boris Jelzin 
zwischen zwei 


Feuern 


Ein guter Brandstifter legt sein Feuer von zwei Seiten. Diese von 
den Venezianern verfeinerte Technik wurde von Boris Jelzin zu 
Beginn dieses Jahrzehnts, als Michail Gorbatschows Rivale um 
die Macht in Rußland, verwendet, als sowohl die westlich orien- 
tierten Liberalen als auch die slawophilen Nationalisten ver- 
langten, daß Rußland sich von der Sowjetunion trennt. Jetzt kam 
der Bumerang zurück: das gleiche Spiel wird nun von einer Rei- 
he ehrgeiziger Politiker, die eifrig darauf bedacht sind, Jelzin zu 
ersetzen, gegen ihn selbst gespielt. 


Jelzins eigenes, verzweifeltes 
Spiel in Tschetschenien, das sich 
losgesagt hat, einen gräßlichen 
Krieg zu führen, hat neue Gele- 
genheiten geliefert, die Autorität 
des Präsidenten zu unterminieren. 


Mehrere mächtige Banken mit 
politischen Verbindungen haben 
sich daran gemacht, die weitver- 
breitete Antikriegs-Opposition zu 
verwandeln. 


Barkaschows 
Provokateure 


Eine solche Institution ist die 
»Most« (Brücke)-Bankengruppe, 
die Verbindungen zu dem ehema- 
ligen »liberalen« Premierminister 
Yegor Gaidar, dem Okonom und 
Politiker Grigori Yavlinsky von 
der Yabloko-Gruppe im Parla- 
ment, dem derzeit populärsten 
Offizier der russischen Armee, 
General Aleksandr Lebed, und 
anderen Politikern hat. Gleichzei- 
tig gibt es aus dem gleichen Lager 
Versuche, Jelzin »Freunde« zu- 
zuweisen, die den Präsidenten in 
den Augen der Mehrheit der Intel- 
ligentsia und sogar der Armee ab- 
stoßend aussehen lassen würden. 
Hier sind die »dramatis personae« 
von den schrecklichen Ereignis- 
sen des Oktober 1993 her ver- 
traut; als sich das gewählte Par- 
lament, der Oberste Sowjet der 
russischen Föderation, damals 
weigerte, Jelzins Anordnung zur 
Auflösung nachzukommen, wur- 
de es durch schwere Artillerie aus 
dem Dasein geschossen. 


Bald nach dieser Moskauer Tra- 
gödie versuchte General Lebed zu 
rechtfertigen, warum er und ande- 
re Generale Aleksandr Rutskoy, 
den russischen Vizepräsidenten — 
ebenfalls ein General -, der sich 
auf die Seite des Obersten Sowjet 


‘ schlug, nicht unterstützt hatten, 


obwohl Rutskoy nach der Verfas- 
sung handelte. »Nun, da waren 
Faschisten beim Parlamentsge- 
bäude«, erklärte Lebed. 


Es waren tatsächlich etwa 200 Ju- 
gendliche mit Hakenkreuzen an 
ihren Armeln in der weitaus grö- 
Beren Menge, die das belagerte 
Parlamentsgebäude über eine 
Woche lang umgab. Am 3. Okto- 
ber 1993, ein Tag gewalttätiger 
Konfrontationen vor dem Be- 
schluß am 4. Oktober, stürmten 
sie als erste in das Gebäude des 
Moskauer Rathauses. Am näch- 
sten Tag waren die meisten von 
ihnen entkommen. 


Diese Burschen repräsentierten 
die »Russkoye Natsionalnoye 
Yedinstvo« (Russische Nationale 
Einheit), eine kleine Gruppe be- 
waffneter Jugendlicher, angeführt 
von einem Aleksandr Barka- 
schow. Sie wurden in halb-heidni- 
schen Ritualen geschult, dann 
»getauft«, aber auf eine seltsame 
Art: Ihr Beichtvater war Lazar 
von Kahsira, der falsche Erzbi- 
schof der orthodoxen Kirche im 
Untergrund, ein Dieb und früher 
einer der Gründer der sogenann- 
ten Kirche der Jungfrau Maria. 
Lazar lehrte Barkaschows Re- 
kruten, daß Rußland von der »jü- 
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Rußland 


Boris Jelzin 
zwischen zwei 
Feuern 


dischen und amerikanischen 
Diktatur« befreit werden sollte. 
Barkaschow sagte ihnen, sie wür- 
den bald gebraucht, um Rußland 
zu retten und die »russische Ord- 
nung« in der ganzen russischen 
Föderation herzustellen. 

Im Sommer 1992 sagte Barka- 
schow seinen Freunden, daß ein 
hochrangiger KGB-General die 
Macht im Land übernehmen 
werde. Diese Person, so behaup- 
tete er, hatte Barkaschow um Un- 
terstützung gebeten und ihm ei- 
nen hohen Rang versprochen. 
Während der Belagerung des Par- 
laments im Jahre 1993 konnte 
man einen solchen Mann im Ge- 
bäude sehen, von wo aus er Bar- 
kaschow und seinen Jungs Befeh- 
le erteilte. Es war General Filipp 
Bobkow, stellvertretender Vorsit- 
zender des KGB bis August 1991. 
Jetzt war er Assistent des Spre- 
chers des Obersten Sowjet, Rus- 
lan Khasbulatow, und war von ei- 
nem Bezirk in Khasbulatows Hei- 
mat Tschetschenien aus bemer- 
kenswerter Weise selbst in den 
Obersten Sowjet gewählt wor- 
den. 


Ein geheimnisvolles 
Netzwerk 


Doch General Bobkow entwik- 
kelte parallel dazu eine andere 
Karriere — als Chef des analyti- 
schen Zentrums der »Most«- 
Bank. Als die Menge am 3. Okto- 
ber 1993 in das Moskauer Rat- 
haus stürmte, hielten Barka- 
schows Jungs sie davon ab, in die 
oberen Stockwerke vorzudrin- 
gen, wo sich die »Most«-Büros 
befanden. 


Informierte Moskauer Quellen 
halten Filipp Bobkow für das 
wahre »Gehirn« der politischen 
Gruppe um den »Most«-Vorsit- 
zenden Pavel Gusinsky und den 
Moskauer Bürgermeister Yuri 
Luzhkow. Es sieht so aus, als ob 
der General den Konflikt zwi- 
schen Jelzin und Khasbulatow so- 
wie die Rivalitäten zwischen den 
von Khasbulatow unterstützten 
Banken und denen, die Luzhkow 
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nahestanden, ausgenutzt hat, um 
diese blutigen Zusammenstöße zu 
provozieren, die Jelzin einen 
Großteil seiner Popularität kosten 
und darüber hinaus die Beziehun- 
gen zwischen dem Bankensystem 
und den Top-Staatsvertretern eine 
bestimmte Zeit ohne jegliche par- 
lamentarische Aufsicht gelassen 
haben. 

Wer hat nachgezählt, wieviel 
Geld Gaidar am 3. Oktober für 
seinen »Kampf gegen die Fa- 
schisten« von den Banken be- 
kommen hat und für was dieses 
Geld ausgegeben wurde? 


Es wird berichtet, daß General 
Bobkow auch die »antifaschisti- 
schen« paramilitärischen Grup- 
pen kontrolliert, die teilweise aus 
Kriegsveteranen vom Krieg in 
Afghanistan und jungen Leuten, 
vorwiegend jüdischen Ursprungs, 
bestehen. Diese Gruppen wurden 
im Jahre 1991 gebildet, nachdem 
die Idee der Bildung einer »russi- 
schen Nationalgarde« — vorge- 
bracht von einem radikal-libera- 
len Proktologen, Wladimir Bok- 
ser, vom Apparat des Präsidenten 
abgelehnt wurde. Stattdessen 
wurden diese irregulären Forma- 
tionen als Leibwächter für »de- 
mokratische« Geschäftsleute be- 
nutzt. Die ideologische Basis 
wurde vom Moskauer Antifa- 
schismus-Zentrum, dem Libera- 
len Club und ähnlichen Organisa- 
tionen entwickelt. 


In der Krise vom Herbst 1993 
wurden die künstlich entwickel- 
ten »Faschisten« und »Antifa- 
schisten« dazu benutzt, das Parla- 
ment zu kompromittieren. Die 
»Faschisten« bildeten einen 
Schutz für die Oppositionsver- 
sammlungen und das Parlament 
selbst und »bewiesen« damit — 
besonders den Ausländern —, daß 
seine Mitglieder wirkliche und 
gefährliche »Kommunisten und 
Faschisten« waren. »Antifaschi- 
sten« wie Aleksandr Osovtsow 
spezialisierten sich darauf, Kämpfe 
zu provozieren, um geschlagen zu 
werden und »ein Opfer der Fa- 
schisten« zu werden, das heißt, 
Unterstützer des Parlaments. 


Im November 1994, einen Monat 
vor Rußlands militärischem Ein- 
marsch in Tschetschenien, änder- 
te sich das »Feindbild«. Dies ge- 
schah kurz nach dem seltsamen 
Mord an dem Journalisten Dmitri 
Kholodow, der von einer Bombe 
getötet wurde, während er Vorfäl- 
le von Korruption im Militär un- 
tersuchte. Jetzt begannen die 


»Antifaschisten«, Jelzin zu ver- 
fluchen, den sie plötzlich für »to- 
talitär« hielten. 


Diese gleichen »Antifaschisten« 
waren im Oktober 1993 die laute- 
sten bei der Forderung, die Parla- 
mentsmitglieder zu erschießen 
und rasch die eher bonapartisti- 
sche neue Verfassung anzuneh- 
men, die Jelzin wollte und die von 
dem radikalen Nationalisten Wla- 
dimir Zhirinowski begrüßt wur- 
de. 


Was ist nun mit Barkaschows 
Jungs? Sie unterstützten jetzt Jel- 
zin und seinen Verteidigungsmi- 
nister Pawel Gratschow bei der 
Invasion Tschetscheniens! 


Kompromiß des 
Oberkommandos? 


Wird es ein neues »Staatskomitee 
für den Notstand«, einen weiteren 
Coup geben? Wird mit Panzern 
auf den Kreml geschossen wer- 
den? Bis zum 10. Januar schien 
dies ziemlich unmöglich. Die 
Klänge von Tschaikowski, die die 
Putschisten im Jahre 1991 be- 
gleiteten, schienen in der Luft zu 
liegen. Es sah so aus, als ob Jel- 
zins Gegner auf seinen nächsten 
Fehltritt warten würden. 


Doch am 10. Januar gaben der 
ehemalige erste Vizepremier Ser- 
gei Schakhray und dann, recht 
unerwartet, der Sprecher der 
Staatsduma, Iwan Rybkin, ein 
Sozialist, ihren kritischen Ton 
auf. Sie begannen, den tschet- 
schenischen Führer Dzhokhar 
Dudayew einen Gangster zu 
nennen. Auch die Massenmedien 
veränderten ihre Anti-Kriegstöne 
erheblich. 


Der Grund für diese Veränderung 
wurde am nächsten Tag klar, als 
angekündigt wurde, daß der Ge- 
neralstab der russischen Armee, 
dem Präsidenten selbst und nicht 
dem Verteidigungsminister ge- 
genüber verantwortlich ist. Der 
Generalstabschef General Koles- 
nikow und Gratchow sollten mehr 
oder weniger das gleiche politi- 
sche Gewicht bekommen. Es sah 
so aus, als ob in der militärischen 
Elite ein Kompromiß erreicht 
worden wäre. 


Die Tatsache, daß Pavel Grat- 
chow einer solchen Änderung 
zustimmt, mit der seine Autorität 
innerhalb der militärischen Hie- 
rarchie herabgesetzt wird, könnte 


bedeuten, daß die Behauptungen, 
er habe die Hälfte der russischen 
Waffen in Tschetschenien an Du- 
dayew verkauft, ernstlich begrün- 
det sind. 


Gleichzeitig stand die Verände- 
rung mit den Bemühungen von 
Premierminister Viktor Cherno- 
myrdin in Zusammenhang, des- 
sen Position wieder stärker ge- 
worden ist. Einige Experten se- 
hen diese Tatsache vor dem Hin- 
tergrund des sinkenden Prestiges 
der »Most«-Bankengruppe im 
Gegensatz zu den finanziellen 
Interessen, mit denen Cherno- 
myrdin verbunden ist. 


Nach dem 10. Januar schienen 
sich die Spannungen im politi- 
schen Kampf schließlich zu le- 
gen. Doch Rybkin versuchte sehr 
intensiv zu zeigen, daß er für ein 
starkes und intaktes Rußland 
steht, daß er von der »faschisti- 
schen« Seite sein eigenes Streich- 
holz angezündet hat. Der Spre- 
cher erklärte feierlich, daß jedem, 
der sich wie Tschetschenien ver- 
hält — große Gebiete im Innern 
des Landes wie Kasachstan oder 
die Region um Ryazan beispiels- 
weise — das gleiche Schicksal blü- 
hen würde wie Tschetschenien. 
Vertreter aus Kasachstan prote- 
stierten sofort, gefolgt von der 
Kritik der Bundesbehörden, daß 
sie das Geld nicht rational aus- 
geben. 


Rybkins Gebrüll und Schakhrays 
Gemurmel über die territoriale In- 
tegrität Rußlands garantiert aller- 
dings nicht, daß das Land in naher 
Zukunft wirklich sicher und ver- 
eint sein wird. Für diese beiden 
Männer, die versuchen, bei den 
»Gewinnern« dabei zu sein, ist es 
nützlich, eine zentristische Hal- 
tung einzunehmen. Der ehemali- 
ge Chef des Sicherheitsrats, Yuri 
Skokow, sieht jedoch scheinbar 
eine Öffnung in dem Macht- 
kampf, indem er die Ambitionen 
der Regionen Rußlands ausnutzt. 
In einem Treffen des Skokow- 
Ausschusses — Übereinstimmung 
für Rußland -, das vor kurzem 
stattgefunden hat, war eine Hand- 
voll regionaler Führer dabei, auch 
die aus den wichtigen Regionen 
von Karelia und Kasachstan ge- 
hörten dazu. 


Wie Jelzin bleibt die ganze russi- 
sche Führung zwischen zwei Feu- 
ern und sie wird in den letzten und 
kommenden Monaten wahrschein- 
lich viele neue Manöver durch- 
führen. 


Rußland 


| Jelzins 


Debakel in 
Grosny 


Der von der Moskauer Regierung Jelzin gegen die Kaukasus-Re- 
gion Tschetschenien geführte blutige Krieg, in dem Tausende von 
Menschen getötet wurden, dient als Katalysator für einen histo- 
rischen Prozeß. Es läßt sich zuversichtlich voraussagen, daß man 
im Jahre 1995 den Untergang des Jelzin-Regimes und die Einä- 
scherung der vom Internationalen Währungsfonds veranlaßten 
»Reformen« erleben wird, die die Volkswirtschaft Rußlands ka- 


putt gemacht haben. 


Das Verhalten der russischen Mi- 
litärführung und der russisch-or- 
thodoxen Kirche während des 
Kriegs in Tschetschenien zeigt, 
daß mächtige nationale russische 
Institutionen damit befaßt waren, 

. die »Reformen« über Bord zu 
werfen, noch bevor der Krieg 
begann. Das militärische Aben- 
teuer Jelzins und seiner Clique 
war ein Versuch, die Beendigung 
der ruinösen Politik, die in Ruß- 
land seit dem Jahre 1991 geführt 
wurde, zu sichern oder hinauszu- 
schieben. 


Das Debakel in Tschetschenien 
hat sich beschleunigt, seit es der 
Armee vorerst mißlang, die 
tschetschenische Hauptstadt Gros- 
ny einzunehmen. Hunderte russi- 
scher Soldaten wurden getötet, 
Hunderte anderer gefangenge- 
nommen und Dutzende von Pan- 
zern und Panzerfahrzeugen zer- 
stört. Informationen von Augen- 
zeugen zufolge ließen die Tschet- 
schenen die russischen Panzer 
und Panzerfahrzeuge ihre Außen- 
positionen durchdringen und bis 
in das Zentrum der Hauptstadt 
vordringen. Dann schnitten die 
Tschetschenen ihnen den Weg ab 
und eröffneten das Feuer von al- 
len Seiten. Nachdem sie schwere 
Verluste an Mensch und Material 
erlitten hatten, wurden die übrig 
gebliebenen Russen zum Rück- 
zug gezwungen. Die Tschetsche- 
nen sprechen von bis zu 300 russi- 
schen Gefangenen, die sie ge- 
nommen haben, darunter ein Ge- 
 neral und vier Obersts. 
Der chaotische Bodenangriff von 
Grosny spiegelt die Ablehnung 


der Politik des Jelzin-Regimes 
durch das vereinte militärische 
Oberkommando wider. Die ho- 
hen Verluste werden von diesen 
Führern ärgerlich geschluckt als 
der Preis, der dafür zu zahlen ist, 
daß man das Regime seinen Wil- 
len ausspielen läßt, mit der prag- 
matischen Berechnung, daß diese 
offensichtliche Katastrophe den 
Prozeß, sich auf die Ara nach den 
»Reformen« zuzubewegen, be- 
schleunigen könnte. 


Einig in der 
Opposition gegen 
das Regime 


Die öffentliche Seite der Haltung 
des Militärs zeigt sich in: Erstens, 
der historisch beispiellosen Wei- 
gerung seitens hochrangiger rus- 
sischer Offiziere, sich an dem 
Krieg in Tschetschenien zu betei- 
ligen; einer nach dem anderen hat 
es abgelehnt, Kommandoposten 
zu übernehmen. Und zweitens, 
der direkten Opposition von min- 
destens drei russischen, stellver- 
tretenden Verteidigungsministern, 
den Generälen Kondratyew, Gro- 
mow und Mironow, gegen den 
Krieg. 


Dieses Phänomen wurde in den 
westlichen Medien eindringlich 
als »Kluft« in der russischen Mili- 
tärführung abgehandelt. In Wirk- 
lichkeit ist sich das russische Mi- 
litärkommando und vor allem der 
Generalstab in seiner Opposition 
gegen das Regime einig, mit Aus- 
nahme einer winzig kleinen, insti- 
tutionell bedeutungslosen Clique 


um Verteidigungsminister Grat- 
chow. 


Es muß betont werden, daß keiner 
der Generale, die sich entweder 
offen gegen den Krieg ausgespro- 
chen haben oder Kommandopo- 
sten abgelehnt haben, entfernt 
wurde. Gratchow hat Befehle in 
dieser Hinsicht ausgearbeitet, 
doch Jelzin hat sie nicht mit der 
erforderlichen Unterschrift ver- 
sehen. Diesen Generalen hätte 
unter Kriegsbedingungen ein 
ganz anderes Schicksal geblüht, 
wenn ihre Opposition lediglich 
eine »Kluft« im Militärkomman- 
do ausdrücken würde. 


Neben der Armee ist die rus- 
sisch-orthodoxe Kirche die wich- 
tigste national-patriotische Insti- 
tution. Die Kirche hat die Politik 
des Generalstabs hinsichtlich Be- 
kämpfung der Politik des Regi- 
mes nachgeahmt und den Krieg 
im Kaukasus als das öffentliche 
Thema benutzt, um das herum sie 
diese Opposition zum Ausdruck 
bringt. Vom 19. Dezember bis 
zum Neujahrstag, als er seine 
letzte Rede gegen den Krieg hielt, 
hat sich der russisch-orthodoxe 
Patriarch Aleksi II. drei Mal ge- 
gen den Krieg in Tschetschenien 
ausgesprochen. Jedes Mai hat er 
eine sofortige Beendigung der 
militärischen Operationen und 
Verhandlungen mit den Tschet- 
schenen gefordert. 


Politische Kräfte 
im Gleichgewicht 


Auf der politischen Seite waren 
die lautesten Oppositionsstim- 
men gegen Jelzins Krieg aus dem 
Zivilistenlager von den »Refor- 
mern« zu hören, darunter dem 
ehemaligen Premierminister Ye- 
gor Gaidar. Sie spüren, daß ein 
härterer Wind gegen die Reform- 
periode weht und glauben nai- 
verweise, daß Jelzin die Refor- 
men zum Scheitern bringt, wo- 
hingegen die Wahrheit ist, daß das 
Reformen-Disaster und weitere 
IWF-Verordnungen Jelzin zum 
Scheitern bringen. 


Die wichtigste politische Opposi- 
tion ist in der Öffentlichkeit nicht 
so hörbar, doch hinter geschlosse- 
nen Türen erreicht sie ein Cres- 
cendo. Die Führung der Staats- 
Duma oder des Parlaments und 
die Führer der meisten politischen 
Parteien sind gegen die Pro- 
IWF-Wirtschaftsmaßnahmen des 
Regimes und gegen das militäri- 


sche Abenteuer. Durch Jelzins 
Kriegsentschluß hat sich der für 
Mitte Dezember wegen des vom 
IWF für 1995 genehmigten Spar- 
haushaltsentwurf der Regierung 
erwartete Showdown verscho- 
ben. 

Über den Krieg selbst hat die Du- 
ma es vermieden, in die Falle zu 
gehen und zu früh eine Kraftpro- 
be mit Jelzin heraufzubeschwö- 
ren. Sie wollen ihm keinerlei Vor- 
wand dafür bieten, die Duma 
aufzulösen, was nach Ansicht der 
Opposition die politische Krise in 
Moskau zu früh zum Ausbruch 
bringen würde. 

Auch die starken Risse innerhalb 
des Regimes werden sich bis da- 
hin sicher erheblich vergrößert 
haben. Wie von einem Treffen des 
russischen Sicherheitsrats durch- 
sickerte, soll es zwischen Jelzin 
und Premierminister Viktor 
Tschernomyrdin zu einem hefti- 
gen Zusammenstoß gekommen 
sein. Tschernomyrdin soll den 
Krieg im Kaukasus als »reine mi- 
litärische Idiotie« bezeichnet ha- 
ben. 

Die durchgesickerten Informatio- 
nen über Tschernomyrdin sind 
mehr als glaubhaft. Er hat sich in 
keinster Weise zustimmend zu 
den militärischen Operationen in 
Tschetschenien geäußert, obwohl 
er während Jelzins längerer Ab- 
wesenheit den Vorsitz bei allen 
Sitzungen des russischen Sicher- 
heitsrats geführt hat, in denen es 
um den Krieg im Kaukasus ging. 
Jelzin hat das militärische Aben- 
teuer Tschetschenien als eine Art 
Präventivmaßnahme begonnen, 
um Zeit für seine Position zu ge- 
winnen. Angesichts des Trends 
gegen ihn, der sich durch das mi- 
litärische Debakel noch verstärkt, 
besteht seine einzige Zuflucht 
darin, den Krieg zu eskalieren, in- 
dem er Grosny dem Boden 
gleichmacht sowie einer Politik 
der verbrannten Erde im allge- 
meinen in Tschetschenien. 

Fast ein Drittel dertschetschenien 
Bevölkerung von 1,2 Millionen 
Menschen sind zu Flüchtlingen 
geworden. Den am 3. Januar von 
der russischen Einwanderungsbe- 
hörde veröffentlichten Statistiken 
zufolge waren mindestens 80000 
von Tschetschenien in die Repu- 
blik der Inguschen geflohen und 
weitere 30000 in die Region von 
Dagestan, nach Osten. 


4/1995 [®JODE 41 


Rußland 


Kein Ende in 


Sicht fü 


Ir 


Krieg und 
Wirtschafts- 


Chaos 


Nach fast drei Monaten, in denen das Jelzin-Regime im Krieg ge- 
gen die tschetschenische Republik schwere Verluste erlitten hat, 
verkündete die Regierung am 19. Januar in Moskau, daß die mi- 
litärische Phase der Operation mit der Inbesitznahme des Präsi- 
dentenpalastes in Grozny durch russische Streitkräfte vorüber 
sei. Ein Sprecher des tschetschenischen Führers, General Dzhok- 
har Dudayew, meinte jedoch am nächsten Tag, daß »der Krieg 
erst begonnen habe«, daß Rußland mit einem langen und bluti- 
gen Kampf in der gebirgigen Republik im Nordkaukasus rech- 


nen müsse. 


Wenn es für Präsident Boris Jel- 
zin schwer ist, die russischen 
Streitkräfte aus dem tschetscheni- 
schen Abenteuer herauszuziehen, 
von dem er fälschlicherweise an- 
genommen hat, daß es ein kurzer 
und erfolgreicher Feldzug werden 
würde, so wird es ihm noch weni- 
ger gelingen, der Katastrophe in 
Rußland zu entkommen: den 
Konsequenzen seiner Wirtschafts- 
politik. 


Der Krieg kostet 
Milliarden Rubel 


Beginnend mit der Bush-That- 
cher-Ara unter dem damaligen 
Premierminister Yegor Gaidar im 
Januar 1992 und weiter mit den 
verschiedensten Permutationen 
seit damals, ist Rußland den von 
den Professoren der London 
School of Economics, dem Har- 
vard Business School Ideologen 
Jeffrey Sachs und dem Internatio- 
nalen Währungsfonds vorge- 
schriebenen »Freimarkt«-For- 
meln gefolgt. Das Ergebnis ist der 
destruktive Aufruhr in der russi- 
schen Wirtschaft und Gesell- 
schaft, von denen kaleidoskopi- 
sche Veränderungen in den obe- 
ren politischen Ebenen seit Be- 
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ginn dieses Jahres nur ein Symp- 
tom sind. 

Der grundlegendste Bericht aus 
Rußland ist auch der vielsagend- 
ste: im Jahre 1994 starben in der 
russischen Föderation über eine 
Million Menschen mehr als gebo- 
ren wurden. Das war das vierte 
aufeinanderfolgende Jahr, in dem 
die Bevölkerung mit zunehmen- 
der Geschwindigkeit schrumpfte. 
Die Lebenserwartung der Männer 
fiel auf unter 59 Jahre; noch vor 
fünf Jahren lag sie bei 64 Jahren. 
Ab 20. Januar war eine Delega- 
tion des Internationalen Wäh- 
rungsfonds in Moskau, um die 
jüngste Zusage für mehr Gelder 
zu geben, eine Kreditzusage in 
Höhe von 6,25 Milliarden Dollar, 
die für noch strengere Sparmaß- 
nahmen, vor allem in der russi- 
schen Industrie, angeboten wer- 
den könnten. Sie warteten unge- 
duldig, während die Staats-Du- 
ma, das Unterhaus im Parlament, 
es ablehnte, eine zweite Lesung 
des Entwurfs für den Staatshaus- 
halt für 1995 anzuhören, der von 
der Regierung von Premiermini- 
ster Viktor Tschernomyrdin vor- 
gelegt worden war. 


Die Abstimmung ging mit 195 zu 
142 zugunsten einer zweiten Le- 


sung aus, doch es war eine abso- 
lute Mehrheit von 226 Abgeord- 
neten erforderlich. 


Die Regierung und die Duma de-. 


battierten Ausgaben in der Grö- 
Benordnung von 240,5 Billionen 
Rubel für das Jahr 1995; das sind 
70 bıs 76 Billionen Rubel - 18 bis 
19 Milliarden Dollar — mehr als 
die geplanten Regierungsein- 
nahmen. Am 12. Januar gab Jel- 
zin-Berater Aleksandr Liwschits 
zu, daß der Krieg in Tschetsche- 
nien in einem Monat 800 Milliar- 
den Rubel gekostet hat. 


Der Haushalt 
ein Bluff 


Das Abenteuer Tschetschenien 
war nicht notwendig gewesen, 
um den Haushaltsplan zu spren- 
gen. Sergei Glazyew, Vorsitzen- 
der des wirtschaftspolitischen 
Ausschusses der Duma und Chef 
der demokratischen Partei Ruß- 
lands, erläuterte auf einer Presse- 
konferenz am 18. Januar warum. 
Er meinte, daß eine zweite Le- 
sung des Haushaltsentwurfs im 
Parlament »absolut zwecklos« 
sei. 

»Es ist jetzt absolut klar«, sagte 
Glazyew, »daß viele Haushalts- 
voranschläge ein Bluff waren und 
wir haben davor gewarnt ... Die 
Ergebnisse des Jahres 1994 haben 
alle Befürchtungen vollständig 
bestätigt, die wir zu Beginn des 
Jahres 1994 im Zusammenhang 
mit der Annahme des vorherigen 
Regierungshaushalts zum Aus- 
druck gebracht haben, nämlich, 
den Produktionsrückgang von 
mehr als 20 Prozent, den wir im 
März letzten Jahres vorausgesagt 
haben. Vor dem Hintergrund die- 
ses Rückgangs von bis zu 20 Pro- 
zent war es unmöglich, eine ma- 
kroökonomische Stabilisierung 
zu erreichen.« 

Die Inflation lag in Rußland allein 
im Dezember 1994 bei 16 Pro- 
zent; das ist die höchste monatli- 
che Rate im ganzen Jahr, meinte 
Glazyew, doch »die Regierung 
macht hartnäckig weiterhin die 
gleichen Fehler. Sie hat erneut 
vorgeschlagen, daß wir uns auf 
die Erreichung kurzlebiger Ziele 
konzentrieren, das heißt, auf die 
Erreichung des Ziels einer Infla- 
tionsrate von zwei Prozent, die ei- 
nen Monatsdurchschnitt von 2,5 
bis drei Prozent nicht überschrei- 
ten sollte ...« 


»Selbst wenn alle Maßnahmen 
zur Begrenzung der Geldmenge 


ergriffen werden, kann die durch- 
schnittliche monatliche Infla- 
tionsrate nach unseren Schätzun- 
gen nicht unter 4,5 Prozent lie- 
gen. 


Die Opfer des 
Zusammenbruchs 


Dies wird durch viele Faktoren 
bestimmt, darunter die zuneh- 
menden inflationären Erwartun- 
gen im Zusammenhang mit den 
Ereignissen in Tschetschenien, 
der scheinbar zunehmenden Ko- 
steninflation, hervorgerufen durch 
die Liberalisierung des Außen- 
handels in den Energieressour- 
cen, der Aufhebung der Export- 
quoten für Ol, der erwarteten Sen- 
kung der Exportzölle unter das 
geplante Niveau. Der Anstieg der 
Kosteninflation ist unter solchen 
Bedingungen unvermeidlich.« 


Wegen dieser Fehlkalkulationen 
lagen die geschätzten Ausgaben 
im Haushalt 30 bis 40 Prozent un- 
ter dem eigentlichen Betrag, sagte 
Glazywew. 


Am 12. Januar überschritt der rus- 
sische Rubel die Grenze von 4000 
Rubel zu einem Dollar, dem frü- 
heren Rekordtief, das er am 
»Schwarzen Dienstag«, dem 11. 
Oktober letzten Jahres, erreicht 
hatte. Unterdessen gehören füh- 
rende russische Produktionsanla- 
gen zu den Opfern des Zusam- 
menbruchs. 


Am 17. Januar kündigte Moskaus 
berühmte Autofirma ZiL die 
Schließung aller 12 Werke an. Mit 
Schulden in Höhe von 420 Mil- 
liarden Rubel -— 110 Millionen 
Dollar - gegenüber dem Staat und 
den Lieferanten, hatte ZiL kein 
Geld mehr, um Teile einzukaufen. 
Nach der Privatisierung im Jahre 
1992 reduzierte ZiL seine Arbeit- 
nehmerschaft von 120000 Be- 
schäftigten auf 85000 Beschäf- 
tigte. Jetzt sagte Werksdirektor 
Valeri Saikin auf einer Presse- 
konferenz, wenn keine neuen 
Kredite gefunden werden, »müs- 
sen wir über eine Verstaatlichung 
des Werks sprechen«. 


Auf dem Kohlesektor berichtete 
Interfax am 17. Januar, daß die 
Regierung bereit sei, in den näch- 
sten fünf Jahren 80 unprofitable 
Kohleminen zu schließen. Damit 
würden 450000 von den 800000 
Arbeitsplätzen im Kohlebergbau 
wegfallen. Die Tageszeitung 
»Sewodnya« berichtete, daß die 


Weltbank die Schließung von 15 
bis 25 Kohleminen pro Jahr als 
Bedingung für ein Darlehen in 
Höhe von 500 Millionen Dollar 
fordere, um die Kohleindustrie 
»umzustrukturieren«. 


Politischer Aufruhr 
gegen Jelzins Regierung 


Glazyew, dessen demokratische 
Partei im Oktober letzten Jahres 
gegen die Regierung Tscherno- 
myrdin einen Mißtrauensantrag 
stellt, drängte auf seiner Presse- 
konferenz erneut darauf, daß die 
Regierung ausgetauscht wird, da 
sie »einen Kurs verfolgt, der für 
die Wirtschaft des Landes, für un- 
sere Bürger, für unsere Zukunft, 
für Rußland als Staat ... unheil- 
voll ist. Sie paßt, so meine ich, nur 
der Rohstoff-Lobby, die bei der 
Entscheidungsfindung der Regie- 
rung dominiert, und den ausländi- 
schen Investoren ... diejenigen, 
die mit Importen und Spekulatio- 
nen mit ausländischer Währung 
Geld machen.« Die demokrati- 
sche Partei Rußlands würde nicht 
wieder formell direkt einen Miß- 
trauensantrag stellen, sagte er. 


Jelzins eigene politische Autorität 
hat sich im Zusammenhang mit 
den Aktionen in Tschetschenien, 
gegen die das Oberkommando 
der Armee fast einstimmig war, 
ausgehöhlt. Doch die Opposition 
hat nichts unternommen, um Jel- 
zin selbst zu stürzen, scheinbar in 
der Hoffnung, dem russischen 
Zentrum in der gegenwärtigen, 
turbulenten Zeit das Chaos zu er- 
sparen. Als die Duma beispiels- 
weise am 11. Januar zusarmmen- 
kam, hat die Mehrheit der Zen- 


tristen, Nationalisten, Kommuni- °‘ 


sten und der Abgeordneten aus 
dem Agrarsektor nicht für Be- 
schlüsse gegen die Invasion in 
Tschetschenien gestimmt, die 
viele von ihnen verurteilt hatten. 


Die Erweiterung 
des Notstandes 


Ehemalige Gegner Jelzins sind 
entweder in der Regierung oder in 
das de facto Politbüro, den russi- 
schen Sicherheitsrat, aufgenom- 
men worden. Der erste Schritt in 
diese Richtung erfolgte bereits im 
November letzten Jahres, als ein 
Mitglied der Agrarpartei zum 
Landwirtschaftsminister gemacht 
wurde. Im Januar wurde der stell- 


“ vertretende Chef der kommunisti- 


schen Parteifraktion in der Duma 


Boris Jelzin hat Probleme mit dem harten Machtkampf im 
Kreml, den er kaum überstehen wird. 


— obwohl er nicht Mitglied der 
kommunistischen Partei als sol- 
cher ist —, Valentin Kovalyow, 
zum Justizminister ernannt. Dann 
wurde ein Jelzin-Erlaß heraus- 
gegeben, in dem Duma-Sprecher 
Ivan Rybkin und der Vorsitzende 
des Föderationsrats (Oberhaus), 
Wladimir Schumeiko, - ein Jel- 
zin-Gegner und ein Freund, der 
seine Streitigkeiten mit dem Prä- 
sidenten hatte — zu »permanenten 
Mitgliedern« im russischen Si- 
cherheitsrat ernannt. 


Doch es gab einen offenen Kampf 
um die Aktionen eines Regie- 
rungsvertreters, der zu stark auf 
Jelzins und Tschernomyrdins 
Versuch, sich bei dem Internatio- 
nalen Währungsfonds lieb Kind 
zu machen, einzuwirken ver- 
suchte. Wladimir Polewanew 
wurde am 20. Januar als Minister 
für Staatseigentum, der mit der 
Privatisierung der Industrie be- 
auftragt war, gefeuert. In einem 
Schreiben an Tschernomyrdin 
hatte Polewanew seinen Vorgän- 
ger, Anatoli Chubais, beschul- 
dig, »Großunternehmen für 


nichts verkauft zu haben« und 
»eine verschleierte Intervention 
durch ausländisches Kapital mit 
dem Ziel der Untergrabung der 
Wirtschaft und Verteidigung des 
Landes zugelassen zu haben«. 
Polewanew verbot den IWF-Ver- 
tretern den Besuch seines Mini- 
steriums. Selbst nach seiner Ent- 
lassung berichteten Moskauer 
Quellen, daß Polewanew noch in 
der Kontrollkommission zur 
Überwachung der Ministerien sit- 
zen würde. 


Nach ihrem Treffen am 11. Januar 
verkündete ein innerer Kern des 
erweiterten Sicherheitsrats die Ei- 
nigung über etwas, was einer 
schrittweisen Erweiterung des 
Notstands über das ganze Land 
gleichkommen würde. Das war 
eine Entscheidung zur Entwaff- 
nung der »illegalen bewaffneten 
Formation« in ganz Rußland; sie 
wurde von Jelzin, Tschernomyr- 
din und den beiden neuen Sicher- 
heitsratsmitgliedern - Rybkin und 
Schumeiko - getroffen. 


Nach dem Treffen benutzte Schu- 


meiko die gleichen Formulie- 
rungen, die auch zur Rechtferti- 
gung der Operation Tschetsche- 
nien herangezogen worden wa- 
ren: »Wir haben eine Entschei- 
dung getroffen, die sofortige Ent- 
waffnung illegaler bewaffneter 
Formationen in ganz Rußland zu 
beginnen, weil Wacheinheiten 
mit kommerziellen Strukturen 
stark zugenommen haben, nicht 
nur in der Republik Tschetsche- 
nien, sondern auch in Moskau, 
St. Petersburg und in anderen 
Regionen.« 


In Moskau haben Bürger in den 
Straßen seit Beginn der Operation 
in Tschetschenien verstärkte Pa- 
trouillen durch Militäreinheiten 
des Innenministeriums festge- 
stellt. 


In dem Treffen des Sicherheits- 
rats am 11. Januar wurde auch in 
Erwägung gezogen, Verteidi- 
gungsminister Pawel Gratchow 
jegliche Machtbefugnis über den 
Generalstab der bewaffneten 
Streitkräfte zu versagen und diese 
Gruppe Jelzin direkt zu unterstel- 
len. Nachdem dies von den Me- 
dien als fester Entschluß fehlin- 
terpretiert worden war, wurde es 
von Jelzins Sprecher Kostikow 
dementiert und General Kolesni- 
kow vom Generalstab brachte im 
Radio sein Erstaunen über diese 
Meldungen zum Ausdruck. Schon 
allein das Auftauchen einer sol- 
chen Diskussion zeugt von dem 
harten Machtkampf unter den po- 
litischen Kräften, die versuchen, 
sich beim Militär und beim Gene- 
ralstab beliebt zu machen. 


Am 17. Januar charakterisierte 
Andranik Migranyan, Mitglied 
von Jelzins Präsidentschaftsrat, in 
der Tageszeitung »Nezavisimaya 
Gazeta« die gegenwärtige Phase 
in der russischen Politik als einen 
Krieg »aller gegen alle« unter den 
Finanzgruppen und politischen 
Gruppierungen vor dem Hinter- 
grund einer großen politischen 
und wirtschaftlichen Krise. Keine 
Institution kann Stabilität für 
Rußland garantieren, schrieb 
Migranyan, wenn nicht bestimm- 
te politische Tabus überwunden 
werden — was die Aktion in 
Tschetschenien ermöglichen soll- 
te! Dann könnte die Armee dazu 
benutzt werden, die Einheit des 
Staates zu retten und das Schuld- 
gefühl wegen der imperialen Ver- 
gangenheit könnte überwunden 
werden, so daß die Basis für eine 
Wiederherstellung des Imperiums 
geschaffen wird. oO 
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Rußland 


Das Ende des 
Regimes von 


Boris Jelzin 


Das Regime von Boris Jelzin in Rußland, das im Jahre 1991 be- 
gann, ist in einen Zerfallsprozeß eingetreten. Das klinische 
Symptom eines sich rasch nähernden Endes des Regimes und der 
wirtschaftlich ruinösen »Reformen«, die es durchgeführt hat, ist 
die zunehmende Loslösung des Präsidenten von jedem Kontakt 
mit der Realität der russischen Krise. 


Das Regime überlebt derzeit le- 
diglich deshalb, weil keine politi- 
sche Opposition vorhanden ist, 
die die Regierung kurzfristig er- 
setzen könnte. Der zivilen politi- 
schen Opposition fehlt der Zu- 
sammenhalt und die Einheit. 


Doch durch den ungehemmten 
wirtschaftlichen Zusammenbruch 
und die geistige Verfassung des 
Präsidenten ist die Frage der Her- 
stellung einer Post-Jelzin-Ord- 
nung für weite Bereiche der poli- 
tischen Klasse dringlich gewor- 
den. 


Jelzin und der 
Atomköter 


Jelzins Geistesverfassung beun- 
ruhigt auch die westlichen Re- 
gierungen, da Rußland trotz all 
seiner Probleme eine atomare Su- 
permacht bleibt. Dies wurde wäh- 
rend eines Besuchs Jelzins in der 
Stadt Lipetsk am 26. Januar nur 
allzu deutlich, als der Präsident 
auf den danebengegangenen Start 
eines norwegischen Wettersatelli- 
ten reagierte, indem er erklärte, er 
sei als Reaktion darauf »bereit 
gewesen, den atomaren Akten- 
koffer zu aktivieren«. 


Weiter bezeichnete er die Panne 
absurderweise als einen Versuch, 
Rußlands militärische Bereit- 
schaft zu »testen«. Der bizarre 
Zwischenfall zwang viele in den 
westlichen Regierungen dazu, ei- 
ne längst überfällige, erneute 
Würdigung der »Konsensus«-Po- 
litik uneingeschränkter Unterstüt- 
zung für Jelzin und die »Refor- 
men« loszulassen. 
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Boris Jelzin sucht in der rus- 
sischen Provinz Ablenkung 
vom unglücklichen Krieg in 
Tschetschenien. 


Der Vorfall mit dem »atomaren 
Aktenkoffer« war keine Verir- 
rung. Der Besuch in Lipetsk de- 
monstrierte wieder und wieder 
das Muster der Unrealität. Der 
Besuch ist von Jelzins Kamerilla 
organisiert worden, um. dem 
»Zar« die Scheinwelt des »Po- 
temkinschen Dorfes« zu zeigen. 
Jelzin besuchte zwei Fabriken, ei- 
ne Wurstfabrik und ein Stahl- 
werk, beides Anomalien im heuti- 
gen Rußland, da sie immer noch 
voll ausgelastet sind. 


Ablenkungen von 
Ablenkungen 


In der Art und Weise, die an die 
kommunistische Ära erinnert, 
waren die Läden plötzlich auf 
wundersame Weise gefüllt mit 
Fleisch, Geflügel und Fisch. 


»Zar« Boris sah das »Potemkin- 
sche Dorf« Lipetsk und verkün- 
dete, daß alle seine Untertanen 
glücklich seien. Bei der Besichti- 
gung der Wurstfabrik erklärte er: 
»Im allgemeinen sind die Men- 
schen in guter Stimmung. Keine 
Slogans, kein Extremismus, keine 
Angriffe.« 


Weitere Einsichten in Jelzins 
schwachen Geisteszustand wur- 
den von seinem Pressesprecher 
Wyacheslaw Kostikow vermit- 
telt. Kostikow sagte, die Reise 
nach Lipetsk sei für Jelzin eine 
Ablenkung vom Krieg in Tschet- 
schenien gewesen und er bestätig- 
te den Eindruck des Präsidenten, 
daß beim russischen Volk alles in 
Ordnung ist: 


»In der letzten Zeit hat sich alles 
auf Tschetschenien konzentriert. 
Obwohl die Ereignisse dort sehr 
ernst und dramatisch sind, ist es 
wichtig, das Rußland der arbei- 
tenden Bevölkerung zu zeigen, 
und daß die Mehrheit des Landes 
stabil und ruhig ist, wo die Men- 
schen normal und ohne Gewalt 
leben.« 


Während der Krieg in Tschet- 
schenien selbst für Jelzin eine Ab- 
lenkung und Flucht nach vorn 
war, befindet sich der Präsident 
nun in einem psychologischen 
Zustand, in dem er Ablenkungen 
schafft, um sich von den Ablen- 
kungen abzulenken. In Ankündi- 
gung von mehr solcher Spektakel, 
sagte Jelzin, daß die Reise nach 
Lipetsk der Beginn von monatli- 
chen Ausflügen in die Provinzen 
sei. 


Der Krieg in 
Tschetschenien 


Rußland zahlt bereits einen unge- 
heuren Preis für Jelzin und den 
Irrsinn seiner Kamarilla. Wie der 
Krieg in Tschetschenien zeigt, ist 
diese Gruppe bereit, alles zu tun, 
auch ein Massenblutbad, um Zeit 
zu gewinnen, damit der Unter- 
gang noch nicht stattfindet. Das 
Töten und die Zerstörung in 
Tschetschenien übersteigen nach 
nur sieben Wochen alles, was es 
auf dem europäischen Kriegs- 
schauplatz seit dem Zweiten 
Weltkrieg gegeben hat. 


Relativ zuverlässigen Schätzun- 
gen der KSZE-Nachfolgeorgani- 
sation, OSCE, zufolge, die in 
Tschetschenien Beobachtungs- 
teams hat, sind im Dezember und 


Januar ungefähr 40.000 bis 
50.000 Zivilisten getötet worden. 
In der tschetschenischen Haupt- 
stadt Grozny, wo die Zerstörung 
die Größenordnung des Zweiten 
Weltkriegs erreicht hat, sind bis 
zu 30.000 Zivilisten getötet wor- 
den. Selbst wenn man davon 
ausgeht, daß die Zahlen etwas 
übertrieben sind, wurden bisher 
in Grozny mehr als doppelt so 
viele Zivilisten getötet als in der 
bosnischen Hauptstadt Sarajewo 
in fast drei Jahren Krieg. Außer- 
dem sind rund 5000 bewaffnete 
tschetschenische Jagdflugzeuge 
abgeschossen und zwischen 2000 
und 3000 russische Soldaten ge- 
tötet worden. 


Noch dazu hat der Krieg in 
Tschetschenien erst begonnen. 
Am 1. Februar war der russischen 
Armee noch nicht einmal die voll- 
ständige Eroberung von Grozny 
gelungen. Sie hatte erst ungefähr 
60 Prozent der Stadt eingenom- 
men. Einer der russischen Kom- 
mandeure in Grozny, Generalma- 
jor Iwan Babichew, erklärte am 
30. Januar, daß der Krieg noch ei- 
ne ganze Weile dauern werde. Er 
machte auch dringend auf die Tat- 
sache aufmerksam, daß die hohe 
Anzahl an Menschenleben, die 
der Krieg koste, nicht »nur« auf 
Kugeln, Granaten und Bomben 
zurückzuführen sei. 

General Babichew verurteilte die 
grenzenlose Unmenschlichkeit 
der Moskauer Regierung, die auf 
seine wiederholten und dringen- 
den Bitten um Lebensmittel, 
Medikamente, Decken und Ob- 
dach für die hilflosen Zivilisten 
niemals reagiert hat. Babichew 
meinte, daß die schätzungsweise 
150.000 in Grozny eingeschlos- 
senen Zivilisten, die kein Wasser, 
keine Lebensmittel, keinen Strom 
und keine Heizung haben, wegen 
der »Tausende« von Leichen, die 
in den Straßen und in dem Schutt 
vermodern, jetzt der Gefahr dro- 
hender Epidemien ausgesetzt sind. 


Zu dem Zorn beim Militär und 
vielen anderen in Rußland kommt 
noch die Tatsache hinzu, daß es 
auch bei den meisten dieser Zivi- 
listen um ethnische Russen han- 
delt. Viele von Groznys tschet- 
schenischen Zivilisten hatten Ver- 
wandte, die anderswo in Tschet- 
schenien lebten und zu denen sie 
geflohen sind und die sie in ihren 
Dörfern aufnahmen. Die meisten 
ethnischen Russen in Grozny hat- 
ten nicht eine solche Zuflucht und 
blieben während der Kämpfe in 
Grozny. 


Bosnien 


Der Krieg 
auf dem 
Balkan vor 
einer Wende 


Der britische Unprofor-Befehlshaber, Sir Michael Rose, ist am 
25. Januar abgelöst worden, der Krieg jedoch geht wahrschein- 
lich in eine neue Phase. Der »politische« General Rose war im- 
mer ein williges Werkzeug des Außenministeriums in London 
gewesen. Im vergangenen Jahr benutzten er und das Außenmini- 
sterium jedes ihnen zur Verfügung stehende Mittel, um die Ge- 
winne der Serben in Bosnien und Kroatien zu konsolidieren. Ab- 
gesehen von taktischen Konzessionen sollten die Regierungen 
von Bosnien-Herzegowina, Kroatien, den Vereinigten Staaten 
und Deutschland dazu gezwungen werden, die Erorberungen der 
Serben im wesentlichen zu akzeptieren. So dann sollte mit Unter- 
stützung Frankreichs und Rußlands die durch diesen Aggres- 
sionskrieg herbeigeführte Realität offiziell als »Großserbien« 


anerkannt werden. 


Mit diesem strategischen Ziel vor 
Augen hat London seit dem Jahre 
1991 eine wahrlich unglaubliche 
Diplomatie von Lügen und Täu- 
schung in Bezug auf den Krieg in 
Bosnien-Herzegowina und in 
Kroatien inszeniert: in Fließ- 
band-Manier wurden den Serben 
scheinbare »Resolution«, »UI- 
timaten«, »letzte Chancen« und 
»Drohungen« präsentiert, von de- 
nen nicht eine einzige ernstzuneh- 
men war. Es wurde behauptet, daß 
es verboten sei, Nachschub der 
Serben in das von den Serben be- 
setzte Bosnien zu bringen, ob- 
wohl das Gegenteil der Fall war. 
Rose kündigte der Weltpresse 
Dutzende von »Waffenstillstän- 
den« an, obwohl er ganz genau 
wußte, daß die serbische Seite nie 
auch nur im Traum daran gedacht, 
auch nur einen einzigen von ihnen 
einzuhalten. 


Bosnien hat nicht 
kapituliert 


Und während der serbischen Mi- 
litäroperationen in Bosnien - in 
Bihac beispielsweise — wurde al- 
les getan, um zu vermeiden, daß 
ihre Offensive gestoppt oder be- 


5 hindert wird. Auch dabei hat sich 


wieder General Rose hervorge- 
tan. Während der Offensive der 
Serben gegen Bihac versucht 
London es der Regierung Clinton, 
den Deutschen und der Weltöf- 
fentlichkeit einzuhämmern, daß 
die bosnische Regierung »schließ- 
lich den Krieg verloren hat« und 
»sich damit abfinden müßte, daß 
sie besiegt ist«. Die bosnische 
Regierung, sagte London, muß 
die Aufteilung des Landes auf der 


Basis der von den Serben ge- 


schaffenen »militärischen Reali- 
täten« und somit ihre eigene Li- 
quidierung als souveräner Staat 
akzeptieren. 

Doch die bosnische Regierung 
hat nicht kapituliert. Trotz des 
Waffenembargos, das die Briten 
energisch durchgesetzt haben, 
nahm die Stärke der bosnischen 
Armee von Tag zu Tag zu. Finan- 
zielle Ressourcen, Waffen und 
Material flossen trotz des offiziel- 
len Embargos nach Bosnien, so 
daß damit zu rechnen ist, daß der 
Druck der bosnischen Armee ge- 
gen die Serben entlang der 2000 
Kilometer langen Front bis zum 
Frühjahr erheblich zunehmen 
wird. Im Jahre 1995 wird es für 
die Serben zunehmend schwerer 
werden, sich die Früchte ihrer 
Aggression zu erhalten. 


Dies scheint der Hintergrund für 
die zunehmende Wahrscheinlich- 
keit zu sein, daß sich die Unpro- 
for-Truppen zurückziehen wer- 
den. NATO-Vorbereitungen für 
einen Abzug der Unprofor sind 
bereits voll im Gange. General 
Smith, Roses britischer Nach- 
folger, und der neue französische 
Unprofor-Befehlshaber, sind »mi- 
litärische Pragmatiker«, deren 
bisherige Karrieren sich auf Mili- 
täroperationen konzentriert ha- 
ben. Es kann gut sein, daß die Bri- 
ten — um ihr Gesicht zu wahren - 
die einseitige Aufhebung des 
Waffenembargos durch die Verei- 
nigten Staaten als Entschuldigung 
für den Rückzug benutzen wer- 
den, doch wie immer die Ent- 
schuldigung ausfallen wird, der 
Abzug der Unprofor scheint nur 
eine Frage der Zeit. 


Rückzug der Unprofor 
scheint sicher 


Auf internationaler Ebene scheint 
die britische Regierung erkannt 
zu haben, daß die Geduld der 
US-Regierung mit der britischen 
Balkanpolitik zu Ende ist. Anfang 
des Jahres 1994 intervenierte die 
Regierung Clinton, um dem Bru- 
derkrieg zwischen Moslems und 
Kroaten ein Ende zu setzen. Im 
vergangenen Herbst beendeten 
die Vereinigten Staaten ihre Zu- 
sammenarbeit mit Großbritan- 
nien in Geheimdienstangelegen- 
heiten bezüglich des Balkans. 


Im US-Kongreß stimmte eine un- 
parteiische Mehrheit für die Auf- 
hebung des Waffenembargos und 
den Abzug von Unprofor aus 
Bosnien. Diese Haltung der Ame- 
rikaner färbt natürlich auch die 
Position Deutschlands. Außer- 
dem kann die britische Regierung 
nicht mehr länger darauf zählen, 
daß sie in der Lage ist, die »russi- 
sche Karte« zu spielen. 


Rußland, das Serbien unterstützt 
und sich damit London und Paris 
angeschlossen hat, ist in seine 
eigene, eskalierende tödliche Kri- 
se verwickelt und seine Fähigkeit, 
auf dem Balkan kraftvoll zu 
agieren, schwindet. 


Falls der Rückzug der Unprofor- 
Truppen beginnt, muß man auch 
damit rechnen, daß dies durch 
deutsche Militäreinheiten unter- 
stützt wird, die als Teil der NATO 
agieren, und daß deutsche Solda- 
ten leicht zur Zielscheibe für ser- 
bische Militäraktionen werden. 


Die Londoner Balkanpolitik ziel- 
te seit dem Jahre 1989 in der Tat 
auf ein Großserbien als geopoliti- 
sches Gegengewicht in Südeuro- 
pa gegen Deutschland im Norden 
ab. London wird deshalb zweifel- 
los versuchen, Deutschland zu 
destabilisieren, indem es sich 
mögliche Verluste unter den deut- 
schen Soldaten, die an der Rück- 
zugsoperation beteiligt sind, zu- 
nutzemacht. Dies erinnert an die 
»Freundschaft zwischen Män- 
nern und Soldaten«, die General 
Rose mit dem serbischen General 
Mladic vereint. 


Tudjmans Spiel 
mit Milosevic 


Anfang Januar beschloß der kroa- 
tische Präsident Franjo Tudjman 
den Rückzug der in Kroatien sta- 
tionierten Unprofor-Truppen zu 
fordern. Diese Entscheidung ba- 
sierte sehr wahrscheinlich auf der 
Tatsache, daß Tudjman weiß, daß 
ein Rückzug aus Bosnien mit ei- 
nem solchen Rückzug aus Kroa- 
tien mehr oder weniger kombi- 
niert werden könnte. Jetzt ver- 
sucht Tudjman reine Rhetorik 
und Propaganda zu benutzen, um 
diesen Rückzug als das Produkt 
seiner »verantwortungsvollen Na- 
tionalpolitik« zu charakterisieren, 
so daß er im Inland politisch an 
Boden gewinnen kann. 

Von allen Seiten werden Befürch- 
tungen geäußert, daß der Rück- 
zug von Unprofor aus Kroatien 
die Gefahr eines neuen Kriegs 
zwischen Serbien und Kroatien 
heraufbeschwören könnte. Das ist 
sicher nicht Tudjmans Plan. Im 
November/Dezember 1994 ließ 
er zu, daß die serbischen Einhei- 
ten von den besetzten Regionen in 
Kroatien aus wieder neu aufge- 
stellt werden, um Bihac in Bos- 
nien anzugreifen. Damals wäre es 
möglich gewesen, die besetzten 
kroatischen Regionen ohne große 
Verluste militärisch wieder zu- 
rückzuholen und so der bosni- 
schen Armee in Bihac eine echte 
Unterstützung zu geben. Nichts 
dergleichen ist passiert. Die kroa- 
tischen Kampftruppen mußten 
sich ruhig verhalten, während 
Präsident Tudjman nach Südame- 
rika reiste. 

Tudjman tat auch alles, damit in 
Bosnien keine effektive militäri- 
sche Kooperation zwischen der 
Regierungsarmee und den kroa- 
tisch-bosnischen Einheiten zu- 
standekam. Mit dem Hinweis auf 
angebliche »moslemisch-funda- 
mentalistische« Tendenzen torpe- 
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Bosnien 


Der Krieg 
auf dem 
Balkan vor 
einer Wende 


dierte Tudjman auch die politi- 
sche Erfüllung der »Washingto- 
ner Verträge« zwischen Moslems 
und Kroaten in Bosnien und blok- 
kierte eine Kooperation zwischen 
Kroatien und Bosnien-Herze- 
gowina. 


Tudjmans wichtigstes strategi- 
sches Ziel ist es, sich mit dem 
Belgrader Diktator Slobodan Mi- 
losevic zu einigen. Bei einem sol- 
chen »Handel« scheint Tudjman 
bereit zu sein, einen Teil des be- 
setzten kroatischen Territoriums 
abzuschreiben. Im »Gegenzug« 
würden andere besetzte Gebiete 
in Westslowenien, Mittelkroatien 
und Dalmatien wieder unter kroa- 
tische Kontrolle kommen. Tudj- 
man führt die »Normalisierung« 
der kroatisch-serbischen Bezie- 
hungen als Grundlage für eine 
solche Vereinbarung ins Rennen. 
Er spricht von einer »Skandina- 
visierung« des Ex-Jugoslawien 
und scheint zu glauben, daß die 
Krise in Rußland sowie der Rück- 
zug von Unprofor Belgrad dazu 
bringen würde, Geschäfte mit 
ihm zu machen. 


Kroatische 
Innenpolitik 


Zu einem solchen »Handel« zwi- 
schen Milosevic und Tudjman 
würde auch die Teilung Bosnien- 
Herzegowinas gehören. Tudjman 
hat die Washingtoner Verträge 
nur sehr widerwillig und nur unter 
massivem amerikanischem Druck 
gebilligt und bisher, wie oben 
erwähnt, ihre Durchsetzung 
blockiert. Er würde nicht zögern, 
der bosnischen Regierung in Sa- 
rajewo in den Rücken zu fallen. 


Offensichtlich weiß Bosnien, daß 
die »ruhige Diplomatie« zwi- 
schen Zagreb und Belgrad volle 
Kraft voraus läuft. Die kroatisch- 
moslemischen Spannungen ha- 
ben demzufolge zugenommen. Es 
ist nicht auszuschließen, daß be- 
stimmte Gruppen in Sarajewo 
versuchen, ihre eigenen Abma- 
chungen mit Milosevic zu treffen; 
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natürlich sind die Aussichten dar- 
auf nicht sehr vielversprechend. 
In Kroatien gerät Tudjman zuneh- 
mend unter Druck. Die wirt- 
schaftlichen Bedingungen wer- 
den immer schlechter, wie sich in 
der jüngsten Streikwelle zeigt und 
wegen der Auflagen des Interna- 
tionalen Währungsfonds werden 
sich die Auswirkungen auf die 
kroatische Wirtschafts- und So- 
zialpolitik immer weiter ver- 
schlechtern. 

Die politische Unzufriedenheit 
nimmt ebenfalls zu. Ein Drittel 
von Kroatien ist besetzt und die 
Zahl der Flüchtlinge liegt bei 
100000, was die politische und 
wirtschaftliche »Normalisierung« 
unmöglich macht. Die katholi- 
sche Kirche, Kroatiens wichtigste 
Institution, hat das Tudjman-Re- 
gime lange »aktiv toleriert«, doch 
das könnte sich ändern. Bereits 
im Jahre 1994 kam es in Tudj- 
mans HDZ-Partei zu wachsenden 
Unruhen und starken Rissen, die 
Tudjman noch kitten konnte. 


Auch ist die Geduld innerhalb der 
kroatischen bewaffneten Streit- 
kräfte nicht unbegrenzt. Nach au- 
Ben hin erscheinen die bewaffne- 
ten Streitkräfte noch ruhig, doch 
die schärfer werdenden Angriffe 
durch hochrangige Ex-Militärs 
auf Tudjmans Politik spiegeln die 
tatsächliche politische Stimmung 
der Armee wider. 

Von besonderem Interesse sind 
die militärpolitischen Analysen 
des früheren Verteidigungsmini- 
sters Martin Spegelj, einem 
Hauptinitiator der bosnisch-kroa- 
tischen Allianz: Nur durch die po- 
litische und militärische Bedeu- 
tung dieser Allianz, nicht durch 
diplomatische Manöver und Kuh- 
handel kann das Regime Milose- 
vic und dessen Handlanger in 
Bosnien und Kroatien zur Aufga- 
be gezwungen werden. Ähnliche 
Positionen werden von den Gene- 
rälen Gorinsek und Jelic vertre- 
ten; ihnen und Spegelj verdankt 
Kroatien seine Unabhängigkeit 
im Jahre 1991. 


Die vom ehemaligen Außenmini- 
ster Zvonimir Separovic ange- 
führte Libertas-Bewegung steht 
im Mittelpunkt der politischen 
Opposition in Kroatien. Der 
Druck von der Opposition macht 
Tudjman zunehmend gereizt, was 
sich darin zeigt, daß er versucht, 
seine bereits umfassende Kon- 
trolle über die Medien zu ver- 
stärken. Die Opposition sieht sich 
immer mehr Drohungen und Ein- 
schüchterungen ausgesetzt. 


Algerien 


Der Krieg 
könnte zu 


einem 


raschen Ende 
kommen 


Als angebliche algerische Terroristen an Weihnachten eine dra- 
matische Entführung einer Air France-Maschine inszenierten, 
verbreitete die internationale Presse die Nachricht, daß sich der 
algerische Bürgerkrieg auf Europa ausgeweitet habe. Sicher- 
heitsvertreter sagten voraus, daß der »islamische Terrorismus« 
bald in Frankreich und Deutschland bekannt werden würde. 
Leitartikler behaupteten, der von Samuel Huntington propa- 
gierte »Konflikt der Zivilisationen« habe begonnen, und daß sich 
das ganze christliche Europa bald im Visier der Maschinenge- 
wehre der islamischen »Fundamentalisten« befände. 


Der Presseschwall erreichte para- 
doxerweise um den 9. Januar sei- 
nen Höhepunkt - kurz bevor eine 
Initiative ganz entgegengesetzter 
Natur in Rom in Gang kam. Dank 
dieser Initiative besteht Anlaß zur 
Zuversicht, daß der algerische 
Bürgerkrieg, in dem bis zu tau- 
send Menschen pro Woche ster- 
ben, bald zu einem Ende gebracht 
werden und eine politische Lö- 
sung für das Land gefunden wer- 
den könnte. Ob diese optimisti- 
sche Perspektive verwirklicht 
werden kann oder nicht, hängt da- 


- von ab, wie die algerische und die 


französische Regierung auf die 
unerwartete Wende der Ereignis- 
se innerhalb der algerischen Op- 
position reagieren. Die Aktionen 
des Weißen Hauses und der inter- 
nationalen Finanzinstitutionen wer- 
den ebenfalls einen direkten Ein- 
fluß auf das Ergebnis der Kämpfe 
in Algier haben. 


Die Friedenplattform 
in Rom 


In der zweiten Januarwoche ha- 
ben sich führende Vertreter der al- 
gerischen Opposition zum zwei- 
ten Mal in einem Monat in Rom 
getroffen, um zu versuchen, einen 


Ausweg für ihr Land zu finden. 
Einberufen durch die katholische, 
weltliche Vereinigung Comunitä 
di Sant’Egidio (Gemeinde von 
Sankt Egidius) kamen zusam- 
men: Ahmed Ben Bella, erster 
Präsident des unabhängigen Al- 
gerien, jetzt Chef der Bewegung 
für Demokratie in Algerien; Ho- 
cine Ait Ahmed, Chef der Front 
der Sozialistischen Kräfte (FFS); 
der Generalsekretär der Nationa- 
len Befreiungsfront (FLN), Ab- 
delhamid Mehri; und der Chef der 
Menschenrechtsliga, Ali Yahia, 
der auch der Anwalt der beiden 
Führer der islamischen Heilsfront 
(FIS), Ali Belhadj und Abassi 
Madani, ist, die sich unter Haus- 
arrest befinden. 


Einem Bericht in »Liberation« 
vom 9. Januar zufolge haben sich 
Madani und Belhadj mit dem 
FLN-Führer Abdelhamid Mehri 
und Ali Yahia getroffen, bevor 
letztere nach Rom reisten. Die 
FIS-Führer sollen zu dem Treffen 
angeblich ein Dokument mit den 
Bedingungen für die Verhandlun- 
gen mit der Regierung geschickt 
haben. Offizieller Vertreter der 
FIS war der in den USA lebende 
Anwar Haddam von der parla- 
mentarischen Gruppe der FIS, 
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während das in Deutschland im 
Exil lebende Vorstandsmitglied 
der FIS, Rebah Kebir, nicht die 
Genehmigung zur Reise nach 
Rom bekommen hat. 


In der »Friedensplattform«, die 
die Gruppe am 12. Januar prä- 
sentierte, wurden die Bedingun- 
gen für eine militärische Waffen- 
ruhe genannt. An erster Stelle 
steht dabei dem Anwalt Ali Yahia 
zufolge, daß es »allen Führern des 
politischen und militärischen Flü- 
gels der FIS, die in Algerien im 
Gefängnis sitzen oder sich im Un- 
tergrund befinden, erlaubt werden 
muß, sich zu treffen«. Diese For- 
derung, die die FIS wiederholt ge- 
stellt hat, ist »unerläßlich«, erläu- 
terte Yahia, »damit morgen nie- 
mand bei der islamischen Front 
sagen kann, daß er nicht infor- 
miert, nicht an der Entscheidung 
beteiligt war und sich deshalb 
nicht verpflichtet fühlt; nur so 
wird eine Waffenruhe mehr sein 
als ein Stück Papier«. Die zweite 
Bedingung sieht eine »Über- 
gangsperiode« vor, in der Vertre- 
ter der Regierung und der Opposi- 
tion die Angelegenheiten führen, 
»ım den Wahlprozeß wieder 
aufzugreifen, der durch den 
Staatsstreich vom 11. Januar 1992 
unterbrochen worden war« — so 
Yahia. Schließlich forderte die 
Opposition die Gründung einer 
unabhängigen Untersuchungskom- 
mission, um die Gewaltakte in 
Algerien zu untersuchen. 


Konsolidierung einer 
politischen Front 


In der Plattform wurden auch die 
folgenden Prinzipien. festgelegt: 
»Garantie der territorialen Inte- 
grität und der Souveränität der 
Bevölkerung, Demokratie und 
Machtwechsel, Ablehnung von 
Gewalt als Kampfmethode, um 
an die Macht zu gelangen und 
Achtung vor den ethnischen und 
linguistischen Minderheiten« - so 
hieß es in der italienischen Tages- 
zeitung »La Repubblica« vom 
11. Januar. 


Zum ersten Mal haben sich die al- 
gerischen Oppositionsführer auf 
eine gemeinsame Plattform ge- 
einigt, die Prinzipien und Aktio- 
nen aufzeigt, die keinesfalls als 


© extremistisch bezeichnet werden 


können. Die Konsolidierung ei- 
ner politischen Front in Rom hat 
den Spalt zwischen der FIS und 
der bewaffneten islamischen 


- Gruppe (GIA) noch vergrößert; 


die GIA wird für einen Großteil 
der Gewalt in Algerien verant- 
wortlich gemacht. 


Die FIS hat die Entführung der 
Air France Maschine rasch de- 
nunziert und sich davon distan- 
ziert und sich lauthals gegen die 
Ermordung von Ausländern, das 
Töten von Zivilisten - »ungeach- 
tet ihrer politischen Einstellung 
oder ihrer Religion und ungeach- 
tet dessen, wer für solche Taten 
verantwortlich ist« — und die Ter- 
rordrohungen gegen ausländische 
Botschaften in Algerien ausge- 
sprochen. 


Die GIA hat die FIS aufgrund der 
Tatsache, daß die politische Be- 
wegung eine Verhandlungslösung 
für den Krieg anstrebt, als »Kol- 
laborateure« gebrandmarkt. 


Der Islam-Experte Gilles Kepel 
wird im »Spiegel« wie folgt zi- 
tiert: »Die FIS-Führer im Gefäng- 
nis oder im Exil im Ausland ha- 
ben keinen Einfluß mehr auf 
solch radikale Gruppen wie die 
GIA.« Ein unter einem Pseudo- 
nym interviewter GIA-Sprecher 
sagte zum »Spiegel«: »Die FIS ist 
gescheitert, sie ist zersplittert und 
nach unseren Informationen ist 
sie bereit, mit den Kriminellen in 
Uniform zu verhandeln.« 


»Wenn die FIS das Treffen ihrer 
politischen und militärischen 
Führung einberufen darf, wie es 
in der Plattform von Rom ver- 
langt wird, wird dies der FIS er- 
möglichen, einen Waffenstill- 
stand zu arrangieren; jene Ele- 
mente, wie die GIA, die nicht un- 
ter der politischen Kontrolle der 
FIS stehen, werden dadurch iso- 
liert und als separate, bandenähn- 
liche Unternehmung enthüllt, die 
von korrupten Elementen im al- 
gerischen und französischen Ge- 
heimdienst manipuliert wird.« 


Die Regierung Zeroual 
muß reagieren 


Damit fällt der Ball direkt in das 
Tor der algerischen Militärregie- 
rung. Die erste Reaktion des alge- 
rischen Regimes bestand darin, 
die Gespräche mit den Worten ih- 
res Botschafterss in Rom als 
»zweideutiges Treffen« zu de- 
nunzieren, »das zur Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten 
des Landes aufhetzt«. Obwohl sie 
sich offiziell zum Dialog »auf al- 
gerischem Boden« verpflichtet 
hat, hat die Regierung Zeroual im 


November letzten Jahres die Kon- 
takte zur Opposition abgebro- 
chen. 


Die algerische Presse hat die 
Rom-Initiative und ihre Sponso- 
ren unter strikter Regierungskon- 
trolle heftig attackiert. Das Regie- 
rungsblatt »El Moujahid« be- 
zeichnete die Gemeinde von 
Sankt Egidius als ein »trojani- 
sches Pferd der Einmischung und 
Konspiration«. Wie das schon 
während der ersten Gespräche in 
Rom im November der Fall war, 
protestierte die algerische Regie- 
rung auch gegen die italienische 
Regierung und den Vatikan, von 
denen sie annahm, daß sie die Ini- 
tiative hinter den Kulissen unter- 
stützen. 


Die Position des italienischen Au- 
Benministeriums war, daß sie das 
souveräne Recht besitzt, jederzeit 
beliebige Treffen zu organisieren, 
die sie für angemessen hält. Ob- 
wohl der Sprecher des Vatikan, 
Navarro Valls, in Außerungen ge- 
genüber der Presse gemeint hat, 
die Gemeinde von Sankt Egidius 
sei eine autonome weltliche Or- 
ganisation, ist doch wohlbekannt, 
daß die Gruppe, die eine Beile- 
gung des Konflikts in Mozam- 
bique ausgehandelt hat, eine Poli- 
tik verfolgt, die mit dem Interesse 
von Papst Johannes Paul II. am 
Frieden sehr stark zusammen- 
hängt. Der Papst betonte während 
seines Jahresempfangs der diplo- 
matischen Gemeinschaft - der pa- 
rallel zu dem Round Table von 
Sankt Egidius stattfand — wie 
wichtig es ist, den Algerienkon- 
flikt zu lösen. 

Als Folge der Wende der Ereig- 
nisse in Rom hat auch eine bedeu- 
tende Wende in der politischen 
Wahrnehmung der Situation in 
dem nordafrikanischen Land 
stattgefunden. Wie die »Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung« am 
12. Januar kommentierte, hat die 
Konferenz in Rom die Tatsache 
gezeigt, daß die algerische Regie- 
rung durch einseitige Blockie- 
rung der Wahlen und Verbot der 
Opposition im Jahre 1992 dazu 
beigetragen hat, die Krise zu 
schüren, die sich inzwischen zum 
Bürgerkrieg entwickelt hat. 


Londons Konflikt 
der Zivilisation 


Das Zeroual-Regime ist isoliert. 
Seine einzigen Verbündeten sit- 
zen in London und Paris. Die Bri- 
ten haben ihre Politik der Propa- 


gierung eines »Konflikts der Zi- 
vilisationen« verfolgt, indem sie 
der diskreditierten Militärjunta in 
Algier politische, wirtschaftliche 
und »Sicherheits«-Unterstützung 
gaben. London hat der Regierung 
Zeroual im Dezember ausdrück- 
lich geraten, sich nicht in einen 
Dialog mit der FIS einzulassen. 


Londons Helfer in Frankreich 
gruppieren sich um den Innenmi- 
nister Charles Pasqua herum, der 
den Konfrontationskurs gegen 
den »Islam« dort begonnen hat. 
Frankreich hat »verdächtige« 
Moslems unter polizeilicher Mit- 
hilfe außer Gefecht gesetzt und 
eine hysterische Kampagne ge- 
gen moslemische Mädchen ge- 
führt, die in der Schule Kopftü- 
cher tragen. Die Gruppe um Pas- 
qua hat das algerische Militär mit 
Waffen und logistischer Ausrü- 
stung versorgt, um den Bürger- 
krieg zu führen. 


Die französische Regierung hat 
Bonn unter Druck gesetzt, damit 
sie den FIS-Führer Rabah Kebir, 
der in Deutschland im politischen 
Exil lebt, ausweisen. Die Kam- 
pagne in der Presse und in den 
elektronischen Medien, die auf 
die Entführung der Air France 
Maschine folgte, war voll mit 
Hinweisen auf angebliche Ver- 
bindungen zwischen »algerischen 
Fundis«, der GIA in Frankreich 
und Deutschland, und Kebir wur- 
de als »Schlüsselfigur« in dem 
Netzwerk genannt, die beschul- 
digt wird, Waffen nach Algerien 
zu schmuggeln und damit Ge- 
schäfte zu machen. 


Mehrere, von den Briten beein- 
flußte Medienmitarbeiter wie 
Egmont Koch vom ZDE, »Der 
Spiegel« und die »Welt am Sonn- 
tag« haben sich gegen Kebir zu- 
sammengetan, doch die »Frank- 
furter Allgemeine Zeitung« hat 
sich ihnen nicht angeschlossen. 
Ein Sprecher des deutschen Ver- 
fassungsschutzes erklärte am 
4. Januar, daß Kebir »eine Person 
sei, die in der FIS zwar eine wich- 
tige Rolle spiele, doch er sei ganz 
bestimmt nicht der Schirmherr ei- 
ner kleinen terroristischen Grup- 
pe«. Diese Ansicht stimmt auch 
mit der offiziellen Einschätzung 
überein, die vom amerikanischen 
Außenministerium im März 1994 
abgegeben wurde. 


US-Präsident Clinton, der im ver- 
gangenen Jahr eine Politik des 
Dialogs mit der FIS und anderen 
gemäßigten islamistischen Bewe- 
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einem 
raschen Ende 
kommen 


gungen verfolgt hat, die der Groß- 
britanniens völlig entgegenge- 
setzt ist, wollte die französische 
Politik mit Hilfe des französi- 
schen Außenministers Alain Jup- 
pe von der Konfrontation weg- 
lenken. Dabei hatte Clinton die 
Unterstützung von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl. Genau in dem 
Augenblick, als diese Signale aus 
Washington in Paris empfangen 
wurden, wurde die Air France 
Maschine entführt und jeglicher 
Gedanke an einen Dialog weg- 
gewischt. 


Der Preis für 
den Krieg 


Jetzt zeigt sich der Druck auf 
Frankreich - und Algerien - in ei- 
ner anderen Form: auf der finan- 
ziellen Seite. Dabei wird der In- 
ternationale Währungsfonds (IWF) 
einer neuen Behandlung unter- 
worfen. 


Es ist wohlbekannt, daß der IWF 
und seine Politik dem Leid in Al- 
gerien zugrundeliegt. Wie doku- 
mentiert ist, wurde Algerien 
durch das klassische Rezept der 
IWF-Sparmaßnahmen - Geld- 
abwertung, Preisliberalisierung, 
Kürzung der Subventionen für 
Staatsunternehmen, Privatisierung, 
Kürzung von Sozialausgaben - 
von einem modernen Industrie- 
land zu einem wirtschaftlichen 
Wrack gemacht. Die IWF-Politik 
bestand, vor allem seit dem Aus- 
bruch der politischen Krise An- 
fang des Jahres 1992, darin, dem 
Militärregime Notkreditpakete 
anzubieten, um ihm in der Ban- 
kenwelt für ein paar Monate mehr 
Glaubwürdigkeit zu verlangen. 
Der Genehmigungsstempel des 
IWF steht nicht nur für rasches 
Bargeld zur Aufrechterhaltung 
der Zinszahlungen, sondern auch 
für anhaltendes » Verständnis« auf 
Seiten der anderen Gläubigerin- 
stitutionen wie der Ländergruppe 
des Club of Paris und der Privat- 
banker des Club of London, die 
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nachziehen und neue Schulden- 
rückzahlungspläne ausarbeiten. 


Der IWF hat dieses betrügerische 
Spiel jahrelang mit Algerien ge- 
spielt, mit dem Ergebnis, daß das 
Land eine Außenschuld von 
schätzungsweise 27 Milliarden 
Dollar hat und keinerlei Hoff- 
nung, daß diese Summe jemals 
zurückgezahlt werden kann, da- 
mit werden jedem neuen Kredit 
härtere Bedingungen auferlegt, 
die die produktive Basis der Wirt- 
schaft unterminieren. 


Im vergangenen Jahr wurden so 
fünf Milliarden Dollar von den 27 
Milliarden Dollar Außenschuld 
umgeschuldet und es sind Ver- 
handlungen im Gange, um bis zu 
drei Milliarden Dollar von den 
4,7 Milliarden Dollar Privat- 
schuld umzuschulden. Algerien 
hat die Zahlungen auf diese 
Schulden im vergangenen Jahr 
gestoppt und ist mit mindestens 
einer Milliarde Dollar im Rück- 
stand. 


Die Schuldenzahlungen haben 82 
Prozent der Außenhandelsein- 
nahmen des Landes aufge- 
braucht, die größtenteils aus Ol- 
und Gasexporten stammen. Au- 
Berdem muß das Land rund 80 
Prozent seiner Nahrungsmittel 
importieren und Frankreich ist 
bisher das einzige Land, das sei- 
nen Kreditrahmen -— sechs Mil- 
liarden Francs, 1,1 Milliarden 
Dollar - verlängert hat, um diese 
Importe zu finanzieren. 


In einem letzten, verzweifelten 
Versuch, das Regime zu unter- 
stützen, beeilt sich der IWF jetzt 
noch einmal, um hastig ein wei- 
teres Notdarlehen von einer Mil- 
liarde Dollar für Algerien zu- 
sammenzubekommen. 


Camdessus auf 
der Anklagebank 


Irgendjemand wird jedoch dazu 
auffordern, Farbe zu bekennen 
und das könnte sehr gut Washing- 
ton sein. Gerade als sich in den 
Gesprächen in Rom eine Perspek- 
tive für eine andere Lösung für 
Algeriens Krise abzuzeichnen 
begann, erschien in der Finanz- 
presse eine Flut von Artikeln, in 
denen erstmals angezweifelt 
wurde, ob es so klug ist, dem Re- 
gime in Algier weiteres vom IWF 
organisiertes Geld vor die Füße 
zu werfen und in denen die Mög- 
lichkeit aufgeworfen wurde, daß 


man eine politische Lösung ein- 
schließlich der FIS akzeptiert. 


Die »International Herald Tribu- 
ne« führte das Ganze am 10. Ja- 
nuar an mit einem Artikel auf der 
Titelseite unter der Überschrift 
»Frankreich und der IWF erzwin- 
gen Hilfe für Algerien: Gelder in 
Gefahr, wenn die islamischen 
Fundamentalisten an die Regie- 
rung kommen«. Der Kern des Ar- 
tikels von Alan Friedman war, 
daß IWF-Direktor Camdessus 
persönlich die IWF-Politik zu- 
sammenbastelt, um die politi- 
schen Ziele Frankreichs in Alge- 
rien zu verfolgen und daß diese 
Ziele, milde ausgedrückt, unklug 
waren. 


»Regierung und Finanzvertreter 
auf beiden Seiten des Atlantik be- 
schrieben die Kampagne zur er- 
neuten Unterstützung Algeriens, 
die von Michel Camdessus ange- 
führt wird ... als möglicherweise 
riskant und sogar umstritten. Ihre 
Hauptsorge, so hieß es weiter, ist, 
daß weitere Gelder für Algerien 
gefährdet sein könnten, wenn die 
islamischen Fundamentalisten an 
die Macht kämen.« 


Camdessus wird in dem Artikel 
heftig attackiert, weil er rück- 
sichtslos vorwärtsstürmt, in dem 
blinden Glauben, daß die Regie- 
rung durch mehr Geld stabilisiert 
wird. Außerdem beschuldigt man 
ihn, daß »er versucht, internatio- 
nale  Finanzierungsprogramme 
durchzupauken, um den politi- 
schen Interessen Frankreichs zu 
dienen, das Algerien 132 Jahre 
lang regiert hat«, das heißt, den 
Zielen einer Kolonialpolitik zu 
dienen. 


In dem Artikel wird »ein Finanz- 
beamter in Washington« zitiert, 
der den IWF-Chef kritisiert — 
diesmal wegen der IWF-Politik 
an sich. Der Beamte sagte: »Ich 
sah, wie Camdessus in Madrid bei 
dem IWF-Treffen da saß und ge- 
radeheraus sagte, daß das algeri- 
sche Stabilisierungsprogramm ein 
Modell für den Rest der Schwel- 
lenländer sei.« 


Am nächsten Tag, dem 11. Januar, 
brachte das »Wall Street Journal« 
in Europa einen Leitartikel über 
»IWF-Selektivität«, in dem der 
gleiche Leitgedanke wiederholt 
wurde: Frankreich steht hinter 
dem Deal zur Unterstützung Al- 
geriens. 

Am gleichen Tag brachte die »In- 
ternational Herald Tribune« einen 


Angriff gegen Frankreichs Alge- 
rienpolitik als ganzes und sprach 
von Optionen, die scheinbar hin- 
ter verschlossenen Türen disku- 
tiert werden, wobei sie überra- 
schend meinte: »Einige Vertreter 
in Paris sind jetzt der Überzeu- 
gung, daß es ein Fehler der algeri- 
schen Regierung war, daß sie im 
Jahre 1992 die Wahlen annulierte 
und ein Fehler Frankreichs, diese 
Annulierung zu unterstützen. Der 
Fehler, so meinen sie, muß wieder 
in Ordnung gebracht werden. 


Der internationale Konsens, daß 
das algerische Militärregime um 
jeden Preis unterstützt werden 
muß, wurde gebrochen. Pragma- 
tische finanzielle Überlegungen 
standen bei den Bankern oben an, 
insbesondere in einem Augen- 
blick, wo das ganze Finanzsystem 
droht, sich um die Krisen in 
Mexiko und das restliche Latein- 
amerika aufzulösen. 


Als erste hat die »International 
Herald Tribune«, die den neuen 
Trend ankündigte, zwischen den 
Zeilen gefragt, was mit den 
Schulden in Höhe von mehr als 
25 Milliarden Dollar passiert, 
wenn die FIS in Algerien die 
Macht übernimmt. Der Artikel 
verweist auf die Situation im Iran 
nach 1979 und tröstet damit, daß 
Teheran »ja immerhin andere 
Verpflichtungen erfüllt hat, auch 
wenn der Iran einen Teil der Au- 
Benschuld nicht anerkannt hat«. 
Doch offensichtlich gibt es hier- 
für keinerlei Garantien. Der FIS- 
Vertreter bei dem Sankt Egidius 
Treffen, Anwar Haddam, sagte, 
eine FIS-Regierung würde zwar 
»eine Freimarktpolitik unterstüt- 
zen, doch sie würden sowohl das 
IWF-Abkommen als auch alle 
Verträge, die nach 1991 zwischen 
der Regierung und ausländischen 
Firmen unterzeichnet wurden, als 
sillegal< ansehen«. 

Der FIS-Sprecher in Rom im No- 
vember letzten Jahres und später 
bei dem Sankt Egidius-Treffen 
reiste aus seinem Exil in den Ver- 
einigten Staaten mit Erlaubnis der 
Regierung Clinton dorthin. Die 
Frage, die offen bleibt, lautet: In 
welchem Ausmaß erkennt Was- 
hington, daß die IWF-Politik - 
die Ursache der Krise — ausge- 
merzt werden muß, um Frieden in 
Algerien zu gewinnen? Die ande- 
re Frage, diesmal an die algeri- 
sche Opposition gerichtet, lautet: 
Hat sie eine eindeutig formulierte 
Alternative zur IWF-Politik, die 
die Wirtschaft des Landes verwü- 
stet hat? 


Burundi 


Weiterer 


Volkermor 
in Afrıka 


befürchtet 


Der Präsident von Burundi, Sylvestre Ntibantunganya, meinte 
am 30. Januar, sein Land könnte bald zu einem zweiten Ruanda 
werden. »Heute ist Burundi in Gefahr. Das Land geht den glei- 
chen Weg, der Ruanda in einen beispiellosen Bruderkrieg ge- 
führt hat.« Trotz eskalierender Gewalt seit September 1994, hat- 
te der Präsident es bisher abgelehnt, Burundi mit Ruanda zu 


vergleichen. 


Die Wurzeln dieser Gewalt sind 
die gleichen wie jene, die im letz- 
ten Jahr das schreckliche Ab- 
schlachten in Ruanda verursacht 
haben: ein unbarmherziger Vor- 
stoß des britischen Geheimdien- 
stes unter in Anspruchnahme der 
Dienste des ugandischen Präsi- 
denten und Kriegsherrn Yoweri 
Museveni, die Region in einen 
volksmörderischen Krieg zu 
treiben. In Burundi wird diese 
Operation von dem Sonderreprä- 
sentanten der Vereinten Nationen, 
Ahmedou Ould Abdallah, ge- 
stützt. 


Der organisierte 
Vorwand 


Es ist dokumentiert, daß Museve- 
ni mit voller Unterstützung des 
“ britischen Geheimdienstes, der 
‘ vor Ort von der Ministerin für 
. überseeische Entwicklung, Lady 
. Lynda Chalker, repräsentiert 
wird, die Bildung der Ruandi- 
schen Patriotischen Front (RPF) 
finanziert hat, die von den höch- 
. sten Rängen der ugandischen Ar- 
- mee geführt wird und im Oktober 
1990 dann in Ruanda einfiel. 


*.Mit dem Mord am ruandischen 
* Präsidenten Juvenal Habyarima- 
.na am 6. April 1994 führte die 
RPF dann eine Blitzkriegs-Inva- 
sion durch, die damit endete, daß 
sie Ende Juli die ruandische 
& Hauptstadt Kigali einnahmen. Im 
Verlauf der RPF-Invasion wurden 


Für Butros Butros-Ghali und 
seine Vereinten Nationen 


warten in Burundi neue 
Aufgaben, die er als Front- 
mann der Internationalisten 
erfüllen muß. 


Hunderttausende von Ruandern - 
Hutu und Tutsi — entweder von 
Miliz der Habyarimana-Regie- 


rung oder von der RPF selbst er- 
mordet. Heute sind zwei Millio- 
nen Menschen der Bevölkerung 
Ruandas, die insgesamt acht Mil- 
lionen ausmacht, auf Flüchtlings- 
lager in Zaire, Burundi und Tan- 
sania verteilt; eine Million und 
weitere zwei Millionen sind in- 
nerhalb des Landes vertrieben 
worden. 


Für Burundi ist jetzt die gleiche 
Vernichtungsaktion vorgesehen. 


Der organisierte Vorwand für die 
Zerstörung ist der Machtkampf in 
Burundi zwischen dem Militär, 
das zu 99 Prozent aus Mitgliedern 
der Tutsi besteht, und der Zivil- 
regierung, die auf der regierenden 
Partei der Frodebu basiert, wel- 
che vorwiegend aus Hutus be- 
steht. In Ruanda hat ein Aufstand 
der Hutus in den Jahren 1959 bis 
1961 zu Regierungen geführt, die 
von gewählten Hutu-Präsidenten 
geführt wurden. In Burundi hielt 
das zunehmend von den Tutsis 
beherrschte Militär an der Macht 
fest, obwohl nur 15 Prozent des 
Landes Tutsies sind. Das Militär 
in Burundi hat seinerseits enge 
Bindungen zu Museveni, der 
selbst einer Untergruppe der Tut- 
sis, den Hima, angehört. Das Mi- 
litär in Burundi erhält über die 
Büros des Militärs in Uganda und 
Tansania libysche Waffen. 


Die Probleme 
der Präsidenten 


Nach einer Reihe von Militärdik- 
taturen gelang es der US-Opera- 
tion Demokratie-Projekt, das Mi- 
litär in Burundi dazu zu zwingen, 
im Juni 1993 Wahlen zuzustim- 
men. Wie vorauszusehen war, 
wurde ein Hutu, Melchior Nda- 
daye, zum Präsidenten gewählt. 
Im Oktober 1993 endete ein Mi- 
litärputschversuch, der von dem 
vorhergehenden Präsidenten Pierre 
Buyoya inszeniert worden sein 
soll, mit der Ermordung von Prä- 
sident Ndadaye und weiteren 
100.000 Burundern. Diese Kon- 
vulsionen, die von der westlichen 
Presse zu der Zeit kaum zur 
Kenntnis genommen wurden, wa- 
ren ein wichtiger Faktor, der zu 
der anschließenden Gewalt in 
Ruanda beitrug. Obwohl der 
Coup nicht ganz von Erfolg ge- 
krönt war, begleitete der nächste 
Präsident den ruandischen Präsi- 
denten Habyarimana, als ihr 
Flugzeug im April vergangenen 
Jahres beim Anflug auf den Flug- 
hafen Kigali beschossen wurde. 


Der neue Präsident, Sylvestre 
Ntigantunganya, dessen Frau im 
Oktober 1993 von Militärs ermor- 
det wurde, hat durch manipulierte 
Verhandlungen ständig an Macht 
zugunsten des Tutsi-Militärs ver- 
loren. Wie er in einem Interview 
im Londoner »Guardian« am 
3. November 1994 meinte: »Im 
vergangenen Jahr hatten Burun- 
dis verschiedene Präsidenten 
große Probleme wie zum Beispiel 
das mit dem Tod.« 


Das erste große Zugeständnis 
wurde mit der Vereinbarung vom 
10. September 1994 gemacht. 
Obwohl die regierende Frodebu- 
Partei die Wahlen im Jahre 1993 
mit großer Mehrheit gewann, 
sollten in der Regierungskoalition 
— so wurde unter militärischen 
Waffen beschlossen — bestehend 
aus 23 Ministern und zwei Staats- 
sekretären nur 12 aus der regie- 
renden Partei kommen. EIf Kabi- 
nettsmitglieder sollten aus der op- 
positionellen Uprona-Partei sein, 
der von den Tutsi beherrschten 
Partei des ehemaligen Präsiden- 
ten Buyoya. 


Die Verhandlungen, die unter an- 
derem von dem UNO-Vertreter 
Abdallah überwacht wurden, fan- 
den vor dem Hintergrund des 
Massenabschlachtens in Ruanda 
und einer zunehmenden Welle 
von Gewalt in Burundi und seiner 
Hauptstadt Bujunbura statt. Der 
Präsident leugnete, daß es auf den 
Präsidentenpalast einen militäri- 
schen Angriff gegeben habe, doch 
dem Frodebu-Vorsitzenden Isido- 
re Ndayirinde, der sich in Brüssel 
aufhielt, zufolge, hat das Militär 
die Unterzeichnung der Vereinba- 
rung erzwungen und den Präsi- 
denten gezwungen, einen Befehl 
zur Entwaffnung der Menschen 
von Kamenge, einem Vorort von 
Bujumbura, zu unterzeichnen, wo 
Truppen gegen Hutu-Einwohner, 
die in der Mehrzahl dort wohnten, 
gekämpft hatten. 


Systematische 
ethnische Säuberung 


Im Dezember dann verlangten die 
Uprona und das Militär den Sturz 
des gewählten Sprechers der 
Versarnmlung, Jean Minani, und 
beschuldigten ihn, er habe Hutus 
während der Unruhen im Oktober 
1993 zur Gewalt angestachelt. 
»Alles, was ich gesagt habe«, 
meinte Minani im Radio von Bu- 
rundi, »war, daß die Hutus heute 
vereint sind und daß nicht einer 
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nach dem anderen getötet werden 
wird, wie das im Jahre 1972 und 
im Jahre 1965 der Fall war.« Am 
28. Dezember kündigte Präsident 
Ntibantunganya an, daß Minani 
eine andere Aufgabe bekommen 
werde und sagte, daß Burundi 
nicht zu einem zweiten Ruanda 
werden würde. 


Auch dieses Zugeständnis wurde 
dem Präsidenten vor dem Hinter- 
grund zunehmender Gewalt ab- 
gerungen. Vom 18. bis 20. De- 
zember 1994 schlachteten Trup- 
pen und Tutsi-Jugendliche, die in 
eine Miliz namens »Sans Defai- 
tes« (Unbesiegbare) organisiert 
worden waren, Hunderte von Hu- 
tu-Bewohnern ab und brannten 
ihre Häuser in den Bujumbura- 
Bezirken Bwiza und Musuga 
nieder. Dies wurde von der belgi- 
schen Zeitung »De Standaard« in 
einem Bericht vom 22. Dezember 
als »systematisch ethnische Säu- 
berungsaktivitäten« bezeichnet. 


Außerdem wurden seit Septem- 
. ber fünf Provinzgouverneure er- 
mordet und eine Anzahl von Par- 
lamentariern wurde niederge- 
schossen. Die britische Presse 
und Abdallah haben jeden Ver- 
such seitens der Hutu, sich zu or- 
ganisieren und sich gegen die Tut- 
si-Repression zu bewaffnen, ins 
Visier genommen und sich beson- 
ders auf den ehemaligen Innenmi- 
nister Leonard Nyangoma einge- 
schossen, der sich in Paris aufhal- 
ten soll. 


Auf dem Weg 
zum Bürgerkrieg 


Die Krise hat den Präsidenten nun 
dazu veranlaßt, vor einem »neuen 
Ruanda« in Burundi zu warnen, 
als die zwei Oppositionsparteien, 
die Uprona und die Partei für na- 
tionale Wiederherstellung, ange- 
führt von dem ehemaligen Mili- 
tärdiktator Jean Baptiste Bagaza, 
am 29. Januar in Bujumbura eine 
Kundgebung hatten und den Sturz 
der Regierung Ntibantunganya 
verlangten. Die Tutsi-Parteien 
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behaupten, Ntibantunganya »be- 
fehlige die Kräfte der Verteidi- 
gung der Demokratie«. Diese 
Gruppen ist offenbar von Frode- 
bu-Mitgliedern organisiert wor- 
den, die gegen die Zugeständnis- 
se gegenüber dem Militär sind. 


Am gleichen Tag berichtete der 
amerikanische Botschafter in 
Burundi, Robert Kruger, daß min- 
destens 67 Menschen, wahr- 
scheinlich Hutus, in einem Gebiet 
nördlich von Bujumbura in ihren 
Häusern ermordet worden sind. 


Als Ntibantunganya am 30. Ja- 
nuar eine Kabinettskrisensitzung 
einberief, fehlten zwei Uprona- 
Minister und der Präsident mach- 
te seine Drohung war und entließ 
sie. Uprona-Vorsitzender Charles 
Mukasi erklärte, daß die Entlas- 
sungen »null und nichtig« seien. 
Mukasi verlangt den Rücktritt 
von Premierminister Anatole 
Kanyenkiko, einem Tutsi aus sei- 
ner eigenen Partei, der es abge- 
lehnt hatte, die Kampagne gegen 
Minani im Dezember zu unter- 
stützen. Am 1. Februar kündigten 
Regierungsbeamte, viele von ih- 
nen Tutsis, an, daß sie streiken 
werden. 


Die Koalitionsregierung in Bu- 
rundi ist jetzt trotz der Überre- 
dungskünste von UNO-Vertreter 
Abdallah, zerbrochen und beide 
Seiten bereiten sich nun auf einen 
Bürgerkrieg vor. 


Die britischen 
Herren 


Seit dem Sommer 1994 haben die 
Vereinten Nationen, die nicht 
staatlichen Organisationen (NGO) 
und die westliche Presse ununter- 
brochen gegen die Hutu-Miliz in 
Ruanda gewettert und sie des 
Mordes an nahezu einer Million 
Ruander beschuldigt. Die UNO 
hat in Kigali wegen der Völker- 
mordanklagen gegen die Hutus 
ein Ankläger-Büro eingerichtet 
und hat für die Hutu-Flüchtlings- 
lager im Südwesten Ruandas 
buchstäblich Nahrungsmittel und 
Wasser verweigert, um die Hutus 
zu zwingen, sich der Herrschaft 
durch die ugandische Besatzung 
unter dem Deckmantel der Ruan- 
dischen Patriotischen Front zu 
unterwerfen. 


Der gleiche Verein hat zu Burundi 
geschwiegen und dem Tutsi-Mili- 
tär erlaubt, eine Terrorkampagne 
gegen eine gewählte Regierung 


und deren Wähler zu führen. Hin- 
ter dem Schweigen steht die briti- 
sche Politik, gelenkt von Lady 
Lynda Chalker, eine Tutsi-»Nilo- 
tic«-Kriegsherrschaft über die 
ganze ostafrikanische Region zu 
schaffen und die Mehrheit ihrer 
Bevölkerung abzuschlachten. Die 
Geschichte des unabhängigen 
Burundi zeigt, warum die Tutsis 
für diese Aufgabe ausgewählt 
wurden. 


In Burundi wurde der Boden für 
den Krieg zwischen Tutsi und Hu- 
tu durch die Ermordung des bu- 
rundischen Prinzen Louis Rwan- 
gasore bereitet, der für das unab- 
hängige Burundi als Staatsober- 
haupt vorgesehen war. Das Kö- 
nigshaus hatte in Burundi als 
Ausgleichsfaktor für die Klassen- 
interessen gewirkt. Mit der Er- 
mordung von Rwangasore wurde 
dieser Dreh- und Angelpunkt der 
Stabilität beseitigt. 


Im Jahre 1965 versuchten Hutus 
innerhalb des Militärs einen er- 
folglosen Coup, der zu weitver- 
breiteter Repression und der prak- 
tischen Eliminierung der ersten 
Generation der Hutu-Führung 
führte. Hutus wurden nacheinan- 
der vom Militär ausgeschlossen. 
Die Monarchie, die offiziell im 
Jahre 1966 abgeschafft wurde, 
war ein weiteres Opfer von Bu- 
rundis Law-and-Order-Regime 
unter der militärischen Führung 
von Michel Micombero. 


Auslöschung aller 
gebildeten Hutus 


Im Jahre 1972 führte ein neuer 
Hutu-Aufstand zu einer massiven 
Unterdrückung der Hutus, bei der 
Hunderttausende ermordet wur- 
den. Vom Standpunkt der briti- 
schen Oligarchie war das wichtig- 
ste die Tutsi-Kampagne zur Li- 
quidierung aller gebildeten Hutus 
oder potentiell gebildeten Hutus 
im gleichen Stil wie der Völker- 
mord der Pol Pot in Kambod- 
scha. 


Jeremy Greenland, ein westlicher 
Beobachter, berichtete damals: 
»Die Regierung ermutigte die Be- 
völkerung über Rundfunk, »die 
Python im Gras zur Strecke zu 
bringen«, ein Befehl, der von den 
Tutsis als Genehmigung zur Aus- 
löschung aller gebildeten Hutus, 
bis hin zu Schulkindern, manch- 
mal bis in die Grundschulen hin- 
ein, interpretiert wurde. Armeein- 
heiten fuhren mit Lastwagen an 


die Schulen heran und holten gan- 
ze Gruppen von Kindern auf ein- 
mal heraus. Tutsi-Schüler erstell- 
ten Listen von ihren Hutu-Klas- 
senkameraden, um die Identifi- 
zierung durch die Beamten zu 
vereinfachen.« 


Der stellvertretende US-Mis- 
sionschef zu der Zeit in Burundi, 
Michael Hoyt, berichtete: »Man 
kann davon ausgehen, daß in ei- 
ner Region nach der anderen kein 
gebildeter männlicher Hutu mehr 
am Leben ist. Das trifft besonders 
für den Süden zu, wo uns von im- 
mer mehr Dörfern berichtet wird, 
daß keine männlichen Hutus 
mehr am Leben sind.« 


Die Tutsis setzen 
auf die Armee 


Das Regime der »zweiten Repu- 
blik« von Jean Baptiste Bagaza 
(1975 bis 1987) hat die katholi- 
sche Kirche wegen ihrer langjäh- 
rigen Rolle in der Ausbildung der 
Bevölkerung, darunter auch der 
Hutus, aus Burundi nahezu aus- 
gerottet. Sämtliche Schulen und 
Organisationen unter Leitung der 
Kirchen wurden geschlossen und 
die Kirchen durften ihre Türen 
nur an Sonntagen für ein paar 
Stunden öffnen. Als Bagaza ge- 
stürzt wurde, floh er über Muse- 
venis Uganda nach Libyen, wo er 
sechs Jahre lang im Exil lebte. Er 
ist jetzt wieder in Bujumbura und 
fordert offen den Sturz der Regie- 
rung Ntibantunganya. 


Seit dem Jahre 1972 hat es in Bu- 
rundi zwei Mal - im Jahre 1988 
und im Jahre 1993 — ein großes 
Blutvergießen gegeben. Heute 
nun steht das Land am Rande ei- 
nes Bürgerkriegs, da das Tutsi- 
Militär seine Schritte unter- 
nimmt, um den Platz einzuneh- 
men, der ihm vom britischen Ge- 
heimdienst zugesichert ist. 

Wie UN-Vertreter Abdallah der 
britischen Presse gegenüber sag- 
te: »Es ist besser, eine Armee zu 
haben als keine Armee oder zwei 
Armeen zu haben. Denn die Ar- 
mee ist die einzige Garantie für 
die Tutsis und sie hat das Land 
schon so viele Jahre lang regiert; 
wir können sie nicht ignorie- 


USA 


Die unvollen- 
dete Aufgabe 


von Martin 
Luther King 


Zum Andenken an Dr. Martin Luther King Jr. wurden im Januar 


in Washington D. C. 


vom Schiller-Institut eine Reihe von Tagun- 


gen und Theateraufführungen abgehalten, indem man die Kräfte 
für das nächste Stadium des Kampfes um wirtschaftliche Ent- 
wicklung und Bürgerrechte für alle Menschen zusammentrom- 
melte. »Wir sind nicht hier, um in Erinnerungen zu schwelgen«, 
sagte die Vertreterin des Instituts, Lynne Speed, bei einem Tref- 
fen am 16. Januar, das im Rathausgebäude von Washington 
stattfand. »Wir sind hier, um Stärke zu finden in dem, was bisher 
erreicht worden ist und um dieses Erreichte weiter auszubau- 


en.« 


Das Institut unterstützte eine 
Martin Luther King-Tagung am 
18. Januar, die fünfte in einer Rei- 
he nationaler Tagungen über wirt- 
schaftliche Entwicklung und die 
Wissenschaft der Volkswirtschaft 
als Produktion materieller Güter 
und Dienstleistungen. Am 14. Ja- 
nuar besuchten über 1700 Men- 
schen eine Theateraufführung des 


Stücks »Through the Years« an 


der Howard Universität. Das 
Stück ist von der Vizevorsitzen- 
den des Schiller-Instituts, Amelia 
Boynton Robinson, einer Frau der 
Bürgerrechtsbewegung, die Dr. 
Kings Intervention in Selma, 
Alabama, im Jahre 1964 kataly- 
siert hat, geschrieben worden. 


Das System ist 
zum Scheitern verurteilt 


Lyndon LaRouche betonte in ei- 
ner Rede auf der Martin Luther 
King-Tagung, daß uns in den 
nächsten 18 Monaten ein Wende- 
punkt in der Weltgeschichte be- 
vorsteht. »Der Konflikt zwischen 


. Gut und Böse«, sagte er, »der Im- 
», puls nach Fortschritt und der Im- 
* puls nach der satanischen oligar- 
‚ chischen Tradition der Götter des 


Olymp stehen im Konflikt mitein- 
ander und sie können friedlich 


‘. und pragmatisch den gleichen 
; Planeten 


nich mehr länger 


gleichzeitig bewohnen. Das Sy- 
stem in seiner gegenwärtigen 
Form ist zum Scheitern verurteilt 
und deshalb gibt es die Chance, 
eine Wende zu erreichen. Es wird 
Zeiten der Schwierigkeiten ge- 
ben, Zeiten, in denen nicht nur 
Institutionen, sondern auch »Ideen« 
zusammenbrechen werden.« 

Um auf die Frage einzugehen, 
wie die Krise gelöst werden kann, 


zeichnete LaRouche fünf Bilder 
und begann dabei mit Martin Lu- 
ther King selbst. 


»Ich möchte Dr. Martin Luther 
King gewissermaßen wieder zum 
Leben erwecken«, begann La- 
Rouche. »Es gibt da einen Teil 
von ihm, den ich wahrscheinlich 
besser kenne als viele Menschen, 
die ihm zu seinen Lebzeiten na- 
hestanden. Ich hatte nie die Ge- 
legenheit, mit ihm zu sprechen, 
nie die Gelegenheit, ihm auch nur 
die Hand zu schütteln, obwohl ich 
die gleichen Ereignisse durchlebt 
habe wie er. Und doch kenne ich 
ihn auf gewisse Art und Weise 
besser als die meisten Menschen, 
die ihm nahestanden, denn ich 
kenne seine »Entwicklung«. Ich 
weiß, daß er einst ein engagierter 
junger Priester in Atlanta war, 
dann nach Boston auf die Univer- 
sität ging, danach eine Gemeinde 
übernahm und fast durch Zufall 
eine Führungsposition übernom- 
men hat. Danach ging er durch ei- 
ne Krise nach der anderen.« 


»Bei seiner letzten Rede in der 
Öffentlichkeit, als er über den Be- 


cher von Gethsemane sprach, 
ging er zum Rednerpult, vor Tau- 
senden von Menschen, und sagte: 
»Ich trinke den Becher.< Und er 
legte seine Aufgabe dar.« 


Der Unterschied zwischen Martin 
Luther King und vielen anderen 
Menschen, die ihn vielleicht um 
seine Position beneiden, besteht 
darin, daß sie eines nicht verste- 


hen: daß sie etwas in sich selbst 
aufgeben müßten, einen Wider- 
stand in sich selbst, um jeden der 
aufeinanderfolgenden Schritte zu 
tun, mit denen er nach oben kam. 
Angesichts einer Herausforde- 
rung, vor der viele Menschen 
praktisch zurückgewichen wären, 
ging er immer weiter vorwärts. Er 
fand die nächst höhere Aktions- 
stufe, auf der er zu operieren hat- 
te. Und er beschloß nicht nur, sie 
auszuführen, weil viele seiner 
Freunde sie mit ihm ausführen 
wollten, sondern er beschloß, den 
Menschen das Konzept so zu 
präsentieren, daß sie die Idee ver- 
stehen würden.« 


Ein Konzept 
für die Menschen 


»So zeigte Martin Luther King, 
der eine kleine Kirche in Alabama 
geführt hat, dann auf nationaler 
Ebene eine Führungsposition in- 
nehatte und schließlich ermordert 
wurde, die gleichen Qualitäten, 
die wir in einem wissenschaftli- 
chen Genie erkennen. Der Unter- 
schied zwischen Martin Luther 


Dr. Martin Luther King hat 
die Botschaft der Bürger- 
rechtsbewegung in den USA 
personifiziert. 


King und vielen anderen Men- 
schen besteht darin, daß er ein 
Genie war. Er wußte das wahr- 
scheinlich nicht von Anfang an, 
doch er fand es bei jedem der 
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von Martin 
Luther King 


Schritte, die er machen mußte, um 
die Bewegung am Laufen zu hal- 
ten, heraus.« 


»Es ging nicht allein um die 
Schritte, die persönliche Courage 
erforderten; eine Menge anderer 
Leute zeigte persönliche Coura- 
ge. Sie bewegten ihre Körper 
nach vorn. Sie zogen los und 
brachten Dinge in Bewegung und 
sie bewegten ihren Körper auf 
diese Art vorwärts. Doch sie be- 
wegten ihren Verstand nicht 
vorwärts; Martin Luther King war 
das Werkzeug, das dies für sie 
tat.« 


Was Dr. King allgemein tat, fügte 
LaRouche hinzu, war nicht neu. 
»Die Bürgerrechtsbewegung war 
keine Schöpfung der fünfziger 
und sechziger Jahre. Sie hat exi- 
stiert, solange es Sklaverei in den 
Vereinigten Staaten gegeben hat. 
Es gab immer jemanden, der für 
die gleiche Sache gekämpft hat 
und die Ebene des Kampfes ge- 
gen die Sklaverei in der Mitte des 
19. Jahrhunderts fand in vielerlei 
Hinsicht auf einer höheren intel- 
lektuellen Ebene statt als der 
Kampf um die Bürgerrechte im 
20. Jahrhundert.« 


Der Unterschied bestand darin, 
daß Martin Luther King für die 
Bewegung »die Botschaft« der 
Bewegung personifiziert hat. Und 
die Botschaft der Bewegung war 
ein Aufruf an die Amerikaner und 
die Völker dieser Erde, durch die 
Civil Rights Bill des Jahres 1964 
einen Zustand von Gerechtigkeit 
für alle Menschen zu schaffen 
und nicht die Bürgerrechte zu 
stoppen. 


Der Fahrschein 
zum Fortschritt 


Doch was ist passiert? 


»Wie ich es schon viele Male ge- 
sagt habe, nachdem Johnson das 
Gesetz über Bürgerrechte verab- 
schiedet oder durch den Kongreß 
gebracht hat, wurde den Leuten 
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gesagt, daß die Bürgerrechte ge- 
wonnen hatten, auf jeden Fall et- 
was gewonnen hatten. Und man 
könnte einen Fahrschein, einen 
Fahrschein zum Fortschritt krie- 
gen, denn das war es, worüber 
Martin Luther King sprach ... So 
bekamen die Menschen ihren 
Fahrschein. Sie waren überrascht, 
daß sie ihn am Bahnhof erhielten, 
wie eine Zugfahrkarte. Und sie 
stiegen in den Zug ein. Und sie 
stellten fest, daß sie sich vorn in 
den Zug, hinten oder in die Mitte 
setzen konnten, wie sie wollten; 
zwar manchmal mit einigem Hin- 
und Herdiskutieren, aber im- 
merhin, im Prinzip konnten sie es. 
Sie setzten sich also auf ihre 
Plätze. Sie sagten: »Ich sitze auf 
meinen Rechten.< Und sie warte- 
ten darauf, daß der Zug losfuhr. 


Er fuhr nie los.« 


»Staub sammelte sich an und leg- 
te sich auf ihnen nieder. Ein Mann 
kam vorbei, der wie ein Schaffner 
aussah und sie sagten zu ihm: 
»Was ist passiert? Wann fährt der 
Zug los% 


Die Bahn wurde soeben einge- 
stellt — 1968-69. In der Zeit von 
1966 bis 1968 hat es eine para- 
digmatische, kulturelle Wende 
gegeben, eine paradigmatische 
Wende, die sich in der Anti- 
Kriegsbewegung und um sie her- 
um auf die extremen radikalen 
Bewegungen konzentriert hat. 
Durch diese paradigmatische, 
kulturelle Wende ist dieses Land 
nicht mehr länger ein Land, das 
sich der Beteiligung der Bürger 
an den Vorzügen des wissen- 
schaftlichen und technologischen 
Fortschritts verschrieben hat. 
Stattdessen wurde eine neo- 
malthusianische, post-industriel- 
le Gesellschaft eingeführt und ein 
»häng nicht an deinem eigenen 
Geschlecht fest, ändere es nach 
Belieben« und solche Dinge.« 


Die Zombies des 
Establishments 


Das zweite Bild, das LaRouche 
präsentierte, stellt diese pradig- 
matische Wende stark heraus und 
beschreibt die gegenwärtige Si- 
tuation in Washington: 


»Es gibt ein Gebäude in dieser 
Stadt, in dem eine Institution na- 
mens Heritage Foundation unter- 
gebracht ist; manchmal wird sie 
auch Heretic Foundation genannt. 
Und in dieser Institution gibt es 


eine Clockwork Orange-Anlage, 
mit der man gewählte Kongreß- 
abgeordnete in Zombies ver- 
wandelt. Aus diesem Gebäude 
kam kürzlich eine Gruppe dieser 
glasäugigen, singender Zombies 
und marschierte durch die Straße 
in Richtung Longworth Building 
auf dem Capitol Hill. Und allen 
voran schlurfte ein Exemplar na- 
mens Rush »Bozo« Limbaugh und 
führte sie alle zu intellektueller 
Reinheit in den Keller des Long- 
worth Building.« 


»Sie werden »Neokonservative< 
genannt. Das werden nicht sehr 
populäre Leute werden, weil es 
die ersten Einbrecher sind, die 
große Geldmengen gestohlen 
haben, ohne Einbruchswerkzeuge 
zu benutzen. Es sind Freibeuter.« 


Doch sie können besiegt werden, 
sagte LaRouche, vorausgesetzt 
wir haben eine klare Vorstellung 
davon, wer sie sind und was sie 
repräsentieren. Sie sind das 
»Werkzeug« des Bösen, sagte 
LaRouche, und entwickelte sein 
drittes Bild, das Bild der ganzen 
Menschheit vor dem Europa des 
15. Jahrhunderts. Das ist Oligar- 
chismus, in dem über 95 Prozent 
der Menschheit vor der Renais- 
sance in einem Zustand von Skla- 
verei lebten. Doch mit der Re- 
naissance kam durch den Einfluß 
des Florenzer Konzils des Jahres 
1439 eine neue Staatsform, ge- 
nannt Commonwealth, basierend 
auf der Idee, daß das Individuum 
für die Art von Gesellschaft leben 
muß, die für das Individuum lebt 
— wie Ludwig XI. von Frankreich 
es nannte —. 


Als Folge der Entwicklung von 
Wissenschaft und Technologie 
gab es eine grundlegende Verän- 
derung in den demographischen 
Merkmalen der Gesellschaft und 
das Bevölkerungswachstum schnell- 
te in den letzten 500 Jahren in die 
Höhe. 

Das vierte Bild, das LaRouche 
entwickelte, ist das des zusam- 
menbrechenden Weltsystems. Wir 
engagieren uns nicht mehr für 
wissenschaftlichen und technolo- 
gischen Fortschritt und Bildung, 
sagte er. »Mehr als 500 Jahre lang 
war der technologische Fort- 
schritt der allgemeine Trend in 
der europäischen Zivilisation, bis 
etwa 1960-65. Das war die Politik 
der Vereinigten Staaten von ihrer 
Gründung an. 

Plötzlich kommt jemand aus 
England, Prinz Philip, dessen Fa- 
milienstammbaum voll von Affen 


ist und sagt: >Nein, das muß auf- 
hören.< ... Seit etwa Mitte der 
sechziger Jahre, um 1966 herum, 
unter Johnson, gab es eine Um- 
kehr: die Einführung der soge- 
nannten kybernetischen Gesell- 
schaft oder der post-industriellen 
Gesellschaft. Und seit jener Zeit 
und bis zum Jahre 1971 waren die 
Nettoausgaben der Vereinigten 
Staaten für grundlegende, wirt- 
schaftliche Infrastruktur negativ. 
Das heißt, wir haben weniger für 
die Aufrechterhaltung und Ver- 
besserung der Infrastruktur aus- 
gegeben als die Aufrechterhal- 
tung in ihrem früheren Stadium 
kostet. Wir haben Eisenbahnen, 
Wassersysteme, urbare Systeme 
verloren. Unsere Städte sind 
Schrotthaufen. Warum? Weil wir 
die Dinge, die wir verbrauchen, 
nicht wiederherstellen, wieder- 
auffüllen, ersetzen.« 


Eine persönliche 
Herausforderung 


In seinem fünften und letzten Bild 
entwickelte LaRouche »Martin 
Luther Kings Idee«, daß alle 
Menschen im Ebenbild Gottes er- 
schaffen sind und daß die gesell- 
schaftlichen Richtlinien mit die- 
ser Tatsache in Einklang gebracht 
werden müssen. 

»Der Augenblick der Wahrheit 
naht«, sagte er. »Und wenn wir 
Martin Luther King anschauen, 
so erinnern wir uns seiner nicht 
nur wegen seiner Ideen, sondern 
wir erinnern uns seiner wegen der 
Dinge, die ihn zu einem Führer 
machten und wir versuchen, in 
uns selbst die gleiche Eigenschaft 
zu finden.« 


Die Zeit zum 
Gewinnen ist gekommen 


»Wenn Sie sich einer Herausfor- 
derung gegenübersehen, mit der 
Gefahr, geschlagen zu werden, 
befassen Sie sich dann, wie San- 
cho Panza, nur mit der eigenen, 
persönlichen Position oder brin- 
gen Sie diese kreative Kraft, die 
in Ihnen wohnt und die die her- 
ausragende Kraft des Menschen 
im Ebenbild Gottes ist, hervor 
und wenden Sie sie auf das Pro- 
blem an, dem wir uns gegen- 
übersehen, um an der Entwick- 
lung der Ideen teilzunehmen, die, 
wenn sie verbreitet werden, einer 
Bewegung die Identität verleihen 
können, die nötig ist, um die Auf- 
gabe zu erledigen, die vorgesehen 
istund getan werden muß%« DD 


ANZEIGE 


. Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Gift in der Nahrung, 

: Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 

.dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DDTI. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDT. Trotzdem ist sie falsch. 

' Siewar nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDI-Story« kennt, versteht, was uns mit 
. »Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 


; Die DDT-Story, Sonderausgabe der Zeitschrift FUSION DM 9,50 
. zu beziehen über 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner Straße 11 - 40764 Langenfeld 


Südamerika 


Wer profi- 
tiert von den 
neuerlichen 


Grenz- 


kriegen? 


Diplomatische Bemühungen haben dem Kampf zwischen perua- 
nischen und ecuadorianischen Militärstreitkräften am 1. Fe- 
bruar ein vorläufiges Ende gesetzt, doch die beiden südamerika- 
nischen Länder waren seit Jahrzehnten einem ausgewachsenen 
Krieg nie so nahe wie jetzt. Schätzungen zufolge wurden bisher 
31 bis 50 Menschen in den Grenzstreitigkeiten getötet und beide 
Länder mobilisieren ihre Bevölkerungen zum Krieg. 


Am 27. Januar hat die Regierung 
von Ecuador den Notstand aus- 
gerufen, ihre Reservisten und alle 
Jugendlichen im Soldatenalter 
einberufen und spezielle Kriegs- 
steuern erhoben, um einen beson- 
deren nationalen Verteidigungs- 
fonds zu finanzieren. Peru hat 
Truppen und Ausrüstung im Nor- 
den gesammelt und das peruani- 
sche Fernsehen zeigt Aufnahmen 
von Präsident Alberto Fujimori, 
wie er sich mit militärischen Be- 
fehlshabern an der nördlichen 
Front trifft, wo Übungen abgehal- 
ten werden. 


Die Hintergründe 
der Grenzkriege 


Die Verzweigungen des Konflikts 
zwischen Ecuador und Peru sind 
jedoch nicht auf die potentielle 
Katastrophe eines Krieges zwi- 
schen diesen beiden Nachbarlän- 
dern beschränkt. Zwei umfassen- 
de Prozesse, die beide für die In- 
tegrität aller Länder auf dem süd- 
amerikanischen Kontinent ge- 
fährlich sind, wurden durch den 
Konflikt bereits in Gang gesetzt. 


Eine unmittelbare Gefahr besteht 
darin, daß der Konflikt zwischen 
den beiden Ländern die Kette un- 
gelöster Grenzkonflikte zwischen 
anderen lateinamerikanischen Län- 
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dern, vor allem zwischen Kolum- 
bien und Venezuela, Peru-Boli- 
vien-Chile und zwischen Chile 
und Argentinien in Gang setzen 
könnte. Einen solchen »Domi- 
noeffekt« hat es nach Erlangung 
der Unabhängigkeit in der Ge- 
schichte Lateinamerikas schon 
gegeben. Die chilenische Regie- 
rung hat sich in dem Konflikt zwi- 
schen Ecuador und Peru bereits 
schon auf die Seite Ecuadors ge- 
schlagen und ihrerseits den eige- 
nen brodelnden Grenzstreit mit 
Argentinien neu entfacht. 


Die zweite Gefahr besteht darin, 
daß der Konflikt den Vorwand für 
die Aktivierung der Pläne liefert, 
denen zufolge im scheinheiligen 
Namen der »Friedenserhaltung« 
allen Ländern der Region eine su- 
pranationale Herrschaft auferlegt 
wird und die Zerstörung aller na- 
tionalen Armeen erfolgen soll 
und zwar entweder direkt durch 
die Vereinten Nationen oder 
durch die Organisation amerika- 
nischer Staaten (OAS). Die OAS 
ist seit dem Falkland-Krieg nach 
und nach in eine Institution ver- 
wandelt worden, die die UNO- 
Reglemente in der Region durch- 
setzt. 

In keinem der Fälle wird ein Land 
Südamerikas dabei gewinnen, 
egal wie es dabei jeweils ausge- 
hen wird. 


Grenzgeplänkel sind auf dem 
Kontinent keine Seltenheit. War- 
um eskalierte dieses so rasch bis 
zu einem Punkt, wo ein falscher 
Schritt von einem der beiden zu 
einer strategischen Katastrophe in 
der Region führen könnte? Die 
Antwort auf diese Frage, die jetzt 
von vielen in der Region gestellt 
wird, liegt außerhalb der unmit- 
telbaren Spieler und dem betrof- 
fenen geographischen Gebiet. 


In einer kurzen Erklärung, die am 
31. Januar veröffentlicht wurde, 
zeigte die lateinamerikanische 
Solidaritätsbewegung (MSIA), 
die in jedem Land in der Region 
Anhänger hat mit dem Finger auf 
die britische Krone, deren Agen- 
ten nachgewiesen wurde, daß sie 
jeden Grenzkonflikt in der Re- 
gion in den zwei Jahrhunderten 
seit der Unabhängigkeit geschürt 
haben. Die MSIA behauptete, der 
Zeitpunkt des Konflikts sei der 
aufschlußreichste Beweis dafür, 
wessen Interessen dabei den 
größten Gewinn haben und wer 
somit die Verantwortung dafür zu 
tragen hat. 


»Das internationale Finanz- und 
Währungssystem ist am zerfallen. 
Das jüngste Symptom dafür ist 
der Ausbruch der mexikanischen 
Währungskrise, die der ganzen 
Welt und insbesondere Latein- 
amerika gezeigt hat, daß das viel- 
gepriesene »mexikanische Mo- 
dell« ganz einfach nicht funktio- 
niert«, schrieb die MSIA. 


Die Einheit des 
Kontinents zerstören 


»Angesichts dieser Tatsache ist 
klar, daß die einzig vernünftige 
Lösung für die Länder der Region 
die Bildung eines Schuldner-Kar- 
tells zur Erklärung eines Schul- 
denmoratoriums ist, die Auferle- 
gung von Devisenkontrollen, die 
Schaffung einer Zollunion und 
die Integration ihrer Volkswirt- 
schaften um mehrere große Infra- 
strukturprojekte herum, wie es 
bereits 1982 von amerikanischen 
Wirtschaftswissenschaftlern in 
der »Operation Juärez« vorge- 
schlagen wurde. Es gibt keine 
andere, vernünftige Lösung. 
»Deshalb betrachten wir es als äu- 
Berst suspekt, daß die Krise zwi- 
schen Ecuador und Peru genau in 
diesem Augenblick ausgebrochen 
ist und Lateinamerika an einem 
strategischen Punkt teilt, wo die 
Alternative des Schuldenmorato- 
riums in Mexiko bereits zur Dis- 


kussion steht. Es ist offensicht- 
lich, daß diese Arten von Konflik- 
ten gefördert werden, um die Ein- 
heit auf dem Kontinent zu zerstö- 
ren ... Die Förderung von Grenz- 
konflikten war eine beliebte Stra- 
tegie des britischen Empire«, hieß 
es. 

Die MSIA zitierte ein Buch aus 
dem Jahre 1993, das den Titel 
»The Plot to Annihilate the Ar- 
med Forces and Nations of Ibe- 
ro-America« trug. In dem Buch, 
das in der Region weithin viele 
Leser fand, heißt es, daß die inter- 
nationalen Finanzinteresse, die 
das Komplott führen, den Natio- 
nalstaat auf internationaler Ebene 
komplett beseitigen wollen und 
danach trachten werden, Grenz- 
konflikte in dem Gebiet zu schü- 
ren, um dann danach im Namen 
der »Friedenserhaltung« suprana- 
tionale Strukturen aufzuerlegen. 


In dem Buch wurden die Briten 
als Hauptakteure genannt sowie 
mehrere Vorschläge zur Um- 
wandlung der OAS in eine Behör- 
de für supranationale Herrschaft, 
die bereits auf dem Tisch liegen. 


Es überrascht nicht, daß die Lon- 
doner »Financial Times« die erste 
Zeitung war, die seit Beginn der 
Krise zwischen Peru und Ecuador 
danach rief, daß das Militär bei- 
der Länder für das Auslösen des 
Konflikts zur Kasse gebeten wer- 
den sollte. Die Stimme der City 
deutete an, daß das Problem von 
der Tatsache her stamme, daß 
»keine der beiden Regierungen 
bereit oder in der Lage gewesen 
sei, Reformen durchzuführen, um 
ihre bewaffneten Streitkräfte in 
moderne Berufsarmeen zu ver- 
wandeln« - letzteres ist der geläu- 
fige Euphemismus für die Redu- 
zierung nationaler Militärs auf 
den Status von Attributen zu den 
zunehmenden internationalen 
Streitkräften der Vereinten Na- 
tionen. 


Lokale Spieler oder 
ausgespielt werden? 


Der letzte richtiggehende Krieg 
zwischen Ecuador und Peru fand 
im Jahre 1941 statt, ein Krieg, der 
durch die Unterzeichnung des 
Protokolls von Rio de Janeiro be- 
endet wurde, in dem die Grenze 
zwischen den beiden Ländern 
festgelegt und Brasilien, Argen- 
tinien, Chile und die Vereinigten 
Staaten als Garanten bei weiteren 
Grenzstreitigkeiten bestimmt wur- 
den. Ungefähr 78 Kilometer der 


Grenze sind allerdings immer 
; noch umstritten und aufeinander 
folgende ecuadorianische Regie- 
E rungen haben sich von dem Rio- 
: Protokoll losgesagt und behaup- 
tet, sie seien zur Unterzeichnung 
| gezwungen worden. 


‘ Das Rio-Protokoll wurde am 
29. Januar 1942 unterzeichnet 
und so treten Spannungen häufig 
| jeweils um diesen Jahrestag her- 
um auf. Anfang Januar dieses 
Jahres hat es zwei Zusammenstö- 
: Be zwischen Militärpatrouillen im 
| umstrittenen Gebiet gegeben. 


| Am 25. Januar kündigte der ecua- 
dorianische Präsident Sixto Du- 
i rän Ballen an, daß er zur Anhö- 
} rung der Beschuldigungen Ecua- 
dors, daß peruanisches Militär 
: ecuadorianisches Territorium ver- 
" letzt habe, ein Treffen der Ga- 
E rant-Länder des Rio-Protokolls 
; einberufen werde. 


; Innerhalb von 24 Stunden berief 
‚ das peruanische Außenministe- 
F rium eine Pressekonferenz ein, 
E um die Anschuldigungen zu- 
| rückzuweisen, doch er begrüßte 
F Ecuadors Annahme und Aktivie- 
E rung des Rio-Protokolls als den 
- richtigen Verhandlungsort zur 
. Beilegung der Streitigkeiten. 


* Zwei Stunden später bombardier- 
E ten ecuadorianische Armeeheli- 
6: kopter einen peruanischen Grenz- 
E posten und brachten so die Einbe- 
rufung der Rio-Protokoll-Gruppe 
‘ durch ihren Präsidenten effektiv 
b. zum Kippen. Die Peruaner rea- 
£ gierten und die Kämpfe eskalier- 
E ten rasch. 


Im Hintergrund 
| der IWF 


E Vor diesem Ausbruch gehörte der 
j Präsident, der Durans Vorgänger 
t war, Leön Febres Cordero, zu 
| denjenigen, die das Grenzthema 
| am lautesten vorantrieben. Sein 
E Regime war weitgehend damit 
; beschäftigt, seinem Land ein 
E striktes IWF-Sparprogramm auf- 
zuerlegen. Febres Cordero gehör- 
te zur George Bush-Maschinerie 
in der Hemisphäre und arbeitete 
eng mit einem anderen prominen- 
ten Bush-Anhänger, dem ehema- 

en venezuelanischen Präsiden- 
ten Carlos Andres Perez, führen- 
‚der Sprecher für eine begrenzte 
Souveränität und eine supranatio- 
nale Regierung in Lateinamerika, 
zusammen, bis er im Jahre 1993 
wegen Korruption unsanft aus 


dem Amt geworfen wurde, Fe- 
bres Corderos Bindungen zur Re- 
gierung Perez waren mehr als 
freundschaftlich: ein naher Ver- 
wandter von ihm war ein führen- 
der Banker in dem schmutzigen 
Bankennetzwerk, das Perez in 
Venezuela unterstützt hat. 


Vor dieser Krise verursachte Fe- 
bres Cordero einen nationalen 
Skandal mit seinen Anschuldi- 
gungen, die ecuadorianische Ar- 
mee hätte dem peruanischen Mili- 
tär jahrelang »erlaubt«, ecuado- 
rianisches Territorium zu infil- 
trieren. 


Neben Peru und Ecuador ist der 
andere Spieler bei diesem Kon- 
flikt Chile, ein Land, dessen na- 
tionale Elite den Briten erlaubte, 
während des Falklandkriegs von 
seinem Territorium aus Angriffe 
gegen Argentinien zu führen. 


Chile und Ecuador waren schon 
immer geopolitische Verbündete, 
während Chile und Peru größere 
Grenzstreitigkeiten haben, die bis 
in den Pazifikkrieg des Jahres 
1879 zurückgehen. In den letzten 
Jahren hat das chilenische Militär 
Waffen an das ecuadorianische 
Militär verkauft und sie geschult 
und in der jetzigen Krise wurde 
die Berichterstattung Ecuadors 
über den Konflikt auch im chile- 
nischen Fernsehen gezeigt. 


Am beunruhigendsten unter den 
jetzigen Umständen ist jedoch die 
Tatsache, daß Chile in seinen 
Grenzstreitigkeiten mit Argenti- 
nien erneut eine sehr harte Hal- 
tung angenommen hat. Die bei- 
den Länder hatten im vergange- 
nen Jahr ein umstrittenes Gebiet, 
die Laguna del Desierto, dem 
Schiedspruch eines lateinameri- 
kanischen Ausschusses unter- 
worfen. Die Schiedsrichter befan- 
den im Oktober letzten Jahres zu- 
gunsten von Argentinien und in 
diesem Monat sollte eine binatio- 
nale Kommission zusammen mit 
einem spanischen Geographen 
die endgültige Grenze festlegen. 
Die chilenische Regierung kün- 
digte an, daß sie gegen den 
Schiedsspruch Einspruch erheben 
werde und an der Grenzfestle- 
gung erst teilnehmen werde, 
wenn ihre Position gehört worden 
sei. 


Da das Grenzthema nun zum Na- 
tionalthema Nummer Eins erklärt 
worden ist, hat die Regierung von 
Ecuador an die Vereinten Natio- 
nen und die OAS appelliert, bei 


der Lösung des Problems die Füh- 
rung zu übernehmen und ignoriert 
dabei völlig die Gefahr, die Ecua- 
dors eigener nationaler Souverä- 
nität droht, indem sie diese Werk- 
zeuge des weltweiten Komplotts 
gegen den Nationalstaat mit ins 
Spiel bringt. 


Lateinamerikanisches 
Problem und Lösung 


In einem Brief an den UNO-Ge- 
neralsekretär Boutros Boutros- 
Ghali forderte Ecuadors Außen- 
minister Galo Leoro die Handlan- 
ger der UNO auf, die friedenser- 
haltenden Mechanismen zu akti- 
vieren, die in dem Dokument 
»Agenda for Peace« aus dem Jah- 
re 1992 dargelegt worden sind. In 
diesem Dokument wird gerade- 
heraus erklärt, daß »die Zeit abso- 
luter und ausschließlicher Souve- 
ränität vorüber ist« und die militä- 
rischen Streitkräfte der UNO in 
die Konfliktgebiete der ganzen 
Welt entsendet werden sollten. 


OAS-Generalsekretär Cesar Ga- 
viria, ein anderer Befürworter be- 
grenzter Souveränität sprang eben- 
falls auf den Zug auf. Gaviria flog 
am 27. und 28. Januar nach Quito 
und Lima und schlug die Vermitt- 
lung durch die OAS vor. 


Der von Ecuador provozierte 
Grenzzwischenfall wird dazu 
benutzt, gegen Perus Präsidenten 
Alberto Fujimori zu schießen, 
dessen erfolgreicher Kampf ge- 
gen die Drogenterroristen Shi- 
ning Path den Widerstand gegen 
die Anti-Souveränitätspläne, die 
in »The Plot« angezeigt wurden, 
in anderen Ländern geweckt hat. 


In der Kriegspropaganda in Ecua- 
dor, von Perez und von der briti- 
schen Nachrichtenagentur Reu- 
ters wird die Meinung vertreten, 
daß Fujimori die Schuld an dem 
Krieg hat, weil, so wird argu- 
mentiert, er als Trick für seine 
Wiederwahl Peru befohlen habe, 
anzugreifen. Pörez ging so weit 
und gab am 31. Januar ein Son- 
derkommunique mit rassistischen 
Angriffen gegen Fujimoris Japa- 
nischer Abstammung heraus, in 
dem verlangt wurde, daß die Län- 
der des Rio-Protokolls Maßnah- 
men gegen ein »kriminelles Ma- 
növer von »Fujimorista<-Milita- 
rismus« — wie er es nannte — er- 
greifen. 


Realität ist aber, daß Ecuador am 
26. Januar als erste angegriffen 


haben und Fujimori bei Mei- 
nungsumfragen für die Wahlen 
im April weit vorn steht. Sein füh- 
render Gegner ist einer der Lieb- 
lings-Lateinamerikaner der briti- 
schen Krone, der ehemalige UNO- 
Generalsekretär Javier Perez de 
Cuellar. 


Ecuador hat sich durch seine ge- 
fährliche Provokation dieser in- 
ternationalen Lügenkampagne zum 
Sturz Fujimoris und zur Einset- 
zung des UNO-Manns in Peru de 
facto angeschlossen. 


Im Augenblick kann sich Perus 
Präsident Fujimori der Beteili- 
gung durch UNO oder OAS noch 
widersetzen. Er kündigte am 
28. Januar an, daß er sich mit Ga- 
viria zwar treffen werde, doch nur 
um »ihn über die Situation zu in- 
formieren«. 


Obwohl der argentinische Präsi- 
dent Carlos Menem zunächst 
auch den UNO-Sicherheitsrat we- 
gen des Konflikts angerufen hat- 
te, so hat er sich inzwischen der 
Rio-Protokoll-Gruppe unterwor- 
fen, zu der auch Argentinien ge- 
hört. Vertreter von vier Ländern — 
Argentinien, Brasilien, Chile und 
die Vereinigten Staaten — began- 
nen sich am 31. Januar in Brasilia 
zu treffen und sie werden Beob- 
achter in das Konfliktgebiet ent- 
senden. 


Die venezuelanische Regierung 
hat angeboten, »auf jede mögli- 
che Art und Weise mitzuhelfen, 
um die Krise zu lösen« und schlug 
vor, daß auf dem geplanten Tref- 
fen der Präsidenten von Ecuador, 
Peru, Bolivien, Kolumbien, Ve- 
nezuela und Panama, das am 
2. Februar in Venezuela stattfand, 
ein Forum gebildet wird, in dem 
die Präsidenten von Peru und 
Ecuador einen Dialog beginnen 
könnten. 


In einem am 26. Januar herausge- 
gebenen Kommuniqu& meinte 
das peruanische Außenministe- 
rium, der Ausbruch des Grenz- 
konflikts stehe zu den Möglich- 
keiten in Widerspruch, die sich 
durch die Tatsache eröffnet ha- 
ben, daß dies »eine Zeit ist, in der 
die Gemeinschaft in der Hemi- 
sphäre wichtige Projekte konti- 
nentaler Integration fördert«. Nur 
durch Einheit, Verteidigung der 
Souveränität aller Länder und 
durch Großprojekte zum Aufbau 
der Volkswirtschaften in der Re- 
gion können solche Grenzkon- 
flikte friedlich gelöst werden. U 
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China 


Pekings 
Resolution 


zur Lösung 
der Agrar- 


krise 


Am Ende eines jeden Jahres treffen die Berichte über die Land- 
wirtschaft in China in Zhongnaihai ein, wo der Führungskern 
der kommunistischen Partei und die Regierung ihre Neujahrsre- 
solutionen herausgibt. Im Jahre 1995 ist das Thema der Nah- 
rungsmittelsouveränität für China ein kritisches, strategisches 
Thema geworden. Um die Verwundbarkeit zu vermeiden, die da- 
durch entsteht, daß man von Nahrungsmittelimporten abhängt - 
wie sich in Agypten und Rußland zeigt -, wird eine neue Politik 
hinsichtlich der Landwirtschaft und der mit ihr im Zusammen- 
hang stehenden Industrien erforderlich sein. 


Jahrzehntelang ging es in dem er- 
sten Dokument des Jahres von der 
Zentralregierung — Rundschrei- 
ben Nr. 1 - um die Ernte des ver- 
gangenen Jahres, um danach eine 
neue Agrarstrategie zu entwer- 
fen.Während sich das Jahr 1994 
seinem Ende näherte, war man in 
Zhongnaihai in der Tat nervös, 
wie das schon immer der Fall 
war. 


Die Proteste 
der Bauern 


Für die Bauern war 1994 ein wei- 
teres schlechtes Jahr, doch die 
57 Millionen Hektar Getreide, die 
von der Dürre in Zentralchina und 
durch Unwetter in den südlichen 
und nördlichen Gebieten vernich- 
tet worden sind, haben nicht nur 
den Bauern das Leben schwer 
gemacht. Berichte über die Ab- 
wanderung von Arbeitskräften, in 
die Höhe schnellende Lebens- 
mittelpreise, schwindelerregende 
Inflation und die dringenden Ap- 
pelle der Bauern, den korrupten 
Parteiapparat an der Basis unter 
Kontrolle zu bekommen, prägen 
das Bild — die Landwirtschaft ist 
erneut in Schwierigkeiten und sie 
könnte Chinas Wirtschaft in eine 
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beispiellose Krise hineinziehen, 
meint die Regierung in Peking. 
Doch die Realität ist, daß die na- 
tionale Politik als Ganzes, nicht 
nur in bezug auf die Landwirt- 
schaft, in Ordnung gebracht wer- 
den muß, denn seit Jahrzehnten 
wurden Ressourcen aus dem 
Land ausgesogen, um sterbende 
Industrien wieder zu beleben, was 
die Bauern daran hinderte, sich 
modernisieren zu können und so 
ihre Kaufkraft als Konsumenten 
der inländischen Industrien redu- 
ziert hat. 


Ein jüngster Bericht aus Südchina 
liefert den letzten Beweis dafür: 
Wenige Tage vor Neujahr hat die 
Polizei in Zhuhai City 500 Bauern 
vertrieben, die sich vor einem Re- 
gierungsbüro zu Protesten dar- 
über versammelt hatten, daß sie 
für den Verkauf ihrer Ländereien 
für wirtschaftliche Erschließung 
nicht genügend Entschädigung 
erhalten hatten. Die Proteste wa- 
ren in eine Revolte ausgeartet. 


Mehr als ein 
Landproblem 


Chinas Landwirtschaft hat meh- 
rere große Krisen erlebt, die die 


Zentralregierung dazu gezwun- 
gen haben, ihre Agrarpolitik neu 
zu orientieren. Jedes Mal konzen- 
trierte sich die neue Politik auf die 
Gewährung von mehr Landnut- 
zungsrechten für die Bauern und 
mehr Freimarktzugang zu den 
Getreidepreisen. Die Zeiträume 
1958 bis 1963, 1966 bis 1973 und 
1978 bis 1983 zeigen die Rück- 
schläge und Verschiebungen in 
dieser Politik sowie das Auf und 
Ab der politischen Machtgruppen 
in Peking. 


Nach der letzten politischen 
Richtlinie, die Ende des Jahres 
1978 durchgeführt wurde, wurde 
der größte Teil der staatseigenen 
Ländereien unter den Bauern auf- 
geteilt und an sie verpachtet. Das 
führte zu einem großen Anstieg 
der Getreideproduktion, die im 
Jahre 1984 ihren Höhepunkt er- 
reichte. Doch für die 800 Millio- 
nen Bauern bedeutete diese Poli- 
tik auch, daß sie nur auf sich 
selbst zählen konnten, denn die 
Regierung übernahm nicht mehr 
länger die Verantwortung für In- 
vestitionen im Agrarsektor. Das 
bittere Ergebnis zeigte sich in den 
Jahren 1992 und 1994, als starke 
Unwetter und Dürre China zwan- 
gen, seine Nahrungsmittelimpor- 
te aus den Vereinigten Staaten 
und anderen Ländern zu erhö- 
hen. 


Der für die Landwirtschaft ver- 
antwortliche State Councilor, 
Chen Junsheng, warnte das Land 
vor der Gefahr in seiner landwirt- 
schaftlichen Produktion, berich- 
tete die »People’s Daily«. Chen 
zufolge macht in manchen Ge- 
bieten, besonders in den Küsten- 
provinzen, der Getreideanbau 
weniger als zehn Prozent des Ein- 
kommens der Bauernfamilien aus 
- eine Folge der zunehmenden 
Abwanderung der Landbevölke- 
rung in die Stadtgebiete. 


Wenn man sich mit chinesischen 
Regierungsvertretern und Wis- 
senschaftlern oder amerikani- 
schen Agrarexperten für China 
unterhält, hört man oft über das 
berühmte »Landproblem«: Chi- 
nas anbaufähiges Land pro Kopf 
sind nur ll Prozent dessen, was 
der Durchschnittsamerikaner zur 
Verfügung hat oder anders aus- 
gedrückt, China ernährt 22 Pro- 
zent der Weltbevölkerung mit 
rund neun Prozent des weltwei- 
ten, anbaufähigen Landes. 


Solche statistisch zwar korrekten 
Behauptungen kommen oft von 


hochrangigen Vertretern als Recht- 
fertigung für Pekings schlechte 
Wirtschaftspolitik, mit der heute 
paradoxerweise die Unternehmer 
ermuntert werden, das knappe 
anbaufähige Land zu kommer- 
ziellen Zwecken zu nutzen und 
die in der ganzen Geschichte oft 
die Landwirtschaft geopfert ha- 
ben, wenn es um große Verluste 
auf dem staatlichen Industriesek- 
tor ging. 


Um Staatsfirmen, die dabei wa- 
ren, Geld zu verlieren, zu unter- 
stützen, hat die Zentralregierung 
im Finanzjahr 1990 bis 1991 für 
Kredite im Wert von 150 Milliar- 
den Yen die Gewähr übernom- 
men, um das »dreiseitige Schul- 
denproblem« unter den großen 
Staatsfirmen zu lösen. Gleichzei- 
tig kürzte sie die Subventionen 
für kleinere Staatsfirmen, die für 
den Kauf und den Vertrieb von 
landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen verantwortlich waren. Diese 
Firmen reagierten damit, daß sie 
ihr begrenztes Kapital, das für 
den Einkauf von Nahrungsmitteln 
zur Belieferung der Städte be- 
nutzt werden sollte, in Projekte, 
die rasche Gewinne versprachen, 
wie Immobilien, Gastronomie- 
service und Unterhaltung inve- 
stieren. 


Reis und Getreide 
immer teurer 


Die Bauern, die ihre Erzeugnisse 
an solche staatlichen Händler 
verkauften, hatten Umsatzrück- 
gänge um 20 Prozent — was die 
Stadtbewohner lediglich als Preis- 
erhöhung auf die Grundnahrungs- 
mittelpreise mitbekommen. Wenn 
die Bauern ihre Erzeugnisse nicht 
mehr auf den Markt bringen 
können, wandern sie ab. Und 
schlimmer noch - sie werden zu 
Konsumenten in den Städten, wo 
die Lebensmittelknappheit dann 
immer wahrscheinlicher wird. 

Im Jahre 1993 erreichte die 
durchschnittliche Inflation im 
Land zum Teil aufgrund der Poli- 
tik der Jahre 1990 bis 1991 
27 Prozent, das ist der höchste 
Wert seit die Kommunisten im 
Jahre 1949 die Macht übernah- 
men. In manchen Küstenstädten 
haben sich die Reispreise inner- 
halb eines Jahres verdoppelt, 
während einige Städte in den Pro- 
vinzen wie Gansu, Xinjiang, An- 
hui und Liaoning wieder Regie- 
rungscoupons eingeführt haben, 
damit sich die Armen billigen 
Reis und Speiseöl kaufen können. 


Die Getreidepreise stiegen in Chi- 
nas 35 größten Städten im No- 
vember mit einer Jahresrate von 
59,5 Prozent. 


: Die Agrarpolitik 
des Jahres 1995 


‘ Die derzeitige Politik der Zen- 
© tralregierung, die seit langem das 
Ziel der Autarkie auf dem Nah- 
rungsmittelsektor hat, ist so aus- 
gelegt, daß sie ihr Ziel von 500 
Millionen Tonnen Getreide pro 
Jahr bis zum Jahr 2000 erreichen 
soll — das bedeutet im Vergleich 
zu heute eine Steigerung um zehn 
Prozent. Zu diesem Zweck hat 
China beschlossen, dem Agrar- 
sektor mehr Kredite zu gewähren 
und die kommunistische Parteior- 
ganisation auf den unteren, kom- 
munalen Ebenen zu stärken - eine 
Politik, die auf einer viertägigen 
Jahressitzung über die wirtschaft- 
liche Strategie von führenden 
Vertretern im Dezember be- 
schlossen wurde. 
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x Für das neue Jahr verspricht Pe- 
|; king auch, die Reihe von Geset- 
© zen zu verstärken, die Anfang des 
'» Jahres 1993 in Kraft gesetzt wur- 
den und in denen mehrere inkor- 
% .rekte Steuererhebungsbestimmun- 
gen für ungültig erklärt werden, 
;» die Bauern in ganz China von lo- 
“ kalen Regierungen auferlegt wor- 
“ den waren - so der Vizevorsitzen- 
: de des ständigen Ausschusses des 
x Nationalen Volkskongresses. 


Im Dezember hat die »People’s 
Daily« einen dringenden Appell 
nach Investitionen auf dem 
Agrarsektor veröffentlicht. Die 
neue State Development Bank 
kündigte an, daß sie in ihren 
Richtlinien für das Jahr 1995 Be- 
tonung auf die Getreideproduk- 
tion legen werde, indem sie die 
Kredite für mit dem Agrarsektor 
verbundene Wasserprojekte um 
bis zu 20 Prozent erhöhen wird. 
Außerdem wird China sein Ver- 
© bot für den Export von Getreide 
„ und andere Agrarprodukte auf- 
rechterhalten, um die steigenden 
Preise zu stabilisieren und alle 
Importe von Getreide, Ol, 
Baumwolle, Zucker und Dünge- 
mittel werden direkt unter die 
Kontrolle der Zentralregierung 
gestellt. Der Staat wird auch von 
ien lokalen Behörden verlangen, 
daß sie bestimmte Mengen Ge- 
treide von den Bauern abkaufen 
und wird dann das Getreide und 
Speiseöl in die Gebiete liefern, 
die es am dringendsten brauchen. 
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Wie auch in anderen Angelegen- 
heiten, sind sich die führenden 
Vertreter auch in der Agrarpolitik 
nicht einig, während alle anderen 
Wirtschaftsaktivitäten »experimen- 
tell« bleiben und Thema ständiger 
Debatten sind. 


Für eine Gruppe sind die Bauern 
dazu da, um für den wirtschaftli- 
chen Aufschwung der Nation 
geopfert zu werden. Ihre Politik 
bindet die Bauern mit »hukou«, 
einem Einwohnerregistrierungs- 
system, an das Land. Diese Grup- 
pe verlangt jetzt mit einer Varian- 
te von Maos Kommune die 
Schrauben fester anzuziehen. 


Uneinigkeit in der 
Agrarpolitik 


Andere erkennen zwar, daß Chi- 
nas begrenztes anbaufähiges 
Land bis zum Jahr 2000 schließ- 
lich über 200 Millionen Bauern 
freisetzen wird, doch sie propa- 
gieren ländliche Industrien und 
kleine Dörfer entlang den Straßen 
und Eisenbahnlinien. Der »China 
Daily« zufolge ist es das Ziel, 
3000 Städte zu bauen. Die Regie- 
rung hat zwar Entwürfe und Auf- 
sichtspläne, doch keine Investi- 
tionen. Die Entschuldigung lau- 
tet, wenn bis zu ein Drittel der 
Staatsfirmen möglicherweise vor 
dem Bankrott stehen, sind einfach 
nicht genug Mittel vorhanden, um 
neue Großstädte zu bauen, die In- 
frastruktur und Arbeitsplätze be- 
nötigen. 


Die lokalen 
Modelle 


Die lokalen Regierungen anderer- 
seits befürworten aufgrund des 
Ratschlags junger Experten einen 
regula falsi Ansatz in verschiede- 
nen Dörfern. Die Schaukasten- 
modelle sind erstens das »Dop- 
pelt-Feld-System« von Pingdu 
County, bei dem Agrarland in 
zweierlei Zwecke eingeteilt ist, 
einmal für den grundlegenden 
Haushaltsverbrauch oder »kou 
liang tian« und andererseits für 
den Verkauf an den Staat oder die 
Märkte oder »ze ren tian«; zwei- 
tens, das Modell des »freien Um- 
laufs« an der Südküste, bei dem 
längerfristig verpachtetes Agrar- 
land je nach den Marktfluktuatio- 
nen in Form von Aktien oder Ver- 
trägen rasch die Besitzer wechselt 
und drittens, das Modell der 
»Kollektivfarmen« in dem relativ 
reichen Wuxi County, wo das 


Dorf den Bauern Löhne zahlt, die 
denen gleichkommen, die Arbei- 
ter in ihren eigenen Dorfindu- 
strien erhalten. 


Die Modelle zur »vollständigen 
Anzapfung des Bauernpoten- 
tials« oder zur »Mobilisierung ih- 
rer Initiative« beschwören künfti- 
ge Probleme herauf, denn solch 
individueller Bewirtschaftung sind 
technische und physische Gren- 
zen gesetzt. Einige Leute in Pe- 
king sehen dies eindeutig voraus. 


Doch die Politik als solche wird 
auf dem Parteipapier immer noch 
verkauft. 


»Derzeit und für eine relativ lange 
Zeit sollte unsere Agrarpolitik die 
Verbesserung der internen Institu- 
tionen des vertraglichen Verant- 
wortlichkeitssystems auf Haus- 
haltsbasis betonen, wobei die 
Vergütung mit der Produktion in 
Verbindung stehen sollte«, hieß 
es in einem unterzeichneten Arti- 
kel in der »People’s Daily«. 


Das Problem bei dieser Politik be- 
steht darin, daß bei den gegenwär- 
tigen landwirtschaftlichen Techni- 
ken für diese Art von kleiner, ar- 
beitsintensiver Produktion - klei- 
ne Wasserpumpen, neue Arten 
von Saaten oder Düngemitteln — 
der Ertrag je Hektar, der nach 
Weltstandard hoch ist, rasch an 
seine Grenzen stößt. Mit einem 
stagnierenden Ertrag pro Kopf 
kann das Einkommen der Getrei- 
deproduzenten kaum erhöht 
werden, ohne daß der Getreide- 
preis angehoben wird. 


Eine Lösung 
nicht in Sicht 


Wie die erhöhten Kredite und an- 
dere Kontrollmaßnahmen, ein- 
schließlich dem Agrargesetz aus 


dem Jahre 1993 zur Aufhebung 
falscher Besteuerung der Bauern 
auf die Agrarproduktion ange- 
wendet werden können, um fal- 
schen Praktiken Einhalt zu ge- 
bieten, die »immer noch in der 
Überzahl existieren und Unzu- 
friedenheit streuen«, wie es ein 
hochrangiger Gesetzesvertreter 
vor dem Volkskongreß formu- 
lierte, hängt von dem Plan der 
Partei, ihre Basisorganisation zu 
überholen, ab. 


Unter dem derzeitigen politischen 
System sind die meisten der Par- 
teikader an der Basis mit der Um- 
verteilung von Krediten, der Ein- 
treibung von Steuern und der Be- 
schaffung von Geldmitteln für die 
lokale Regierung befaßt, obwohl 
nur wenige von ihnen über eine 
angemessene Ausbildung und ho- 
he Moralvorstellungen verfügen. 


Sie überwachen auch die Land- 
verteilung und, was noch wichti- 
ger ist, sie führen die Politik der 
Geburtenkontrolle durch. 


Anfang Januar sollten hochrangi- 
ge Vertreter derkommunistischen 
Partei gesagt haben, daß ungefähr 
80 Prozent ihrer 800.000 Partei- 
verbände in den Dörfern »lasch 
und gelähmt« sind, wenn sie auf 
rasche wirtschaftliche Verände- 
rungen treffen und in den ländli- 
chen Gebieten »chaotische Si- 
cherheitsprobleme« verursachen. 
Die Partei muß ihre Verbände im 
Jahre 1995 erneuern. 


Peking wird die Landwirtschaft 
im Jahre 1995 unter ihren Priori- 
täten etwas höhersetzen, ein 
Schritt, der schon lange überfällig 
ist. Doch ein weitreichender Plan, 
in dem weder die Landwirtschaft 
noch die Industrie bevorzugt, 
sondern in dem beide weiterent- 
wickelt werden, muß erst noch 
kommen. D 
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Vertrauliches 


China: Kein 
Chaos 
nach Deng 


Im Zusammenhang mit dem zu- 
nehmenden Druck seitens Lon- 
doner und New Yorker Finanz- 
kreise auf China haben Vize- 
premier Zhu Rongij und andere 
chinesische Regierungsbeamte 
auf dem World Economic Forum 
in Davos betont, sie erwarteten 
»keine Periode des Chaos nach 
Deng Xiao-ping«. Zhu erklärte 
in seiner Rede: »Die Reformen 
haben ein solides Fundament. 
Sie sind unumkehrbar geworden. 
Die Offnung zur Außenwelt ist 
integraler Bestandteil der chine- 
sischen Reform. Sie ist Staats- 
politik, die sich nicht ändern 
wird.« d 

Zhu Rongijs Äußerungen müs- 
sen im Rahmen der Konsens- 
politik gesehen werden, die sich 
in den letzten zwei Jahren in 
Peking herausgebildet hat, näm- 
lich Schutz der vitalen wirt- 
schaftlichen Sicherheitsinteres- 
sen, vor allem Nahrungsmittel- 
erzeugung, Handelsschutz, Wäh- 
rungsstabilität und Kampf gegen 
Finanzspekulation und Inflation. 
Dieser politische Konsens, der 
ein Abweichen von Dengs radi- 
kalsten Reformvorschlägen be- 
deutet, ist das Ergebnis davon, 
daß China den wirtschaftlichen 
Zerfall des ehemaligen Ost- 
blocks unter der »Schockthera- 
pie« erlebt hat und die westliche 
Finanzkrise sowie das Finanz- 
chaos im eigenen Land spürt. 
Zhu hat wiederholt erklärt, Chi- 
na werde keine grundlegenden 
nationalen Interessen opfern, um 
in die Welthandelsorganisation 
(WTO) aufgenommen zu werden. 


Chinesische Regierungsbeamte 
sagten in Davos, die Ara nach 
Deng werde von einer kollekti- 
ven Führung geprägt sein, ent- 
scheidender werde aber die Ab- 
sicht sein, den Lebensstandard 
der Bevölkerung mit Hilfe von 
Reformen und Investitionen in 
dringend erforderliche Infrastruk- 
turmaßnahmen zu erhalten. Hof- 
fentlich werde richtig verstanden, 
was es bedeute, wenn China in 
den letzten Tagen Dengs einen 
so hochstehenden Vertreter wie 


58 [ODE 4/1995 


Zhu nach Davos schicke, um 
eine solche Mitteilung zu 
machen. »Das ist die tatsächliche 
Aussage, die viele übersehen, die 
nicht verstehen, was heute in 
China wirklich vorgeht.« DO 


Realitätsschock 
in Frankreich 


Es wird immer unwahrscheinli- 
cher, daß es in den noch verblei- 
benden knapp zwei Monaten bis 
zu den französischen Staatspräsi- 
dentenwahlen dem amtierenden 
Ministerpräsidenten Edouard 
Balladur gelingen wird, sich mit 
seiner Politik der »virtuellen 
Realität« entscheidend durchzu- 
setzen. Zusammen mit seinen 
Beratern, die sich aus Kreisen 
der Finanz- und Bankenelite 
sowie Vertretern der sogenann- 
ten »neuen konservativen Philo- 
sophie« wie Alain Minc zusam- 
mensetzen, will Balladur die 
aktuellen sozialen und realwirt- 
schaftlichen Realitäten einfach 
beiseite schieben. Realwirt- 
schaftliche Produktion und die 
Industriearbeiterschaft werden 
dabei als »entbehrlich« für die 
neue »dienstleistungszentrierte 
Okonomie« angesehen. Wahlen 
müßten vielmehr in den neuen 
Schichten der »Dienstleistungs- 
und Informationsgesellschaft« 
entschieden werden. Der schei- 
dende Staatspräsident Mitterrand 
sowie die Sozialistische Partei 
und sogar Balladurs Erzrivale 
Jacques Chirac und dessen RPR 
bemühen sich demgegenüber, 
wenn auch aus rein pragmati- 
schen und opportunistischen 
Gründen, mehr auf die realwirt- 
schaftlichen und sozialen Reali- 
täten einzugehen. So veröffent- 
lichte die Stiftung Saint Simon 
unter der Leitung ihres Chef- 
theroretikers Emmanuel Todd 
eine Studie, derzufolge der Anteil 
der Industriearbeiter (ohne aus- 
ländische Arbeitskräfte) an der 
französischen Bevölkerung ge- 
genüber 1992 unverändert bei 
32,5 Prozent liege. Damit stell- 
ten sie die wichtigste soziale 
Gruppe des Landes dar. Die 
Untersuchung prognostizierte er- 
hebliche soziale Unruhen für den 
Fall, daß die Interessen der 
Industriearbeiter weiterhin igno- 
riert würden. Auch das linkslibe- 
rale Magazin »Nouvel Obser- 
vateur« schloß sich dieser Auf- 
fassung an. In einer Photomon- 
tage wurde dabei Balladur als 


moderne Version des »liberalen« 
Königs Louis Philippe aus dem 
Hause Orleans (1830-1848) dar- 
gestellt, dessen Motto »En- 
richessez vous!« lautete. Das 
Magazin kritisierte Mincs Auf- 
fassung und bezeichnete Balla- 
dur als Kandidaten der Finan- 
ziers und Banker. 


In diesem Zusammenhang er- 
klärte Lyndon LaRouche, Frank- 
reich benötige dringend »wirkli- 
che Alternativen«. Ein solcher 
Alternativkandidat, der Frank- 
reich aus seiner wirtschaftlichen, 
finanziellen und politisch-sozia- 
len Krise auf einem ähnlichen 
Wege herausbringen könnte, wie 
de Gaulle es 1958 getan habe, sei 
Jacques Delors, »ein politischer 
Führer auf Abruf«, wie es 
LaRouche formulierte. Aber auch 
»mein Freund Jacques Chemi- 
nade verfügt über alle notwendi- 
gen Qualitäten und Konzepte, 
Frankreich aus seiner mißlichen 
Lage herauszubringen«, sagte 
LaRouche weiter. »Er ist ein aus- 
gebildeter Diplomat und Oko- 
nom und Teil der französischen 
Elite. Neben Jacques Delors, der 
bereits mehrere Führungsposi- 
tionen innehatte, steht Frank- 
reich mit Jacque Cheminade ein 
weiterer, ebenso qualifizierter 
Kandidat zur Verfügung.« 


China im 
Eisenbahnbau 
führend 


Im vergangenen Jahr hat China 
mit 3350 km mehr neue Eisen- 
bahnkilometer gebaut als jede 
andere Nation weltweit. Neben 
völlig neuen Trassen wurden 
auch ältere Strecken zweispurig 
ausgebaut. Am wichtigsten ist 
die neue Eisenbahnverbindung 
zwischen Peking und der südchi- 
nesischen Region Kowloon bei 
Hongkong. Diese Verbindung ist 
die längste neue Eisenbahn- 
strecke weltweit und soll Ende 
1995 zwei Jahre vor der geplan- 
ten Fertigstellung ihren Betrieb 
aufnehmen. Verschiedene ande- 
re neue Streckenverbindungen 
wurden bereits im vergangenen 
Jahr für den Verkehr freigege- 
ben. Dazu gehört die Ver- 
bindung Kanton-Shenzen, die als 
Schnellbahnstrecke ausgelegt ist. 
Die verstärkten Anstrengungen 
im Eisenbahnbau sollen dazu 
beitragen, die immensen Trans- 


portengpässe zu beheben. Die 
Verzögerungen im Transport 
führten 1993 zu Produktionsver- 
lusten in Höhe von 70 Milliarden 
Dollar. 


Mitterrand 
noch nicht 


aus dem 
Geschäft? 


Der schwerkranke französische 
Staatspräsident Frangois Mitter- 
rand zeigt in den letzten Wochen 
seiner 14jährigen Amtszeit noch 
einmal seine »politischen Zäh- 
ne«. Obwohl er angeblich nur 
noch Monate zu leben hat, mel- 
dete Mitterrand sich jetzt noch 
einmal im Wahlkampf zu Wort. 
Als sich Jacques Delors als 
Kandidat zurückzog, war die 
Sozialistische Partei (PSF) prak- 
tisch bereits aus dem Rennen. 
Mitterrands erster Paukenschlag 
war sein Aufruf zu einer Al- 
gerienkonferenz, die unter der 
Schirmherrschaft der Europäi- 
schen Union stehen und die von 
der algerischen Opposition unter 
Beteiligung der islamistischen 
Algerischen Heilsfront (FIS) 
gemeinsam verabschiedete soge- 
nannte St.-Egidio-Plattform be- 
handeln soll. Mitterrands Vor- 
stoß brachte die von der RPR 
und den Gaullisten dominierte 
Regierungskoalition ins Wan- 
ken, und mehrere Minister 
beschwerten sich, nicht konsul- 
tiert worden zu sein. Vor allem 
Innenminister Charles Pasqua, 
der ein bedingungsloses Durch- 
greifen der militärischen Füh- 
rung in Algier befürwortet, zeig- 
te sich über Mitterrand verärgert. 


Wenige Tage später kam es in 
verschiedenen französischen 
Städten zu Studentenprotesten 
gegen den Versuch Balladurs, 
den Zugang zu den Universitäten 
einzuschränken. Die PSF verfügt 
vor allem in den Gewerkschaften 
über politischen Einfluß und 
Rückhalt. Der PSF-Kandidat 
Lionel Jospin forderte darüber 
hinaus eine Besteuerung speku- 
lativer Finanztransaktionen in 
Höhe von 0,1 Prozent. 


Für die größte politische Auf- 
regung sorgte allerdings die 
Beteiligung Mitterrands an der 
Enthüllung eines Skandals, von 
dem vor allem Pasqua betroffen 


; ist. Dabei ermittelt der französi- 
‘ sche Richter Eric Halphen we- 
5 gen illegaler Geldzahlungen, die 
‚X auch der RPR zugute gekommen 
sein sollen. Im Zentrum der 
Ermittlungen steht ein enger 
: Vertrauter Pasquas, Didier 
Schuller. Als die Ermittlungen 
'% Fortschritte machten, wurde der 
|# Schwiegervater Halphens, der 
‘= Richter Pierre Marechal, ge- 

drängt, Halphen zu beeinflussen, 
„. wobei alles darauf hindeutet, daß 

. dieses Vorgehen von Pasqua 
| & mitinitiiert worden war. Halphen 
;: droht der Fall entzogen zu wer- 
|‘ den, weil er angeblich seine 

: Neutralität nicht gewahrt habe. 
Mitterrand intervenierte darauf- 
hin persönlich bei der übergeord- 
|, neten Behörde, um sicherzustel- 
len, daß Halphen weiter ermit- 
|» teln könne. 
! 


Sr una 


Am 8. Februar entschied ein 
Berufungsgericht, daß Marechal 
Opfer polizeiinterner Machen- 
schaften geworden sei. Die fran- 
zösische Tageszeitung »Libera- 
tion« schrieb am 11. Februar in 
einer Überschrift: »Die Affäre 
Halphen wird zu einer Affäre 
Pasqua«. oO 
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Clinton friert 
: Terroristen- 
konten ein 


# Der amerikanische Präsident hat 
ein Dekret unterzeichnet, womit 
das Vermögen von 12 Gruppie- 
». mngen und 18 Einzelpersonen 
$ eingefroren wird. Zu den betrof- 
 fenen Organisationen gehören 
% die radikale jüdische Bewe- 
# gungen Kach und Kahane Hai, 
« Hams, die Hisbollah, die Paläs- 
% tinensische Befreiungsfront, die 
& Gruppe Islamischer Krieg, die 
# Islamische Gruppe sowie der 
. Schwarze September. Als Ein- 
#. zelpersonen werden Abu Nidal, 
George Habasch und Achmed 
:Jibril genannt. Es ist zwar 
- unklar, über wie viel Geld die 
9 sogenannten arabischen Grup- 
PR: pierungen in den USA verfügten, 
doch vor allem Kach und 
© Kahane Hai hatten durch aggres- 
Me sives Spendensammeln in den 
gesamten USA auf sich aufmerk- 
sam gemacht. Beide Gruppen 
© gehören zu den vehementesten 
FWidersachern der Politik des 
israelischen Ministerpräsidenten 
FRabin und des PLO-Vor- 
sitzenden Jassir Arafat. Bei- 


de Politiker 


begrüßten den 
Schritt des US-Präsidenten aus- 
drücklich. 


Parallel zu der Entscheidung 
Clintons verstärkten Kreise um 
Ariel Scharon, der zu den 
maßgeblichen Saboteuren des 
Friedensprozesses gehört, ihre 
Spendensammelaktivitäten in 
Frankreich. An der Spitze steht 
dabei ein gewisser Jacques 
Kupfer, der die Interessen von 
Herout und Likud in Frankreich 
vertritt und zu den wichtigsten 
Geldgebern der Siedlung Kiryat 
in der Nähe Hebrons gehört, aus 
der der Attentäter Baruch Gold- 
stein stammte. Kupfer finanziert 
auch die von der Kach kontrol- 
lierte Siedlung Yeshiva in Heb- 
ron selbst und soll der rechtsge- 
richteten Partie Republique nahe- 
stehen, die der derzeit regieren- 
den Regierungskoalition ange- 
hört. Für den 9. Februar plante 
Kupfer in Paris eine Spenden- 
aktion mit dem Likud-Vorsit- 
zenden Benjamin Netanyaaou. 
Bei einer ähnlichen Veran- 
staltung mit Sharon im vergan- 
genen Jahr waren über 5 Mil- 
lionen Französische Francs zu- 
sammengekommen. m! 


WHO: Ost- 
europäisches 
Gesundheits- 
wesen am Ende 


Die Weltgesundheitsorganisa- 
tion (WHO) hat in einer Studie 
mit dem Titel »Gesundheit in 
Europa« ausführlich über die 
äußerst schlechte Lage des 
Gesundheitswesens in den frü- 
heren kommunistischen Staa- 
ten Osteuropas und der Sow- 
jetunion berichtet. Zwischen 
1990 und 1994 sank die durch- 
schnittliche Lebenserwartung 
bei Männern in der früheren 
Sowjetunion von 64 auf 59 Jah- 
re. Im Vergleich dazu liegt die 
Lebenserwartung bei Männern in 
Westeuropa zwischen 70 und 75 
Jahren. Die Kindersterblichkeit 
hat sich in den vergangenen fünf 
Jahren mehr als verdoppelt. 


Die russische Föderation weist 
1994 im demographischen Ver- 
hältnis von Geburten und Sterbe- 
fällen ein Minus von mehr als 
einer Million auf. Die WHO- 
Studie schätzt, daß mehr als 100 


Millionen Menschen in Europa, 
Sibirien und dem russischen 
Fernen Osten sowie den heutigen 
mittelasiatischen Staate nicht 
über ausreichendes und sauberes 
Trinkwasser und angemessene 
sanitäre Einrichtungen verfügen. 
Zusammen mit der sich ausbrei- 
tenden Massenverelendung ent- 
wickelt sich damit ein idealer 
Nährboden für Seuchen wie 


Typhus und Diphterie. DO 
Veränderungen 


in Algerien 


Am 2. Februar verurteilte der 
Exekutivrat der Islamischen 
Heilsfront (FIS) ein Autobom- 
benattentat in Algier, dem 38 
Menschen zum Opfer gefallen 
sind. In dem FIS-Kommunique 
werden obskure, verdächtige 
Kräfte für den Anschlag verant- 
wortlich gemacht, die die Unter- 
drückungspolitik der Militär- 
Junta rechtfertigen wollen. 


Der Bombenanschlag ereignete 
sich kurz nach dem Verhand- 
lungsdurchbruch, der zwischen 
den verschiedenen algerischen 
Oppositionsgruppen unter Ein- 
beziehung der FIS in Rom zu- 
stande gekommen war. Mit Un- 
terstützung der USA und 
Deutschlands einigten sie sich 
auf eine gemeinsame Plattform 
für Verhandlungen mit der alge- 
rischen Regierung. 

In einem groß aufgemachten 
Artikel in »Le Monde« vom 2. 
Februar hieß es, der Anschlag sei 
nur im Interesse derjenigen, die 
den Dialog ablehnten. Die 
Zeitung fragt, ob jetzt nicht die 
wirklichen Hintergründe der 
Gruppierungen »Bewaffnete 
Islamische Gruppe« (GIA) und 
der »Islamischen Heilsarmee« 
(AIS) untersucht werden müß- 
ten, die sich beide für einen blu- 
tigen Ramadan ausgesprochen 
hätten. Es sei höchst .wahrschein- 
lich, daß diese Gruppierungen 
infiltriert und manipuliert wor- 
den seien. 


Die algerische Miltärregierung 
unter der Leitung Präsident 
Zerouls gerät zunehmend in 
Mißkredit. Auch Frankreich 
setzt sich immer mehr für einen 
politischen Dialog in Algerien 
ein. So erklärte der französische 
Außenminister Alain Juppe in 
Washington, er stimme weitge- 
hend mit den Lösungsvorschlä- 


gen Präsident Clintons für die 
Algerienkrise überein. Und der 
französische Verteidigungsmi- 
nister Leotard begrüßte aus- 
drücklich die in Rom verabschie- 
dete Friedensplattform. 

Am 4. Februar schloß sich auch 
Frankreichs Staatspräsident Mitter- 
rand dieser Auffassung an und 
erklärte, er hoffe, daß eine EU- 
Algerienkonferenz zustande käme, 
um die wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen für einen Frie- 
densprozeß zu erörtern. Mitter- 
rand hat dieses Vorhaben bereits 
mit Bundeskanzler Kohl bespro- 
chen, der ebenfalls Clintons 
Auffassungen unterstützt. DO 


»Goldfinger« 
und die Union 
Bancaire 
Privee/Geopol 


Südafrikanische Behörden sind 
einer großangelegten Geld- 
wäscheoperation auf die Spur 
gekommen, an der auch die 
Genfer Union Bancaire Privee 
(UBP) beteiligt ist, die mit der 
undurchsichtigen Firma Geopol 
Services SA ihre Räumlichkeiten 
in Genf teilt. Die Geldwäsche- 
operation in Südafrika umfaßte 
Goldschmuggel in der Größen- 
ordnung von einer Milliarde 
Dollar. Dabei wurde gestohlenes 
Gold auf dem Schwarzmarkt 
zunächst gesammelt und dann 
mit einer Silberlegierung verse- 
hen. Dieses »Silber« wurde dann 
legal nach London und Genf 
exportiert, wo es geschmolzen 
und dann wieder als Gold ver- 
kauft wurde. Die Gewinne flos- 
sen auf Konten der UBP und.der 
Banque Multi Commerciale, 
einer Tochter der Banque 
Nationale de Paris. Im letzten 
Jahr wurden 8,6 Tonnen Gold 
geschmuggelt. 


Ende 1994 waren gegen drei 
UBP-Manager von der US- 
Staatsanwaltschaft in Miami An- 
klage wegen Drogengeldwäsche 
in Millionenhöhe erhoben wor- 
den. Bereits im Sommer dessel- 
ben Jahres hatten schweizerische 
Behörden ein 250-Millionen- 
Konto des flüchtigen deutschen 
Immobilienschwindlers Jürgen 
Schneider bei der UBP beschlag- 
nahmt, wo auch Schneiders 
Ehefrau ihren Schmuck depo- 
niert hatte. EI 
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Deutschland 


Clinton 
und Kohl 


festigen ihre 


besonderen 
Beziehungen 


Während ihrer Treffen am 9. Februar in Washington haben US- 
Präsident Bill Clinton und der deutsche Bundeskanzler Helmut 
Kohl die neue Partnerschaft zwischen den beiden Ländern, die 
die alte »besondere Beziehung« zwischen Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten verdrängt hat, gefestigt. 


Im Juli vergangenen Jahres hat 
Clinton die früheren Kolonialher- 
ren Amerikas geschockt und 
empört, indem er bei seinem Be- 
such in Bonn die neue deutsch- 
amerikanische Partnerschaft ver- 
kündete und darüber sprach, wie 
die Vereinigten Staaten und 
Deutschland planen, mit den 
neuen unabhängigen Staaten in 
Osteuropa zusammenzuarbeiten. 


Clinton hat keinen 
besseren Freund 
als Kohl 


Der Präsident sagte im Juli letzten 
Jahres in Bonn, die Partnerschaft 
mit Deutschland sei »einzigartig 
... weil so viele unserer Heraus- 
forderungen östlich von Deutsch- 
land liegen«. Clinton sagte da- 
mals, die Vereinigten Staaten und 
Deutschland »sind von diesen 
Themen sogar noch unmittelbarer 
und direkter betroffen als unsere 
anderen Freunde in Europa«. 


Für den Fall, daß irgendjeman- 
dem die Bedeutung dessen, was 
passiert war, entgangen sein soll- 
te, verkündete die britische Presse 
es noch einmal. »Die USA been- 
den die »besondere Beziehung« zu 
Britannien«, rief der Londoner 
»Guardian« und beklagte die 
Tatsache, daß Clinton die beson- 
dere Beziehung zu Britannien 
»effektiv beendet« und sie auf 
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»eine rein sentimentale Bindung 
zum Mutterland« reduziert hat. 
»Amerika hat keinen besseren 
Freund als Bundeskanzler Kohl«, 
erklärte Clinton, als er nach sei- 
nem Treffen mit Kohl im Weißen 
Haus am 9. Februar die Presse- 
konferenz eröffnete — eine Aus- 
sage, die das Außenministerium 
in London sicherlich hat erschau- 
ern lassen; dasselbe Außenmini- 
sterium, von dem Henry Kissin- 
ger sagte, er habe es besser auf 
dem Laufenden gehalten als sei- 
nen eigenen Präsidenten, als er 
vor 20 Jahren Außenminister ge- 
wesen ist. 


Bei der Empfangszeremonie an 
diesem Tag erinnerte Clinton 
daran, wie er und Kohl im Som- 
mer letzten Jahres zusammen 
durch das Brandenburger Tor ge- 
gangen sind und dann sagte er: 
»Nun müssen unsere beiden Län- 
der ihre Reise mit der gleichen 
Entschlossenheit zusammen fort- 
setzen, die sie in der Vergangen- 
heit gezeigt haben. Heute erneu- 
ern und bekräftigen wir unsere 
wichtige Partnerschaft aufs Neue.« 


Rußland nicht in 
eine Ecke drängen 


Nach ihrem Treffen — das länger 
als geplant gedauert hat — haben 
die beiden Weltführer angegeben, 
daß sich ihre Hauptdiskussions- 


themen um Rußland, Osteuropa 
und die Expansion der NATO dort 
gedreht haben. Bundeskanzler 
Kohl hat sein besonderes Anlie- 
gen darüber zum Ausdruck ge- 
bracht, daß Rußland nicht in eine 
Ecke gedrängt und isoliert wird. 


»Das würde uns sofort zu den al- 
ten, schlechten Strukturen der Ver- 
gangenheit zurückbringen, und 
ich möchte mich in ein paar Jah- 
ren nicht den Anschuldigungen 
ausgesetzt sehen, daß wir das hät- 
ten verhindern können, wenn wir 
rechtzeitig und vernünftig gehan- 
delt hätten«, sagte der Kanzler. 


Clinton berichtete, daß sie über 
die Erweiterung der NATO ge- 
sprochen haben, die, so sagte er, 
»schrittweise und in offener 
Form« erfolgen würde. 


»Wir sind uns auch darüber einig, 
daß die NATO parallel zur Expan- 
sion auch enge und starke Bin- 
dungen zu Rußland entwickeln 
muß«, sagte Clinton. »Kanzler 
Kohl und ich werden uns intensiv 
über die Form absprechen, die 
diese neue Partnerschaft anneh- 
men wird. Wir teilen die Vorstel- 
lung von europäischer Sicherheit, 
zu der ein demokratisches Ruß- 
land gehört, und wir werden Prä- 
sident Boris Jelzin weiterhin ver- 
sichern, daß eine erweiterte 
NATO für ein demokratisches 
Rußland keine Bedrohung dar- 
stellen wird.« 


Kanzler Kohl betonte auf der 
Pressekonferenz, daß man in be- 
zug auf die Erweiterung der 
NATO Geduld zeigen müsse und 
daß dieser Prozeß allmählich und 
schrittweise erfolgen muß. 


»Als Deutscher weiß ich eher als 
andere, wie schwierig es ist, ein 
Land herzunehmen, in dem das 
Volk die gleiche Sprache spricht 
und seine beiden Teile nach 
40 Jahren völliger Getrenntheit 
voneinander zusammenzubrin- 
gen ... Und wenn ich versuche, 
mir vorzustellen, was es bedeutet, 
daß die Russen seit dem Jahre 
1917 unter den Kommunisten ge- 
lebt haben - und ich bin mir be- 
wußt, daß es mit den Romanows 
auch nicht gerade ein Picknick 
gewesen ist — ... dann können Sie 
sich vorstellen, wie schwierig der 
Prozeß ist, der zur Zeitin Rußland 
stattfindet.« 

Der deutsche Bundeskanzler ging 
vom Weißen Haus zum Kapitol- 
hügel und traf sich mit Führern 
des Kongresses, darunter den re- 


publikanischen Führern Senator 
Robert Dole und dem Sprecher 
des Repräsentantenhauses Newt 
Gingrich. Hauptdiskussionsthe- 
men waren Rußland und Bos- 
nien-Herzegowina, obwohl infor- 
mierte Quellen darauf hinweisen, 
daß Kohl auch an den Auswirkun- 
gen der von den Republikanern 
unterstützten Kürzungen am Ver- 
teidigungshaushalt, insbesondere 
bei den Ausgaben für Europa und 
jenen, die eine Wohnungsbeihilfe 
für russische Soldaten, die aus 
Deutschland abgezogen worden 
sind, liefern würden, interessiert 
war. 


Kohl besucht den 
Kapitolhügel 


Die italienische Tageszeitung 
»Corriere della Sera« kommen- 
tierte: »Auf den Trümmern der 
»besonderen anglo-amerikanischen 
Beziehung«, so wichtig sie zu 
Zeiten Reagans und Mrs. Mar- 
garet Thatchers auch gewesen 
sein mag, wurde gestern eine 
neue geboren, nämlich die zwi- 
schen Deutschland und den Verei- 
nigten Staaten«. 


Der US-Korrespondent des »Cor- 
riere«, Ennio Caretto, schrieb: 
»Es ist der Beginn einer histori- 
schen Wende nach der Nach- 
kriegszeit und nach der Zeit des 
Kalten Krieges — den 50 Jahren 
von gestern —, die vom Gleich- 
schritt zwischen London und 
Washington beherrscht wurde.« 


Der Londoner »Independent« be- 
gann seine Berichterstattung des 
Clinton-Kohl-Gipfels mit dem 
Kommentar: »Während sich Bri- 
tannien gestern darüber zankte, 
welche Art von Münzsystem es in 
Zukunft haben soll, wurde über 
das wirkliche Schicksal Europas 
anderswo entschieden.« 


In einem anderen Artikel unter 
der Überschrift »Der Große At- 
lantik treibt ab« hieß es, die briti- 
sche Regierung »ist auf jeden Fall 
daran interessiert, zu versuchen, 
den transatlantischen Bruch zu 
reparieren, um Britanniens vor- 
mals zentrale Rolle eventuell teil- 
weise wiederherzustellen«. 


5 
Deutschland 
| 


| 
| 
| 


Deutschland 


Beleidigung 


von Bundes- 
wehrsoldaten 


Generalmajor Schulze-Rhonhof hat anläßlich eines Neujahrs- 
empfangs mit scharfen Worten ein Urteil des Bundesverfas- 
 sungsgerichts kritisiert. Gegenstand der Kritik war der Rechts- 
spruch der 3. Kammer des Ersten Senats über einen Autoaufkle- 
ber mit dem Satz »Soldaten sind Mörder«. Das Gericht befand, 
daß dieser Satz als freie Meinungsäußerung hingenommen wer- 
den muß. Eine Verunglimpfung der Bundeswehr und ihrer Ange- 
hörigen sei darin nicht enthalten. Daß ein General der Bundes- 


; wehr den Spruch trotzdem für »zutiefst ehrabschneidend« emp- 


findet und diese Empfindung öffentlich gemacht hat, sorgte in 
den letzten Tagen in den Medien für Aufregung. Aber die Mehr- 


Das Gericht hatte sein Urteil fol- 
gendermaßen begründet: »Ein 
durchschnittlicher Leser weiß, 
daß die Bundeswehr seit ihrer 
Gründung noch nicht an einer be- 
waffneten Auseinandersetzung teil- 
genommen hat und deshalb noch 
niemand durch die Soldaten der 


; Bundeswehr im Rahmen einer 
; kriegerischen Auseinandersetzung 


getötet worden ist. Es ist deshalb 
nahezu ausgeschlossen, daß ein 
durchschnittlicher Leser den Tu- 
cholsky-Aufkleber in dem Sinn 
verstehen konnte, die Soldaten 
der Bundeswehr würden der Be- 
gehung von Mordtaten beschul- 


1 digt.« 


Der durchschnittliche 
Leser 


An dieser Begründung verblüfft, 
in welchem Ausmaß das Karlsru- 
her Gericht darüber Bescheid zu 
wissen glaubt, wie ein durch- 
schnittlicher Leser den Satz »Sol- 
daten sind Mörder« liest und be- 
Bei Rechtsstreitigkeiten 
Markenverwechslungsge- 


fahr, Irreführung des Verbrau- 


chers oder Rufausbeutung sind 
Gerichte seit Jahrzehnten dazu 
übergegangen, ihren Entschei- 


‘dungen demoskopische Umfra- 
;gen zugrunde zu legen, wieweit 
Konsumenten durch Werbeaussa- 


gen getäuscht werden oder in wel- 
chem Maße Produkte miteinander 


verwechselt werden könnten. Sol- 


; heit der Bevölkerung teilt die Empfindung des Generals. 


Mehrheit der Deutschen (50 Pro- 
zent) empfindet den Spruch »Sol- 
daten sind Mörder« — anders als 
das Gericht unterstellt - eindeutig 
als eine Beleidigung der Bun- 
deswehrsoldaten. Nur etwa jeder 
dritte Befragte in Deutschland 
(37 Prozent) meint, daß dieser 
Spruch für einen Bundeswehrsol- 
daten keine Beleidigung dar- 
stellt. 


In der Allensbach-Umfrage wur- 
den den Befragten zwei unter- 
schiedliche Auffassungen des 
strittigen Tucholsky-Spruchs mit 
der Frage vorgelegt, welche der 
beiden Auffassungen man selbst 
vertritt: 


»Wenn jemand sagt »Soldaten 
sind Mörder«, dann ist damit auch 
die Bundeswehr gemeint. Für 
mich steckt in dem Spruch auch 
eine Beleidigung der Soldaten der 
Bundeswehr.« 


»Das sehe ich anders. Meiner An- 
sicht nach sind mit dem Spruch 


Kar ya a 


Das Bundesverfassungsgericht hat ein Urteil gefällt, nach- 
dem die Aussage »Soldaten sind Mörder« als freie Mei- 
nungsäußerung hingenommen werden muß. 


che Fragen überfordern oftmals 
die Sachkunde eines einzelnen 
Gerichts, darum wird auf Umfra- 
gen zurückgegriffen, die eine An- 
bindung an die Realität leisten. 


Bei einer gerichtlichen Feststel- 
lung über das Sinnverständnis der 
»durchschnittlichen« Lesers ei- 
nes Autoaufklebers dürfte sich 
die Sache kaum anders verhalten. 
Und tatsächlich zeigen die Ergeb- 
nisse einer Umfrage, die das Insti- 
tut für Demoskopie Allensbach 
nach der Verfassungsgerichtsent- 
scheidung durchgeführt hat, daß 
der »durchschnittliche Leser«, 
der in dem Karlsruher Urteils- 
spruch zur Begründung herange- 
zogen wird, eine Fiktion ist. Die 


»Soldaten sind Mörder< die Solda- 
ten überall auf der Welt und ganz 
allgemein gemeint. Das hat spe- 
ziell mit der Bundeswehr nichts 
zu tun.« 


In Westdeutschland empfinden 
53 Prozent gegen 35 Prozent der 
Befragten den Ausspruch als eine 
Beleidigung der Bundeswehr. In 
den neuen Bundesländern schlie- 
Ben sich allerdings 45 Prozent ge- 
gen 38 Prozent der Auffassung 
des Bundesverfassungsgerichts 
an: Speziell mit der Bundeswehr 
habe diese Feststellung nichts zu 
tun. 


Das Gerichtsurteil ist gleich nach 
seiner Veröffentlichung von nam- 


haften Politikern sowohl der Koa- 
litionsparteien als auch der SPD 
heftig kritisiert worden. Klaus 
Kinkel sprach davon, daß der 
Richterspruch gesellschaftlichen 
Schaden anrichte. Der Verteidi- 
gungsminister Volker Rühe emp- 
fand die Entscheidung als nicht 
akzeptabel. Der SPD-Abgeordne- 
te und ehemalige SPD-Minister 
Jürgen Schmude brachte die Kri- 
tik genau auf den Punkt, an dem 
die Demoskopie ins Spiel kommt: 
Die »in der Rechtsprechung Ver- 
antwortlichen« sollten »prüfen, 
ob sie mit der Unterscheidung 
zwischen der rechtstechnischen 
Bedeutung eines Schimpfwortes 
und der alltag-sprachlichen Be- 
deutung nicht zu schematisch und 
auch lebensfern entscheiden«. 


Das Maß der verunglimpfenden 
Herabsetzung, das in der Verwen- 
dung kränkender Begriffe liege, 
müsse stärker beachtet werden. 


Die höchstrichterliche Definition 
dessen, was ein »durchschnittli- 
cher Leser« versteht oder nicht 
versteht, ohne Rückgriff auf die 
empirische Feststellung als le- 
bensfern zu bezeichnen, ist si- 
cherlich nicht falsch. 


Auch für die Anhänger der 
CDU/CSU, der FDP und der SPD 
ist das Maß der Verunglimpfung, 
das in dem Satz »Soldaten sind 
Mörder« liegt, mehrheitlich un- 
erträglich. Für 61 Prozent der 
CDU/CSU-Anhänger, 65 Prozent 
der FDP-Anhänger und 48 Pro- 
zent der Anhänger der SPD im 
Westen handelt es sich um eine 
Beleidigung. Nur die Anhänger 
der Grünen in Westdeutschland 
können zu ihrem größten Teil 
(55 Prozent) nichts Beleidigendes 
an diesem Ausspruch entdecken. 


Vor diesem Hintergrund ist es 
nicht nur gut nachvollziehbar, 
sondern fast schon eine Vorge- 
setztenpflicht, wenn außer den 
Politikern auch ein General aus- 
spricht, wie wenig er nachvollzie- 
hen oder hinnehmen kann, daß ei- 
ne solche Beleidigung höchst- 
richterlich abgesegnet worden ist. 


Denn die Mehrheit der Soldaten 
fühlt sich durch eine Außerung 
von der Art des Tucholskyschen 
Mörderspruchs getroffen und zu- 
tiefst betroffen. 56 Prozent aller 
Männer, die bei der Bundeswehr 
dienen oder gedient haben, sagen: 
»Damit ist auch die Bundeswehr 
gemeint. Für mich steckt in dem 
Sprucheine Beleidigung.« 
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Deutschland 


Wehrkunde- 
Tagung 
zeigt Kluft 


zwischen 
USA und 
Britannien 


Auf der 32. Münchner Konferenz über Sicherheit, dem alljährli- 
chen Treffen hochrangiger westlicher Verteidigungsexperten 
und Politiker, die allgemein als »Wehrkunde-Tagung« bekannt 
ist und dieses Jahr vom 3, bis 5. Februar stattfand, wurden die 
Konflikte zwischen Amerikanern und Briten deutlich. 


Die Differenzen über Bosnien 
waren der Zankapfel und die 
Konflikte zeigten drastisch ei- 
nerseits, wie stark sich die Kluft 
zwischen der Regierung Clinton 
und Großbritanniens herrschen- 
der Elite vergrößert hat, seit der 
Präsident auf seiner Europareise 
im Juli 1994 das Ende der beson- 
deren englisch-amerikanischen 
Beziehungen verkündet hat. An- 
dererseits wurde die neue Art en- 
ger bilateraler Kooperation zwi- 
schen Amerikanern und Deut- 
schen, die zwischen US-Präsident 
Bill Clinton und Bundeskanzler 
Helmut Kohl etabliert worden ist 
und die den Kernpunkt der ge- 
planten neustrukturierten transat- 
lantischen Allianz bildet, in der 
Art und Weise deutlich, wie die 
Tagesordnung der Veranstaltung 
aufgestellt worden war. 


Londons 
umstrittene Rolle 


Nach der programmatischen Re- 
de des deutschen Verteidigungs- 
ministers Volker Rühe, lieferte 
Jürgen Schrempp, Vorsitzender 
der DASA, am ersten Konferenz- 
tag einen Bericht über die Rolle 
der westlichen Industrien bei 
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künftigen Friedensbemühungen — 
zwischen Ost und West sowie 
zwischen Nord und Süd. 


Der dritte Hauptredner war der 
französische Außenminister Alain 
Juppe. Dies signalisierte, daß 
Frankreich durch sein Bündnis 
mit Deutschland in europäischen 
Angelegenheiten in das amerika- 
nisch-deutsche Modell mit einbe- 
zogen wird. 


Der vierte Redner war Sergej 
Schuschenkow, Leiter des vertei- 
digungspolitischen Ausschusses 
des russischen Parlaments (Du- 
ma) und ein offener Kritiker von 
Jelzins Intervention in Tschet- 
schenien — was zeigt, daß sich die 
vernünftigeren Strömungen in der 
russischen Politik auf diesen 
neuen Rahmen internationaler Si- 
cherheitspolitik hin orientieren. 


Der zweite und letzte Tag der Ta- 
gung war geprägt durch eine Rede 
des amerikanischen Verteidigungs- 
ministers William J. Perry. Unter 
den Hauptrednern war keiner aus 
Großbritannien. 


Auf den Wehrkunde-Tagungen 
der Vergangenheit schlugen sich 
die meisten Amerikaner auf die 


Seite der von den Briten gegen die 
Deutschen geführten Angriffe, 
die angeblich ein »unzuverlässi- 
ger« NATO-Bündnispartner war- 
en. Diesmal jedoch nutzten fast 
alle Amerikaner, die nach Mün- 
chen gekommen waren, die Dis- 
kussionszeiten zwischen den 
Hauptreden dazu, die Briten we- 
gen ihrer verhängnisvollen Rolle, 
die sie auf dem Balkan spielen, 
ins Gebet zu nehmen. Das Verhal- 
ten der Briten in Bosnien wurde 
zwar als Aufhänger benutzt, doch 
es war offensichtlich, daß es um 
einen viel tieferen Konflikt zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und Großbritannien in bezug auf 
eine Vielzahl strategischer Inter- 
essen ging - dies zeigte sich in der 
Tatsache, daß sich Demokraten 
und Republikaner gleichermaßen 
den Angriffen auf die Politik Lon- 
dons anschlossen. 


Serbien sollte zur 
Zielscheibe werden 


US-Senator William Cohen be- 
gann mit den Angriffen und for- 
derte eine sofortige Änderung der 
Vorgehensweise der westlichen 
Allianz hinsichtlich Bosnien und 
ein Ende der »zweischneidigen« 
Situation, durch die — vor allem 
durch eine britisch-französische 
Initiative im UNO-Sicherheitsrat 
— die NATO-Blauhelme wegen 
der Gleichgültigkeit oder gar 
pro-serbischen Ansichten in der 
UNO Geiseln bleiben. Cohen be- 
grüßte ausdrücklich den Aus- 
tausch des britischen Generals, 
Sir Michael Rose, als Befehlsha- 
ber der Unprofor-Blauhelmtrup- 
pen in Bosnien als etwas, das 
schon lange überfällig war und 
dem der »unmittelbare Rücktritt« 
des Sondergesandten der UNO 
auf dem Balkan, Yakushi Akashi, 
folgen sollte. 


Cohen sagte, um das von der 
NATO geführte Unprofor-Man- 
dat auf dem Balkan durchzuset- 
zen, sollten Vergeltungsmaßnah- 
men gegen künftige serbische 
Verletzungen von Waffenstill- 
standsabkommen und anhaltende 
Angriffe gegen die bosnischen 
Enklaven sowie gegen die Blau- 
helmtruppen, wenn nötig, auch 
gegen ausgewählte, militärisch 
relevante Ziele in Serbien selbst 
durchgeführt werden. 


Dies stieß auf heftige Proteste sei- 
tens der anwesenden britischen 
Militär- und diplomatischen Ver- 
treter. Verteidigungsminister Mal- 


colm Rifkind schoß zurück, in- 
dem er den Vereinigten Staaten 
sagte, ihre Kritik wäre für London 
akzeptabler, wenn die Amerika- 
ner, wie die Briten, Bodentruppen 
in Bosnien stationiert hätten. 


US-Verteidigungsminister Wil- 
liam Perry bestand in seiner Rede 
jedoch darauf, daß die Lähmung 
der NATO durch englisch-franzö- 
sische Unprofor-Taktiken in Bi- 
hac »negative Lektionen aus 
Bosnien« gelehrt habe. Indem er 
gegen die britische Propaganda 
über die »positiven« Ergebnisse 
ihrer Blauhelm-Mission in Bos- 
nien konterte, sagte Perry, »Bihac 
steht hier als eine mächtige Ge- 
schichte mit einer Moral. Der 
UNO ist es nicht gelungen, die 
Kämpfe in Bosnien zu stoppen - 
es ist ihr sogar wochenlang nicht 
gelungen, das belagerte Unpro- 
for-Bataillon von Bangladeshi in 
der Region mit Nachschub zu 
versorgen. Und die NATO wurde 
nicht aufgefordert zu handeln, 
weil die UNO fürchtete, daß 
durch Luftangriffe Vergeltungs- 
schläge gegen die Bodensoldaten 
hervorgerufen würden.« 


»Während das zweischneidige 
Arrangement mit der UNO aus 
verständlichen politischen Grün- 
den geschaffen wurde«, sagte 
Perry, »wurde wegen der Verlet- 
zung der militärischen Grundre- 
gel des vereinten Kommandos 
und der vereinten Kontrolle für 
die Glaubwürdigkeit der NATO 
ein hoher Preis gezahlt.« 


Die Beschuldigungen der Ameri- 
kaner gipfelten in einer Aussage 
des früheren Verteidigungsmini- 
sters Richard Perle, der sagte, die 
Amerikaner hätten genug davon, 
von Briten und Franzosen darüber 
belehrt zu werden, was sie über 
den Balkan zu denken hätten. Er 
sagte, daß die Briten und Franzo- 
sen mit einer Intensität, die es seit 
den großen transatlantischen 
Kontroversen über die »Euro- 
Missiles« Anfang der achtziger 
Jahre nicht wieder gegeben hat, 
unaufhaltsam an die Washingto- 
ner Türen klopfen, um den Ame- 
rikanern etwas von »Prinzipien« 
zu erzählen, die sie selbst auf dem 
Balkan nicht einhalten. Das muß 
aufhören, sagte Perle, weil die 
Vereinigten Staaten sich für die 
Aufhebung des Waffenembargos 
gegen Bosnien, einen Schlag ge- | 
gen die Serben und den Schutz 
des geplanten Abzugs der euro- 
päischen Blauhelm-Truppen aus | 
Bosnien und Kroatien einsetzen. 


Indem er dringend eine Wende in 
der NATO-Politik bezüglich Bos- 
nien forderte, rief Perle die Bünd- 
nismitglieder auf, dem Beispiel 
der Türkei zu folgen, die bereits 
bosnische Soldaten für den Ein- 
satz westlicher Militärtechnolo- 
gien trainiert, die sie bekommen 
. werden, wenn das Waffenembar- 
; go aufgehoben ist. 


Die Briten außerhalb 
der Hauptströmung 


: Diese frostigen Töne, so schok- 
" kierend sie für die Briten auch si- 
& cherlich gewesen sein mögen, ka- 
‘men nicht völlig überraschend. 
Rifkind brachte in seiner Rede in 
- der Tat zum Ausdruck, daß sich 
* Großbritannien zur Kooperation 
. mit Amerikanern und Deutschen 
; bei deren gemeinsamer Initiative 
“ zur Umwandlung der NATO nach 
dem Ende des kalten Krieges und 
der deutschen Wiedervereinigung 
in eine neue, umfassendere »trans- 
atlantische Partnerschaft« ver- 
pflichtet, zu der auch wirtschaftli- 
# che Aspekte gehören. Insgesamt 
‚möchte London auf den Zug auf- 
springen, der derzeit von der 
Clinton-Kohl Allianz gefahren 
wird. 
Dies signalisiert weder das Ende 
der britischen Sabotage, noch das 
Ende der jüngsten Bemühungen 
‚Londons, die Franzosen in eine 
Art neue »Entente Cordiale« au- 
ßerhalb der NATO zu locken. Der 
‚sehr warme Empfang, den die 
Deutschen dem französischen 
Außenminister Alain Juppe auf 
der Wehrkunde-Tagung bereite- 
.„ ten - dies in einem sehr wichtigen 
« Moment, als er sehr ärgerlich 
»wurde über spöttische britische 
Bemerkungen im Zusammen- 
„hang mit der Europapolitik und 
dem Format der heutigen Politi- 
ker Frankreichs — zeigte jedoch, 
daß sich Deutschland der Spiele 
bewußt ist, die London mit Paris 
treibt. Die »Entente« ist keine 
vollendete Tatasche, sondern sie 
‘wird durch anhaltende britisch- 


it Clintons Unterstützung hat 
e deutsche Regierung unter 
‚Bundeskanzler Helmut Kohl die 
ufgabe eines Vermittlers für die 
ue Art von transatlantischer 
erschaft, die zwischen Ame- 
kanern, Briten und Franzosen 
bildet wird, zugeteilt bekom- 
en. 


‚Aus Regierungskreisen sickerte 
nach der Wehrkunde-Tagung — 


am Tag vor Kohls Abreise zu Ge- 
sprächen mit Clinton in Washing- 
ton am 8. Februar - an die Presse 
durch, daß sich die Deutschen 
zum Thema Bosnien der »Nuan- 
cen« zwischen ihren eigenen An- 
sichten und denen der Briten be- 
wußt sind, doch daß sie entschie- 
den auf der Seite der Amerikaner 
stehen. 


Unterstützung der 
russischen Opposition 


Deutschland wird auch in Bezug 
auf Rußland zum Vermittler. An- 
stelle des diskreditierten Verteidi- 
gungsministers der russischen 
Föderation, Pavel Gratchow, der 
von dem deutschen Verteidi- 
gungsminister Volker Rühe von 
der Wehrkunde-Tagung ausgela- 
den wurde, ist einer von Grat- 
chows offensten Kritikern des 
Tschetschenien-Krieges, Sergey 
Schuschenkow, eingeladen wor- 
den, um vor der Tagung zu spre- 
chen. Diese Einladung, sagte 
Schuschenkow in seiner Rede 
vom 4. Februar, war ein wichtiges 
Zeichen der Unterstützung der 
russischen Opposition durch den 
Westen. 

Am 8. Februar wurde Sergey 
Kowaljow, eine weitere wichtige 
Figur der Opposition in Rußland, 
in Bonn von Kohls Kanzleramts- 
minister Friedrich Bohl und Au- 
Benminister Klaus Kinkel emp- 
fangen. 


Die deutsche Regierung hat Präsi- 
dent Boris Jeilzin und die russi- 


sche Regierung darüber infor- 
miert, daß die Deutschen im Ge- 
gensatz zu den Briten und ande- 
ren westlichen Regierungen die 
Wirtschaftssanktionen gegen Mos- 
kau nicht unterstützen werden, 
doch daß sie zusammen mit der 
Regierung Clinton darauf beste- 
hen, daß die wirtschaftliche Koo- 
peration sowie die Entwicklung 
der westlichen Beziehungen mit 
Rußland in einer allgemeinen At- 
mosphäre des Respekts der Men- 
schenrechte stattfindet. 


Schuschenkow sagte in seiner Re- 
de vor der Wehrkunde-Tagung 
das gleiche und er dankte den 
Deutschen ausdrücklich für ihre 
Unterstützung der demokrati- 
schen Kräfte in seinem Land. Er 
nannte die Vereinigten Staaten 
und Deutschland auch als die 
Staaten im Westen, mit denen 
Rußland die engsten Beziehun- 
gen und zu denen es das größte 
Vertrauen entwickelt habe. 


In seiner Rede auf der Wehrkun- 
de-Tagung am 4. Februar forderte 
Jürgen Schrempp, Chef der deut- 
schen Raumfahrt-Gruppe DASA, 
die Schaffung einer gemeinsamen 
»Konfliktvermeidungs-Initiative« 
(CPI) führender Industriefirmen 
des Westens, um durch gemeinsa- 
me _ Infrastruktur-Großprojekte 
Beziehungen mit dem Osten auf- 
zubauen. Er sagte, Hochge- 
schwindigkeits-Eisenbahnlinien 
und Energiekooperations-Projek- 
te sind wichtig für die Moderni- 
sierung der Volkswirtschaften des 
Osten, denn nur so könne man die 


US-Präsident Bill Clinton 
(Vordergrund rechts) lobt 
die besonderen Beziehun- 
gen zu Bonn und Helmut 
Kohl. 


gesellschaftspolitischen Konflik- 
te entschärfen, die sich, so sagte 
er, als die Hauptquelle der mei- 
sten militärischen Konflikte er- 
wiesen haben. 


Die britischen Teilnehmer an der 
Wehrkunde-Tagung bestritten die- 
se Vorstellung und verwiesen da- 
bei auf den Balkan, der angeblich 
zeige, daß ethnische Spannungen 
hinter diesem »Bürgerkrieg« stün- 
den. 


Da Clinton im Juli letzten Jahres 
Kohl signalisiert hat, daß er für 
die Deutschen in Bezug auf die 
wirtschaftliche Entwicklung des 
ehemaligen Ostblocks, einschließ- 
lich Rußland, eine besondere, 
führende Rolle und Verantwor- 
tung vorgesehen hat, liegt die 
Meinung der Briten auch hier 
wieder außerhalb der Hauptströ- 
mung der neuen transatlantischen 
Beziehungen. 


Deutschland- 


Journal 


Kritik an 
Bundesbank 
wird lauter 


Die Kritik an der Deutschen 
Bundesbank wird immer lauter. 
»Die Devisenmärkte taumeln, 
und die angeblichen obersten 
deutschen Währungshüter schau- 
en tatenlos zu«, schimpfte laut- 
stark ein Händler einer Großbank. 


Ein Analyst erklärte, daß die 
Bundesbank bereits 1993 durch 
ein zu langes Festhalten an ihrer 
restriktiven Geldpolitik die 
schwerste Rezession in Deutsch- 
land nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges unnötigerweise er- 
heblich verlängert habe. Darauf- 
hin war es als direkte Folge der 
Bundesbankpolitik zu heftigen 
Turbulenzen an den internationa- 
len Devisenmärkten gekommen, 
die dazu geführt hatten, daß das 
britische Pfund und die italieni- 
sche Lira aus dem Europäischen 
Währungssystem (EWS) ausge- 
schieden waren. 


»Jetzt geschieht das gleiche wie- 
der, so als ob die Bundesbanker 
nichts aus ihren damaligen Feh- 
lern gelernt haben, und das ha- 
ben sie anscheinend wirklich 
nicht«, so der gleiche Analyst. 
Obwohl die Inflation in den ver- 
gangenen Monaten stetig auf 
derzeit nur noch knapp über zwei 
Prozent gefallen ist, das Wachs- 
tum der Geldmenge M 3 im von 
der Notenbank vorgegebenen 
Zielkorridor von vier bis sechs 
Prozent liegt, im Januar sogar im 
Minusbereich lag, und die ersten 
Konjunkturdaten bereits wieder 
eine gewisse Vorsicht signalisie- 
ren, denkt in Frankfurt anschei- 
nend niemand an eine weitere 
Senkung der Leitzinsen. Das bis- 
lang letzte Mal wurden Diskont- 
und Lombardsatz am 13. Mai 
1994, also vor fast einem Jahr, 
gesenkt! Und auch der Zinssatz 
für die Wertpapierpensionsge- 
schäfte, der sogenannte dritte 
Leitzins, liegt schon seit Mona- 
ten unverändert bei 4,85 Prozent. 


Kaum jemand versteht es, wa- 
rum die Bundesbank angesichts 
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der Turbulenzen auf ihrer Sit- 
zung Anfang März noch nicht 
einmal die Wertpapierpensions- 
geschäfte von einem Mengen- 
auf einen Zinstender umänderte 
und damit wenigstens ein kleines 
Zinssignal setzte. 


Langsam, aber sicher nehmen 
die Geschehnisse an den interna- 
tionalen Devisenmärkten näm- 
lich beängstigende Ausmaße an. 
So fielen in den vergangenen 
drei Monaten (Stand Anfang 
März) der Dollar um 7,5 Prozent, 
der kanadische Dollar um zehn 
Prozent, das britische Pfund um 
fünf Prozent, die italienische 
Lira um elf Prozent und die spa- 
nische Peseta um fünf Prozent. 


Bislang blieben die Auswir- 
kungen auf die Exporte relativ 
gering obwohl Wirtschaftsfor- 
scher darauf hinweisen, daß das 
Exportwachstum bereits jetzt 
wohl um 0,5 Prozentpunkte ge- 
ringer als ohne Turbulenzen aus- 
fallen wird. Kann der Kurs- 
verfall dieser wichtigsten westli- 
chen Währungen aber in den 
kommenden Wochen nicht ge- 
stoppt werden, so werden die 
Schäden immer größer. Einige 
Analysten befürchten sogar eine 
Halbierung des vorhergesagten 
Exportwachstums. 


Alle Statistiken beweisen aber, 
daß in der Vergangenheit je- 
der Wirtschaftsaufschwung in 
Deutschland von einem starken 
Anstieg der Ausfuhren ausging. 
Je stärker diese ausfiel, um so 
stärker war auch die konjunktu- 
relle Erholung und umgekehrt. 
Nur die Bundesbanker scheinen 
hiervon nichts gelernt zu haben; 
dabei erlaubt die Situation in 
Deutschland und auch die 
Abschwächung des amerikani- 
schen Wirtschaftswachstums, 
das sich mit einer gewissen 
Zeitverzögerung auch negativ 
auf die anderen Länder auswir- 
ken wird, weitere Zinssenkungen 
in Deutschland, ohne daß durch 
einen derartigen Schritt die 
Geldwertstabilität im geringsten 
gefährdet wird. oO 


Gewerbesteuer 
für Freiberuf- 
ler widersinnig 


Der Verband freier Berufe hat 
sich entschieden gegen Pläne zur 


Einführung einer Gewerbe- 
steuerpflicht für Freiberufler 
gewandt. In einer Zeit, in der die 
Gewerbesteuer zunehmend als 
bedeutender Standortnachteil er- 
kannt werde, sei eine derartige 
Diskussion absurd. So sei 
Deutschland neben Luxemburg 
das einzige Land im europäi- 
schen Binnenmarkt, in dem eine 
solche Abgabe existiere. 


Eine Gewerbesteuerpflicht wäre 
nach Ansicht des Verbandes 
auch aufgrund des ursprüngli- 
chen Sinns der Steuer völlig 
unangemessen. Die Gewerbe- 
steuer sei nämlich eingeführt 
worden, um den Kommunen 
einen Ausgleich für die Kosten 
aufgrund besonderer Vorleistun- 
gen für Gewerbebetriebe zu ver- 
schaffen. Doch solche Infra- 
strukturmaßnahmen, wie insbe- 
sondere Versorgungsleitungen 
und Straßenbau, seien für Frei- 
berufler nicht erforderlich. Zu- 
dem könnten gewerbliche Pro- 
duktion und freiberufliche Lei- 
stungserbringung nicht gleichge- 
setzt werden, da diese Steuerart 
bei Freiberuflern gar nicht kalku- 
latorisch erfaßt werden könne. 
Damit ginge sie dann aber voll- 
ständig zu Lasten des Über- 
schusses, kritisierte der Verband. 
oO 


In Ostdeutsch- 
land droht sin- 
kender Wohn- 
standard 


Der Wohnungs- und Bauwirt- 
schaft in den neuen Bundes- 
ländern drohen katastrophale 
Folgen, sollten die Mitte Januar 
von den Bauministern verab- 
schiedeten Eckpunkte zur Ein- 
führung des Vergleichsmieten- 
systems in Ostdeutschland reali- 
siert werden. Diese Auffassung 
vertrat der Präsident des Zen- 
tralverbandes der Deutschen 
Haus-, Wohnungs- und Grund- 
eigentümer, Adolf Jahn, in ein- 
em Interview. Die geplanten 
Regelungen seien nämlich völlig 
unzureichend für die Wirtschaft- 
lichkeit privat vermieteter Woh- 
nungen und ungeeignet zur 
Auflösung des dortigen Instand- 
setzungs- und Modernisierungs- 
staus. 


So drohten alleine durch die 
Begrenzung der Umlagefähig- 


keit von Modernisierungsauf- 
wendungen auf drei Mark mo- 
natlich je Quadratmeter in den 
neuen Bundesländern Investi- 
tionsverluste von jährlich minde- 
stens 15 Milliarden Mark. Auch 
werde dadurch die Privatisierung 
des Wohnungsbestandes unmög- 
lich gemacht, da eine Privati- 
sierung nicht modernisierter 
Wohnungen unverantwortlich 
wäre, kritisierte der Haus- und 
Grund-Präsident. 


Darüber hinaus führt die geplan- 
te Begrenzung der Mieterhöhung 
im Wohnungsbestand auf maxi- 
mal 20 Prozent in drei Jahren 
nach Ansicht Jahns »zu noch 
größeren Verlusten bei der 
Wohnraumvermietung, weil Löh- 
ne, Preise und vor allem kommu- 
nale Abgaben weiter steigen«. 
Diese Entwicklung gelte beson- 
ders für bereits vollzogene 
Modernisierungen, da die zu- 
nächst tilgungsfreien Darlehen 
jetzt zurückgezahlt werden 
müßten, die Kalkulation aber 
von angemessenen Mietan- 
passungen ausgegangen sei. 
Dadurch würden dann aber not- 
wendige Instandhaltungen und 
Instandsetzungen unterbleiben. 
Auch werde dies zu einem 
Rückgang der Bauproduktion 
und der Zahl der Arbeitsplätze 
und damit zu sinkendem Wohn- 
standard führen. Jahn befürchtet 
in so einem Fall sogar eine 
»Verslumung« der Wohnland- 
schaft in den neuen Bundes- 
ländern. I 


Rapsöl schafft 
Wärme 


In Unna-Hemmerde wird derzeit 
ein Blockheizkraftwerk gebaut, 
das mit Rapsöl betrieben wird. In 
der Energiestation der Firma 
Denaro wird zunächst von Land- 
wirten angelieferter Raps zu Ol 
und ölhaltigem Schrot verarbei- 
tet. Während der Schrot in einem 
Kessel 580 Kilowatt Energie lie- 
fert, wird das Rapsöl im Kraft- 
werk verfeuert. Diese Anlage 
kann weitere 80 Kilowatt Strom 
und 140 Kilowatt Wärme erzeu- 
gen. Damit sollen ein Garten- 
baubetrieb und eine neue Wohn- 
siedlung mit 24 Wohnungen in 
Niedrig-Energie-Häusern ver- 
sorgt werden. Das nordrhein- 
westfälische Wirtschaftsministe- 
rium unterstützt das Vorhaben 
mit rund 250.000 Mark. 


Internationaler 
Konjunkturauf- 
'schwung 
stärker als 
‚erwartet 


Der internationale Konjunktur- 
aufschwung entwickelt sich viel 
besser als noch vor wenigen 
Monaten erwartet. Insbesondere 
; in Europa hat sich das Wachstum 
der gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktion 1994 auf eine laufende 
Jahresrate von reichlich vier 
Prozent verdoppelt. Das Wachs- 
tum 1995 dürfte sogar aufgrund 
einer verbesserten Investitions- 
‚ tätigkeit bei 3,25 Prozent liegen, 
wie das Rheinisch-Westfälische 
; Institut für Wirtschaftsforschung 
:(RWI) in Essen mitteilte. Für 
Japan erwartet das Institut ein 
Wachstum von 2,5 Prozent und 
in den USA von 3,5 Prozent. 


Ein Risiko birgt aber nach 
Angaben des RWI die amerika- 
nische Geldpolitik, deren 
Aktionen und Wirkungen nach 
dem dort bereits ungewöhnlich 
langen, wenn auch nur modera- 
ten Aufschwung derzeit schwer 
abschätzbar seien. Gleichzeitig 
fehlen Erfahrungswerte, wie weit 
;bei liberalisierten Kapitalmärk- 
ten Unterschiede in der Preis- 
entwicklung sich in den langfri- 
stigen Zinsen niederschlagen. So 
;könnten stärkere Zinsanhebun- 
gen in den USA den Aufschwung 
in Europa und Japan früher und 
spürbarer bremsen, als derzeit 
erwartet. Dies würde sich aber 
negativ auf die weitere Be- 
schäftigungsentwicklung nieder- 
schlagen. 


Children 
Mission Fund 
mit riesigem 
Spenden- 
Zuwachs 


Die stärksten Spenden-Steige- 
‚rungsraten aller Hilfsorganisa- 
itionen hat 1994 der Children 
Mission Fund (CMF) mit Sitz in 
!Überlingen erzielt. Während die 
jmeisten Hilfswerke sich vor 
jallem aufgrund des »Ruanda- 


| 


| 


Desasters«, das die Bevölkerung 
erheblich verunsicherte, mit 
ihren Jahresbilanzen unzufrieden 
zeigten und zum Teil sogar 
beträchtliche Mindereinnahmen 
verzeichneten, stieg das Spenden- 
aufkommen bei der CMF ge- 
genüber 1993 um 294 Prozent 
auf 6,3 Millionen Mark. 


Das Kinderhilfswerk, das erst 
1991 gegründet wurde, bekennt 
sich zu professionellen Marke- 
tingmaßnahmen und sammelt 
Spenden ausschließlich durch 
Telefonanrufe bei Geschäfts- 
leuten. Die Arbeit wird durch die 
internationale Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft KPMG - Treu- 
hand geprüft. 


Sehr positiv entwickelte sich den 
Angaben zufolge auch die Hilfs- 
organisation Help, die 1994 mit 
2,2 Millionen Mark 84 Prozent 
mehr Spenden sammelte als 
1993. Leicht positiv entwickel- 
ten sich mit sechs Prozent auch 
der Hermann Gmeiner-Fonds 
sowie mit fünf Prozent terre des 
hommes. Deutliche Einbußen 
erlitten dagegen mit 36 Prozent 
Care Deutschland, mit 22 
Prozent Menschen für Menschen 
und mit 13 Prozent die Deutsche 
Welthungerhilfe. Brot für die 
Welt mußte ein Minus von acht 
Prozent hinnehmen. oO 


Trinkaus er- 
wartet steigen- 
de Zinsen zum 
Jahresende 


Das Düsseldorfer Privatbank- 
haus Trinkaus & Burkhardt zeigt 
sich pessimistisch für die weitere 
Zänsentwicklung in Deutschland. 
Zwar könnte die jüngste Er- 
holung des deutschen Renten- 
marktes »noch etwas« anhalten, 
angesichts der zum Jahresende 
wieder anziehenden Inflations- 
rate und der Aussicht auf ein 
stärkeres Wirtschaftswachstum 
1996 werde das Zinsniveau Ende 
1995 aber zum Teil deutlich über 
dem jetzigen Stand liegen, heißt 
es in einer Rentenmarktanalyse 
der Bank. 


Die Trinkaus & Burkhardt-Ana- 
lysten erwarten dabei, daß die 
Zinsen für einjährige Bundesan- 
leihen von derzeit 5,50 auf 6,50 
Prozent, für fünfjährige Bundes- 


anleihen von etwa sieben auf 
7,50 Prozent, und für zehnjährige 
Anleihen von rund 7,45 auf etwa 
7,75 Prozent anziehen. Auslöser 
für diesen wahrscheinlichen An- 
stieg werde ein »zur Vermeidung 
sich verfestigender Inflations- 
ängste erstes vorsichtiges Straf- 
fen der Notenbankpolitik« sein. 
Während die Inflationsrate 1995 
im Jahresdurchschnitt nur noch 
bei 2,2 Prozent liegen dürfte, 
nach 3,0 Prozent 1994, sei für 
1996 wieder mit einem Anziehen 
bis auf 2,8 Prozent zu rechnen. 
m] 


Sammler von 
Münzbriefen 

drohen finan- 
zielle Verluste 


Vor den Sammlen von soge- 
nannten Münzbriefen, die von 
Versandfirmen zunehmend als 
neuartiges Sammelgebiet ge- 
pusht werden, hat die Ver- 
braucher-Zentrale Nordrhein- 
Westfalen gewarnt. Im Gegen- 
satz zu den Anbietern sei näm- 
lich nicht mit den in Aussicht 
gestellten Gewinnen zu rechnen, 
vielmehr drohten sogar finanziel- 
le Verluste, heißt es in der von 
der Verbraucher-Zentrale her- 
ausgegebenen Zeitung »Ver- 
braucher aktuell«. 


So klebt zum Beispiel auf dem 
Münzbrief, der »dem Weg- 
bereiter der deutschen Einheit«, 
Hans-Dietrich Genscher gewid- 
met ist, rechts oben eine mit 
»Sonderstempel Bundeshaus 
Bonn« versehene 50 Pfennig- 
Briefmarke und links unten eine 
Münze, die den Ex-Außen- 
minister zeigt. Weitere Motive 
sind der Papst oder der ehemali- 
ge Weltklasseläufer Jesse Ow- 
ens, der den »offiziellen« 
Münzbrief für die Olympiade 
1996 ziert. Nach Ansicht des 
Hamburger Münz- und Brief- 
markenhändlers Heinz Pompsch 
sind solche amtliche Aufmach- 
ungen lediglich ein »Dummen- 
fang-Trick«, der die Kassen der 
Sammler-Versandhäuser klingen 
läßt. 

Die oftmals genannten Wert- 
steigerungen, so für den Olym- 
pia-Numisbrief »Eishockey« von 
126 auf 190 Mark innerhalb von 
nur zwei Jahren, stehen dabei 
nach Feststellung der Ver- 
braucherschützer nur auf dem 


Papier. In Wirklichkeit werden 
Käufer die Sammelbriefe, wie 
Testverkäufe bei mehreren Händ- 
lern ergaben, nicht einmal zum 
Einstandspreis los. Wer glaubt, 
wenigstens auf den Materialwert 
der Münzen vertrauen zu können, 
sieht sich ebenfalls getäuscht. 
Besonders kraß ist dabei der 
Unterschied beim 450 Mark teu- 
ren »ersten deutschen Gold- 
Numisbrief« vom Versender 
Richard Borek. Die »Original- 
Goldmünze aus dem deutschen 
Reich« kommt nach Experten- 
meinung gerade mal auf einen 
Wert von 200 Mark. Und der 
Materialwert für die mit 9,50 
Mark vermeintlich günstigen 
Silbermünzen liege gerade ein- 
mal bei 70 Pfennig. D 


Schornstein- 

Reparaturen 

oftmals über- 
teuert 


Einigen Millionen Heizkesseln 
droht mit Inkrafttreten der neuen 
Heizverfeuerungsverordnung im 
Dezember 1994 die Verschro- 
tung. Diese seien nämlich nicht in 
der Lage, die über den Kamin 
ausströmende Wärme nochmals 
um vier Prozentpunkte zu senken 
und damit vor allem den Ausstoß 
von Schadstoffen zu reduzieren. 
Teilten die Verbraucherschützer 
mit. Darüber hinaus droht bei 
alten Kaminen die Oberflächen- 
temperatur unter den Taupunkt zu 
fallen, was auf Dauer das Mauer- 
werk beschädigt. 

In 90 Prozent der Fälle kann dies 
Problem den Angaben zufolge 
relativ preisgünstig entweder mit 
einer 1,50 Mark teuren Luft- 
klappe am Abgasstutzen oder mit 
einer 350 Mark teuren gesteuer- 
ten Nebenluftklappe behoben 
werden. Viele Heizungsinstalla- 
teure raten jedoch von vorneher- 
ein zu einer aufwendigen Lösung, 
die je nach Ausführung bis zu 
2.500 Mark kostet. Aus diesem 
Grunde sollte vorher auf jeden 
Fall der kostenlose Rat der 
Energieberater der örtlichen 
Verbraucher-Zentralen eingeholt 
werden. Diese wissen nämlich, 
welcher Kessel zum jeweiligen 
Haus paßt, und sie können auch 
feststellen, ob Anlage und Kamin 
auf billige Weise zueinanderfin- 
den oder eine der teuren Anlagen 
installiert werden muß. Oo 
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Zu guter 


Letzt 


Todesstrafe 
für Drogen- 
händler 


Die Todesstrafe in Deutschland 
ist heute kein Thema mehr. 
Obwohl diese Kapitalstrafe in 
der Bundesrepublik von Anfang 
an ausgeschlossen war, gab es 
aber immerhin bis zu Beginn der 
70er Jahre in Westdeutschland 
noch durchaus eine Mehrheit 
von Befüwortern dieser Straf- 
praxis. Das Institut für Demos- 
kopie Allensbach hat über die 
Jahrzehnte hinweg verfolgt, wie 
sich die Einstellung zur Todes- 
strafe langsam verändert hat. 
Inzwischen sprechen sich in 
Westdeutschland 56 Prozent da- 
gegen und 24 Prozent dafür aus. 
In Ostdeutschland sind 49 Pro- 
zent grundsätzlich gegen die 
Bestrafung von Schwerver- 
brechern mit dem Tod, 29 Pro- 
zent sind dafür. 


Diese Zahlen gelten nicht nur für 
Deutsche, aber sie sind offenbar 
nur für die Strafrechtpraxis in 
Deutschland gemeint. Als im 
September letzten Jahres in 
Singapur der holländische Inge- 
nieur und Kaufmann van Dam- 
me wegen eines Drogendeliktes 
hingerichtet wurde, reagierte der 
holländische Außenminister van 
Mierlo mit Entsetzen und Ab- 
scheu. In der niederländischen 
Kultur werde die Todesstrafe 
nicht akzeptiert. Sowohl der Mi- 
nisterpräsident als auch Königin 
Beatrix hatten vor der Hin- 
richtung dringende Gnadenge- 
suche an das Staatsoberhaupt 
von Singapur gerichtet. Der 
deutsche Außenminister Klaus 
Kinkel hatte sich im Namen der 
EU und im Blick auf den 1983 in 
die europäische Menschen- 
rechtskonvention aufgenommen 
Artikel 1 (»Die Todesstrafe ist 
abgeschafft«) ebenfalls um eine 
Begnadigung des Verurteilten 
bemüht. Aber die Regierung von 
Singapur lehnte damals sämtli- 
che Gesuche mit dem Hinweis 
ab, daß ihr Land und ihre Region 
keinen Anlaß sehe, alle europäi- 
schen Wertvorstellungen zu 
übernehmen. 
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Eine aktuelle Umfrage des 
Allensbacher Insituts vom 
Januar dieses Jahres zeigt, daß 
die Deutschen in einem überra- 
schend hohen Ausmaß für diese 
asiatische Position Verständnis 
haben; ja mehr noch: die Todes- 
strafe dort, wo noch mit dem 
Tode bestraft wird, bei schwere- 
ren Rauschgiftdelikten für rich- 
tig halten. Auf die Frage: »Wenn 
in einem Land, in dem es noch 
die Todesstrafe gibt, ein Drogen- 
händier zum Tode verurteilt 
wird, finden Sie das dann richtig 
oder nicht richtig?« antworteten 
in Westdeutschland 52 Prozent, 
in Ostdeutschland 59 Prozent 
mit: »Das ist richtig.« Nur 27 
Prozent der Deutschen halten 
grundsätzlich daran fest, daß ein 
solches Todesurteil falsch ist. 


In einer Parallelumfrage wurde 
die Frage nach der Todesstrafe 
für Drogenhändler im Ausland 
abgewandelt: »Wenn in einem 
Land, in dem es noch die Todes- 
strafe gibt, ein Deutscher wegen 
Drogenhandels zum Tode verur- 
teilt wird, finden Sie das dann 
richtig oder nicht richtig?« Zur 
Zeit sitzen rund 40 Deutsche 
wegen Drogenhandels oder Dro- 
genschmuggels in südostasiati- 
schen Gefängnissen in Haft. Auf 
den Philippinen droht einem 
Deutschen und einem Schweizer 
für dieses Delikt die Todesstrafe. 
Unter der speziellen Bedingung, 
daß im Ausland ein Deutscher 
zum Tode verurteilt werden soll, 
kommen manchen Deutschen 
Bedenken. Etwa 10 Prozent sind 
offenbar der Ansicht, daß Euro- 
päer, bzw. deutsche Drogen- 
händler in Asien anders behan- 
delt werden sollten als Ein- 
heimische. Statt der 27 Prozent 
sagten in dieser Parallelumfrage 
39 Prozent, daß sie die Hin- 
richtung eines Deutschen nicht 
richtig fänden. 40 Prozent der 
Deutschen halten jedoch eine 
solche Ausnahmebehandlung für 
deutsche Rauschgiftkriminelle 
keinesfalls für angebracht. 


Insgesamt machen die Ergeb- 
nisse dieser aktuellen Umfrage 
noch einmal deutlich, was auch 
in der Langzeitmessung zum 
Thema Todesstrafe in Deutsch- 
land an markanter Stelle erkenn- 
bar wird: Als im Herbst 1977 
der Arbeitgeberpräsident Hanns 
Martin Schleyer von linken 
Terroristen entführt und ermor- 
det wurde, schlug die Stimmung 
in Westdeutschland sofort um. 
44 Prozent gegen 38 Prozent plä- 


dierten plötzlich wieder für die 
Todesstrafe. Und auch jetzt zu 
Beginn der 90er Jahre, als die 
Angst vor Kriminalität in Ost 
und West immer größer wurde, 
wurde die Zahl der Gegner der 
Todesstrafe kleiner. In Ost- 
deutschland, wo die Angst vor 
Kriminalität am größten ist, ver- 
teidigt dementsprechend fast 
jeder dritte die Todesstrafe. 


Auch wenn die Todesstrafe zur 
Zeit bei uns kein Thema mehr 
ist, sind die Einstellungen der 
Menschen zu dieser radikalen 
Bestrafung unsicher. Von der 
Ablehnung dieser Bestrafung als 
einer allgemeinen Menschheits- 
norm zu sprechen, die überall 
und in Zukunft für alle Zeiten 
gültig ist, wie es die europäische 
Menschenrechtskonvention tut, 
ist gut und schön. Zu befürchten 
ist aber, daß auch in Europa 
Ereignisse und Situationen nicht 
ausgeschlossen sind, in denen 
sich im Verlangen nach härterer 
Abwehr der Kriminalität diese 
Norm als Utopie erweist. Wie 
anders läßt sich die große Zahl 
erklären, die der ostasiatischen 
Todesstrafpraxis gegenüber Ver- 
ständnis zeigt? 


Gefahren- 
zeichen für 
den Standort 
Deutschland 


Der Entschluß des Mercedes- 
Konzerns, sein neues Swatch- 
Auto in Frankreich zu produzie- 
ren, wird von der Mehrheit der 
Deutschen als beunruhigend 
empfunden. 66 Prozent sehen 
darin ein »Gefahrzeichen, daß in 
Deutschland die Arbeit zu teuer 
ist«. 11 Prozent sind der Ansicht, 
hier handle es sich nur um einen 
Ausnahmefall, der nicht überin- 
terpretiert werden sollte. Das 
geht aus einer Umfrage hervor, 
die das Institut für Demoskopie 
Allensbach kürzlich durchge- 
führt hat. 


Die Allensbacher Umfrage zeigt 
auch, in welch hohem Maße die 
Bevölkerung die Nachrichten 
über die Mercedes-Entscheidung 
in den Medien verfolgt hat. 71 
Prozent der Deutschen hatten im 
Januar schon davon gehört, daß 
der Stuttgarter Konzern den 


neuen Kleinwagen nicht in: 
Deutschland, sondern im franzö- 
sischen Lothringen bauen wird. | 
Wenn man bedenkt, daß Wirt- 
schaftsthemen in den Medien nur, 
selten ein großes Publikum fin- 
den, weist auch diese Zahl auf 
die Beunruhigung hin, die diese 
Produktionsstandort-Entschei- 
dung ausgelöst hat. Vor allem 
politisch Interessierte haben die 
Nachricht zum Swatch-Auto ge- 
lesen oder davon gehört (83 
Prozent). 


Mehr noch als die Bevölkerung 
im allgemeinen sind Gewerk- 
schaftsmitglieder über die Ent- 
scheidung in Stuttgart in Unruhe 
versetzt. 69 Prozent sehen darin 
ein Gefahrenzeichen, das über 
den Einzelfall hinausweist. 13 
Prozent betrachten die Sache 
nicht als beunruhigend. 


Bei einer Analyse der Umfrage- 
daten nach Berufskreisen zeigt 
sich, daß einerseits die angelern- 
ten Arbeiter und andererseits die 
Selbständigen und Freiberufler 
am wenigsten beunruhigend 
sind, während Facharbeiter, An- 
gestellte und Beamte Arbeits- 
plätze in Deutschland deutlich in 
Gefahr sehen. 


In den regelmäßigen Sondie- 
rungen des Allensbacher In- 
stituts zu Sorgen und Befürch- 
tungen der Deutschen hat sich 
das Stichwort »Produktionsver- 
lagerung deutscher Unter- 
nehmen ins Ausland« spätestens 
seit Frühjahr 1993 zum deutli- 
chen Sorgenpunkt entwickelt. 
Auf diesem Hintergrund er- 
scheint die Mercedes-Entschei- 
dung vom Dezember letzten 
Jahres für viele Menschen nur 
die Bestätigung einer bösen 
Ahnung zu sein. 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 


Diagnosen 


Archibald Maule 
Ramsay »Der 
namenlose Krieg« 
Adolf Rossberg 
»Der Orden des 
Herrn Weishaupt« 
Karl Heise 
»Okkultes 
Logentum« 

Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
Konrad Lerich 
»Der Tempel der 
Freimaurer« 

Im Anhang: 

Die Konstitution 
»Alter und 
Angenommener 
Schottischer Ritus« 


»Der namenlose Krieg«, 
448 Seiten mit 

84 Abbildungen 

DMI/Sfr 36,- 

ISBN 3-923864-04-3 
Verlag Diagnosen 
D-71229 Leonberg 

Zu beziehen über 

den Buchhandel 


Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice 


GmbH : D-56020 Koblenz 
Telefon 02 61/8 07 06-0 
Telex 862 662 

Telefax 02 61/8 07 06 54 


Ein Volk nach dem anderen wird vom Moloch “Neue Weltordnung” geschluckt. 
Über das Geld soll das politische Ziel einer Weltregierung geschaffen werden. Die Gruppe, 
die die “Neuerschaffung der Welt” will, versteckt sich hinter vielen Namen. 
Das Nachschlagewerk informiert über die Arbeit, die Pläne und die Ziele der Internationalisten. 


Peter Blackwood | 


DASABC 
DER INSIDER 


Peter Blackwood: 

“Das ABC der Insider” . 
537 Seiten mit vielen 
Abbildungen. 

DMI/Sfr 40,- 

ISBN 3-923864-05-1 
Verlag Diagnosen, 
D-71229 Leonberg. 
Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice GmbH, 
D-56020 Koblenz, 
Telefon: 02 61/8 07 06-0, 
Telefax: 02 61/8 07 06 54 
Zu beziehen über den 
Buchhandel. 


